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 Digitalisierung hat  der Arbeits-  
 und Lebensqualität zu dienen 
Der Anbruch des Maschinenzeitalters vor rund 250 Jahren bedeutete für den 
Großteil der arbeitenden Bevölkerung keine Lebenserleichterung, im Gegenteil – 
soziale Deklassierung, Verelendung, unmenschliche Arbeitsbedingungen wa-
ren die Folgen. Es dauerte viele Jahrzehnte, bis es unter immensen Mühen ge-
lungen war, die durch die industrielle Revolution freigesetzten zerstörerischen 
Kräfte so weit einzudämmen, dass wenigstens halbwegs menschliche Zustän-
de in den Arbeitsbeziehungen herrschten. 

Diese Tatsache sollte nicht unerwähnt bleiben, wenn – wie es häufig geschieht – 
mit Blick auf die Digitalisierung vom Beginn eines zweiten Maschinenzeitalters 
die Rede ist oder gar von einer digitalen Revolution gesprochen wird, die der 
industriellen in nichts nachstehe. Was auch immer an diesen Einschätzungen 
dran ist, an einem Anspruch sollte kein Zweifel bestehen: Dieses Mal darf es zu 
einer solchen Ungleichzeitigkeit nicht kommen! Erst einmal rohe Marktkräfte 
ungehemmt walten lassen, um dann zu retten, was zu retten ist, oder: erst di-
gitalisieren, dann humanisieren – das wäre abwegig. Und noch eines lässt sich 
anhand der historischen Geschehnisse zeigen, die den Stoff für epochale Ver-
gleiche bieten: Nicht alle technischen Umwälzungen tragen zum Fortschritt bei, 
sondern erst verbunden mit sozialen Innovationen wird daraus eine Verbesse-
rung der Arbeits- und Lebensbedingungen für viele. Die Entwicklung einer so-
zialpolitischen Gesetzgebung, eines Koalitions- und eines Tarifrechts und von 
Mitbestimmungsrechten der Belegschaftsvertretungen, das waren Meilenstei-
ne im sich entfaltenden Industriezeitalter und einer sich entwickelnden Demo-
kratie, und es waren die gewerkschaftlichen Koalitionen der Arbeiter und An-
gestellten, die als Motor dieser Innovationen fungierten.

Was steht heute an?
Zunächst einmal die Einsicht, dass sich, egal wie das Verhältnis von Chancen 
und Gefahren durch Digitalisierung bewertet wird, an einem nichts geändert 
hat: Auch in Sachen Digitalisierung entscheidet über den Fortschritt, ob und 
in welchem Maße es gelingt, die sich entwickelnde Technik für das Gemein-
wohl, für die Demokratie und für all jene nutzbar zu machen, die von der Ent-
wicklung betroffen sind. Das ist eine konzeptionelle und eine praktische Aufga-
be, der sich ver.di seit längerem widmet – nicht zuletzt die in der vorliegenden 
Publikation versammelten Beiträge zeugen davon. Das Humanisierungswerk 
kann aber nur gelingen, wenn eine hohe Gestaltungsenergie aufgebracht wird, 
und das bei Weitem nicht nur seitens der Gewerkschaften und der Beschäftig-
ten. Was den Gestaltungsakteuren heute dabei zugutekommt: 

→→ �Anders als in Zeiten der Industrialisierung ist die Grundausstattung des  
Instrumentariums, das es einzusetzen, zu sichern und weiterzuentwickeln 
gilt, vorhanden. Es gibt ein Arbeits- und Sozialrecht, Mitbestimmungs
rechte, Gewerkschaften, die Vorstellung von einer demokratischen Öffent-
lichkeit und auch die Persönlichkeitsrechte sind nichts, was als Idee und 
gesetzliche Norm erst noch erfunden werden müsste.
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→→ �Es gibt, darauf aufbauend – und auch das wird in diesem Reader deut- 
lich –, bereits Leitideen, teils weitgediehene Konzepte und Praxismodelle 
dazu, wie Gute digitale Arbeit geschaffen werden kann. Die Vorstellungen 
zugunsten einer Stärkung von Beteiligungs-, Individual- und Kollektiv- 
rechten, einer Weiterentwicklung des Arbeitsrechts, einer Bekräftigung  
des Solidarprinzips in der Gesellschaft und von einer Weiterbildungs
offensive sind ausgereift.

→→ �Der in neoliberaler Perspektive unternommene Versuch, unter dem Deck-
mantel der Digitalisierung weiter Schutz- und Mitbestimmungsrechte  
der Erwerbstätigen abzuschaffen, stößt zunehmend auf Misstrauen. Zwar 
ist es bisher nicht wirklich gelungen, die Digitalisierung mit einer Huma
nisierungsoffensive zu verknüpfen. Doch immerhin hat sich in der Bun- 
desregierung durchgesetzt, dass Digitalisierungsprozesse von einer sozia-
len Ein- und Umsicht getragen sein müssen und Deregulierung kein  
stimmiges Konzept für die sich stellenden Fragen ist.

→→ �Zugleich stoßen gewerkschaftliche Perspektiven, die sich auf eine huma- 
ne Digitalkultur richten, auf eine wachsende Resonanz. Im Grünbuch  
Arbeiten 4.0 findet sich ein Bekenntnis des Bundesministeriums für Arbeit 
und Soziales zur Kernformel der Guten Arbeit: »Industrie 4.0 kann nur  
zum Erfolg werden, wenn die Arbeit sich an den Bedürfnissen der Beschäf-
tigten ausrichtet.« Dem wäre nichts hinzuzufügen, wenn sich der An-
spruch auf die gesamte Wirtschaft und nicht nur auf die Industrie bezieht.

Wenn es an Einsichtigen schon nicht mangelt, dürfte es leichter fallen, Gestal-
tungsprinzipien zu finden. Die Prozesse in der Arbeitswelt brauchen gemein-
wohl- und beschäftigtenorientierte Gestaltungskriterien, die den Dimensionen 
dessen gerecht werden, was die Digitalisierung an Umbrüchen hervorzubringen 
in der Lage ist. Arbeitszeitverkürzung, besserer Arbeitsschutz und Demokrati-
sierung der Leitungsprozesse – einst als Antworten von den Gewerkschaften auf 
Taylorismus, Fordismus und die Funktionsmechanismen der Industriegesell-
schaft entwickelt – sind heute erneut aufzurufen.

Die Digitalisierung liefert darüber hinaus die Basis, den Beschäftigten mehr 
Einfluss auf die Gestaltung ihrer Arbeit zu geben. Arbeitszeit und Arbeitsort 
werden disponibel und erlauben ein höheres Maß an Autonomie. Die Mög-
lichkeit war früher nicht vorhanden, kann heute aber Erwerbstätige entlasten, 
sofern die arbeitsrechtlichen und -vertraglichen Bedingungen stimmen. Die 
Gestaltung der digitalen Prozesse muss den Menschen dienen und nicht umge-
kehrt. Mehr Stress durch Entgrenzung, mehr Druck durch mehr vermeintliche 
Freiheit, neue soziale Verwerfungen durch globale Arbeitsmärkte bei gleichzei-
tiger Auflösung von Standards unter dem Deckmantel der Eigenverantwortung, 
das dürfen nicht die Fakten sein, die mit der Digitalisierung gesetzt werden. Wir 
brauchen eine Arbeitsgestaltung von unten, um die digitale Umgebung den Be-
dürfnissen jener anzupassen, die die Werte schaffen.
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Befremdlich ist, dass der Arbeitgeberverband BDA unter dem Titel Chancen der 
Digitalisierung nutzen ein Positionspapier zur Digitalisierung von Wirtschaft und 
Arbeitswelt öffentlich lanciert hat, das eine Rundum-Verweigerungs-Haltung ge-
genüber den Regulierungsanforderungen an den Tag legt. »Mit mehr Regulie-
rung wird die Digitalisierung der Arbeitswelt und Wirtschaft nicht gelingen.« 
Mit dieser selbstgerechten Floskel wird alles abgebügelt, was Digitalisierungs-
prozesse im Sinne von mehr Arbeits- und Lebensqualität fördern würde. Mehr 
Weiterbildung und Qualifizierung? Gerne, aber darum sollen sich doch bitte die 
Beschäftigten selbst in ihrer Freizeit kümmern. Persönlichkeitsrechte sichern? 
Der Ausbau »flexibler Regelungsmöglichkeiten beim Datenschutz« wäre im 
Interesse des Verbandes. Eine Verbesserung der gesetzlichen Regelungen zur 
Stressprävention und ein Recht auf Nichterreichbarkeit? Auf keinen Fall, aber die 
Schranken vor der Sonntagsarbeit sollen weiter abgetragen werden.

ver.di stellt die Anliegen der arbeitenden Menschen in den Mittelpunkt gewerk-
schaftlichen Handelns. Die vorliegende Publikation liefert dazu Analysen, Be-
richte und Positionierungen.

Lothar Schröder
Mitglied des ver.di-Bundesvorstands
Leiter des Bundesfachbereichs Telekommunikation, 
Informationstechnologie, Datenverarbeitung





 Statements zur  
 ver.di-Programmatik 



 Digitalisierung braucht  
 ein menschliches Maß –  
 Perspektiven gewerk- 
schaftlichen Handelns

Frank Bsirske
ist Vorsitzender der Vereinten Dienstleistungsgewerkschaft (ver.di) und der euro- 
päischen Union Network International (UNI Europa). Die Auseinandersetzung  
mit der Zukunft von Beschäftigung in den Dienstleistungsbranchen in Zeiten fort- 
schreitender Digitalisierung hat für ihn einen überragenden Stellenwert.

Monika Brandl
ist ehrenamtliche Vorsitzende des ver.di-Gewerkschaftsrats und GBR-Vorsitzende  
der Deutsche Telekom AG. Sie ist seit über 40 Jahren Gewerkschafterin, dabei  
immer auch in der gewerkschaftlichen Frauenarbeit aktiv gewesen und steht für  
die Gestaltung der Digitalisierung im Interesse der Erwerbstätigen.
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1. Digitalisierung als demo-  
kratische Gestaltungsaufgabe 

Laptop, Tablet und Smartphone bergen die Möglich-
keit für viele Beschäftigte, über den Zeitpunkt und 
vor allem über den Ort ihrer Arbeit selbst zu ent-
scheiden – einerseits. Andererseits droht ständige 
Erreichbarkeit und entgrenztes Arbeiten sowie eine 
weitere Prekarisierung der Arbeit durch neue For-
men der Auftragsvergabe über Online-Plattformen 
im Internet, das sogenannte Crowdsourcing (vgl. 
Leimeister et al. in diesem Band). Medizinische Di-
agnosen können mithilfe von Big Data-Technolo-
gien verbessert werden – einerseits. Andererseits 
könnte der gläserne Patient das Resultat sein (vgl. 
Weisbrod-Frey in diesem Band). Mithilfe von Fort-
schritten in der Robotik können schwere körperli-
che Arbeiten beispielsweise in der Pflege erleichtert 
werden – einerseits. Andererseits besteht die Gefahr 
eines weiteren Beschäftigungsabbaus durch die Ro-
botik insgesamt.

Das sind nur einige Beispiele, die zeigen, was 
heute mit der Digitalisierung für die Erwerbstäti-
gen und die Gesellschaft auf dem Spiel steht. Die 
sich daraus für ver.di ergebenden Gestaltungsauf-
gaben werden durch den Umstand umso dringen-
der, dass die Digitalisierung in den nächsten Jahren 
noch eine Beschleunigung erfahren dürfte – so die 
Einschätzung vieler Experten (vgl. Kurz/Rieger 2013).

Die Digitalisierung ist für das Gemeinwohl zu 
gestalten, es muss eine an den Erwerbstätigen ori-
entierte Technologiepolitik im Sinne sozialer Inno-
vationen (vgl. ver.di 2013) vorangetrieben werden. 
Voraussetzung sind demokratisch legitimierte Kri-
terien als Ausgangspunkt der Bemühungen. Tech-
nik, auch digitale Technik, ermöglicht stets Alter-
nativen und erfordert insoweit Entscheidungen; 
gesellschaftliche, wirtschaftliche, arbeitsweltliche 
Entwicklungen werden durch sie keineswegs zwin-
gend vorherbestimmt.

Somit ruft die Veränderung von Gesellschaft, 
Wirtschaft und Arbeitswelt in Zeiten der Digitali-
sierung ver.di, ruft alle diejenigen auf den Plan, die 
den Werten der Menschenwürde und der Solidarität 
verpflichtet sind und für Gute Arbeit eintreten (vgl. 
Bsirske im Anhang).

 Gestaltungsarbeit beginnt damit,  
 Rechenschaft übers Maßgebliche abzulegen 
Wie groß auch immer die Zuversicht gegenüber den 
Möglichkeiten einer Technologie ist: Fraglose Hoff-
nung und Unterwürfigkeit gegenüber einer Logik 
des – vermeintlichen – Sachzwangs wirken sich ne-
gativ auf die Gestaltungsarbeit aus. Sich nicht die 
Frage nach den Wünschen und der Würde derer zu 
stellen, die die Arbeit machen und von der Tech-
nologie betroffen sind, behindert den Fortschritt. 
Dass die kurze Geschichte der Digitalisierung dazu 
bereits viel Lehrreiches bietet, daran hat kürzlich 
mit Jaron Lanier ausgerechnet ein Mann erinnert, 
der sich selbst einen »digitalen Kulturoptimisten« 
nennt (Lanier 2014).

Wichtige Reflexionsprozesse sind also im Gan-
ge in einer Zeit, in der die enormen Wirtschaftspo-
tenziale der Digitalisierung und ihre immense Be-
deutung für die Sicherung des Wirtschaftsstandorts 
außer Frage stehen. Dabei wird über fahrerlose Ver-
kehrssysteme als Regelfall, das Ende des Bargelds 
und die Errichtung von Häusern mit Hilfe von 3D-
Druckern oft auf eine Art geschrieben, als sei das 
Resultat schon ausgemacht. Was aber weitgehend 
fehlt, sind öffentliche und gesellschaftliche Erörte-
rungen unter Gesichtspunkten, die für Gestaltungs-
arbeit eigentlich maßgebend sein sollten: Wie muss 
Digitalisierung vorangetrieben werden, damit sie 
zu einem Mehr an allgemeinem Wohlstand und Le-
bensqualität führt? Oder, enger auf die Arbeitswelt 
bezogen: Wie ist Digitalisierung zu gestalten, damit 
sie den Anforderungen von Guter Arbeit, also den 
Anforderungen der Erwerbstätigen gerecht wird?

Antworten darauf zu geben, ist eine gesamtge-
sellschaftliche, demokratische Aufgabe. In besonde-
rem Maße ist aber selbstverständlich eine Dienst-
leistungsgewerkschaft herausgefordert. Dies umso 
mehr, als sie nicht nur die Interessen der im Dienst-
leistungssektor Arbeitenden in diesem Prozess zu 
vertreten hat, sondern auch beträchtlich mit den ge-
sellschaftlichen und lebensweltlichen Folgen der Di-
gitalisierung konfrontiert ist. 
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Dies deshalb, weil viele der im Dienstleistungssek-
tor Beschäftigten in kritischen Infrastrukturen und 
im Kontext interaktiver Arbeit, also Arbeit mit Men-
schen, tätig sind. Die erforderlichen Antworten – das 
gehört zu den ver.di-Grundsätzen – sind nur in stän-
diger Kommunikation und in gemeinsamen Lern-
prozessen mit den Erwerbstätigen selbst zu entwi-
ckeln. Dass dabei vieles noch im Fluss ist, versteht 
sich von selbst. Dennoch ist es in den letzten Jah-
ren bereits gelungen, eine Grundaufstellung zu for-
mieren. Dazu zählen insbesondere die Deklaration 
des Rechts auf Gute Arbeit in der ver.di-Grundsatz-
erklärung von 2010 (ver.di 2010), die Konzepte für So-
ziale Innovationen (vgl. ver.di 2013) und Beteiligung 
(vgl. Müller et al. 2014), die Überlegungen in Dia-
log mit Experten zu gesellschaftlich notwendigen 
Dienstleistungen (vgl. Leimeister/Peters 2012; Hil-
bert et al. 2013), das Berliner Crowdsourcing-Cloud-
working-Papier (ver.di 2012) sowie die von ver.di in-
itiierten DGB-Leitlinien für Gute digitale Arbeit (vgl. 
ver.di 2014a) und die gewerkschaftliche Erklärung 
unter dem Titel Gute Arbeit in Zeiten des digitalen 
Umbruchs! (ver.di 2014b), aber auch die vielen wei-
teren Positionierungen, wie sie unter anderem im 
vorliegenden Sammelband deutlich werden. Im Üb-
rigen: Arbeit und Gewerkschaften im digitalen Kapita-
lismus – unter diesem Titel (vgl. Sommer et al. 2001) 
bezogen ver.di-Autoren bereits im Gründungsjahr 
der Gewerkschaft Stellung.

 Gestalten heißt, sich als handelnde  
 Subjekte einzubringen 
Eine Gewerkschaft ist – nach der klassischen, nach 
wie vor gültigen Definition – eine dauerhafte Verbin-
dung von Beschäftigten zum Zweck der Aufrechter-
haltung oder Verbesserung – der Qualität – von Ar-
beitsbedingungen. Als solche ist sie selbst bis zu 
einem gewissen Grad ein Dienstleister gegenüber 
den Erwerbstätigen, von denen sie einen Gestal-
tungsauftrag hat, und deren Zielen – bis zu einem 
gewissen Grad unter anderem deshalb, weil sie als 
Organisation von aktiven Mitgliedern getragen wird, 
die sich selbst in die gewerkschaftliche Arbeit ein-
bringen. Den Gestaltungsauftrag ernst nehmen, be-
deutet einzugreifen in die Prozesse und die Beschäf-
tigten eben dabei als Subjekte handlungsfähiger zu 
machen, um gemeinsam Einfluss zu nehmen. 

Das ist der Kern des Konzepts Gute Arbeit, und das 
ist die handlungsleitende Idee für hunderte ver.di-
Betriebs- und Personalräte, die sich um eine huma-
ne Gestaltung der Digitalisierungsprozesse in ihrem 
Betrieb bemühen. 

Dies zu betonen, ist umso wichtiger, als der BDA-
Chef Ingo Kramer die Position vertritt: »Was in der 
Wirtschaft digitalisiert werden kann, wird digitali-
siert!« (Kramer 2014: S. 2) ver.di vertritt dagegen ent-
schieden die Auffassung, dass die Frage, was und 
wie digitalisiert wird – ob zum Beispiel jede Pfle-
geleistung –, weder par ordre du mufti noch durch 
eine Kapitulationserklärung vor einem vorgebli-
chen Selbstlauf der Technik zu lösen ist, sondern 
Gegenstand von Gestaltungsarbeit ist (vgl. Bsirske 
im Anhang).

 Digitalisierungsprozesse sind  
 als soziales Geschehen aufzufassen 
Digitalisierung ist kein Akteur, die Technik kein 
Subjekt. An dem Verhältnis zwischen Mensch und 
Technik ändert sich also nichts: Menschen machen 
die Digitalisierung und sind davon betroffen; sie 
sind mehr als Produktions-, Wertschöpfungs- und 
Wachstumsfaktoren. Wenn also von digitaler Zu-
kunft, digitaler Gesellschaft oder von einer Gesell-
schaft 4.0 gesprochen wird, dann sind das alles kei-
ne Losungen, in deren Namen den Beschäftigten 
legitimerweise Anpassungsleistungen abgefordert 
werden können.

Grundsätzlich gilt, was ver.di zum Thema Inno-
vationen erarbeitet hat, auch für die Digitalisierung: 
»Innovationen werden in einem hochkomplexen so-
zialen Geschehen erarbeitet. Selbst dort, wo techni-
sche Neuerungen im Blickpunkt stehen, ist es nicht 
sinnvoll, sie unter dem Primat der Technik anzuge-
hen. Entscheidend ist, dass die soziale Dimension 
von vornherein berücksichtigt wird und nicht erst 
hinterher, im Anwendungsbereich, hinzugefügt 
oder geprüft wird.« (Schröder 2013: S. 2) Für ver.di 
liegt die zentrale Herausforderung der kommenden 
Jahre darin, die unübersehbaren Risiken des digi-
talen Umbruchs zu bewältigen und seine großen 
Chancen für soziale und humane Innovation aus-
zuschöpfen, um Gute Arbeit und Gute Dienstleis-
tungen zu sichern. 
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Dabei nimmt ver.di nicht nur digitale Arbeit im en-
geren Sinne – also Arbeit an Computern und im In-
ternet – in den Blick, sondern ein noch wesentlich 
breiteres Spektrum von Erwerbstätigkeit. Paketzu-
stellerInnen, Pflegekräfte oder BusfahrerInnen und 
viele andere Berufsgruppen beispielsweise bleiben 
ja von den Potenzialen und Problemen der techni-
schen und ökonomischen Umwälzungen keines-
wegs unberührt.

 Im Prozess der Digitalisierung  
 braucht es ein Leitbild: Gute Arbeit 
Hatten einige Enthusiasten digital lange Zeit als Sy-
nonym für eine bessere Gesellschaft, für die Freiheit 
von Herrschaft und Kontrolle angesehen, mussten 
sie inzwischen zur Kenntnis nehmen, dass »die 
Idee des Internets als einer einzigartigen, von Re-
gulierungen ausgenommenen Sphäre« sich ver-
flüchtigt hat (Lovink 2012: S. 9). Andere, so einer der 
Pioniere der Computertechnologie, Joseph Weizen-
baum, Autor des Standardwerks »Die Macht der 
Computer und die Ohnmacht der Vernunft« (Wei-
zenbaum 1978), sind von Anfang an kritischer gewe-
sen. Weizenbaum hat seinen Kerngedanken in ei-
nem Gespräch folgendermaßen zusammengefasst: 
»Computer sind wie alle Instrumente nicht wertfrei, 
sondern erben ihre Werte von der Gesellschaft, in 
der sie eingebettet sind. In einer vernünftigen Ge-
sellschaft erfüllen sie möglicherweise viele nützli-
che Funktionen, doch bis dahin müssen sie kritisch 
betrachtet werden.« (Borchers 2003: S. 76 f.)

In Deutschland gibt es durchaus ein Unbehagen 
an der Digitalisierung. Die Geschäftsführerin des In-
stituts für Demoskopie Allensbach, Renate Köcher, 
hat bei der Präsentation ihrer jüngsten Umfrageer-
gebnisse zum Thema darauf hingewiesen, »wie we-
nig der Technologiesprung durch Vernetzung von 
den Bürgern als Hoffnungsszenario empfunden« 
wird: »Mehr als 80 % rechnen mit einer zunehmen-
den Technisierung des Alltags, lediglich 4 % halten 
dies für wünschenswert. (...) Die meisten nutzen 
die neuen Möglichkeiten, sind jedoch gleichzeitig 
besorgt, wie sich Wirtschaft und Gesellschaft durch 
die Vernetzung und den gesamten Fortschritt entwi-
ckeln werden.« (2014) Dieses Misstrauen resultiert 
in starkem Maße daraus, dass für viele Menschen 
eine humane Leitidee zur Gestaltung der Digitali-
sierung derzeit nicht erkennbar ist.

Im Digitalisierungsprozess hat sich ver.di mit dem 
Konzept der Guten Arbeit aufgestellt und entspre-
chende Leitlinien entwickelt, weil nur ein partizi-
patives Vorgehen den Autonomieansprüchen der 
Erwerbstätigen gerecht wird (vgl. ver.di 2014a: S. 25; 
Müller 2014). Gewerkschaften sind notwendig, weil 
selbst in einer smarter werdenden Serviceökono-
mie die Gesetze von Eigentum, Macht und Gegen-
wehr nicht außer Kraft gesetzt sind und die über-
große Mehrheit der Beschäftigten auch in Zukunft 
nicht aus freien Stücken in den Prekaritätsmodus 
wechseln wird. Unerlässlich ist dabei aber auch der 
Hinweis auf den normativen Aspekt der Angelegen-
heit: In Zeiten der Digitalisierung bieten Werte wie 
das Recht auf Gute Arbeit eine verlässliche Orientie-
rung. Und das gilt auch für die arbeits- und gesell-
schaftspolitische Begriffswelt: Nein, Google ist kein 
Anti-Unternehmen; nein, Beziehungen sind nicht 
die neue Währung, Märkte keine Gespräche; und 
die Verbreitungstechnologien liegen auch in Zeiten 
des Netzanschlusses sowenig in den Händen aller, 
wie der Telefonanschluss gesellschaftliche Chan-
cengleichheit realisiert.

 Ein Chancenmanagement für Gute Arbeit  
 und Gute Dienstleistungen 
Unter dem programmatischen Titel Gute Arbeit in 
Zeiten des digitalen Umbruchs! hat ver.di im Sep-
tember 2014 eine Erklärung herausgegeben (ver.di 
2014b), in der die Organisation keinen Zweifel an ih-
rer Absicht lässt, als gestaltende Kraft in die Digi-
talisierungsprozesse einzugreifen. Es stimmt, auf 
betrieblicher Ebene werden Digitalisierungspro-
zesse zumeist mit Rationalisierungsmaßnahmen 
verknüpft (vgl. Schröder/Welslau 2015, Müller 2015) 

– dort ist häufig auch die Widerstands- wie auch eine 
Qualifizierungsperspektive angesagt. Aber es könn-
ten damit auch Arbeitserleichterungen, eine verbes-
serte Vereinbarkeit von Beruf und Freizeit mit der 
Möglichkeit, im Homeoffice zu arbeiten, oder gar 
neue digitale Dienstleistungen, die mit Beschäfti-
gungsaufbau verbunden sind, einhergehen. Es geht 
also nicht darum, eine Abwehrschlacht zu bestrei-
ten, sondern die Chancen für ein Mehr an Guter Ar-
beit und Guten Dienstleistungen zu nutzen, die sich 
im Zuge des digitalen Wandels eröffnen.
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Für ein solches Chancenmanagement braucht es auf 
konzeptioneller Ebene vor allem:

→→ �Die Weiterentwicklung der Leitlinien für die Gestal-
tung des digitalen Wandels und für Aktivitäten auf 
allen gewerkschaftlichen Handlungsfeldern. Die 
Bundesregierung wirbt in ihrem Grünbuch zum 
Thema Arbeiten 4.0 dafür, einen »neuen sozia-
len Kompromiss (zu) entwickeln, der Arbeitge-
bern wie Arbeitnehmern nützt« (BMAS 2015: S. 9), 
und das ist gut so. Doch ein Kompromiss lässt 
sich nur aushandeln, wenn die Ausgangspositio-
nen klar benannt sind. ver.di hat mit ihrer Erklä-
rung vom September 2014 sowie mit den bereits 
genannten Dokumenten deutlich Stellung bezo-
gen, wobei die Positionierungsarbeit zumal ange-
sichts der dynamischen Entwicklung auf dem Ge-
biet selbstverständlich Work in Progress ist. Der 
ver.di-Bundeskongress 2015 wird sich der Frage 
eingehend widmen.

→→ �Die Identifikation auch von Risiken. Integraler Be-
standteil jedes verantwortungsbewussten Chan-
cenmanagement ist eine Risikokommunikation. 
Umso befremdlicher ist es, wenn in der öffentli-
chen Debatte über Digitalisierung häufig von den 
Möglichkeiten auf eine Art gesprochen wird, als 
ob es Wirklichkeiten seien und unabhängig von 
den Bedingungen, die erfüllt sein müssen, damit 
sie es werden. Die wichtigsten Bedingungen aber 
sind sozialer und kultureller Art. Und das größte 
Risiko besteht darin, dass diese Tatsache überse-
hen und vernachlässigt wird.

→→ �Die Fokussierung auf Beteiligung als das A und O 
einer humanen Gestaltung der Digitalisierung. Ein 
gesellschaftlicher Dialog ist wichtig, aber damit 
sind die Bedingungen für Beteiligung noch nicht 
erfüllt. Beteiligung in der Arbeitswelt beginnt am 
Arbeitsplatz und muss sich über die Unterneh-
mensebene bis in die Gesamtwirtschaft fortset-
zen, um gesellschaftliche Gestaltungskraft ent-
falten zu können. Sozial gestalten lässt sich der 
digitale Wandel also nur, wenn dabei die Möglich-
keiten zur direkten Beteiligung der Beschäftigten 
und die Mitbestimmungsrechte der Interessen-
vertretungen ausgeweitet werden (vgl. Bsirske so-
wie Wedde/Spoo in diesem Band). Durch ein Fol-
genabmilderungsmanagement lässt sich Gute 
digitale Arbeit hingegen nicht verwirklichen.

→→ �Die Beachtung der historischen Dimension. Plakativ 
gesprochen: Big Data ist eine große Herausforde-
rung, aber die Geschichte der Überwachung be-
ginnt nicht erst mit dem Internet, und der Schutz 
der Persönlichkeitsrechte ist ein sehr viel älteres 
Anliegen. Es würde der Debatte gut tun, wenn die 
Digitalisierung stärker im historischen Kontext 
betrachtet würde – und sich damit zugleich auch 
das Neue deutlicher abzeichnet wie bspw. die 
Notwendigkeit eines Rechts auf informationelle 
Selbstbestimmung. Das ist auch dem Selbstbe-
wusstsein zuträglich: Es ist nicht das erste Mal, 
dass Gewerkschaften mit technologischen Um-
wälzungen und mit Attacken auf die Persönlich-
keitsrechte zu tun haben. Aber zugleich muss ihr 
Vorgehen angesichts der neuen Herausforderun-
gen geschärft werden (vgl. Weichert 2013, Schrö-
der 2014b, Bsirske sowie Jerchel in diesem Band).

→→ �Die Verarbeitung aktueller Erkenntnisse zur Digita-
lisierung. Auch wenn es sich um eine relativ neue 
Technologie handelt – es gibt bereits reichlich 
Erfahrungen und Berichterstattungen auf diver-
sen Gebieten. So ist etwa aus den Repräsentati-
vumfragen mit dem DGB-Index Gute Arbeit be-
kannt, dass Beschäftigte, denen es möglich ist, 
kurzfristig Arbeit von zu Haus aus zu erledigen, 
derzeit mehr Gestaltungsmöglichkeiten haben, 
aber auch mehr unbezahlte Arbeit leisten und öf-
ter gehetzt arbeiten (DGB 2014: S. 12). Daraus sind 
wichtige Hinweise für Gestaltungserfordernisse 
zu schöpfen.
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→→ �Eine Stärkung der Forschung. Da von der Digitali-
sierung Dienstleistungsjobs betroffen sind, müs-
sen sich Dienstleistungs- und Arbeitsforschung 
für die Wirkungen und die Gestaltung der Digi-
talisierung im tertiären Sektor interessieren, je 
für sich wie auch im produktiven Austausch mit-
einander. »Angesichts der Herausforderungen 
auf dem Weg zu einer digitalen Gesellschaft, na-
mentlich der tiefgreifenden Veränderungen der 
Dienstleistungsarbeit, und im Blick auf die Er-
wartungen, die sich erneut auf den tertiären Sek-
tor als beschäftigungspolitischen Hoffnungs-
träger richten, sind die Forschungsbedarfe hier 
evident. (…) Es muss gelingen, der Dienstleis-
tungsforschung und der Arbeitsforschung ein 
weit größeres Gewicht als bisher zu geben. Wir 
brauchen deren Ergebnisse als Grundlage für 
wohl informiertes politisches Handeln, soll der 
digitale Umbruch zu echtem Fortschritt, zu guter 
Arbeit, mehr Lebensqualität und einer gerechte-
ren Gesellschaft führen.« (Bsirske 2014: S. 23 f.; vgl. 
Schröder 2015)

2. �Die arbeitspolitische Grundaufstellung 
zur Gestaltung der Digitalisierung 

Die Digitalisierung der Arbeitswelt ist bereits weit 
vorangeschritten – gerade im Dienstleistungssektor. 
Zum Beispiel sind derzeit 92 % der Arbeitsplätze in 
der Medien- und Kulturbranche, 82 % in Energieun-
ternehmen und 71 % im Handel digital ausgestattet. 
Der Prozess der Digitalisierung ist ein widersprüch-
licher und ungleichzeitiger, die praktische Umset-
zung ist von vielen Faktoren abhängig. Einerseits 
ist mit der Digitalisierung die Zunahme psychi-
scher Belastungen zu beobachten, beispielsweise 
aufgrund der Möglichkeit ständiger Erreichbarkeit, 
aber vor allem aufgrund der Arbeitsintensivierung 
durch Personalabbau und Managementmethoden, 
die mit Ergebnissteuerung oder indirekter Steuerung 
beschrieben werden. Andererseits sind in Teilen der 
Arbeitswelt Digitalisierungsprozesse (noch) nicht 
mit dem Abbau traditioneller Belastungen und Be-
anspruchungen (z. B. Monotonie) verbunden. 

Gute Arbeit ist selbstverständlich eine Perspektive, 
die für die Arbeitsbedingungen aller zu gelten hat – 
und Gute digitale Arbeit deren Konkretionsform mit 
spezifischen Aufgaben auf dem Gebiet der Arbeits-
gestaltung. Dabei geht es um arbeitspolitische und 
regeltechnische Aspekte:

→→ � Arbeitspolitisch gilt es, der Erosion von Standards 
der Arbeitsqualität entgegenzuwirken. Das trifft 
insbesondere für prekäre Arbeitsverhältnisse zu, 
aber u. a. auch für die Arbeitsbedingungen von 
Beschäftigten, die unter der Anforderung stehen, 
für ihren Arbeitgeber ständig erreichbar zu sein. 
Gerade sie leisten überdurchschnittlich viel un-
bezahlte Arbeit und sind insgesamt auch einem 
stärkeren Arbeitsdruck ausgesetzt.

→→ �In der arbeitspolitischen Gesamtperspektive von 
Guter Arbeit handelt es sich jedoch keineswegs 
um eine Abwehrschlacht. Im Gegenteil: Die eher 
im defensiven Bereich angesiedelte Aufgaben-
stellung Keine Schlechterstellung ist Teil einer ins-
gesamt offensiven Ausrichtung. Grundsätzlich 
geht es darum, das Plus an Gestaltungs- und Ein-
flussmöglichkeiten für Beschäftigte, das im Kon-
text digitaler Arbeit deutlich und teilweise auch 
realisiert wird, sichtbar zu machen, rechtsver-
bindlich abzusichern und in der gesamten Ar-
beitswelt als Standard durchzusetzen.

→→ �Aber auch unter dem regeltechnischen Aspekt 
bieten die neuen Bedingungen immense Her-
ausforderungen, und das bereits auf konzeptio-
nellem Gebiet. Dabei kommt es etwa darauf an, 
für die Arbeit von zu Haus bzw. Telearbeit hand-
habbare Vorkehrungen zum Belastungsschutz zu 
entwickeln oder angesichts der Erweiterung der 
Überwachungsmöglichkeiten praktikable Regu-
larien zur Sicherung der Persönlichkeitsrechte zu 
erarbeiten. Es braucht die Weiterentwicklung von 
gesetzlichen Regelungen, Tarifverträgen und Be-
triebsvereinbarungen.
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In welchem Maße ver.di sich in den letzten Jahren 
bereits an die Bewältigung der skizzierten Aufgaben 
gemacht hat, davon zeugen nicht zuletzt die Beiträ-
ge des vorliegenden Readers. Vieles ist noch offen, 
und das muss es auch sein – denn Regelungen kön-
nen nur zusammen mit den Beschäftigten entwi-
ckelt werden –, doch diverse Praxismodelle haben 
sich bereits bewährt und auch die arbeitspolitische 
Grundausrichtung steht mit Guter Arbeit als Leitbild. 
Dessen tragende Ideen sind nicht zuletzt in Ausein-
andersetzung mit den neuen Formen der Arbeit und 
den erweiterten Partizipationsansprüchen der Be-
schäftigten entwickelt worden.

 Gute Arbeit und soziale Innovationen:  
 Beteiligung als Basis 
Das Recht auf Gute Arbeit birgt das Recht auf Arbeit 
in sich. Daran ist im Lichte von Prognosen über ne-
gative Beschäftigungseffekte im Zeichen der Digita-
lisierung zu erinnern – insbesondere wenn bereits 
konkrete Rationalisierungsmaßnahmen anstehen 
(vgl. Schröder/Welslau 2015: S. 113). Sind Beschäftig-
te vom Arbeitsplatzverlust bedroht, werden sie in ih-
ren Ansprüchen auf Weiterbeschäftigung und Ra-
tionalisierungsschutz, auf perspektivensichernde 
Weiterbildung und gegebenenfalls alternative Be-
schäftigungsmöglichkeiten unterstützt. In der ge-
samtgesellschaftlichen Perspektive aber gilt auch 
für die Arbeitsplatzfrage, dass es keinesfalls dar-
um geht, im Stile eines Abwehrkampfes zu agie-
ren und Digitalisierungsfolgen nur abzufedern. 
Im Gegenteil: Im Zuge der Digitalisierung müssen 
eine gerechtere Verteilung der Arbeitszeit realisiert, 
ein Mehr an Arbeitsqualität verwirklicht, gesell-
schaftlich notwendige wie soziale Dienstleistungen 
durch die Umlenkung von Produktivitätsgewinnen 
gestärkt und beschäftigungswirksame wie sozia-
le Innovationen gefördert werden (vgl. Bsirske im 
Anhang). Basis dafür ist die Stärkung von Beteili-
gungsprozessen. Darin besteht der Kerngedanke 
von sozialer Innovation und Guter Arbeit (vgl. Roth/
Müller 2013a; Müller et al. 2014). Diese lässt sich am 
besten erreichen über einen Zuwachs an verbind-
lich abgesicherten kollektiven und individuellen 
Gestaltungsmöglichkeiten der Beschäftigten (vgl. 
Bsirske 2015: S. 37 ff.).

 Regulierung durch den Ausbau  
 subjektiver Schutz- und Gestaltungsrechte 
Wenn von Regulierung die Rede ist, sind neoliberale 
Strategen darum bemüht, diese mit obrigkeitsstaat-
licher Reglementierung zu übersetzen und ihre Versi-
on einer vermeintlich digitalen Kreativwelt den vor-
geblichen Bevormundungsversuchen der Regulierer 
entgegenzusetzen – und dies ungeachtet der Regu-
lierungsgewalt, die von den großen Internetkonzer-
nen wie Google, Facebook, Amazon und Co. ausgeht 
(vgl. Leisegang 2014: S. 30 ff., 113 f. sowie in diesem 
Band). Umso wichtiger ist es zu betonen: Reguliert 
wird immer, und sei es durch den Markt oder markt-
dominante Unternehmen. Die eigentliche Frage ist: 
Was soll durch wen auf welche Weise und mit wel-
chem Effekt im Prozess der Digitalisierung reguliert 
werden? In der ver.di-Grundsatzerklärung von 2010 
ist das Leitbild des aktiven Sozialstaats beschrieben, 
genauer gesagt: eines aktiven Sozialstaats, der als 
Organ eines Gemeinwesens handelt, das auf »ge-
genseitige Solidarität in der sozialen Sicherung« 
gründet und diese fördert. Damit korrespondiert die 
Forderung nach einer Einbeziehung der Solo-Selbst-
ständigen in das System der sozialen Absicherung 
ebenso wie die Forderungen, Arbeitsschutzgesetz-
gebung und Mitbestimmungsrechte (vgl. Bsirske so-
wie Wedde/Spoo in diesem Band) angesichts der Be-
dingungen digitaler Arbeit voranzutreiben. Welche 
Gestalt solch eine Weiterentwicklung annehmen 
kann, ist aus den DGB-Leitlinien für Gute digitale 
Arbeit ersichtlich. Gefordert wird dort, »ein Recht 
auf Nichterreichbarkeit (Log off ) und Nicht-Reakti-
on im Arbeitszeitgesetz zu verankern« (ver.di 2014a). 
Das Recht auf Nichterreichbarkeit wäre nicht nur 
ein Instrument zur Abwehr von Übergriffen, auch 
die Gestaltungsmöglichkeiten der Beschäftigten in 
Sachen Vereinbarkeit oder Work-Life-Balance wür-
den dadurch verbessert.
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Kein Fortschritt ohne  
Rationalisierungs- und Datenschutz
Wo wären wir, wenn wir keinen technologischen Fortschritt hätten?  
Eine gute Frage. Aber dazu gehört auch: Was wäre der Fortschritt,  
wenn dabei nicht auch auf diejenigen geachtet würde, die durch die 
technologische Entwicklung möglicherweise arbeitslos werden?  
Es gibt bereits Kassen ohne KassiererInnen und sogar U-Bahnen  
ohne FahrerInnen. Und es gibt Pläne, zunehmend fahrerlose Ver
kehrsmittel zunehmend zum Einsatz kommen zu lassen. Daher die  
Frage: Was plant die Politik eigentlich für die Kolleginnen und  
Kollegen zu tun, die von drastischer Rationalisierung betroffen sein  
werden? Was unternimmt meine Gewerkschaft, damit die Arbeits
plätze erhalten bleiben?

Außerdem, ganz wichtig: Als Beschäftigte und als Busfahrerin, die  
von der permanenten Ortung der Fahrzeuge betroffen und mit immer 
mehr Auswertungsmöglichkeiten konfrontiert ist und möglicher- 
weise bald auch noch mit der Verarbeitung von Arbeitnehmerdaten  
in der Cloud – da frage ich mich: Wo bleibt das angekündigte  
Beschäftigtendatenschutzgesetz? Wann tritt es endlich in Kraft?

Busfahrerin in Berlin

Beitrag auf der ersten ver.di-Digitalisierungskonferenz »Arbeitswelt, Selbstbestimmung und Demokratie  
im digitalen Zeitalter!« am 10. und 11. September 2014 in Berlin, www.e-government.verdi.de/kongresse

http://e-government.verdi.de/kongresse
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 Stärkung der Persönlichkeitsrechte,  
 informationelle Selbstbestimmung 
In der ver.di-Erklärung von September 2014 ist das 
Problem klar benannt: »Jedwede Aktivität in digita-
len Arbeitsumgebungen und sozialen Netzwerken 
hinterlässt einen stets größer werdenden ›Daten-
schatten‹, der durch ausgefeilte Tracking- und Ana-
lysetechniken zu Zwecken der Informationssamm-
lung und der Durchleuchtung, der Kontrolle und 
Steuerung des Verhaltens von Menschen genutzt 
werden kann – und von immer mehr Arbeitgebern 
auch entsprechend genutzt wird.« (ver.di 2014b) Die 
derzeit wichtigsten Schlussfolgerungen daraus: Das 
erste Erfordernis mit Blick auf die Arbeitswelt ist die 
Verabschiedung eines umfassenden Beschäftigten-
datenschutzgesetzes, durch das die Persönlichkeits-
rechte der Erwerbstätigen gesichert werden. Bei der 
Europäischen Datenschutzgrundverordnung sol-
len das nationale Datenschutzniveau – auch bei der 
grenzüberschreitenden Datenverarbeitung – erhal-
ten bleiben und über das Europäische Niveau hin-
ausgehende Standards ermöglicht werden. Netzpo-
litisch (im Sinne von Internet Governance) gilt es 
mit dem Grundsatz ernst zu machen, dass Datensi-
cherheit eine öffentliche Aufgabe ist. Diese lässt sich 
nur bewältigen, wenn auch die User durch ihr eige-
nes Handeln einen Beitrag leisten (so wie es nicht 
zu viel verlangt ist, dass sie Einbrüche erschweren, 
indem sie ihre Wohnung abschließen). Aber es ist 
den Bürgern nicht zuzumuten, würde das soziale 
Ungleichgewicht verstärken und schnell an Effekti-
vitätsgrenzen stoßen, wenn die Last auf die Einzel-
nen abgewälzt würde, und sie durch zeit- und kos-
tenaufwendige Verschlüsselungstechniken selbst 
für Sicherheit zu sorgen hätten (und als nächstes 
dann für ihre Wohnsicherheit durch das Engage-
ment privater Sicherheitsdienste zuständig wären). 

In diesem Bereich greifen die Schutzpflichten des 
Staates, der für eine qualitativ hochwertige Netzinf-
rastruktur mit zugesicherten individuellen und kol-
lektiven Zugangs-, Kommunikations- und Teilhabe-
rechten sowie für die Netzneutralität zu sorgen hat 
und damit selbstverständlich auch für Netzbedin-
gungen, unter denen die Wahrung der Persönlich-
keitsrechte gewährleitet ist (vgl. Bsirske sowie Jer-
chel in diesem Band).

 Stärkung des Solidarprinzips durch  
 die Ausweitung arbeits- und  
 sozialrechtlicher Bestimmungen
Zwischen Unternehmer und Beschäftigtem besteht 
ein Machtgefälle. Das Arbeitsrecht bietet Mittel, die-
sem strukturellen Ungleichgewicht entgegenzuwir-
ken. Für Erwerbstätige, die als – zumindest formell – 
selbständige Auftragnehmer für einen Auftraggeber 
tätig sind, gelten die Bestimmungen des Arbeits-
rechts allerdings nicht, und es gibt auch kein ver-
gleichbares Rechtsinstitut. Das bedeutet u. a., für sie 
gilt kein Arbeitszeitgesetz, sie haben keine Mitwir-
kungsrechte via Interessenvertretung und der Auf-
traggeber zahlt für sie (Ausnahme sind die Mitglie-
der der Künstlersozialkasse) auch keine Abgaben an 
die Sozialversicherungen.

Diese bekannten Tatsachen stehen in einem 
neuen Licht da, seit im Zuge der Digitalisierung Ar-
beiten aus den Unternehmen vermehrt an Externe 
outgesourct oder gleich als Auftragsarbeiten an selb-
ständig Tätige vergeben bzw. Arbeiten auch über 
Online-Plattformen vermittelt werden (Crowdsour-
cing, vgl. Leimeister et al. in diesem Band). Damit 
ist ein Heer von Solo-, Schein- und Semi-Selbstän-
digen entstanden. Viele leben in prekären Verhält-
nissen, und wenn sie auch nicht dem Weisungsrecht 
eines Arbeitgebers oder Vorgesetzten unterworfen 
sind, sehen sie sich doch häufig einer nicht weniger 
wirkungsstarken Durchsetzungsmacht ausgesetzt. 
Diese Entwicklung produziert soziale Verwerfungen 
und Spaltungen, die weder den Bedürfnissen der Be-
troffenen gerecht werden noch dem Prinzip der ge-
genseitigen Solidarität in der sozialen Sicherung. 
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Grundsätzlich gilt: Je ausdifferenzierter die Arbeits
welt ist und je individueller das Profil der Erwerbs-
biografien, desto wichtiger ist es auch, dass ein ge-
sellschaftliches Solidarnetz funktioniert, das alle 
Gesellschaftsmitglieder erfasst. Und gleich ob die 
Arbeitsweise und die Lebensweise eines Solo-Selb-
ständigen eine freigewählte oder der Not geschul-
det ist – ein Anspruch auf faire Bezahlung, soziale 
Sicherung und gesundheitszuträgliche Arbeitsbe-
dingungen sollte für alle bestehen. Geschäftsmodel-
le, die hingegen auf der Verletzung dieser Prinzipien 
basieren, den Entzug von Sozialabgaben organisie-
ren und durch Unterbietungswettbewerbe Sozial
dumping betreiben, sind auch für die Gesamtge-
sellschaft schädlich. ver.di hat unter dem Dach ihres 
Beratungsnetzes für Solo-Selbstständige mediafon 
ein Angebot für sogenannte Cloudworker online ge-
schaltet (www.cloudworker-beratung.de), und mitt-
lerweile sind 30.000 Solo-Selbstständige und Freibe-
rufler in der Vereinten Dienstleistungsgewerkschaft 
organisiert (vgl. Mirschel in diesem Band). 

Die genannten Schutzlücken müssen geschlos-
sen und entsprechende Mindestbedingungen ver-
ankert werden. Alle Erwerbstätigen sind in die So-
zialversicherungen einzubeziehen. ver.di setzt sich 
seit mehreren Jahren gemeinsam mit DGB, SoVD 
und anderen Partnern für die Erweiterung der Sozi-
alversicherung für Arbeitnehmer/innen zu einer Er-
werbstätigenversicherung ein. Die Kofinanzierung 
durch die Auftraggeber von Solo-Selbständigen und 
Crowdworkern ist dabei sicherzustellen.

 Ausbau des Arbeits- und  
 Gesundheitsschutzes 
In den Augen der Beschäftigten schneidet die Quali-
tät der Arbeitsbedingungen derzeit am schlechtes-
ten beim Einkommen wie der Arbeitsintensität ab. 
Das Resultat ist jeweils ein Wert von 47 Punkten auf 
der bis 100 reichenden Skala des DGB-Index Gute Ar-
beit, bei der alle Resultate unter der 50-Punkte-Gren-
ze ein Zeichen für das Vorliegen schlechter Arbeits-
bedingungen ist (DGB 2014: S. 15). Bemerkenswert 
sind in diesem Zusammenhang auch die Ergebnis-
se des aktuellen ver.di-Innovationsbarometers. Das 
ver.di-Innovationsbarometer 2015 gibt Auskunft zu 
einigen Folgen digitaler Innovationen in den Betrie-
ben und Verwaltungen: 70 % der Befragten (Perso-
nal-, Betriebs- und Aufsichtsräte in ver.di) sehen die-
se in einer Zunahme der Erreichbarkeit unter den 
Beschäftigten, 57 % in einer größeren Gefährdung 
der Persönlichkeitsrechte, 53 % haben einen Zu-
wachs an mobiler Arbeit festgestellt, 37 % eine Zu-
nahme unsicherer Beschäftigung (vgl. Roth 2015).

Dem Gesundheits- und Arbeitsschutz sind unter 
den sich wandelnden Bedingungen neue, erweiterte 
Aufgaben gestellt. Erforderlich ist es insbesondere: 

→→ �verpflichtende beteiligungsorientierte Gefähr-
dungsbeurteilungen für alle Erwerbstätigen mit 
Verfahren für die Erfassung auch von psychi-
schen Gefährdungen bei mobiler, entgrenzter 
und ergebnisorientierter Arbeit durchzusetzen; 
wobei sich für die Ermittlung psychischer Fehl-
beanspruchungen traditionelle Mittel und Me-
thoden weniger gut eignen, die eher auf körper-
liche Belastungen und ortsgebundene Arbeit  
im Betrieb ausgerichtet sind; 

→→ �die derzeit gültigen, überwiegend nicht im Hin-
blick auf digitale Prozesse erstellten gesetzli-
chen Bestimmungen zum Gesundheits- und Be-
lastungsschutz auf den Prüfstand zu stellen,  
in der Absicht:

→→ �Konzepte für einen Arbeitsschutz zu entwickeln, 
der unter den neuen Bedingungen greift (vgl. 
Pfeiffer et al. in diesem Band).
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Dies zu bewältigen, ist eine gesamtgesellschaftliche 
Aufgabe, die in der Öffentlichkeit leider allzu selten 
zur Sprache kommt, wenn von digitaler Revolution 
die Rede ist. ver.di hat in den letzten Jahren mit ei-
genen Mitteln bereits etliches in Angriff genommen 
und dabei:

→→ �eine umfangreiche Arbeitsberichterstattung 
auf bundesweiter Dienstleistungs-, Branchen- 
(bspw. Roth 2014, vgl. Müller in diesem Band) 
und betrieblicher Ebene vorgelegt – das ersetzt 
aber keineswegs das Freimachen von Mitteln  
für die Arbeitsforschung durch die zuständigen 
Institutionen des Bundes, woran ein großer  
Bedarf herrscht;

→→ �die Gesetzeslage überprüft und detaillierte Vor-
schläge entwickelt (vgl. Hannack/Schröder  
2013, Schröder 2014a) wie etwa zu einem Recht 
auf Nichterreichbarkeit, um der Entgrenzung 
von Arbeit, der ständigen Erreichbarkeit ent
gegenzuwirken; um nun den Arbeits- und Ge-
sundheitsschutz auf digitale und mobile Arbeit 
anzupassen, muss zunächst die novellierte  
Arbeitsstättenverordnung mit der integrierten  
modifizierten Bildschirmarbeitsverordnung  
unverzüglich in Kraft treten (vgl. sopoaktuell 
2015); auf dieser Grundlage sind weitere Ver- 
besserungen des Arbeitsschutzrechts mit Ent-
wicklung und Durchsetzung ergonomischer 
Standards bei Soft- wie Hardware nötig;

→→ �Tarifverträge zum Gesundheitsschutz abge-
schlossen (vgl. Schmidt/Stach in diesem  
Band) sowie Konzepte zur Beteiligung der Be-
schäftigten am Prozessgeschehen vorgelegt,  
die sich auch praktisch bereits bewährt haben  
(vgl. Roth/Müller 2013b, Kulemann 2015).

Damit ist die Leitorientierung bereits angesprochen: 
Angefangen bei der Gefährdungsbeurteilung – dem 
Kernstück des Arbeitsschutzhandelns – entwickelt 
sich Beteiligung, bezogen auf die Arbeitsbedingun-
gen, auch immer mehr zum A und O des Gesund-
heits- und Arbeitsschutzes (vgl. Bsirske 2015: S. 29 f., 
36 f.; Kratzer et al. 2011). Für die Prävention gilt im-
mer noch, dass sie wirksam wird, wenn sie primär 
bei den Arbeitsbedingungen ansetzt. Und der erste 
Akt zur Resilienz gegen Arbeitsstress besteht darin, 
unzumutbare Arbeitsbedingungen zu identifizieren, 
zurückzuweisen und für bessere zu sorgen.

 Qualifizierungsprogramme zur  
 Förderung einer humanen Digitalkultur 
Ob und wie die Digitalisierung in der Arbeitswelt 
und in der Gesellschaft gelingt, hängt in hohem 
Maße von der Bildung ab. Das ist eine Aufgabe auf 
allen Ebenen des Bildungssystems. Im Lichte der 
derzeitigen öffentlichen Debatte ist eines dabei be-
sonders zu betonen: Technikschulung ist nur der 
eine Teil einer Anleitung zu einem Kompetenzer-
werb. Dieser muss sehr viel umfassender angelegt 
sein, wenn im Zuge des digitalen Wandels ein Mehr 
an Guter Arbeit und an Guten Dienstleistungen ver-
wirklicht werden soll. 

Um eine menschengerechte und innovative Digi-
talkultur in der Arbeitswelt zu erreichen, müssen ne-
ben dem Erwerb von Medien- und Technologiekom
petenz vor allem soziale und Planungs- wie auch 
Führungskompetenzen – dazu gehören auch Auf-
wandschätzungen – vermittelt werden (vgl. Roth 
2015). Letztere werden nicht mehr nur von Führungs-
kräften benötigt, denn die Verantwortung für die Er-
füllung von Aufgaben wird zunehmend an die Be-
schäftigten übertragen. Deshalb geht es auch um die 
Befähigung zur Selbstorganisation und zur Struktu-
rierung des Arbeitsalltags außerhalb betrieblicher 
Räume und Routinen. Es braucht Fähigkeiten zur 
Grenzziehung zwischen beruflicher und privater In-
anspruchnahme sowie Sensibilität und Handlungs-
wissen für den Schutz der Persönlichkeitsrechte und 
die Sicherheit eigener und fremder Daten. 
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Es geht um den Respekt für die Erreichbarkeits- und 
Verfügbarkeitsgrenzen Anderer, auch um techni-
sche und kommunikative Skills für netzbasierte Ko-
operation und Führen auf Distanz. Dies wird ohne 
eine verbesserte finanzielle und personelle Ausstat-
tung des Bildungssektors nicht zu erreichen sein; 
auch bedarf es größerer zeitlicher Spielräume für 
Weiterbildung (vgl. Bsirske im Anhang). Die wirt-
schaftlichen Erträge digitaler Automatisierung und 
Rationalisierung müssen deshalb auch der (Re-)
Qualifizierung der betroffenen Beschäftigten zugu-
tekommen, zum Beispiel durch erhöhte Investitio-
nen und verlängerte Weiterbildungszeiten. Für ra-
sche und nachhaltige Fortschritte sind nicht allein 
die Akteure und Institutionen des Bildungssektors, 
sondern auch die Unternehmen verantwortlich, die 
die Entwicklung durch lernförderliche und kompe-
tenzsteigernde Formen der Arbeits- und Betriebsor-
ganisation auch im eigenen Interesse unterstützen 
müssen (vgl. Langemeyer/Lenz in diesem Band).

Je besser dies gelingt und das heißt: Je mehr die 
Beschäftigten die Chance auf mehr Selbstbestim-
mung in der Arbeit wahrnehmen können, die sich 
durch Digitalisierungsprozesse auftun, desto grö-
ßere Bedeutung erhalten Reflexionsfähigkeiten und 
soziales Orientierungswissen, und zwar auch im 
Hinblick auf die Arbeitsresultate. Plakativ gespro-
chen: Sind die Hierarchien streng und starr, stel-
len sich viele Fragen nicht, es gibt aber auch wenig 
Entfaltungsmöglichkeiten. Deshalb sind mehr Be-
teiligungsmöglichkeiten, stärkerer Einfluss auf Ar-
beitszeit, Arbeitsort, Arbeitsmenge, Formen der Zu-
sammenarbeit usw. umso wichtiger.

 Medien- und Meinungs-  
 vielfalt stark machen 
Wesentliche Voraussetzung einer funktionsfähigen 
demokratischen Gesellschaft sind unabhängige Me-
dien, die ihre grundgesetzlich geschützten Rechte 
und Aufgaben ohne Einschränkungen ausüben kön-
nen. Die Meinungsvielfalt muss geschützt und die 
Pluralität der Medienangebote erhalten und ausge-
baut werden. Dabei ist der digitalen Transformati-
on der Medienwirtschaft Rechnung zu tragen. Zu 
ihren Merkmalen gehören neben veränderten Ar-
beitsformen und Arbeitsbedingungen von Medien-
schaffenden vor allem ein zunehmender Wettbe-
werbsdruck, der die klassischen Geschäftsmodelle 
an ihre Grenzen führt. Nachrichten verbreiten sich 
über das Internet in rasender Geschwindigkeit und 
häufig zum Nulltarif; Verlage flüchten aus Tarifver-
trägen, legen Redaktionen zusammen, bauen fes-
te und freie Beschäftigung ab und verweigern die 
Einhaltung vereinbarter Vergütungsregeln; globale 
Player wie Amazon oder Netflix erobern mit eigenen 
Video-Streamingdiensten den Film- und Fernseh-
markt. Für eine freie, vielfältige und qualitätsvolle 
Medienlandschaft bedarf es einer entsprechenden 
Medienregulierung, eines starken öffentlich-recht-
lichen Rundfunks wie auch Erlösmodelle, die unab-
hängige Berichterstattung ermöglichen. Dabei darf 
professioneller Journalismus nicht entwertet wer-
den (vgl. Haß in diesem Band). Das Urheberrecht ist 
nicht gegen Nutzerinteressen auszuspielen. In ih-
rer Erwerbstätigkeit sind die überwiegend freiberuf-
lich tätigen UrheberInnen sowie Leistungsschutz-
berechtigten auf die Verwertung ihrer Werke – und 
auf für sie ökonomisch tragfähige Vertriebsstruktu-
ren, auch im digitalen Raum – angewiesen.
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3. Dienstleistungspolitik  
in Zeiten der Digitalisierung 

Die Digitalisierung transformiert eine Arbeitswelt, 
in der inzwischen drei Viertel der Beschäftigten im 
Dienstleistungssektor tätig sind. Dennoch steht in 
den öffentlichen Debatten, den Chancen- und Fol-
genabschätzungen sowie den Sinnbildern häufig 
eher der industrielle Sektor im Vordergrund, sehr 
anschaulich in dem allgegenwärtigen Ausdruck In-
dustrie 4.0. Dies ist übrigens nur im deutschspra-
chigen Raum der Fall. Dieses Missverhältnis kor-
respondiert mit der Tatsache, dass der immense 
Beitrag der Dienstleistungsarbeit zur Wertschöp-
fung – der ebenfalls bei über 70 % liegt – sowie der 
gesellschaftliche Nutzen noch immer unterschätzt 
werden.

 Die gesellschaftliche Bedeutung  
 der Dienstleistungen 
Wer allein von Industrie 4.0 spricht, dem gerät all-
zu viel aus dem Blick: nämlich Finanz- und Versiche-
rungsdienstleistungen, Telekommunikation, öffentli-
cher Dienst, Gesundheitswesen, Medien, Handel (vgl. 
die entsprechenden Beiträge in diesem Band). Au-
ßerdem ist die digitale Transformation in einer 
Reihe von Dienstleistungsbereichen deutlich wei-
ter fortgeschritten als im produzierenden Gewerbe. 

Dienstleistungen sind weit mehr als Gewährleis-
tungsarbeiten für eine Wertschöpfung, die durch 
materielle Güterproduktion im industriellen Sektor 
erfolgt. Und, wie es im Memorandum des von ver.di 
mitgetragenen Arbeitskreis Dienstleistungen heißt: 

»Ob moderne und zukunftsfähige Gesellschaften 
gelingen, hängt davon ab, dass ihre Dienstleistun-
gen stimmen. Sie brauchen vor allem ausgebaute 
und reibungslos funktionierende Mobilitätssyste-
me, ein anspruchsvolles Bildungssystem, ein leis-
tungsfähiges Gesundheitswesen, verlässliche Ver-
waltungen sowie Dienste für physische und soziale 
Sicherheit. Versagen oder fehlen sie, können die Fol-
gen dramatisch sein – vom Wachstumsstottern der 
Wirtschaft bis hin zur sozialen Desintegration. Je hö-
her die Qualität gesellschaftlich notwendiger Dienst-
leistungen, desto besser für die ganze Gesellschaft.« 
(Hilbert et al. 2013: S. 5)

Woran aber bemisst sich, ob eine Dienstleistung 
für die Gesellschaft unverzichtbar ist? Das ist eine 
Frage, die in der Debatte über Wirkungen der Digita-
lisierung auf die Beschäftigungslage im Dienstleis-
tungssektor eigentlich eine erstrangige Rolle spie-
len müsste. Welche Effekte es geben wird, hängt 
in starkem Maße davon ab, was einer Gesellschaft 
(oder deren Mehrheit) wichtig ist, das heißt insbe-
sondere, welche Infrastrukturen sie zu den kriti-
schen rechnet, welche sozialen Dienstleistungen sie 
wie erbracht wissen möchte, welche Qualitätsstan-
dards sie in diesem Zusammenhang erfüllt sehen 
will und welchen Wert sie dabei einer nicht digitali-
sierbaren Leistung (z. B. menschlicher Zuwendung 
bei der Pflegearbeit) beimisst (vgl. Bsirske im An-
hang).

 Interaktive Arbeit: soziale und  
 kreative Kompetenz 
Relevante Prognosen über die Arbeitsplatzverluste 
durch Digitalisierung (es gibt auch gegenteilige An-
sichten) stützen sich vorwiegend auf die Annahme, 
dass ein bestimmter Teil von Beschäftigung durch 
Computer ersetzt werden könnte (vgl. Frey/Osbor-
ne 2013, Bowles 2014). Diesen Teil bestimmen sie, in-
dem sie die Arbeitsplätze danach prüfen, ob diese 
spezifische Qualitäten, die Automatisierung behin-
dern, nicht oder kaum aufweisen, nämlich: kreati-
ve und soziale Intelligenz sowie Aufgaben der Wahr-
nehmung und Steuerung (vgl. Bowles 2014). 
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Diese Qualitäten geben im Umkehrschluss Hinweise 
darauf, welche Tätigkeiten in Zukunft benötigt wer-
den, nämlich Wissensarbeit und »Arbeit am Men-
schen«, wie es der VW-Vorstand Horst Neumann auf 
der Auftaktveranstaltung des BMAS zum Dialog Ar-
beiten 4.0 ausdrückte, bzw. »interaktive« Arbeit, die 
nicht nur soziale, sondern auch kreative Intelligenz 
verlangt (vgl. Wagner 2013).

Wie sich die Anforderungen an Dienstleistungen 
bereits geändert haben und was im Zuge des digita-
len Wandels – auch im Sinne einer sozialen und of-
fenen Innovation (vgl. ver.di 2013) – gefördert wer-
den sollte, dazu ein Beispiel: »Jeder ist Arzt« (Rifkin 
2014: S. 357) wird zwar auch in Zukunft nicht stim-
men, sofern nicht der allgemeine Anspruch auf me-
dizinische Versorgung sowie auf zunehmende Pro-
fessionalisierung gerade in den Dienstleistungen 
(vgl. Uellenberg-van Dawen 2013: S. 248 f.) zertrüm-
mert wird. Doch haben Ärzte es heute mit Patien-
tInnen zu tun, deren Selbstbestimmungsansprüche 
und Informationsmöglichkeiten insgesamt deutlich 
gestiegen sind. Zu den Folgen gehört, dass in der 
Arzt-Patient-Beziehung über weite Strecken nach 
dem Prinzip des informed consent verfahren wird – 
das heißt die PatientInnen können selbst entschei-
den, nachdem sie von MedizinerInnen nach bestem 
Wissen über die Behandlungsmöglichkeiten infor-
miert wurden, sich aber auch anderweitig selbst 
informiert und vielleicht auch untereinander aus-
getauscht haben (in oder über Selbsthilfegruppen 
etwa oder z. B. in einer E-Patienten-Bewegung). Die 
Digitalisierung erweitert in dem Geschehen die In-
formations- und Kommunikationsmöglichkeiten.

Diese Entwicklung ist auch in anderen gesell-
schaftlichen Sektoren zu beobachten: Da die Bürge-
rinnen und Bürger in vielen Bereichen zunehmend 
selbst entscheiden wollen, deswegen aber noch kei-
ne FachexpertInnen sind, steigt der Bedarf an ent-
sprechenden guten Dienstleistungen. Wie im an-
geführten Beispiel wächst der Aufwand, der für 
Kommunikation und Beratung aufzubringen ist (vgl. 
Klemisch 2015: S. 9, 20, 32). Der Gesamtarbeitsauf-
wand für solche Dienstleistungen dürfte in einer zu-
nehmend komplexen, ausdifferenzierten und parti-
zipationsförderlichen Gesellschaft eher zunehmen.

 Gesellschaftlich notwendige und  
 öffentliche Dienste stärken 
Unter dem programmatischen Titel Die Daseinsvor-
sorge in der Informationsgesellschaft stärken hat sich 
ver.di bereits 2008 entschieden dagegen ausgespro-
chen, der IT-Lobby die Regie bei der Gestaltung digi-
taler Infrastrukturen zu überlassen und einen Kurs-
wechsel gefordert: »Es müssen wieder Strukturen 
aufgebaut werden, die nicht am privaten Gewinn, 
sondern am Gemeinwohl orientiert sind.« (ver.di 
2008) Das war, wohlgemerkt, noch vor der Finanz-
krise und vor dem NSA-Skandal – in Zeiten, da so 
manchen Akteuren allein die Idee, es könne so et-
was wie Netzpolitik geben, als Anschlag auf die Frei-
heitsrechte galt.

Mittlerweile hat bei vielen Akteuren ein Umden-
ken eingesetzt, und es dürfte außer Frage stehen: 
Digitale Infrastrukturen gehören zu den kritischen 
Infrastrukturen. Und das schließt all die Dienstleis-
tungseinrichtungen ein, die es braucht, um die di-
gitalen Infrastrukturen unter Gewährleistung von 
Verlässlichkeit, allgemeiner Zugänglichkeit, Netz-
neutralität, Datenschutz und der Wahrung der Per-
sönlichkeitsrechte zu betreiben und aufrechtzuer-
halten. Das zu sichern, ist längst lebenswichtig für 
Gesellschaft, Wirtschaft, Arbeitswelt und Lebens-
welten der BürgerInnen; dafür Sorge zu tragen, so-
mit eine öffentliche Aufgabe. Die Sicherung der Per-
sönlichkeitsrechte und verlässlich funktionierende 
Infrastrukturen dürfen nicht dem Prinzip von An-
gebot und Nachfrage unterworfen werden. Eine Re-
gulierung durch den Markt führt nämlich zu Ver-
hältnissen, wie sie Facebook derzeit lehrbuchartig 
vorführt. Gerhart Baum (2015) hat recht: »Von der 
bedingungslosen Einwilligung, die Facebook dem 
Nutzer jetzt abfordert, geht nur die Fiktion einer Le-
gitimation aus. Facebook geht mit der Methode vor 
›Alles oder nichts‹. Angesichts der Dimension kom-
plizierter Geschäftsbedingungen eines marktbe-
herrschenden Unternehmens und mangels Alterna-
tiven hat der Nutzer in der Regel keine andere Wahl, 
als zuzustimmen.«
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Eines zeigt schon jetzt die Bilanz: Je komplexer eine 
Gesellschaft, desto höher ist der Anteil gesellschaft-
lich notwendiger Dienstleistungen. Desto wichtiger 
ist es deshalb auch, daran zu erinnern, dass (wie es 
im ver.di-Memorandum zum Thema heißt) »die 
Gesamtverantwortung für die Erstellung, Finanzie-
rung, Zielerreichung und Qualitätssicherung ge-
sellschaftlich notwendiger Dienstleistungen, die 
aus einem Mix aus öffentlichen, privaten oder auch 
gemeinschaftlichen (freigemeinnützigen) Akteuren 
erbracht werden, beim (demokratisch legitimierten 
und kontrollierten) Staat« (Hilbert et al. 2013: S. 5) 
liegt.

4.  Fazit 

In der Quintessenz heißt das: Nötig ist eine Agenda 
für Gute Arbeit und Gute Dienstleistungen, um die 
Chancen, die sich derzeit eröffnen, nach den Maß-
stäben einer beteiligungsorientierten humanen Di-
gitalkultur zu nutzen. Dazu braucht es eine Politik, 
die, wenn vom Netz die Rede ist, zuallererst das So-
ziale im Blick hat. ver.di wird dies zu einem Schwer-
punkt ihrer Aktivitäten machen und sich in diesem 
Zusammenhang insbesondere am Dialogprozess 
der Bundesregierung zu Arbeiten 4.0 und an weite-
ren Projekten im Rahmen der Digitalen Agenden 
der Bundesregierung und der Europäischen Kom-
mission (vgl. Beckmann/Schenk sowie den Anhang 
in diesem Band) beteiligen. Zugleich haben die De-
batten mit zivilgesellschaftlichen Kräften und Netz-
politikerInnen, die sich um eine humane und demo-
kratische Gestaltung der Digitalisierung bemühen, 
sowie die Durchsetzung kollektiver Vereinbarun-
gen zur Guten Arbeit und die Verbreitung von Best-
Practice-Beispielen für KollegInnen in Betrieben 
und Verwaltungen und darüber hinaus (aufbau-
end auf den langjährigen und positiven Erfahrun-
gen unserer Selbstständigenarbeit) die Weiterent-
wicklung gewerkschaftlicher Unterstützungs- und 
Beteiligungsangebote für und mit CrowdworkerIn-
nen (vgl. www.cloudworker-beratung.de) einen ho-
hen Stellenwert. 
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1.   Einleitung 

Dass die Digitalisierung der Arbeit das Ende des Ar-
beitsrechts mit sich bringen wird, ist in der Diskus-
sion um die verschiedenen Ausprägungen der In-
formationstechnik schon vor langer Zeit behauptet 
worden (vgl. Wedde 1996, van Haaren/Schwemm-
le 1997). Glücklicherweise ist das prognostizierte 
Ende des Arbeitsrechts aber nicht eingetreten. Ins-
besondere die in ihren Grundzügen aus dem Jahr 
1972 stammenden Regelungen des Betriebsverfas-
sungsgesetzes (BetrVG) haben sich als robust genug 
erwiesen, um die Handlungsmöglichkeiten von Be-
triebsräten zu wahren und ihnen die Mitgestaltung 
der digitalen Arbeitswelt durch Wahrnehmung ih-
rer Mitwirkungs- und Mitbestimmungsrechte zu 
ermöglichen. Entsprechendes gilt für vergleichba-
re Regelungen in den verschiedenen Landesper-
sonalvertretungsgesetzen, die Personalräten ent-
sprechende Mitbestimmungsrechte einräumen. 
Möglich wurde dies auch dadurch, dass insbeson-
dere die Rechtsprechung des Bundesarbeitsgerichts 
(BAG) die noch auf eine völlig andere betriebliche Si-
tuation ausgerichteten Tatbestände des BetrVG an 
die Gegebenheiten der digitalen Arbeitswelt ange-
passt hat.

Illustrieren lässt sich der Anpassungsprozess 
besonders gut am Tatbestand des § 87 Abs. 1 Nr. 6 Be-
trVG. Nach dieser Regelung hat der Betriebsrat, so-
weit eine gesetzliche oder tarifliche Regelung nicht 
besteht, bei der Einführung und Anwendung von 
technischen Einrichtungen mitzubestimmen, die 
dazu bestimmt sind, das Verhalten oder die Leis-
tung der Arbeitnehmer zu überwachen. Die Vor-
schrift war ursprünglich auf »die erste Generati-
on« von Kontrolleinrichtungen ausgerichtet: Sie 
sollte die Mitbestimmung bei Multimomentkame-
ras, Produktografen, Fahrtenschreibern oder Film-
kameras regeln (Klebe 2014). Diesen überschauba-
ren Anwendungsbereich hat das BAG schon in einer 
Entscheidung vom 6. Dezember 1983 ausgeweitet, 
die sich mit der »Mitbestimmung bei Datensicht-
geräten« beschäftigt (BAG vom 6. Dezember 1983 – 
1 ABR 43/81, NJW 1984, S. 1476). 

In dieser Entscheidung hat das Gericht festgelegt, 
dass der Tatbestand des § 87 Abs. 1 Nr. 6 BetrVG be-
reits erfüllt ist, wenn aufgrund vorhandener Pro-
gramme Verhaltens- und Leistungsdaten von Ar-
beitnehmern ermittelt oder aufgezeichnet werden. 
Der Mitbestimmungstatbestand wird ausgelöst, 
wenn diese Daten bestimmten Arbeitnehmern zu-
geordnet werden können. Nicht relevant ist hinge-
gen, ob die entsprechenden Daten überhaupt sinn-
volle Aussagen zum Verhalten oder zur Leistung 
möglich machen, oder ob ein Arbeitgeber entspre-
chende Bewertungen durchführt. Es reicht aus, dass 
überhaupt Leistungs- und Verhaltensdaten mittels 
einer technischen Einrichtung erfasst werden (BAG, 
a. a. O. unter B V 3 c der Gründe).

Auf der Grundlage dieser Entscheidung hat sich 
zur Ausgestaltung von § 87 Abs. 1 Nr. 6 BetrVG die 
Position herausgebildet, dass das Mitbestimmungs-
recht unabhängig davon ist, ob Arbeitgeber mögli-
che Verhaltens- und Leistungskontrollen durch-
führen wollen. Es wird vielmehr bereits ausgelöst, 
wenn eine technische Einrichtung personenbezo-
gene Daten erfasst und entsprechende Verhaltens- 
und Leistungskontrollen grundsätzlich möglich 
sind. Auf eine entsprechende Überwachungsabsicht 
des Arbeitgebers kommt es nicht an.

Das Mitbestimmungsrecht nach § 87 Abs. 1 Nr. 6 
BetrVG versetzt Betriebsräte in die Lage, Arbeitneh-
mer vor Kontrollen zu schützen, die mit der Digita-
lisierung der Arbeit einhergehen. Dass Betriebsräte 
auf dieser Basis aktiv an der Regelung von IT-Syste-
men mitwirken können, sollte aber nicht darüber 
hinwegtäuschen, dass der kollektivrechtliche Rah-
men, der zur Verfügung steht, unter Druck gerät. 
Ein Grund ist, dass die Veränderungen der Arbeits-
welt als Folge der Digitalisierung sich nicht auf den 
technischen Bereich beschränken, sondern auch die 
Rahmenbedingungen für die Erbringung von Arbeit 
grundlegend verändern. Deutlich wird das anhand 
der Mobilen Arbeit und der Wirtschaft 4.0.
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 Veränderung der Arbeitsbedingungen  
 durch mobile Arbeit 
Der Begriff Mobile Arbeit steht für Arbeitsformen, bei 
denen Arbeitnehmer ihre geschuldete Arbeitsleis-
tung nicht mehr in einer konventionellen Betriebs-
stätte des Arbeitgebers erbringen. Unter Nutzung 
von Notebooks oder Tablet-PCs werden sie viel-
mehr unterwegs im Zug, im Flugzeug, im Hotelzim-
mer, im Café, aber auch in Betriebsstätten von Kun-
den oder zu Hause tätig. Die erforderlichen Kontakte 
zum Betrieb lassen sich elektronisch realisieren. Mit 
den entsprechenden Kommunikationsplattformen 
sind Unterlagen ebenso gemeinsam und ortsunab-
hängig zu bearbeiten wie sich damit Audio- oder 
Videokonferenzen durchführen lassen (vgl. zu den 
Möglichkeiten und Problemen mobiler Arbeit die 
Beiträge zum Themenschwerpunkt in Arbeitsrecht 
im Betrieb 6/2015).

Die räumliche Flexibilität mobiler Arbeit geht 
einher mit einer zeitlichen und organisatorischen. 
Arbeitszeiten werden dabei beispielsweise nicht 
mehr durch Betriebsöffnungszeiten vorgegeben, 
sondern sind in Abhängigkeit von betrieblichen 
Notwendigkeiten und individuellen Bedürfnissen 
planbar. Aus Sicht von Arbeitgebern schafft dies 
optimale Anpassungsmöglichkeiten an betriebli-
che Abläufe oder Kundenwünsche. Aus Sicht der 
Beschäftigten sollten sich so individuelle Wünsche 
und Neigungen umsetzen lassen. Praktisch führt 
dies allerdings teilweise dazu, dass Beschäftigte 
elektronisch rund um die Uhr ansprechbar sind. 
Auf arbeitsrechtliche Beschränkungen, die insbe-
sondere das Arbeitszeitgesetz (ArbZG) vorgibt, wird 
in der Praxis keine Rücksicht genommen: Wer sich 
abends um zehn noch eine Stunde ins Homeoffice 
setzt, dürfte eigentlich morgens um neun nicht im 
Büro erscheinen, weil er dann die vorgeschriebene 
Ruhezeit von elf Stunden nicht einhält. Der gesetzli-
che Arbeitszeitschutz wird damit immer mehr aus-
gehöhlt.

Ähnliches gilt für gesetzliche Anforderungen aus 
dem Bereich des Arbeits- und Gesundheitsschutzes. 
Erfolgt mobile Arbeit unterwegs, in Hotelzimmern 
oder in freien Arbeitsecken bei Kunden, sind die ge-
setzlichen Mindestanforderungen an Bildschirmar-
beitsplätze in der Regel nicht erfüllt. Gleiches gilt für 
die mobilen Geräte selbst. Für dauerhafte Schreib-
tätigkeiten sind beispielsweise Tablet-Computer 
ebenso wenig geschaffen wie viele Notebooks. Dass 
Beschäftigte dennoch unter diesen Arbeitsbedin-
gungen tätig werden, führt zur Vermutung, dass die 
Zahl von Gesundheitsbeschwerden zunehmen wird. 
Da ist es auch wenig tröstlich, dass mittelfristig bei-
spielsweise Tastatureingaben durch komfortable 
Spracheingaben ersetzbar sind. Auch diese Form 
der elektronischen Kommunikation führt zu neuen 
Belastungen der so tätigen Beschäftigten.

Optimiert werden die Bedingungen für mobi-
le Arbeit zukünftig durch Software-Anwendungen, 
die Beschäftigten eine universelle und einheitliche 
Arbeitsumgebung für die Erledigung von Aufgaben 
inklusive Kommunikation zur Verfügung stellen. 
Derartige Anwendungen stehen derzeit unter dem 
Oberbegriff des Enterprise Social Network (ESN) für 
den betrieblichen Einsatz bereit (vgl. Demuth 2015: 
S. 8 ff.; Lutz 2015: S. 12 ff.; Wedde 2015: S. 4 ff.). ESN-
Software optimiert nicht nur die Arbeitsbedingun-
gen für betriebliche und mobile Arbeit. Sie ermög-
licht technisch auch die schnelle und problemlose 
Einbindung von Beschäftigten und externen Dritten 
in Teams und Arbeitsprozesse.

Neue Formen mobiler Arbeit und das technische 
und organisatorische Umfeld, das aktuell zur Ver-
fügung steht, beinhalten eine Fülle von neuen Her-
ausforderungen für Betriebsräte. Ihnen stehen zwar 
für die vorstehend genannten Probleme einschlägi-
ge Mitbestimmungstatbestände zur Verfügung. So 
leiten sich Mitbestimmungsrechte bezogen auf Be-
ginn und Ende, auf Pausen sowie auf die Lage der 
Arbeitszeit aus § 87 Abs. 1 Nr. 2 und 3 BetrVG ab. Eine 
Wahrnehmung dieses Mitbestimmungsrechts kolli-
diert allerdings unmittelbar mit den Vorstellungen 
von Flexibilisierung der Arbeitszeit, die mobile Ar-
beit aus Sicht von Arbeitgebern und von nicht weni-
gen Beschäftigten beinhaltet.
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Ähnlich sieht es mit dem Mitbestimmungsrecht 
gemäß § 87 Abs. 1 Nr. 7 BetrVG aus, das auf die Mit-
bestimmung bei Regelungen über die Verhütung 
von Arbeitsunfällen und Berufskrankheiten sowie 
den Gesundheitsschutz abzielt, soweit hierfür ein-
schlägige gesetzliche Vorschriften und Unfallver-
hütungsvorschriften Arbeitgebern Spielräume er-
öffnen. Betriebsräte könnten auf dieser Grundlage 
bestimmte Mindeststandards für die mobile Arbeit 
fordern. Im Rahmen einer solchen Forderung ließen 
sich bestimmte Arbeitsformen wie etwa die Erbrin-
gung von Tätigkeiten in Zügen oder Cafés oder mit 
ergonomisch unzureichenden Tablets unterbinden. 
Auch hier wäre jedoch bei offensiver Wahrnehmung 
der Mitbestimmungsrechte eine Kollision mit den 
Anliegen von Arbeitgebern und von vielen Beschäf-
tigten vorprogrammiert. Dies mag der Grund dafür 
sein, dass Arbeitszeit und Ergonomie im Zusam-
menhang mit mobiler Arbeit derzeit vielfach nicht 
thematisiert wird.

Im Ergebnis bedeutet dies eine Fülle neuer He-
rausforderungen für die Betriebsräte. In einzelnen 
Bereichen kommt den Betriebsräten der persönliche 
Kontakt zu ihrer Belegschaft abhanden. Herkömm-
liche Arbeitssituationen, bei denen Beschäftigte in 
ihren Büros sitzen, gehören immer öfter der Ver-
gangenheit an. Stattdessen wird im betrieblichen 
Bereich im Rahmen von Desk-Sharing-Konzepten in 
flexiblen Arbeitslandschaften gearbeitet. Für einzel-
ne Betriebsratsmitglieder ist es dann schon schwie-
rig, noch zu übersehen, welche Beschäftigten wo tä-
tig sind und wie sie diese konkret antreffen können.

Immer öfter haben Betriebsräte bezogen auf mo-
bile Arbeit das Problem, dass die Wahrnehmung von 
Mitbestimmungsrechten im wohlverstandenen In-
teresse der Beschäftigten mit den Individualinteres-
sen Einzelner kollidiert. Exemplarisch lässt sich dies 
am Beispiel der Nutzung privater Geräte für die Er-
ledigung betrieblicher Aufgaben illustrieren. Dieser 
Trend wird unter dem Begriff Bring your own device 
(BYOD) diskutiert (vgl. Brandt 2011: S. 12 ff.; Sinn 2011: 
S. 4 ff.). Betriebsräten fällt es bezogen auf BYOD oft-
mals schwer, in der Belegschaft eine Akzeptanz für 
Nutzungsbegrenzungen oder Nutzungsausschlüsse 
zu finden. Der Hinweis auf arbeitsrechtliche Risiken 
verfängt bei interessierten Beschäftigten in vielen 
Fällen ebenso wenig wie der auf datenschutzrecht-
liche Probleme.

Zusammenfassend lässt sich für mobile Arbeit fest-
stellen, dass für die Regelung dieser Arbeitsform 
zwar nach wie vor einschlägige Mitbestimmungstat-
bestände zur Verfügung stehen. Deren Umsetzung 
trifft aber in der Praxis auf eine Fülle von Durchset-
zungs- und Akzeptanzproblemen. Insoweit ist zu be-
fürchten, dass der mitbestimmungsrechtliche Rah-
men sich zulasten der Handlungsspielräume der 
Betriebsräte reduzieren wird.

 Veränderungen der Arbeitsbedingungen  
 in der »Wirtschaft 4.0« 
Unter der Bezeichnung Industrie 4.0, Arbeit 4.0 oder 
Wirtschaft 4.0 (im Folgenden: Wirtschaft 4.0) wird 
über massive Veränderungen durch die Digitalisie-
rung nachgedacht. Die Bezeichnung steht für eine 
digitale Verknüpfung von Produktions- und Ferti-
gungstechnik sowie von Dienstleistungen (Smart 
Services) mit stetig weiterentwickelten IT-Anwen-
dungen. Durch intelligente Systeme sollen beispiels-
weise Maschinen so untereinander vernetzt werden, 
dass sie unmittelbar auf wechselnde Produktions-
anforderungen reagieren können. 

Die mit Wirtschaft 4.0 verbundenen Automati-
sierungen dürften zunächst dazu führen, dass we-
niger Beschäftigte benötigt werden. Nicht auszu-
schließen ist dabei, dass sich grundlegend neue 
Steuerungs- und Überwachungsmöglichkeiten er-
geben werden. So ist es beispielsweise denkbar, dass 
die Steuerung von Anlagen nicht mehr vor Ort erfol-
gen muss, sondern sich über elektronische Netzwer-
ke von praktisch jedem Ort der Welt aus realisieren 
lassen wird. Die Digitalisierung könnte also schon 
mittelfristig zu einem Beschäftigungsabbau führen 
(Bowles und Brzeski/Burk gehen von ca. 50 % aus; 
vgl. Brandl/Bsirske in diesem Band), zudem wäre es 
technisch möglich, dass bestimmte Arbeitsprozesse 
aus dem Ausland gesteuert und überwacht werden.

Auch für derartige absehbare Arbeitssituationen 
stellt das BetrVG zwar noch Mitbestimmungstatbe-
stände zur Verfügung. In der Praxis werden sich die 
kollektivrechtlichen Durchsetzungsmöglichkeiten 
aber reduzieren. 
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2.  Das Ende des Arbeitsrechts? 

Erst recht ist von einem Leerlaufen kollektiver Rech-
te auszugehen, wenn Beschäftigte sowohl außer-
halb der Betriebsstätten als auch außerhalb eines 
Arbeitsverhältnisses tätig werden oder wenn eine 
Rechtsgestaltung getroffen wird, die die Anwend-
barkeit des deutschen Rechts verhindert. Ähnliches 
gilt, wenn Crowdworking erfolgt (vgl. Leimeister et 
al. in diesem Band). Den Interessenvertretern blie-
be in allen diesen Fällen lediglich die Möglichkeit, 
ihre kollektiven Rechte hinsichtlich der betriebli-
chen Restbelegschaften geltend zu machen. Aber 
auch hierbei würden sie bezüglich der Ausgestal-
tung von Mitbestimmungsrechten und der hieraus 
folgenden kollektivrechtlichen Regelungen unter ei-
nen erheblichen Konkurrenzdruck geraten, wenn Ar-
beitgeber etwa damit drohen würden, die Beschäfti-
gungsverhältnisse außerhalb von Arbeitsverträgen 
weiter auszudehnen.

Zudem müssen schon heute viele Betriebsräte 
feststellen, dass ihnen ihre Ansprechpartner auf 
Arbeitgeberseite abhandenkommen. Gerade bei in-
ternational agierenden Konzernen arbeiten die Ge-
schäftsführer nicht mehr vor Ort im Betrieb, son-
dern im Ausland. Die Kommunikation lassen sie 
teilweise über spezialisierte Anwaltsbüros abwi-
ckeln, die den Betriebsräten als unmittelbare Ver-
handlungspartner gegenüberstehen. Soweit noch 
Leitungspersonal vor Ort tätig wird, ist deren Ent-
scheidungs- und Handlungsspielraum teilweise auf 
null reduziert. Damit haben Betriebsräte Schwierig-
keiten, einen Anknüpfungspunkt für die Durchset-
zung bestehender Rechte zu finden. Sinnvolle Be-
triebsvereinbarungen lassen sich auf dieser Ebene 
in der Praxis nicht mehr realisieren.

Damit könnte das Arbeitsrecht in der digitalen 
Arbeitswelt nun tatsächlich an eine Grenze gera-
ten. Ob es hier wiederum gelingt, das Arbeitsrecht 
mittels Rechtsprechung an die neuen Bedingungen 
anzupassen und dabei notwendige Gestaltungs-
spielräume für Betriebsräte zu garantieren, ist zu-
mindest fraglich. 

Die Skepsis resultiert beispielsweise aus einer Ent-
scheidung des LAG Düsseldorf zur Frage, ob eine 
vom Arbeitgeber eingerichtete öffentliche Facebook-
Seite der Mitbestimmung des Betriebsrats nach § 87 
Abs. 1 Nr. 6 BetrVG unterliegt (LAG Düsseldorf vom 
12. Januar 2015 – 9 TaBV 51/14, ArbuR 2015, S. 76). Das 
LAG hat diesbezüglich festgestellt, dass die durch 
Facebook gegebene Möglichkeit, in Einträgen, mit 
denen die eigenen Mitarbeiter bewertet werden, 
gezielt zu suchen, nicht vom Mitbestimmungstat-
bestand nach § 87 Abs. 1 Nr. 6 BetrVG erfasst wird. 
Es bleibt abzuwarten, welche Position der zustän-
dige Senat des BAG im Rahmen der zugelassenen 
Rechtsbeschwerde (Aktenzeichen: 1 ABR 7/15) zu die-
ser Entscheidung beziehen wird. Hätte die Position 
des LAG Düsseldorf Bestand, käme dies einer Aus-
höhlung des Mitbestimmungsrechts nach § 87 Abs. 1 
Nr. 6 BetrVG gleich. Es wäre nicht mehr einschlägig, 
wenn Arbeitgeber auf die Dienste externer Anbieter 
zurückgreifen und die dort bestehenden Suchmög-
lichkeiten für Kontrollen ihrer Beschäftigten einset-
zen würden.

3.  Defizite 

Bezogen auf den aktuell bestehenden Mitbestim-
mungsrahmen zeichnen sich im Zusammenhang 
mit der digitalen Arbeit zahlreiche normative und 
praktische Defizite ab, die die Wahrung der Rech-
te von Beschäftigten aus Sicht von Betriebsräten er-
schweren. Hierzu gehört beispielsweise, dass es im 
BetrVG kein »Mitbestimmungsrecht bezüglich Da-
tenschutz« gibt. Betriebsräte sind zwar gemäß § 80 
Abs. 1 Nr. 1 BetrVG aufgerufen, die Einhaltung aller 
zugunsten der Beschäftigten geltenden Gesetze zu 
kontrollieren. Entsprechende Vorgaben für Perso-
nalräte finden sich in den einschlägigen Landesper-
sonalvertretungsgesetzen. Hierzu gehört auch das 
Bundesdatenschutzgesetz (BDSG). Ein direktes Mit-
bestimmungsrecht, das sich auf die Ausgestaltung 
des gesetzlichen Datenschutzes durch Arbeitgeber 
bezieht, enthält das BetrVG hingegen nicht. Entspre-
chende Mitbestimmungsspielräume eröffnen sich 
für Betriebsräte nur mittelbar über die Vorschriften, 
die auf den Schutz der Persönlichkeitsrechte zielen. 
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Hierzu gehört neben § 87 Abs. 1 Nr. 6 BetrVG z. B. das 
Mitbestimmungsrecht gemäß § 94 BetrVG, das sich 
auf Personalfragebogen und Beurteilungsgrundsät-
ze bezieht. Bei deren Ausgestaltungen sind die Per-
sönlichkeitsrechte zu beachten. Hierzu gehört auch 
das Recht der informationellen Selbstbestimmung, 
das seine Ausprägung im BDSG findet (vgl. Jerchel 
in diesem Band).

Problematisch ist aus Sicht von Betriebsräten 
bezogen auf digitale Arbeit, dass ihre Regelungsbe-
fugnis geografisch auf das Hoheitsgebiet der Bun-
desrepublik Deutschland beschränkt wird. Damit 
haben sie keine unmittelbaren Handlungs- und 
Gestaltungsbefugnisse, wenn etwa innerhalb ei-
nes Konzerns wesentliche Teile der Verarbeitung 
von Beschäftigtendaten im Ausland erfolgen. Sie 
können im Rahmen ihrer Mitbestimmungsrech-
te lediglich darauf hinwirken, dass der Gehalt von 
abgeschlossenen Betriebsvereinbarungen seinen 
Niederschlag in Vereinbarungen ihres Arbeitge-
bers mit Auftragnehmern im Ausland findet. Darü-
ber hinaus können sie auf diesem Weg reklamieren, 
dass ihnen gegenüber den Auftragnehmern direkte 
Kontrollrechte eingeräumt werden, die denen im In-
land entsprechen. Im konkreten Einzelfall zeigt sich 
allerdings immer wieder, dass die so realisierbaren 
Möglichkeiten hinter denen zurückbleiben, die es 
innerhalb der Bundesrepublik Deutschland gibt. 
Dies gilt auch für die prozessuale Durchsetzung im 
Fall von Verstößen durch den eigenen Arbeitgeber 
bzw. durch die beauftragten Stellen.

Nicht zu unterschätzen ist auch, dass die Rege-
lung von IT-Systemen, die als Grundlage der digi-
talen Arbeit fungieren, für nicht technikaffine Be-
triebsräte eine Überforderung darstellt. Zudem ist 
eine Befassung mit abstrakten Fragen der Technik 
in einzelnen Gremien nicht überaus beliebt. Konse-
quenz dieser Situation ist, dass es bei der Besetzung 
von IT-Ausschüssen oft große Probleme gibt.

4.  Handlungsnotwendigkeiten 

Die sich abzeichnenden praktischen Regelungsde-
fizite im Bereich des BetrVG weisen auf die Notwen-
digkeit der Stärkung und des Ausbaus der bestehen-
den Mitbestimmungstatbestände hin. Nun ist die 
Forderung nach mehr Mitbestimmung nicht grund-
sätzlich neu. Mit Blick auf die Rahmenbedingungen 
der digitalen Arbeitswelt kommt ihr aber eine hohe 
Brisanz zu. Anpassungsbedarf gibt es auf verschie-
denen Ebenen.

 Neufassung des Betriebsbegriffs 
Die Darstellung der Probleme, die sich u. a. mit mo-
biler Arbeit verbinden, verdeutlicht, dass Arbeit den 
räumlichen und organisatorischen Bereich klassi-
scher Betriebsstätten in vielen Fällen verlässt. Da-
mit wandert sie auch aus dem klassischen Betrieb 
aus, auf den sich nach der Konzeption des BetrVG 
das Mitbestimmungsrecht der Betriebsräte bezieht. 
Ein Weg, um die aktuellen Mitwirkungs- und Mit-
bestimmungsmöglichkeiten der Betriebsräte zu er-
halten und ggf. auszubauen, könnte darin bestehen, 
den gesetzlichen Betriebsbegriff an die sich ändern-
den Rahmenbedingungen der Erbringung von Ar-
beit anzupassen. Hierzu gehört insbesondere eine 
Ausweitung der Mitbestimmung, die sich entlang der 
elektronisch vermittelten und vernetzten Dienst-
leistungen und Produktion orientiert. So ließe sich 
ein Aushöhlen bestehender Mitbestimmungstat-
bestände in digitalisierten Arbeitsumgebungen 
vermeiden. Soweit eine Ausweitung des Betriebsbe-
griffs auf Grenzen trifft, die sich etwa aus dem Ter-
ritorialitätsprinzip ergeben, könnten diese durch 
vertragliche Vereinbarungen der Arbeitgeber in ih-
rer Funktion als Auftraggeber überschritten werden. 
Dies scheint innerhalb von Konzernverbänden un-
problematisch, wäre aber auch außerhalb von Kon-
zernen auf zivil- oder gesellschaftsrechtlicher Basis 
machbar.

Den Auftraggeber träfe damit mittelbar nicht 
nur eine Verantwortung für eigene Arbeitnehmer, 
sondern auch für die Beschäftigten, die in Dienst-
leistungs- und Produktions- sowie virtuelle Unter-
nehmensstrukturen eingebunden sind. 
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Als Vorbild könnte hier das Mindestlohngesetz gel-
ten, das Auftraggeber auch bei der Vergabe von Werk- 
oder Dienstleistungen verpflichtet, den gesetzlichen 
Mindestlohn zu zahlen (vgl. § 21 Abs. 2 Mindestlohn-
gesetz).

 Ausweitung des  
 Arbeitnehmerbegriffs 
Die notwendige Anpassung des Betriebsbegriffs an 
neue digitale Arbeitsbedingungen korrespondiert 
mit der Anpassung des Belegschaftsbegriffs. Die per-
sönliche Abhängigkeit von einem Arbeitgeber, aus 
der sich im Arbeitsrecht das Bestehen eines Arbeits-
verhältnisses ableitet, besteht – außer für diejenigen, 
die als echte Selbständige anzusehen sind – letztlich 
auch für die Beschäftigten, die auf Grundlage von 
anderweitigen Dienst- oder Werkverträgen nur für 
einen Auftraggeber tätig sind. Um deren Rechte zu 
wahren, wäre es sinnvoll, die Vertretungsbefugnis 
der Betriebsräte auszuweiten und die Begrenzung 
auf Arbeitnehmer im arbeitsrechtlichen Sinne auf-
zuheben. Als Vorbild kommt hier die Ausweitung 
der Zuständigkeiten der Betriebsräte auf Leihar-
beitnehmer in Betracht.

Sind Beschäftigte innerhalb von betriebsüber-
greifenden Arbeitszusammenhängen tätig, ließe 
sich deren kollektivrechtliche Vertretung durch die 
Schaffung von Gemeinschaftsbetriebsräten realisie-
ren, die für bestimmte Fälle durch das Gesetz (vgl. § 1 
Abs. 2 BetrVG) und die Rechtsprechung schon heute 
anerkannt sind (vgl. Trümner 2014: S. 88 ff. mit um-
fassenden Nachweisen zur Rechtsprechung). Im Er-
gebnis könnte dies dazu führen, dass Beschäftigte 
bezogen auf bestimmte Teile ihrer Arbeit auch von 
unterschiedlichen Betriebsräten vertreten werden. 
Soweit hieraus Kollisionen folgen könnten, sollten 
diese durch entsprechende Regelungen im BetrVG 
aufgelöst werden.

 Mitbestimmungsrechte des  
 Betriebsverfassungsgesetzes 
Auf der operativen Ebene ist eine Ausweitung be-
stehender Mitbestimmungsrechte notwendig. In 
diesem Kontext verdienen bereits vorhandene Vor-
schriften des Betriebsverfassungsgesetzes besonde-
re Aufmerksamkeit:

→→ �Mitbestimmung bei Beginn und Ende der täglichen 
Arbeitszeit einschließlich der Pausen sowie Vertei-
lung der Arbeitszeit auf die einzelnen Wochentage 
gemäß § 87 Abs. 1 Nr. 2 BetrVG. Wenn Beschäftig-
te zu jeder Zeit und von jedem beliebigen Ort aus 
digital arbeiten und sich selbstbestimmt ein- und 
ausloggen können, sind zwischen Arbeitgeber 
und Betriebsrat Regelungen zur Beschränkung 
der Arbeitsmöglichkeit und der Erreichbarkeit 
insbesondere durch ein Recht auf Nichterreichbar-
keit zu vereinbaren (vgl. Brandl/Bsirske in diesem 
Band). Eine zu diskutierende Möglichkeit ist z. B., 
das Abschalten von E-Mail-Funktionen oder Aus-
schalten des Serverbetriebs zu vereinbaren. Be-
sondere Bedeutung werden Arbeitszeitregelungen 
und ihre Überwachung in virtuellen Betrieben er-
langen.

→→ �Mitbestimmung bei Einführung und Anwendung 
von technischen Einrichtungen, die dazu bestimmt 
sind, das Verhalten oder die Leistung der Arbeitneh-
mer zu überwachen, § 87 Abs. 1 Nr. 6 BetrVG. Nach 
dieser Vorschrift ist die im Betrieb eingesetz-
te IT mitbestimmungspflichtig. Die Einführung 
und Nutzung von IT-Systemen unterliegt dabei 
nicht generell, sondern dann der Mitbestim-
mung, wenn diese ganz oder nur teilweise zur 
Leistungs- oder Verhaltenskontrolle der Beschäf-
tigten bestimmt oder geeignet sind. Das Mitbe-
stimmungsrecht bei der Einführung einer tech-
nischen Einrichtung umfasst sowohl das Ob der 
Einführung als auch die mit ihr notwendigerwei-
se verbundenen weiteren Details des Wie, z. B. die 
Zweckbestimmung, die Auswahl des Anbieters 
und Modells, die Art und Anzahl einzelner Kom-
ponenten, den Zeitpunkt der Einführung, den Ort 
der Verwendung, die Art der Installation, ggf. den 
Zeitraum, die Wirkungsweise der Verwendung 
sowie unmittelbar auf die Einführung bezogene 
Vorbereitungsmaßnahmen wie beispielsweise 
die Veränderung des Arbeitsplatzes bzw. Arbeits-
ablaufs.
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→→ �Mitbestimmung bei Regelungen zum Arbeits- und 
Gesundheitsschutz gemäß § 87 Abs. 1 Nr. 7 BetrVG. 
Der Mitbestimmung durch den Betriebsrat un-
terliegt bereits die der Veränderung der Arbeits-
plätze vorausgehende Gefährdungsbeurteilung. 
Im Kontext des Übergangs zu serverbasierter IT 
stehen daher Fragen wie Rechnerabstürze, Ant-
wortzeiten und ggf. auch die Frage der Geräusch-
pegel im Zentrum des Interesses. Denn Büroar-
beit ist keine relativ belastungsarme Tätigkeit 
mehr, und aus dem Nichtfunktionieren von Tech-
nik bei PC-Abstürzen oder Serverausfällen folgen 
psychische Belastungen. Auch die Minderung des 
Lärms – der nicht zuletzt von IT-Geräten selbst 
verursacht wird – kann zur Minderung der Belas-
tungen geboten sein (vgl. Clausen et al. 2011: S. 32).

Die gesetzliche Verpflichtung von Arbeitgeber und 
Betriebsrat nach § 75 Abs. 2 BetrVG, die freie Entfal-
tung der Persönlichkeit der im Betrieb beschäftigten 
Arbeitnehmer zu schützen und zu fördern, enthält 
die Verpflichtung zur Wahrung der grundrechtlich 
geschützten Freiheitsrechte, insbesondere zur Be-
achtung des allgemeinen Persönlichkeitsrechts. 
Daher ist bei Regelungen über die Verarbeitung von 
personenbezogenen Daten der Arbeitnehmer den 
Grundsätzen über den Persönlichkeitsschutz des 
Arbeitnehmers im Arbeitsverhältnis unter Beach-
tung des BDSG – insbesondere bei der Erhebung, 
Verarbeitung und Nutzung von Daten im Beschäf-
tigungsverhältnis – Rechnung zu tragen (siehe un-
ten). Kommen Konzepte zum Einsatz, bei denen 
eine Auftragsdatenverarbeitung mit Software as a 
Service oder IT as a Service kombiniert werden, ist 
zu gewährleisten, dass personenbezogene Daten 
nur im Rahmen der Weisungen des Auftraggebers 
verarbeitet werden.

Die Mitbestimmung umfasst auch die Erfassung 
und Weiterverarbeitung personenbezogener Daten 
im Zusammenhang mit Personalfragebögen (§ 94 
Abs. 1 BetrVG) und die mit IKT-Technologien verbun-
dene Weiterbildung (§§ 97 Abs. 2, 98 Abs. 1 BetrVG) 
bis hin zu Regelungen zum Schutz vor besonderen 
Belastungen, die im Zusammenhang mit betriebli-
chen Veränderungen bei der Einführung neuer Sys-
teme anstehen (§ 91 BetrVG).

Bei Einführung von internem Crowdworking (vgl. 
Leimeister et al. in diesem Band) können zudem Mit-
bestimmungsrechte nach § 111 Nr. 4 (grundlegende 
Änderungen der Betriebsorganisation) und Nr. 5 Be-
trVG (Einführung grundlegend neuer Arbeitsmetho-
den) entstehen. In Betracht kommt auch die Mitbe-
stimmung nach § 95 BetrVG (Auswahlrichtlinien) 
zur Festlegung des Anteils oder der Einsatzbereiche 
von Crowdworking. Möglich ist auch der Abschluss 
freiwilliger Vereinbarungen zur Festlegung von 
Mindestarbeitsbedingungen für diejenigen Crowd-
worker, die für den Betrieb bzw. das Unternehmen 
arbeiten.

 Mitbestimmungsrecht  
 beim Datenschutz 
Ein Mitbestimmungsrecht zur Ausgestaltung des 
Datenschutzes im Rahmen von § 87 Abs. 1 BetrVG 
sollte insbesondere auf die Umsetzung gesetzlicher 
Datenschutzvorgaben durch Arbeitgeber abzie-
len. Hierzu gehört der Grundsatz der Datenvermei-
dung gemäß § 3a BDSG ebenso wie die Sicherung, 
dass eine Erhebung, Verarbeitung und Nutzung 
von personenbezogenen Daten nur dann erfolgen 
darf, wenn hierfür die nach § 4 Abs. 1 BetrVG erfor-
derliche Erlaubnisnorm vorliegt. In diesem Zusam-
menhang ist auch zu regeln, dass Arbeitgeber Da-
ten nur direkt beim Arbeitnehmer selbst erheben 
dürfen. Das heißt, dass insbesondere die Erhebung 
von im Internet verfügbaren Daten, vor allem auch 
aus sozialen Netzwerken, die der Kommunikation 
dienen (social media), aufgrund des Fehlens eines 
Rechtsgrundes unterbleiben muss. Weiterhin lie-
ße sich auf der Grundlage eines Datenschutzmitbe-
stimmungsrechts auch sicherstellen, dass Daten ge-
löscht werden, wenn diese nicht mehr erforderlich 
sind (§ 35 Abs. 2 BDSG).
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 Mitwirkung bei der Bestellung  
 betrieblicher Datenschutzbeauftragter 
Flankiert werden könnte das »Mitbestimmungs-
recht zum Datenschutz« durch die Schaffung von 
wirksamen Beteiligungs- und Widerspruchsrech-
ten der Betriebsräte bezüglich der Bestellung eines 
betrieblichen Datenschutzbeauftragten. Auf dieser 
Grundlage könnte es Betriebsräten ermöglicht wer-
den, eine wirksame Datenschutzkontrolle im Be-
trieb sicherzustellen.

 Schutz von Hinweisgebern 
Schließlich ist daran zu denken, die Rechte von Be-
schäftigten im Bereich des Whistleblowing zu stär-
ken (zu Regelungsnotwendigkeiten vgl. die Stellung-
nahmen für die Anhörung im Ausschuss für Arbeit 
und Soziales des Deutschen Bundestags am 16. Mai 
2015, insbesondere DGB 2015: S. 28 ff., Wedde 2015a: 
S. 9 ff.). Es geht um die Berechtigung von Beschäftig-
ten, auf Gesetzesverstöße im Betrieb hinzuweisen 
und sich an eine vertrauenswürdige betriebsinter-
ne oder -externe Instanz zu wenden. Betriebsrä-
ten sollte diesbezüglich durch ein Initiativrecht die 
Möglichkeit gegeben werden, entsprechende Hin-
weisgebersysteme im Betrieb zu fordern und zu 
verankern. Darüber hinaus sollten Beschäftigte da-
vor geschützt werden, dass ihnen aus Hinweisen auf 
Gesetzesverstöße an externe Stellen arbeitsrechtli-
che Nachteile entstehen. Auf der Grundlage eines 
solchen Rechts könnten Arbeitgeber in die Pflicht 
genommen werden, einschlägige Vorschriften zur 
Wahrung der Rechte von Arbeitnehmern in der di-
gitalen Arbeitswelt nicht nur zu beachten, sondern 
aktiv umzusetzen.

5.  Ausblick 

Je weiter sich die Digitalisierung der Arbeit entwi-
ckelt, desto vielfältiger sind ihre Ausprägungen bei 
gleichzeitiger Unklarheit der damit zusammenhän-
genden rechtlichen Fragen. So stehen beispielswei-
se den erheblich erweiterten Optionen von Arbeit-
gebern zur Verlagerung von Arbeitsvolumina und 
Standorten – auch in die Crowd und über nationale 
Grenzen hinweg – keine oder jedenfalls keine aus-
reichenden adäquaten Mitbestimmungsmöglich-
keiten der nationalen und europäischen Interes-
senvertretungen gegenüber. Umso wichtiger sind 
die Inanspruchnahme, die Stärkung und der Aus-
bau von Mitbestimmungsrechten – im Interesse 
fairer und sicherer Arbeitsbedingungen, vor allem 
von fairen Entgeltsystemen, Eingrenzung der per-
manenten Verfügbarkeit, Datenschutz (vgl. Schrö-
der 2014: S. 20 f.; Gewerkschaftliche Erklärung von 
ver.di im Anhang).
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Die Digitalisierung der Arbeitswelt birgt aus Sicht 
der Beschäftigten sowohl Chancen als auch Gefah-
ren (vgl. Brandl/Bsirske sowie Bsirske in diesem 
Band). Es wird zukünftig wesentlich darauf ankom-
men, die gewachsenen und bewährten Standards 
des Datenschutzrechtes zu bewahren und auszu-
bauen, um in der sich wandelnden Arbeitswelt Gute 
digitale Arbeit zu fördern und so die Chancen der Di-
gitalisierung zu nutzen. Im Zentrum der Bemühun-
gen stehen dabei die Sicherung der Persönlichkeits-
rechte und die Stärkung des Datenschutzes sowie 
des Rechts auf informationelle Selbstbestimmung.

 Stärkung der Persönlichkeitsrechte  
 in der digitalisierten Arbeitswelt 
Es bedarf einer Stärkung der Persönlichkeitsrech-
te von Beschäftigten, weil jede Aktivität sowohl in 
digitalen Arbeitsumgebungen als auch in sozialen 
Netzwerken einen immer größer werdenden Daten-
schatten hinterlässt und dieser mit Hilfe von moder-
ner Technik zur Informationssammlung, Kontrolle 
und Steuerung des Verhaltens von Menschen ge-
nutzt werden kann und von immer mehr Arbeitge-
bern aktiv genutzt wird (vgl. Gewerkschaftliche Er-
klärung im Anhang). Hinzu kommt, dass neue, auf 
dem Crowdsourcing-Konzept basierende Beschäf-
tigungsmodelle auf maximale Transparenz von Ar-
beit- und Auftragnehmern zielen und zusätzlich 
darauf setzen, dass digitale Reputation als wichtigs-
te Voraussetzung für eine erfolgreiche Vermark-
tung von Arbeitskräften notwendig ist (vgl. Schö-
der/Schwemmle 2014: S. 118, auch Leimeister et al. 
in diesem Band). Die diesen Modellen innewohnen-
den Gefährdungen, die sich für die Persönlichkeits-
rechte von Beschäftigten ergeben, erfordern neue 
rechtliche, technische und organisatorische Schutz- 
und Abwehrmaßnahmen. Ein zeitgemäßes Beschäf-
tigtendatenschutzgesetz muss hierzu neu gestaltet 
und normiert werden.

Das Datenschutzgrundrecht legt fest, dass jeder-
mann selbst darüber zu bestimmen hat, wer zu wel-
chem Zweck und Zeitpunkt über welche Daten zur 
eigenen Person verfügt. Insbesondere im Berufsle-
ben muss dieser prägende Gestaltungsansatz für 
den Schutz der Persönlichkeitsrechte heute mehr 
Bedeutung denn je haben. 

Seinen Ursprung hat das Datenschutzgrundrecht 
im Urteil des Bundesverfassungsgerichts zur Volks-
zählung aus dem Jahr 1983 (BVerfG, Urteil vom 15. 
Dezember 1983, 1 BvR 209/83 u. a. (Volkszählungs-
urteil), NJW 1984, S. 419 ff.). Dort wurde unmissver-
ständlich festgestellt, dass die Daten des Einzelnen 
von Verfassung wegen geschützt sind. Geboren wur-
de mit dieser Entscheidung das Grundrecht auf In-
formationelle Selbstbestimmung, welches jedem 
Einzelnen das Recht einräumt, dass seine personen-
bezogenen Daten nur für fest definierte Zwecke ge-
nutzt werden können. Soweit Daten von einer Per-
son erhoben werden, deren Zweck die Person nicht 
selbst bestimmt hat, muss sie darüber informiert 
werden. Der Zweckbindungsgrundsatz gilt sowohl 
für private Unternehmen als auch für die öffentli-
che Verwaltung. Eine Einschränkung dieses Grund-
rechts erfolgt nur im überwiegenden Allgemeinin-
teresse und durch klare gesetzliche Grundlagen (vgl. 
zu Inhalt und Reichweite des Rechts auf informatio
nelle Selbstbestimmung Weichert 2014: Rn. 16 ff.).

Das durch die deutsche Rechtsprechung weiter-
entwickelte Datenschutzgrundrecht wurde auch auf 
europäischer Ebene vom Europäischen Gerichts-
hof (EuGH) in einigen Urteilen mit hoch gesetzten 
Hürden durch die Anwendung der EU-Grundrech-
te-Charta bestätigt – so z. B. EuGH, 9. November 2010, 
C-92 und 93/09 (Rechtssachen Schecke GbR und Ei-
fert); 11. Dezember 2014, C-212/13 (Rechtssache Rynes). 
Der EuGH verlangt zum Schutz des in Art. 7 Grund-
rechte-Charta garantierten Grundrecht auf Privatle-
ben, dass sich die Ausnahmen und Einschränkungen 
in Bezug auf die personenbezogenen Daten auf das 
absolut Notwendige beschränken.

Bedingt durch ihr Abhängigkeitsverhältnis von 
der Dispositionsgewalt der Arbeitgeber fällt es Be-
schäftigten – wie auch abhängigen Selbständigen – 
derzeit nicht leicht, ihr Grundrecht auf informati-
onelle Selbstbestimmung wahrzunehmen, um ihre 
Persönlichkeitsrechte durchzusetzen. Bei Verstö-
ßen gegen ihre Grundrechte durch die unzulässige 
Verwendung personenbezogener Daten müssen die 
Beschäftigten diese Rechte individuell im Klagever-
fahren gegen den Arbeitgeber durchsetzen. Dies un-
terbleibt allerdings vielfach aus Angst um den Ar-
beitsplatz. 



42 —   Gute Arbeit und Digitalisierung

Wie verwundbar Persönlichkeitsrechte im Arbeits-
leben sind und welches Missbrauchspotenzial be-
triebliche Datenverarbeitung bietet, haben zahlrei-
che Datenschutzskandale der letzten Jahre gezeigt. 
Ob Videoüberwachung am Arbeitsplatz (vgl. zu den 
Grenzen der Zulässigkeit von Videoüberwachung 
am Arbeitsplatz Schubert/Jerchel 2015) oder Leis-
tungskontrollen von Beschäftigten mittels Hand-
scanner – die Liste der aufgedeckten Datenschutz-
verstöße der Vergangenheit ist lang. Nicht zuletzt 
erweitert die Digitalisierung von Arbeitsplätzen die 
Möglichkeiten, die Beschäftigten durch die Anwen-
dung moderner Technik zu kontrollieren.

Dies sind Belege dafür, dass die Herausforde-
rung, persönliche oder personenbeziehbare Daten 
im Arbeitsleben angemessen zu schützen, durch die 
technische Entwicklung wächst. Als Konsequenz 
fordern die Datenschutzbeauftragten des Bundes 
und der Länder und die Gewerkschaften seit über 
drei Jahrzehnten ein eigenständiges Beschäftigten-
datenschutzgesetz. Zu den konkreten Inhalten eines 
solchen Gesetzes im Folgenden mehr.

 Anforderungen an ein  
 Beschäftigtendatenschutzgesetz 
Aufgrund der Tatsache, dass die Digitalisierung im-
mer mehr Arbeitsplätze prägt, besteht die dringen-
de Notwendigkeit, die Rechte der Beschäftigten vor 
allem in Bezug auf ihre personenbezogenen Daten 
zu stärken und die Mitbestimmung auf den umfas-
senden Schutz der Persönlichkeitsrechte auszudeh-
nen (vgl. Wedde/Spoo in diesem Band). Dabei geht 
es längst nicht mehr nur darum, auf maschinelle 
Leistungs- und Verhaltenskontrollen in Betrieben 
und Verwaltungen Einfluss zu nehmen. Arbeitge-
ber nutzen bereits die Möglichkeit, außerbetrieb-
liches Verhalten – Leidenschaften, Gewohnheiten 
und Kontakte von Arbeitnehmern – über deren Da-
tenschatten im Netz für betriebliche Entscheidun-
gen mit heranzuziehen, ohne dass die Beschäftig-
ten davon Kenntnis haben. Die Anzahl inner- und 
außerbetrieblicher IT-Anwendungen steigt täglich, 
und gleichzeitig erodieren die klaren Grenzen zwi-
schen privater und dienstlicher Sphäre.

Ein eigenständiges Beschäftigtendatenschutzge-
setz ist deshalb als Grundnorm und Flankierung 
zum Schutz der Persönlichkeitsrechte notwendig. 
In diesem speziellen Arbeitsschutzgesetz müssen, 
um die dem Beschäftigungsverhältnis immanen-
te Abhängigkeit von Arbeitnehmern den Arbeitge-
bern gegenüber aufzugreifen, folgende Bestandtei-
le enthalten sein:

→→ �Ein grundsätzliches Verbot anlassloser und ge-
zielter Beobachtung und Überwachung von Be-
schäftigten am Arbeitsplatz inklusive mobiler Ar-
beit und auch im privaten Umfeld – etwa durch 
gezielten Detektiveinsatz, der mit digitaler Tech-
nik vorgeht – durch Arbeitgeber, das jede Form der 
heimlichen oder verdeckten Überwachung mit-
tels technischer Einrichtungen umfasst und im 
Fall des Verstoßes sanktioniert.

→→ �Die Regelung von Ausnahmen zur Nutzung von 
technischen Einrichtungen oder den hiermit er-
hobenen Daten für die gezielte Überwachung im 
Arbeitsverhältnis ist zu begrenzen auf gesetzlich 
ausdrücklich geregelte Fälle. Es bedarf vor der 
Durchführung von Überwachungsmaßnahmen 
der Zustimmung durch die gewählte Interessen-
vertretung. Ist diese nicht vorhanden, ist auf die 
Zustimmung einer neutralen Stelle (z. B. der zu-
ständigen Datenschutzaufsichtsbehörde auf Lan-
desebene) abzustellen. Bei den Ausnahmen, die 
eine Überwachung rechtfertigen, muss es sich um 
eine schwerwiegende Schädigung deutlich über 
der Schwelle von Gründen für eine fristlose Kün-
digung nach § 626 BGB handeln.

→→ �Die eigenständige Regelung eines Beweisverwer-
tungsverbotes, durch das ausgeschlossen wird, 
dass unzulässig oder gesetzeswidrig erhobene 
personenbezogene Daten von Arbeitgebern in ar-
beitsgerichtlichen Auseinandersetzungen gegen 
Beschäftigte verwendet werden können.

→→ �Bei der Internet- und E-Mail-Nutzung ist dem Per-
sönlichkeitsrecht der Beschäftigten in besonders 
hohem Maße Rechnung zu tragen, insbesondere 
müssen Beschäftigte die Möglichkeit haben, ihre 
Kommunikationsinhalte zu verschlüsseln.

→→ �Der Anspruch auf elektronischen Zugang zu be-
trieblichen Interessenvertretungen und Gewerk-
schaften vom Arbeitsplatz aus ist gesetzlich zu re-
geln.
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→→ �Die Arbeitsbedingungen der betrieblichen und 
behördlichen Datenschutzbeauftragten und ihre 
fachlichen Qualifikationen sind durch erweiterte 
Schutzansprüche zu verbessern, so etwa dadurch, 
dass die betrieblichen Datenschutzbeauftragten 
nur im Einvernehmen mit betrieblichen Interes-
senvertretungen (ersatzweise im Einvernehmen 
mit den zuständigen staatlichen Aufsichtsbehör-
den) berufen und ggf. abberufen werden können. 

→→ �Es ist besonders darauf zu achten, dass bei Be-
schäftigten, die gleichzeitig als Kunden, Patien-
ten, Versicherte, Mandanten oder Antragsteller 
des Arbeitgebers am Wirtschaftsleben teilhaben, 
eine scharfe Trennung von Personal- und Kun-
dendaten eingehalten wird.

→→ �Das Frage- und Erkundigungsrecht des Arbeit-
gebers im Hinblick auf sensible und diskrimi-
nierungsträchtige Merkmale bei der Einstellung 
ist auf Aspekte zu beschränken, die nur für die 
Anbahnung und Durchführung eines Beschäfti-
gungsverhältnisses zwingend erforderlich sind.

→→ �Die Einwilligungen von Beschäftigen und Bewer-
bern in die Verarbeitung ihrer Daten sind nur dort 
gesetzlich zuzulassen, wo diese für die Ausübung 
der Tätigkeit der Beschäftigten zwingend notwen-
dig sind oder gesetzlich vorgeschrieben werden 
bzw. wo sie von betrieblichen Interessenvertre-
tungen in Betriebsvereinbarungen ausdrücklich 
vorgesehen sind.

→→ �Es sind zwingend Löschungsfristen für Beschäf-
tigtendaten festzulegen und die Garantie zu ge-
währleisten, dass personenbezogene Daten, die 
aufgrund gesetzlicher Vorschriften längere Zeit 
vorgehalten werden müssen, nicht für andere 
Zwecke ausgewertet werden dürfen. Alle Formen 
der Vorratsdatenspeicherung sind zu verbieten.

→→ �Es ist ein Recht der Gewerkschaften zur klagewei-
sen Geltendmachung von Datenverstößen für die 
Mitglieder im eigenen Namen gesetzlich zu nor-
mieren (Verbandsklagerecht).

→→ �Es ist eine Regelung zu angemessenen, abschre-
ckenden Sanktionen bei Datenschutzverstößen zu 
schaffen, die dazu dient, Missbrauch vorzubeugen 
und auch auf diesem Weg Persönlichkeitsrech-
ten im Betrieb einen hohen Stellenwert zu geben. 
Die zu regelnden Schadensersatzansprüche und 
Sanktionen sollten mindestens den Einsparun-
gen entsprechen, die Arbeitgeber durch den Ver-
zicht auf Datenschutzvorkehrungen erzielen kön-
nen. In Betracht kommt eine Orientierung an den 
Umsätzen der Unternehmen.

Auf Basis eines Beschäftigtendatenschutzgesetzes 
ist es sinnvoll, Gestaltungskonzepte für den Schutz 
der Persönlichkeitsrechte von Beschäftigten zu ent-
wickeln. Denn die Bedingungen für die Erhebung, 
Verarbeitung und Nutzung von Daten werden sich 
auch zukünftig in einer atemberaubenden Ge-
schwindigkeit weiterentwickeln.

 Anforderungen an internationale  
 Regelungen zum Beschäftigtendatenschutz 
Die Internationalisierung der Arbeitswelt darf in der 
Diskussion um die Digitalisierung der Arbeit nicht 
unerwähnt bleiben. Der mit ihr verbundene Daten-
fluss außerhalb Europas, etwa in die USA, verändert 
die Koordinaten aus Datenschutzsicht erheblich: 
Ein dem Grundrecht auf Informationelle Selbstbe-
stimmung entsprechendes Recht ist auf internatio-
naler Ebene so nicht bekannt. Gerade weil das Da-
tenschutzgrundrecht ein so hohes Schutzniveau in 
sich trägt, sollte es als Orientierung für gesetzliche 
Neuerungen auch beim europäischen Datenschutz 
dienen.

Nach dem in den USA verankerten Grundsatz der 
expectation of privacy ist Datenschutz Privatheits-
schutz, mit der Folge, dass jedes Datum, das öffent-
lich zugänglich ist, von jedem Privaten und jeder Be-
hörde beliebig gesammelt werden darf. Gelangen 
Beschäftigtendaten etwa durch das Auslagern von 
Personalabteilungen außerhalb Europas in Länder 
mit einem so niedrigen Datenschutzniveau, stellt 
dies eine große Gefahr für die Persönlichkeitsrechte 
der Beschäftigten dar. 
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Bring Your Own Device
BYOD gilt in vielen Kommunen mitunter als Zauberformel. BYOD bedeutet, 
dass Kolleginnen und Kollegen Arbeitsmittel, die ihnen persönlich gehören – 
und dabei vor allem elektronische Geräte – mit zur Arbeitsstelle bringen. 
Dort, aber auch zu Hause oder unterwegs auf diesen Geräten ihre berufliche 
Arbeit erledigen. Diese Praxis wird von Arbeitgebern und gerade auch  
Kommunalverwaltungen immer häufiger stillschweigend geduldet oder 
sogar ausdrücklich gefördert.

Übersehen werden dabei häufig die Probleme, die dadurch für den Daten-
schutz und die Datensicherheit entstehen, dass sensible Daten – und zwar 
sowohl von Beschäftigten als auch von Bürgerinnen und Bürgern – auf  
private Geräte überspielt werden. Oft wird gar nicht daran gedacht, dass  
da eine Problematik entsteht, wenn ich zum Beispiel im Bus sitze oder  
in der Straßenbahn und dann mit meinem Blackberry Daten aufrufe, die 
eigentlich niemand Externes sehen soll.

Ein anderes Problem bei der Arbeit an mobilen Geräten: Aus Kosten- 
gründen wird häufig an einer zeitgemäßen ergonomischen Ausstattung 
gespart. Das Thema Softwareergonomie möchte ich dabei besonders  
hervorheben, weil es in den Diskussionen leider meist überhaupt keine  
Rolle spielt. Das beginnt bei der Schriftgröße, betrifft aber ganz generell  
die Frage, wie gut mit einer Software zu arbeiten ist. Diese Frage wird  
häufig völlig unterbewertet, obwohl sie für die Qualität der Arbeitsbedin
gungen sehr wichtig ist. Es gibt natürlich eine ganze Menge gesetzlicher 
Vorgaben und Verordnungen, und als Personalräte arbeiten wir ja auch 
vehement daran, dass die eingehalten werden. Dennoch bildet der öffentli-
che Dienst häufig das Schlusslicht, wenn es darum geht, wirklich gesund-
heitsgerechte Arbeitsbedingungen und Arbeitsplatzausstattungen zur Ver- 
fügung zu stellen. Das ist eine riesige Baustelle – wie kann es gelingen,  
die öffentlichen Arbeitgeber in stärkerem Maße zur Einhaltung sowohl von 
Arbeitsschutz-, aber auch von Datenschutzvorschriften zu verpflichten?

Gesamtpersonalrat der Stadtverwaltung Düsseldorf

Beitrag auf der ersten ver.di-Digitalisierungskonferenz »Arbeitswelt, Selbstbestimmung und Demokratie im  
digitalen Zeitalter!« am 10. und 11. September 2014 in Berlin, www.e-government.verdi.de/kongresse

http://e-government.verdi.de/kongresse
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Beim Online-Handelsriesen Amazon (vgl. Leisegang 
sowie Interview mit Stefan Najda in diesem Band) 
ist der Datentransfer von Deutschland in die USA so-
gar Bestandteil von Arbeitsverträgen. Hierzu zitierte 
beim diesjährigen Big Brother Award, der unter an-
derem an die Amazon-Töchter in Bad Hersfeld und 
Koblenz verliehen wurde, der Laudator Peter Wedde 
aus den Arbeitsverträgen der Beschäftigten: »Erho-
bene Daten dienen gemäß § 28 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 BDSG 
unmittelbar der Durchführung und Abwicklung der 
aus dem Anstellungsverhältnis resultierenden Ver-
pflichtungen. Ich erkläre deshalb meine Einwilli-
gung, dass die von mir gemachten personenbezo-
genen Angaben im Rahmen der Datenverarbeitung 
verarbeitet und genutzt werden können, auch soweit 
sie meine Gesundheit betreffen (§§ 4, 4a BDSG), und 
dass die Daten an eine Zentraldatenbank in den USA 
übermittelt und dort verarbeitet und genutzt werden. 
Die Nutzung dieser Daten erfolgt entsprechend den 
Regeln des deutschen Datenschutzgesetzes.« (DGB 
2015)

Aber nicht nur in den USA, sondern auch inner-
halb Europas gibt es kein gemeinsames Selbstver-
ständnis darüber, dass es sich beim Datenschutz 
um einen Grundrechtsschutz handelt. Die politi-
schen Auseinandersetzungen um die geplante Da-
tenschutzgrundverordnung in den vergangenen 
Jahren haben dies deutlich gemacht. Die Diskussion 
um die Vereinheitlichung des Datenschutzes in Eu-
ropa ist nicht zuletzt wegen der genannten Schwie-
rigkeiten der Internationalisierung der Arbeitswelt 
noch nicht zu einem Abschluss gekommen. 

Bezogen auf die vorliegenden Vorschläge für 
eine Regelung zum Beschäftigtendatenschutz in 
der derzeit verhandelten EU-Datenschutzgrundver-
ordnung haben sich der DGB und seine Mitglieds-
gewerkschaften dafür ausgesprochen, den Beschäf-
tigtendatenschutz besser nicht in einer Verordnung, 
sondern in einer separaten Richtlinie zu regeln. Dies 
würde das Risiko einer Absenkung des bei uns be-
stehenden hohen Datenschutzniveaus erheblich mi-
nimieren. 

Falls diese Forderung innerhalb Europas nicht 
durchzusetzen ist, sollte eine Öffnungsklausel in 
der geplanten EU-Datenschutzgrundverordnung 
enthalten sein, die es ermöglicht, höhere nationa-
le Standards zu erhalten. Ist in angemessener Zeit 
nicht mit einer europäischen Regelung zu rechnen, 
wird es dringend notwendig sein, den Beschäf-
tigtendatenschutz national zu einer Regelung zu 
bringen (vgl. hierzu auch die Verlautbarungen im 
Koalitionsvertrag von CDU, CSU und SPD, 14. Legis-
laturperiode: S. 70).

 Ausblick zur Wahrung der Persönlichkeits-  
 rechte im Prozess der Digitalisierung 
Neben dem Beschäftigtendatenschutz sind noch die 
folgenden Ergänzungen zum Schutz von Persönlich-
keitsrechten der Beschäftigten aufgrund bestehen-
der und noch zu erwartender Änderungen der Ar-
beitswelt infolge der Digitalisierung notwendig:

Zur Förderung des Schutzes von Persönlichkeits-
rechten im Beruf sollte eine Stiftung Datenschutz ein-
gerichtet werden, die hierzu eine Zertifizierung und 
Auditierung entsprechender notwendiger Bedin-
gungen vornimmt. Außerdem sollte es einen Da-
tenschutzbeirat unter der Aufsicht des BMAS geben, 
der Empfehlungen erarbeitet, auch zur kurzfristi-
gen Einflussnahme auf Fehlentwicklungen im Da-
tenschutz.

Neben den gesetzlichen Initiativen ist eine breite 
öffentliche Information und Diskussion zum Thema 
Persönlichkeitsrecht im Beruf notwendig, um die 
Beschäftigten für die Bedeutung des Datenschut-
zes als Freiheitsgrundrecht zu sensibilisieren. Dies 
würde den Beschäftigten helfen, nicht zu leichtfer-
tig mit ihren persönlichen Daten umzugehen. Auch 
für gewerkschaftliches Handeln stellt dies eine He-
rausforderung dar, und es gilt, diese Aufgabe anzu-
gehen und Persönlichkeitsrechte in den Betrieben 
aktiv einzufordern. So zeigen die Erfahrungen mit 
Benchmarking- und Scoring-Systemen, dass Indi-
viduen und Gruppen unter Anpassungsdruck ge-
raten, wenn Andere Daten öffentlich zur Verfügung 
stellen. Deshalb bleibt gewerkschaftliches Handeln 
auch für den Schutz individueller Persönlichkeits-
rechte in der Zukunft notwendig.
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Social Media wird schon seit langem nicht mehr 
nur für den privaten Gebrauch eingesetzt. Unter-
nehmen nutzen diese Dienste auch für interne Pro-
zesse, etwa in Form von Unternehmens-Wikis, für 
firmeneigene soziale Netzwerke oder firmeninter-
ne Weblogs (vgl. Carstensen in diesem Band). Nach 
Angaben einer Studie von Bitkom aus dem Jahr 2012 
nutzen fast die Hälfte der Unternehmen in Deutsch-
land (47 %, laut einer Studie des Bundesverbands Di-
gitale Wirtschaft e.V. sind es 38 %, vgl. Siwek 2014) 
Social Media, weitere 15 % planen die Nutzung be-
reits. 62 % der Social Media nutzenden Firmen glau-
ben, dass die Bedeutung von sozialen Medien für 
ihr Unternehmen in Zukunft steigen wird, bei den 
Großunternehmen sind es sogar 89 %. 41 % der Un-
ternehmen werden in Zukunft mehr in ihre Soci-
al-Media-Aktivitäten investieren als bisher. Ob ein 
viel beschworener Kulturwandel und Abbau von Hi-
erarchien mit dem Einsatz von Social Media eintritt, 
kann bezweifelt werden.

Diese Entwicklungen gefährden die Persönlich-
keitsrechte von Beschäftigten umso mehr, weil die 
Grenze zwischen ihren privaten und dienstlichen 
Daten nicht mehr scharf verläuft. Bei der Neueinfüh-
rung von firmeneigenen sozialen Netzwerken muss 
ein besonderes Augenmerk auf diese potenziellen 
Gefährdungen gelegt werden. Es wird vor allem da-
rauf ankommen, Prinzipien wie Datensparsamkeit 
und Begrenzung der Datenerhebung in Bezug auf 
die Beschäftigtendaten einzuhalten. Es muss auf 
Vertraulichkeit und Integrität der elektronischen 
Kommunikation in den internen Social Media zum 
Schutz der Persönlichkeitsrechte von Beschäftigten 
ankommen, und hierzu sind strenge Anforderun-
gen aufzustellen. Perspektivisch wird sich dadurch 
der Umgang mit Information, Kommunikation und 
Zusammenarbeit auf digitalen Arbeitsplätzen ver-
ändern. Datensicherheit und ein modernes, wir-
kungsvolles Beschäftigtendatenschutzgesetz sind 
dafür unerlässlich.
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»Die digitale Wirtschaft kennt von Natur aus keine 
Grenzen« (COM 2012: S. 6), so wird von Seiten der 
Europäischen Kommission immer wieder betont, 
und erfordert somit quasi zwangsläufig gemeinsa-
mes europäisches Handeln. In der Tat machen digi-
tale Innovationen, Informationen und Transaktio-
nen in einem vernetzten Europa nicht an nationalen 
Grenzen halt und verändern Wirtschaft wie auch Ar-
beits- und Lebenswelten überall in der EU in hohem 
Tempo. Solch grenzüberschreitende Prozesse stel-
len Gesellschaften, Unternehmen und Regierungen 
in Europa vor vergleichbare Herausforderungen, die 
in einem geeinten Europa gemeinsam angegangen 
werden sollten.

→→ �Zum einen bietet die Digitalisierung Chancen zur 
Vertiefung der europäischen Integration. In der 
Tat erleichtert der digitale Austausch von Infor-
mationen Verbrauchern und Unternehmen den 
Zugriff auf Waren und Dienstleistungen über 
Staatengrenzen hinweg und vermag es somit, die 
Europäisierung der Wirtschaft weiter zu beschleu-
nigen. 

→→ �Zum anderen braucht es auf vielen Gebieten ein 
politisches Handeln auf europäischer Ebene, um 
die Herausforderungen der Digitalisierung zu be-
wältigen. So ist wohlbekannt, dass viele der neuen, 
durch Digitalisierung ermöglichten Geschäftsmo-
delle, etwa im Bereich Online-Handel, eines euro-
päischen Marktes bedürfen, um florieren und in-
ternationale Wettbewerbsfähigkeit erlangen zu 
können. Vor allem aber erfordern die Bereiche 
Beschäftigung und Arbeitsmarkt eine bewusste 
politische Gestaltung und dürfen nicht einfach 
Marktprozessen überlassen werden. Der digitale 
Wandel sollte daher auch im europäischen Rah-
men gestaltet werden, also dort, wo Wettbewerb 
um Standortfaktoren und Arbeitskosten durch 
kollektives Handeln wirksam reduziert werden 
kann. Darüber hinaus besitzt die Europäische 
Union in Politikfeldern wie öffentliche Haushal-
te, Verbraucher- und Arbeitsschutz derart weit-
reichende Kompetenzen, dass allein national-
staatliches Handeln in diesen, für eine Politik des 
digitalen Zeitalters so wichtigen Bereichen, qua-
si unmöglich ist. 

Vor diesem Hintergrund könnte es auf den ersten 
Blick ermutigend erscheinen, dass die Europäische 
Union seit dem Jahr 2010 über eine Digitale Agen-
da verfügt. Als Teil der Strategie Europa 2020, mit 
der sich die Europäische Union ambitionierte Ziele 
zur gesellschaftlichen und wirtschaftlichen Erneu-
erung setzt, beschreibt die Digitale Agenda die Pri-
oritäten digitaler europäischer Politik. Aus gewerk-
schaftlicher Perspektive wird jedoch spätestens auf 
den zweiten Blick klar, dass der Agenda wichtige 
Elemente fehlen, um der arbeitspolitischen und ge-
sellschaftlichen Bedeutung des digitalen Wandels 
angemessen Rechnung zu tragen. Während Europas 
Digitale Agenda das Ziel der Schaffung eines euro-
päischen Binnenmarktes fest im Blick hält, scheint 
die Nutzung sozialer Potentiale von nachrangiger 
Wichtigkeit. Besonders deutlich wird dies durch die 
fast vollkommene Abwesenheit von Strategien zur 
Schaffung Guter digitaler Arbeit in Europas Digita-
ler Agenda.

 Die Digitale Agenda für  
 Europa(s Wirtschaft) 
In ihren Mitteilungen zur Digitalen Agenda für Eu-
ropa betont die EU-Kommission die zentrale Bedeu-
tung der Digitalisierung für die Zukunft einer dau-
erhaft wettbewerbsfähigen Wirtschaft und einer 
demokratisch verfassten europäischen Gesellschaft. 
Jedoch liefern bereits die Untertitel dieser Mitteilun-
gen, wie etwa Digitale Impulse für Wachstum (COM 
(2012) S. 784), Aufschluss darüber, dass dem Wirt-
schaftlichen das Primat eingeräumt und gesell-
schaftspolitischen Anliegen eine eher zweitrangige 
Rolle zugewiesen wird. Auch die Umsetzungsstrate-
gie für die in der Digitalen Agenda für Europa fest-
gesetzten Ziele und Prioritäten stellt den vornehm-
lich wirtschaftspolitischen Charakter der Agenda 
deutlich heraus. Die Vorstellung des entsprechen-
den Maßnahmenbündels erfolgte im Mai 2015 unter 
dem Titel Digitaler Binnenmarkt (COM (2015): S. 192). 
Zwar umfasst das Bündel auch Initiativen, die nicht 
unmittelbar der Schaffung eines grenzenlosen digi-
talen Wirtschaftsraums in Europa dienen, wie etwa 
Maßnahmen zur Förderung digitaler Innovation im 
öffentlichen Dienst. 
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Bei genauerer Ansicht wird klar, dass die EU-Kom-
mission mit solchen Vorschlägen in erster Linie Un-
terstützungsleistungen für die digitale Wirtschaft 
bei der Erschließung des digitalen Binnenmarkts 
anzubieten versucht und nicht etwa ein breiter ge-
fasstes gesellschaftspolitisches Interesse verfolgt. 

Zur Schaffung des digitalen Binnenmarkts wer-
den gezielte Harmonisierungsmaßnahmen in ver-
schiedenen Rechtsbereichen verfolgt. Dies betrifft 
unter anderem den Verbraucherschutz und Urhe-
berrechtsbestimmungen, Regelungen zu Daten-
schutz und -sicherheit sowie die Schaffung eines 
einheitlichen europäischen Rechtsrahmens für 
Cloud-Computing-Dienste. Darüber soll die Abwick-
lung kommerzieller Online-Transaktionen über eu-
ropäische Grenzen hinweg ermöglicht bzw. rechtlich 
abgesichert werden. Auch Märkte und Branchen, 
die den Online-Handel z. B. durch Paketzustellung 
komplementieren, geraten zunehmend in den Blick 
des europäischen Gesetzgebers, der hier Maßnah-
men zur Vereinfachung der grenzüberschreitenden 
Erbringung von Dienstleistungen anstrebt. Neben 
der Marktintegration in klassischer Gestalt soll das 
digitale Binnenmarkt-Paket auch Akzente zur Errei-
chung der ambitionierten Ziele im Bereich der In-
frastrukturpolitik setzen, die zuvor in der Digita-
len Agenda für Europa formuliert wurden. Absicht 
hierbei ist es, den flächendeckenden Ausbau von 
schnellen Datennetzen voranzutreiben, sodass alle 
europäischen Haushalte über Zugang zu Breitband-
Netzen verfügen. Allerdings wird auch hier, wie spä-
ter noch genauer darzustellen ist, ein marktbasier-
ter und teils widersprüchlicher Ansatz verfolgt, der 
der öffentlichen Hand wenig Gestaltungsspielraum 
überlässt. 

Abgerundet wird die Digitale Agenda und das an-
hängige Binnenmarkt-Paket durch Programme im 
Bereich Unternehmens- und Innovationspolitik. 
Durch die Bereitstellung von Fördermitteln für For-
schung und Innovation sollen Effizienzsteigerun-
gen in Privatwirtschaft und öffentlichem Sektor re-
alisiert werden. Das EU-Rahmenprogramm Horizont 
2020 stellt für den Zeitraum 2014–2020 Fördermittel 
in Höhe von 70 Milliarden Euro zur Verfügung. Da-
bei entfällt ein Teil der Mittel auf die Förderung im 
Bereich der Informations- und Kommunikations-
technologie. Gefördert werden etwa die Entwick-
lung neuer Rechnersysteme und -technologien, die 
Robotik, die Schaffung von Cloud-Infrastrukturen 
und entsprechender Services sowie unter dem Be-
griff Internet der Zukunft die Verknüpfung physi-
scher Infrastrukturen (z. B. im Verkehrs- und im 
Energiesystem) mit dem Internet (vgl. Europäische 
Kommission 2011). 

Schlussendlich findet auch die Verfügbarkeit 
von Fachkräften mit ausreichenden IKT-Kompeten-
zen als Voraussetzung für eine florierende digitale 
Wirtschaft in Europa Erwähnung. Damit wird aner-
kannt, dass die berufliche Aus- und Weiterbildung 
ein wesentliches Element einer politischen Strate-
gie für das digitale Zeitalter ist. Dies ist grundsätz-
lich positiv, allerdings beschränkt sich die EU-Kom-
mission beim Thema Beschäftigung und Arbeit in 
ihrer Digitalen Agenda auf diesen Aspekt der Qua-
lifizierung. 

Beschäftigungspolitik wird also auf das Ziel be-
schränkt, Unternehmen mit ausreichend qualifi-
ziertem Humankapital zu versorgen. Eine gezielte 
Strategie zur Gestaltung des digitalen Wandels zu-
gunsten einer Verbesserung der Arbeits- und der Le-
bensqualität der Menschen, für Gute digitale Arbeit 
und Gute Dienstleistungen fehlt der Digitalen Agen-
da für Europa hingegen. Auch in Bezug auf gesell-
schaftspolitische Anliegen wie etwa die Förderung 
sozialer Integration enthält die Agenda wenig. 
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Zwar gibt die Europäische Kommission in ihren 
Mitteilungen zur Digitalen Agenda an, durch die 
Beseitigung von Hemmnissen für den grenzüber-
schreitenden Online-Handel das Bedürfnis der Bür-
gerinnen und Bürger nach breiterem Angebot und 
niedrigeren Endverbraucherpreisen berücksich-
tigen zu wollen. Hingegen fehlen in der Digitalen 
Agenda für Europa Hinweise dazu, wie die Bürge-
rinnen und Bürger beteiligt werden können, um die 
Digitalisierung für soziale Innovationen im Sinne 
einer gerechten und demokratischen europäischen 
Gesellschaft zu gestalten.

Auf diese Weise wird ein Ansatz weiterverfolgt, 
den Dienstleistungsgewerkschaften bereits in der 
Vergangenheit kritisiert haben, als sich die europä-
ische Politik auf die Schaffung eines Binnenmarkts 
konzentriert und die Frage vernachlässigt hat, wie 
sich dadurch, neben mehr Wachstum, auch besse-
re Beschäftigungsbedingungen und vereinfachte 
Zugangsbedingungen zu qualitativ hochwertigen 
Dienstleistungen verwirklichen lassen. Faktisch 
führte die Schaffung des Binnenmarkts für Dienst-
leistungen, etwa durch die Durchsetzung der EU-
Dienstleistungsrichtlinie, in erster Linie zu einer 
Wettbewerbsverschärfung, die in vielen Dienstleis-
tungsbereichen zu Kostendruck und Qualitätsverfall 
führt. Wie der europäische Gewerkschaftsverband 
UNI Europa feststellt, hat sich dies aus Beschäftig-
tensicht zumeist in verschlechterten Arbeitsbedin-
gungen und -konditionen, atypischer Beschäftigung 
und erschwertem Zugang zu beruflicher Bildung nie-
dergeschlagen (vgl. UNI Europa 2015). 

Aus gewerkschaftlicher Perspektive und Erfah-
rung kann die Digitale Agenda für Europa in ihrer 
bestehenden Form also dem Anspruch nicht gerecht 
werden, der an sie zu stellen ist: Es käme darauf an, 
digitalen Wandel im Sinne ausgewogener wirt-
schaftlicher, arbeitspolitischer und gesellschaftli-
cher Interessen zu gestalten. Aufgrund der großen 
Bedeutung der Digitalisierung muss eine aktive Ge-
staltung im Sinne Guter Arbeit und Guter Dienst-
leistungen seitens der Gewerkschaften eingefor-
dert werden.

 Eine digitale Agenda für  
 Gute Arbeit in Europa 
Längst ist die Digitalisierung an Europas Arbeits-
plätzen und Arbeitsmärkten angekommen und zei-
tigt dort teils disruptive Folgen. Die Digitale Agenda 
für Europa geht auf den Bereich Arbeit und Beschäf-
tigung aber lediglich am Rande ein und beschränkt 
sich auf Initiativen zu beruflicher Aus- und Weiter-
bildung und Umschulungen zur Fachkräftesiche-
rung. Die Formulierung von Strategien zugunsten 
von Beschäftigung und Guter Arbeit bleibt die Digi-
tale Agenda der EU jedoch schuldig. Hier benötigt 
die Agenda einen Neustart. 

Eine Qualifizierungsoffensive, insbesondere un-
ter den Vorzeichen rapider technologischer Innova-
tion, ist selbstverständlich von enormer Wichtig-
keit. So wird die Einrichtung der seit dem Jahr 2013 
auf europäischer Ebene bestehenden Großen Koali-
tion für digitale Jobs begrüßt, die aus freiwillig teil-
nehmenden öffentlichen Anstalten, Bildungsanbie-
tern und Unternehmen besteht (vgl. www.ec.europa.
eu/digital-agenda/en/digital-jobs-0). Die etwa 50 an 
ihr beteiligten Unternehmen und Einrichtungen 
(u. a. SAP, Google, Microsoft, Bundesagentur für Ar-
beit) verpflichten sich zur Förderung von Aus- und 
Weiterbildung, haben eine Online-Weiterbildungs-
plattform für junge Menschen eingerichtet und un-
terstützen neue Schulungsmodule, etwa für Instal-
lateure intelligenter Energienetze. Daneben setzt 
sich die Europäische Kommission mit der Lancie-
rung des digitalen Binnenmarkt-Pakets neuerdings 
für eine verstärkte Zusammenarbeit mit nationalen 
Bildungsministerien ein, um auch im öffentlichen 
Bildungswesen die Vermittlung digitaler Kompeten-
zen zu forcieren. Auch dies ist grundsätzlich zu be-
grüßen. 
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Doch auch dort, wo durch die EU regulierend einge-
griffen wird, besteht aus Sicht der Gewerkschaften 
häufig Zweifel an der angemessenen Berücksich-
tigung arbeitspolitischer Anliegen. Als Beispiel ist 
hier die europäische Urheberrechtspolitik zu nen-
nen. In ihrer Erwerbstätigkeit sind die oftmals frei-
beruflich tätigen Urheberinnen und Urheber dar-
auf angewiesen, dass ihre Verwertungsrechte auch 
im digitalen Raum angemessen gestaltet und ge-
schützt sind, sodass sich aus der Verwertung von 
kreativen Inhalten Einkommen generieren lässt. 
UNI Europas Fachbereich für Erwerbstätige in den 
Medien- und Unterhaltungsdienstleistungen hegt 
jedoch erhebliche Zweifel daran, dass entsprechen-
de Überlegungen in ausreichendem Maße in die für 
Ende 2015 angekündigte Novelle des EU-Urheber-
rechts einfließen werden. Für ver.di und UNI Euro-
pa ist klar, dass die geplanten Reformen sicherstel-
len müssen, dass die Urheberinnen und Urheber 
an allen wirtschaftlichen Verwertungen ihrer Wer-
ke finanziell beteiligt werden. Das bedeutet, dass 
auch z. B. Provider und Plattformen, die geschütz-
te Inhalte online stellen und daraus einen finanzi-
ellen Vorteil ziehen, die professionellen Kultur- und 
Medienschaffenden an diesen Vorteilen durch faire 
Vergütungsvereinbarungen beteiligen müssen. Al-
lerdings ist zu befürchten, dass die EU-Kommission 
dieser arbeitspolitischen Forderung weitaus weni-
ger Bedeutung beimisst als dem Wunsch der Platt-
formen, möglichst vergütungsfrei und restriktions-
los über Grenzen hinweg Inhalte online vermarkten 
zu können. Es ist daher zu befürchten, dass die In-
teressen der Plattformen und Provider zum Nach-
teil der UrheberInnen durchgesetzt werden. Aus ge-
werkschaftlicher Sicht ist dies nicht zu akzeptieren.

Nicht thematisiert werden in der Digitalen Agenda 
für Europa digitalisierungsgetriebene Veränderun-
gen auch der Arbeitsorganisation. Hierzu zählen die 
Herausforderungen mobilen Arbeitens mittels neu-
er digitaler Technologien ebenso wie die Praktiken 
des Crowdworkings, bei denen über Plattformen 
Aufträge (auch global) vergeben werden (vgl. Lei-
meister et al. in diesem Band). Diese neue Form der 
Auftragsvergabe entzieht sich in der Regel dem Zu-
griffsbereich von Arbeitsrecht und Sozialversiche-
rungssystemen klassischen Zuschnitts. Bezüglich 
der verschiedenen Herausforderungen, die sich mit 
der Digitalisierung von Arbeit stellen, besteht auf 
nationalstaatlicher, aber auch auf europäischer Ebe-
ne Handlungsbedarf. Der Europäische Wirtschafts- 
und Sozialausschuss etwa diskutiert aktuell über 
Vorschläge für eine europäische Rahmengesetzge-
bung, die Beschäftigten das Recht auf Nichterreich-
barkeit einräumt. Außerdem könnte die EU eine von 
den Mitgliedstaaten zu verantwortende Reform der 
sozialen Sicherungssysteme unterstützen und ko-
ordinieren, die auch der wachsenden Gruppe von 
Crowdworkern sozialen Schutz bietet. Die Diskussi-
on über einen Arbeitnehmerbegriff wiederum, der 
den neuen Erwerbsformen angepasst ist, könnten 
Gewerkschaften und Arbeitgeberverbände im Rah-
men des sozialen Dialogs auf europäischer Ebene 
führen (vgl. EESC 2015).

Allerdings setzt dies eine grundlegende Abkehr 
von der aktuellen EU-Politik voraus. Diese baut im 
Rahmen ihrer Initiative Regulatory Fitness and Per-
formance (REFIT) darauf, existierende Vorschriften 
in Form von Richtlinien und Verordnungen zu re-
duzieren bzw. möglichst wenige neue Regelungen 
zu treffen. Unter dem Vorwand des Bürokratieab-
baus sind gerade Regelungen im Bereich von Ar-
beits- und Sozialstandards bedroht. Daneben sieht 
sich auch die Autonomie der Sozialpartner, die der-
zeit im Rahmen des europäischen sozialen Dialogs 
eigenständig Regelungen u. a. im Bereich Gesund-
heitsschutz treffen können, in jüngster Vergan-
genheit immer wieder Attacken von Seiten der EU- 
Kommission und des Europäischen Rats ausgesetzt 
(vgl. Hoffmann 2015).
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Unbeachtet bleibt in der Digitalen Agenda die Fra-
ge nach einem möglichen Rückgang von Beschäf-
tigung durch die fortschreitende Digitalisierung. 
Bruegel, ein europäischer Think Tank, geht da-
von aus, dass 40 bis 60 % aller Arbeitsplätze in den 
verschiedenen EU-Mitgliedstaaten gefährdet sein 
könnten (vgl. Bowles 2014). Bislang reagiert die eu-
ropäische Politik nicht auf solche Szenarien und 
diskutiert auch keine Bewältigungsstrategien, z. B. 
durch Investitions- und Beschäftigungsprogramme.

Zumindest werden mittlerweile erste Folgen des 
durch digitale Technologien verursachten Struktur-
wandels am Arbeitsmarkt erkannt. So stellte eine 
im Januar 2015 vom Europaparlament veröffentlich-
te Studie zur wachsenden Einkommensungleichheit 
in Europa fest, dass digitale Technologien insbeson-
dere Beschäftigung im mittleren Einkommens- und 
Qualifikationssegment verdrängen (vgl. Europapar-
lament 2015: S. 15 f.). In der Folge würden Arbeits-
märkte in der EU zunehmend polarisiert, das heißt 
Beschäftigung entsteht entweder am oberen oder 
am unteren Ende der Lohn- und Kompetenzska-
la. Während die hochentwickelten Volkswirtschaf-
ten West- und Nordeuropas mit ihren leistungsfä-
higeren Bildungssystemen entscheidende Vorteile 
bei der Schaffung und Sicherung der entstehenden 
High End Jobs haben dürften, also Tätigkeiten am 
oberen Ende der Lohn- und Kompetenzskala, ver-
bleibt in süd- und osteuropäischen Ländern auf-
grund niedrigerer Lohnstückkosten der Löwenan-
teil der Arbeitsplätze am unteren Ende. Dies würde 
den Trend zur Teilung Europas in ein nord-westli-
ches Zentrum und eine süd-östliche Peripherie ver-
stärken. Wie bereits zu sehen ist, läuft dies nicht nur 
dem europäischen Vertragsziel der sozialen Konver-
genz zuwider, sondern setzt auch wirtschaftliche 
und soziale Fliehkräfte frei, die den Zusammen-
halt Europas ernsthaft zu gefährden drohen. Auch 
für dieses Problem müsste eine sozial ausgewoge-
ne und gestaltende digitale Agenda für Europa Lö-
sungen finden.

 Eine digitale Agenda für  
 Europas Infrastruktur 
In Bezug auf den Netzausbau stellt die Digita-
le Agenda für Europa richtigerweise fest, Europa 
brauche »schnelle und ultraschnelle Internetzu-
gänge, die allen zur Verfügung stehen und kosten-
günstig sind« (Europäische Kommission 2010). In 
der Tat wird der Standort Europa in Zeiten globalen 
und zunehmend um digitale Innovationen kreisen-
den Wettbewerbs dauerhaft nur mithilfe moderns-
ter Telekommunikations-Infrastrukturen bestehen 
können. ver.di und UNI Europa unterstreichen da-
rüber hinaus die Bedeutung eines zukunftsfähi-
gen Netzzugangs im Sinne einer zeitgemäßen Da-
seinsvorsorge in modernen und demokratischen 
Gesellschaften. An einer realistischen Perspektive 
zur Mobilisierung der notwendigen Investitionsmit-
tel für den Breitbandausbau mangelt es der Digita-
len Agenda. So stellt die Europäische Kommission 
fest, dass in Zeiten klammer öffentlicher Kassen die 
Privatwirtschaft die notwendigen Investitionen zu 
stemmen habe. Aus diesem Grund wird derzeit eine 
Novelle der europäischen Telekommunikations-Ver-
ordnung verhandelt, deren Ziel die Schaffung eines 
Regulierungsrahmens ist, der private Investitionen 
anreizt (COM (2013): S. 627).

Die einschlägigen EU-Regulierungsvorhaben 
der Vergangenheit bewirkten jedoch das genaue 
Gegenteil. So zielten die durchgesetzten Maßnah-
men zuallererst auf die Senkung von Endverbrau-
cherpreisen ab. Der durch solche Maßnahmen er-
zeugte Kostendruck führt zu einer Abwärtsspirale 
bei den Beschäftigungsbedingungen und -kondi-
tionen, zu sinkenden Unternehmenserträgen und 
Investitionsvolumina. »Während die Europäische 
Kommission in ihrer Regulierungstätigkeit häufig 
das Marktumfeld verändert, um den Kostendruck 
auf den Telekommunikationsmärkten zu erhöhen, 
haben die Unternehmen Schwierigkeiten, eine lang-
fristige Geschäftsplanung vorzunehmen, und schre-
cken davor zurück, Investitionen zu tätigen.« (Uni 
2015: S. 9) Im Rahmen der aktuellen Regulierungs-
Novelle wird nun die Abschaffung von Roaming-Ge-
bühren bis Juni 2017 angestrebt (vgl. Europäische 
Kommission 2015). 
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Allerdings birgt dieses Vorhaben das Risiko, Investi-
tionsmittel durch weitere Einnahmeverluste in der 
Telekommunikationsbranche zu verknappen – so 
wünschenswert die Abschaffung von Roaming-Ge-
bühren aus Verbrauchersicht auch scheint. Sinnvol-
ler scheint es, die Abschaffung von Roaming-Ge-
bühren mittel- bis langfristig zu betreiben, und die 
Unternehmen in der Zwischenzeit auf die Verwen-
dung der Roaming-Einnahmen für den Infrastruk-
turausbau zu verpflichten.

Denn um verlorenen Boden wiedergutzuma-
chen, bedarf es gewaltiger Investitionen. So schätzt 
der Verband der europäischen Telekommunikati-
onsunternehmen das zum Erreichen der bestehen-
den Ziele der Digitalen Agenda benötigte Investiti-
onsvolumen auf 170 Milliarden Euro bis zum Jahr 
2020 (vgl. ETNO 2013). Um solche Summen zu mo-
bilisieren, mangelt es in Europa an einer angemes-
senen Investitionsstrategie und angemessen ausge-
statteten Fördertöpfen. Hieran ändert auch der von 
der Europäischen Kommission zur Überwindung 
der Wirtschaftskrise vorgeschlagene und nach ih-
rem Präsidenten Juncker benannte Investitionsplan 
nichts, da dieser keine gezielte, politische Steuerung 
von Investitionsströmen (sog. earmarking) hinein 
in die Breitbandinfrastruktur erlaubt.

Zur Auflösung des bestehenden Investitions-
staus braucht es entschiedenes Handeln. Europa 
muss ein Fördersystem etablieren, das ein hohes 
Engagement der öffentlichen Hand beweist, z. B. 
durch die Bereitstellung zinsgünstiger Kredite und 
eine bessere Abstimmung öffentlicher und priva-
ter Infrastrukturarbeiten, sodass etwa bei Bauar-
beiten Synergie-Effekte entstehen können. Auch 
der Juncker-Investitionsplan muss der Wichtigkeit 
des Breitbandausbaus Rechnung tragen. Bestehen-
de Möglichkeiten zur Förderung der Breitbandinfra-
struktur sollen vollumfänglich genutzt werden, z. B. 
durch Angebote zur Unterstützung der Telekommu-
nikationsunternehmen bei der Mittelabrufung.

 Eine digitale Agenda für  
 Forschung und Innovation 
Forschungs- und Innovationspolitik spielen in der 
Digitalen Agenda – das ist zu begrüßen – eine star-
ke Rolle. So werden wie erwähnt durch verschiede-
ne Programme, die teils vollständig in die Digitale 
Agenda integriert, teils im Rahmen des allgemeinen 
europäischen Forschungsförderungsprogramms 
Horizont 2020 verfolgt werden, erhebliche Sum-
men zur Erforschung der Digitalisierung verfügbar 
gemacht. Allerdings spiegelt der konkrete Zuschnitt 
dieser Programme erneut die marktwirtschaftliche 
Logik der Digitalen Agenda wider, was sich hier in 
dem Ziel der Erschließung von Rationalisierungs- 
und Effizienzpotenzialen niederschlägt. Forschung 
zu sozialen Innovationen im digitalen Zeitalter, bei 
denen Erwerbstätige und Verbraucher, Bürger und 
Kunden in den Innovationsprozess einbezogen wer-
den, oder zu Konzepten Guter digitaler Arbeit bleibt 
dabei von nachrangiger Bedeutung oder fehlt gänz-
lich.

So fließt ein erheblicher Teil der verfügbaren 
Mittel in industrielle Forschung, die darauf abzielt, 
durch die Entwicklung digitaler Technologien und 
Innovationen die wirtschaftliche Wettbewerbsfä-
higkeit Europas zu stärken. Neben der Bereitstel-
lung EU-verwalteter Forschungsmittel wird dabei 
angestrebt, dass die auf allen Ebenen (EU, Mitglied-
staaten und Industrie) für Forschung, Entwicklung 
und Innovation zur Verfügung stehenden Mittel 
gebündelt und gezielt für strategische Bedürfnis-
se verwendet werden, z. B. in den Gebieten Fotonik, 
Robotik und Hochleistungsrechnen. Dabei liegt das 
besondere Augenmerk darauf, Entwicklungspro-
zesse möglichst schnell zur Marktreife zu bringen. 
Nur so könne angeblich garantiert werden, dass For-
schungsergebnisse rasch für die industrielle und 
gesellschaftliche Nutzung zur Verfügung stehen. 
Daneben stellt die Beschleunigung der digitalen In-
novation im öffentlichen Sektor ein zentrales Ziel 
der hier beschriebenen Förderprogramme dar und 
wird durch die eigens eingerichtete und mit 1,14 Mil-
liarden Euro ausgestattete Fazilität Connecting Euro-
pe betrieben. 
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Um die Umstellung auf digitale Dienste zu fördern 
und deren grenzüberschreitende Verfügbarkeit zu 
ermöglichen, wird hierbei Innovation in Bereichen 
wie eIDs, e-Vergabe, Unternehmensmobilität, eJus-
tiz oder elektronische Gesundheitsdaten finanziert.

Schlussendlich stehen aber auch erhebliche Mit-
tel, nicht weniger als 29,5 Milliarden Euro, zur Er-
forschung gesellschaftlicher Herausforderungen 
bereit. Obwohl nicht vollständig der digitalen For-
schung gewidmet, ermutigt dieses in Horizont 2020 
integrierte Programm insbesondere die Entwick-
lung von Angeboten, die auf technischer Basis bzw. 
mit technischen Mitteln auf angeblich gesellschaft-
liche Bedarfe eingehen. So sollen zur Erhöhung von 
Ressourceneffizienz in Verkehr und Logistik IKT-
unterstützte Systeme entwickelt werden, die eine 
bessere Abstimmung von Verkehrsströmen ermög-
lichen und Leerfahrten vermeiden. Auch im Ge-
sundheitsbereich wird geforscht, z. B. zum Einsatz 
von Servicerobotern als Assistenzsysteme im Haus-
halt bei der Unterstützung von Selbständigkeit und 
Prävention. Eine systematische Einbeziehung der 
Dienstleistungsnutzer wie der Beschäftigten in die 
Forschungstätigkeit ist jedoch nicht vorgesehen.

Das Thema Arbeitsforschung kommt in den hier 
dargestellten Forschungsprogrammen allerdings 
kaum vor, was selbst die damalige schwarz-gelbe 
Bundesregierung zur Kritik an den Vorschlägen der 
Europäischen Kommission veranlasste. Wird da-
von abgesehen, dass zumindest die neue BMBF-Ar-
beitsforschungsprogrammlinie Zukunft der Arbeit 
(vgl. BMBF 2015) aus ESF-Mitteln kofinanziert wird, 
entfällt auch ein Beitrag zur Entwicklung passge-
nauer Konzepte für eine arbeitnehmerfreundliche 
Gestaltung der Digitalisierung. Dieses Versäum-
nis sollte durch entsprechend einzurichtende För-
derschwerpunkte behoben werden. Ähnliches gilt 
für die europäische Forschung zu den gesellschaft-
lichen Herausforderungen, bei der durch die man-
gelnde Einbeziehung von Dienstleistungsnutzern 
und der Beschäftigten Potenziale beteiligungsori-
entierter Prozesse bei sozialen Innovationen der-
zeit ungenutzt bleiben.

 Fazit: Eine digitale Agenda für  
 ein soziales Europa ist notwendig 
Wenn die Chancen der Digitalisierung so genutzt 
werden sollen, dass sie möglichst vielen Menschen 
zugutekommen, dann bedarf es der politischen In-
tervention auch auf europäischer Ebene. Ziel ge-
werkschaftlicher Anstrengungen muss es sein, die 
digitalen Potenziale so zu nutzen, dass sie Gute Ar-
beit, Gemeinwohlorientierung, Wohlstand, Gerech-
tigkeit und soziale Innovation in Europa befördern. 
Da es der Digitalen Agenda für Europa an solch ei-
ner Ausrichtung mangelt, müssen Gewerkschaften 
also auf einen sozial fortschrittlichen Neustart die-
ser Agenda hinwirken. 

Auch angesichts verschiedener Prognosen be-
züglich des Wegfalls vieler bestehender Jobs muss 
den Beschäftigten Weiterbildung und Umschulung 
ermöglicht werden. Ebenso bedarf es der Förderung 
arbeitsplatzschaffender Innovationen sowie Inves-
titionen zur Schaffung von Beschäftigung in gesell-
schaftlichen Bedarfsfeldern, insbesondere bei den 
gesellschaftlich notwendigen und sozialen Dienst-
leistungen. Auch das Thema Arbeitszeitverkürzung 
wird wieder auf die Agenda gerückt werden müssen. 
Nicht nur, aber vor allen die von Digitalisierung er-
fassten Arbeitsplätze müssen im Sinne Guter digi-
taler Arbeit reguliert und sozial abgesichert werden. 
Dies muss durch eine gerechte Verteilung der durch 
Digitalisierung erwirtschafteten Profite gegenfinan-
ziert werden.

Mit der Gestaltung der Digitalisierung stellen 
sich somit verteilungspolitische Fragen mit einer 
wachsenden Dringlichkeit. Auf europäischer Ebene 
braucht es daher Koordinierung, um den notwen-
digen verteilungspolitischen Spielraum durch das 
Ausschalten von Steuer-, Standort- und Arbeitskos-
ten-Wettbewerb zu erweitern. Ein wichtiger Schritt 
in dieser Hinsicht wäre das von Gewerkschaften seit 
Langem geforderte Schließen von Steuerschlupflö-
chern und die Vereinbarung von Mindeststandards 
bei der Unternehmensbesteuerung, um Unterbie-
tungsstrategien zu verhindern.
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Selbstständige Erwerbstätigkeit – und hier insbe-
sondere die Solo-Selbstständigkeit – nimmt seit 
vielen Jahren zu. War dies in der Vergangenheit vor 
allem im Medien- und Kulturbereich sowie in der 
Bildung der Fall, ist mit der fortschreitenden Digita-
lisierung ein Anstieg auch in vielen anderen Bran-
chen zu erwarten. So wird sich dieser Zuwachs al-
ler Voraussicht nach mit dem Crowdsourcing (vgl. 
Leimeister et al. in diesem Band), also Auftrags-
vergaben per Online-Plattformen, verstärken, da 
solche Aufträge in der Regel in Selbstständigkeit 
ausgeführt werden. Nach den Ergebnissen einer re-
präsentativen Unternehmensbefragung im Wirt-
schaftszweig Informationswirtschaft »nutzen die 
Mediendienstleister mit knapp über 9 % der Un-
ternehmen Crowdworking-Modelle am häufigsten, 
gefolgt von der IKT-Branche (5,3 %) und den wis-
sensintensiven Dienstleistern (3,4 %). (…) Da sich 
die Angebote auf den Plattformen auch stetig wei-
terentwickeln werden, ist dieser Wert sicherlich nur 
eine Momentaufnahme.« (Ohnemus 2015: S. 3).

Noch liegen zu wenige Erkenntnisse darüber 
vor, wie die Erwerbs- und Lebensbedingungen der-
jenigen aussehen, die über diverse Crowdsourcing-
Plattformen Aufträge annehmen (vgl. auch Forch 
2014). So haben die Plattformen selbst nur einige 
Festangestellte, und die Aufträge werden größten-
teils aus der Crowd (Menschenmenge bzw. ist hier die 
Menge der Internetnutzer/innen gemeint) erledigt. 
Wie viele der in der Crowd befindlichen Auftragneh-
mer und Auftragnehmerinnen tatsächlich die Jobs 
in hauptberuflich selbständiger Erwerbstätigkeit 
(vgl. GKV 2013) und wie viele sie als Nebenverdienst 
ausführen, ist nicht ausreichend untersucht.

Jedoch dürften nicht wenige Selbstständige unter 
denjenigen sein, die ihre Produkte und Dienstleis-
tungen über Vermittlungs-Plattformen wie mach-
dudas anbieten. Über 60 Antworten – überwiegend 
von offenbar qualifizierten Bietenden – kamen etwa 
auf das folgende Angebot: »Unser Verlag sucht für 
eine dauerhafte Zusammenarbeit einen/eine Profi 
für Präsentationen als Power Point Dateien. Sie kön-
nen von zu Hause aus arbeiten, und wir rechnen ein-
mal im Monat die vorher vereinbarten Projektpreise 
ab. Sie bekommen die Texte und erarbeiten didak-
tisch perfekt daraus ca. 10 Folien mit Fotos (werden 
geliefert) und ca. 10 Folien mit Text in Schriftgröße 
14.« Während die meisten Bewerber ihre Entgelt
erwartungen verdeckt angaben, lässt sich aus drei 
Antworten exemplarisch ersehen, wie das Outsour-
cing über Plattformen oft funktioniert: Ein Bieter 
setzte einen – noch nicht unbedingt nach Dumping 
klingenden – Stundensatz von 35 Euro an. Ein an-
derer schrieb: »Ich würde nur beim ersten Mal um 
die 3 Euro ›machdudas-Gebühr‹ bitten und die ers-
te Präsentation als Vorgeschmack kostenlos erstel-
len.« Und ein Dritter bot an: »Gerne liefere ich Ihnen 
ein paar von Ihnen ›gebriefte‹ Charts als kostenlo-
se Arbeitsprobe ab.«

Mag bei der Erstellung einzelner Power-Point-
Präsentationen noch nicht evident sein, dass es sich 
wohl um Outsourcing-Prozesse handelt, so gibt es 
ganze Bereiche, in denen abhängige Arbeit durch 
dauerhafte und durchgängige Beauftragung und 
Einbindung in die Betriebsabläufe eines bzw. einer 
Selbstständigen ersetzt werden – eine Form der viel 
beschworenen Flexibilisierung am Arbeitsmarkt, die 
regelmäßig einseitig zulasten der Erwerbstätigen 
geht, wenn die Auslagerung von Arbeit an Selbst-
ständige vor allem aus Kostengründen geschieht. 
Um hier einen race to the bottom zu verhindern, muss 
Arbeit in allen Erwerbsformen gleich teuer sein, das 
heißt: Arbeit- wie Auftraggeber müssen für Arbeit – 
unabhängig vom Erwerbsstatus der Arbeitenden 

– einen angemessenen Preis zahlen. Oder anders: 
Wenn es zu Arbeitskostenvorteilen führt, Selbst-
ständige anstelle von Arbeitnehmern zu beschäfti-
gen, stimmt etwas nicht.
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 Erwerbstätigenversicherung als soziale  
 Absicherung in Zeiten der Digitalisierung 
Dort wo dieser Kostenvorteil genutzt wird, geschieht 
das zu einem erheblichen Teil zulasten der Selbst-
ständigen, aber auch der Allgemeinheit, solange die 
Beschäftigung Selbstständiger heißt, dass sie aus 
dem System der gesetzlichen Sozialkassen heraus-
fallen. Wenn sich Selbstständige versichern müs-
sen – auf jeden Fall in einer Krankenversicherung, 
viele auch heute bereits in der gesetzlichen Renten-
versicherung –, geht dies in der Regel einseitig auf 
Kosten der Selbstständigen. Solange sie die Vorsor-
gekosten einpreisen können, ist das erst mal kein in-
dividuelles Problem, aber insbesondere Selbststän-
dige mit geringer Marktmacht können dies nicht 
tun – und selbst bei denjenigen, die es tun können, 
bleibt das Problem, dass sie – wie ihre Auftraggeber 

– außerhalb des normalen Sozialversicherungssys-
tems agieren.

Obwohl inzwischen 2,4 Millionen Menschen in 
Deutschland Solo-Selbstständige sind, was einen 
Anteil von 6 % der Erwerbstätigen in der Gesamt-
wirtschaft ausmacht – in einigen Branchen wie der 
IT-Dienstleistungsbranche sind es bereits mehr als 
doppelt so viele, nämlich 14 % (Stand 2012, vgl. Sta-
tistisches Bundesamt 2014, Roth 2014: S. 13) –, gilt 
noch immer für die übergroße Mehrheit, dass sie 
die Kosten der sozialen Absicherung vollständig al-
lein schultern müssen. So etwa über die verpflich-
tende Kranken- und Pflegeversicherung, die sich 
nicht am realen Einkommen, sondern an einem 
»angenommenen Mindesteinkommen« von im Jahr 
2015 gut 2.100 Euro im Monat orientiert. Betrachtet 
man eine Untersuchung des Deutschen Instituts 
für Wirtschaftsforschung über die Einkommen So-
lo-Selbstständiger, dürfte der sich daraus ergeben-
de Beitrag von rund 365 Euro viele Selbstständige an 
die Grenzen des Machbaren bringen: »Auch wenn 
ein Teil der Solo-Selbständigen hohe Einkünfte er-
zielt, liegt das mittlere Einkommen dieser Erwerbs-
tätigengruppe unter dem der Arbeitnehmer. Viele 
kommen über Einkünfte, wie sie Arbeitnehmer im 
Niedriglohnsektor beziehen, nicht hinaus. Der An-
teil der Geringverdiener unter den Solo-Selbständi-
gen ist zwar seit Mitte der letzten Dekade gesunken, 
er liegt aber immer noch bei knapp einem Drittel 
oder etwa 800.000 Personen.« (Brenke 2013).

Wenn also auch gerade in Zeiten der Digitalisierung 
Selbstständigkeit Chancen wie mehr Selbstbestim-
mung in der Arbeitsausführung und relativ mehr 
Arbeitszeitsouveränität als in einem abhängigen 
Beschäftigungsverhältnis bieten soll, so bleibt doch 
fraglich, wie hoch der Anteil derjenigen ist, die diese 
Chancen tatsächlich wahrnehmen können. Selbst-
ständigkeit birgt auch Risiken wie Unsicherheiten 
bei der Bezahlung, lange Zahlungsverzögerungen, 
Schwierigkeiten bei der Vollstreckung von Forde-
rungen. Selbstständige müssen sich um ihre Auf-
träge kümmern. Gesetzliche Kündigungsschutzre-
geln, Arbeits- und Gesundheitsschutz gelten für sie 
nicht. Bei schwankender Auftragslage müssen Solo-
Selbstständige ihre Arbeitszeiten anpassen. Außer-
dem erhalten Selbstständige, die dies nicht vertrag-
lich durchsetzen können, keine Lohnfortzahlung 
im Krankheitsfall, keinen bezahlten Urlaub, kein 13. 
Monatsgehalt und keine (kostenfreien) Weiterbil-
dungsmöglichkeiten.

Dass es kein verlässliches Einkommen gibt und 
der Anteil der Geringverdienenden hoch sein dürfte 
(s.o.; vgl. Brenke 2011: S. 17 f.), wirkt sich auch negativ 
auf die soziale Absicherung aus – auf die Möglich-
keit, in die Krankenversicherung einzuzahlen oder 
Beiträge für eine ausreichende Altersvorsorge auf-
zubringen. Viele Selbstständige haben ein zu gerin-
ges Einkommen, um ohne Hilfe gegen Altersarmut 
vorzubeugen. Vom Staat subventionierte Vorsorge 
wie die (umstrittene) Riester-Rente ist den meisten 
Selbstständigen ohnehin verwehrt – die Rürup-Ren-
te ist nur für gut Verdienende lukrativ. Vor diesem 
Hintergrund setzt sich ver.di dafür ein:

→→ �dass sich die Auftraggeber an der sozialen 
Absicherung, insbesondere an der Altersver
sorgung, (analog zum Arbeitgeberbeitrag)  
beteiligen;

→→ �dass Selbstständige in die sozialen Sicherungs-
systeme und dabei auch in die gesetzlichen 
Rentenversicherungssysteme (Erwerbstätigen
versicherung) einbezogen werden;

→→ �dass arbeitnehmerähnliche Selbstständige auch 
in betriebliche Sicherungssysteme (Betriebs
renten) einbezogen werden.
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Diese Forderungen lassen sich untermauern mit 
der wachsenden Zahl Solo-Selbstständiger sowie 
der zunehmenden Zahl gebrochener Berufs- und 
der daraus resultierenden Versicherungsbiografien. 
Während es früher häufig üblich war, das gesamte 
Berufsleben in einem Unternehmen zu verbringen, 
durchläuft heute ein großer Teil der Erwerbstätigen 
wechselnde Phasen von abhängiger Beschäftigung, 
Selbstständigkeit, Familienarbeit und Arbeitslo-
sigkeit. Dies hat auch zur Folge, dass im Renten-
system keine ausreichenden Versorgungsansprü-
che aufgebaut werden können. Denn das System 
ging und geht von der – überholten – Annahme aus, 
dass Menschen ihr Leben lang im selben Beschäfti-
gungsstatus bleiben. Hingegen betont auch ver.di-
Bundesvorstand Eva Welskop-Deffaa, zuständig für 
Arbeitsmarkt- und Sozialpolitik, dass künftig das 
Rentenrecht stärker den veränderten Erwerbsbio-
grafien anzupassen sei. Diese Forderung anlässlich 
des 125-jährigen Jubiläums der deutschen Renten-
versicherung unterstreicht zugleich die Bedeutung 
der solidarischen Alterssicherung. Die Öffnung der 
gesetzlichen Rentenversicherung für Solo-Selbst-
ständige stehe als nächster großer Reformschritt an.

Um ein Sozialsystems solidarisch und für alle 
bezahlbar zu gestalten, müssen sich die Auftrag-
geber an der Finanzierung beteiligen. Würde poli-
tisch entschieden, Letztere aus der Sozialpflicht zu 
entlassen, wären die entsprechenden Vorsorgekos-
ten durch Steuermittel aufzubringen. Wegen dieser 
Ausgangssituation fordert ver.di, vor Einführung ei-
ner Rentenversicherungspflicht für alle Solo-Selbst-
ständigen die Effekte differenziert zu betrachten 
und verschiedene Modelle zu diskutieren, die si-
cherstellen, dass gering verdienende Selbstständige 
nicht übermäßig belastet werden. Die Einführung 
des Mindestlohns, der auch unmittelbaren Einfluss 
auf die Rentenzahlungen hat, zeigt, dass der Gesetz-
geber durchaus in der Lage ist, notwendige Mecha-
nismen zu finden, wenn es Erwerbstätigen mangels 
Marktmacht nicht möglich ist, für eine Vorsorge 
notwendige Mindesteinkommen zu realisieren. 

ver.di setzt sich – auch deshalb – für Mindeststan-
dards bei der Vergütung Solo-Selbstständiger ein. 
Die Alternative wäre, die freie Preisfindung bei Werk-  
und Dienstverträgen unangetastet zu lassen, Auf-
traggeber nicht an der Vorsorge für geringverdie-
nende Selbstständige zu beteiligen und als Gesell-
schaft die Folgekosten zu tragen: entweder durch 
die Übernahme von Vorsorgekosten oder durch Zah-
lung der Alters-Grundsicherung.

 Das Sondersystem  
 Künstlersozialversicherung 
Ein Beispiel zeigt, dass solidarische Modelle der So-
zialversicherung unter Auftraggeberbeteiligung 
auch für Solo-Selbstständige möglich sind. 180.000 
hauptberuflich selbstständige Medien- und Kultur-
schaffende sind über ein Sondersystem der sozialen 
Sicherung erfasst: die vor gut 30 Jahren entstandene 
Künstlersozialkasse (KSK). Die Beiträge zur gesetz-
lichen Renten-, Kranken- und Pflegeversicherung 
werden hier zur Hälfte von den Versicherten, zu 
30 % von Verwertern ihrer Leistungen und zu 20 % 
vom Staat getragen. Welche Berufe sich über die KSK 
versichern können, ist in einem Katalog aufgeführt.

Dass sich auch solche Modelle mit der Digitali-
sierung anpassen müssen und können, zeigen zwei 
Beispiele: Als die Grafiker und Designer anfingen, 
computergestützt zu gestalten, und das Berufsbild 
des Web-Designers entstand, begann ein langjäh-
riges rechtliches Tauziehen um die Versicherungs-
möglichkeit in der KSK. Schließlich handele es sich 
bei dieser Tätigkeit um nicht versicherungsfähige 
Programmierarbeit, argumentierte die eine Seite. Es 
handele sich um klassische Gestaltung mit neuen 
Arbeitsmitteln, die andere – und obsiegte schließ-
lich. Auch ein Blogger, der seine Texte auf der eige-
nen Webseite veröffentlicht und sein Einkommen 
überwiegend durch Werbeeinnahmen für diese Tä-
tigkeit bestreitet, musste sich über sechs Jahre bis 
zum Bundessozialgericht durchkämpfen, bis aner-
kannt wurde, dass Blogger als Selbstvermarkter ih-
rer Arbeit in die KSK gehören.
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 mediafon – ein ver.di-Beratungs- und  
 Vernetzungsangebot für Selbstständige 
Dass die sozialen Sicherungssysteme angepasst 
werden müssen, wird auch aus der Tatsache deut-
lich, dass das Thema zu den meist angefragten Be-
ratungswünschen beim ver.di-Beratungsnetzwerk 
für Selbstständige, der mediafon GmbH (www.me-
diafon.net), gehört. Schwerpunkt hier: die finanzi-
elle (Doppel-)Belastung, die durch geringe Honora-
re nicht abzudecken ist. Deswegen bietet mediafon 
auch und gerade flankierende Angebote zum The-
ma Honorarstabilisierung. So wie ver.di (und die 
Gesellschaft) das Thema der solidarischen Kosten-
tragung für die soziale Sicherung nicht von der Ein-
kommensfrage bei Arbeitnehmer/innen abkoppeln 
kann, so wenig kann sie es bei den Selbstständigen. 
Dabei bietet die Digitalisierung den Solo-Selbststän-
digen die Möglichkeit, beispielsweise geschlossene 
Mailinglisten oder Foren einzurichten, in denen of-
fen kommuniziert wird: über schwarze Schafe, Auf-
traggeber-Taktiken und Zahlungspraxis, über ein-
seitig diktierte allgemeine Geschäftsbedingungen, 
über Vertragsklauseln und Honorare. Dies praktizie-
ren bereits einzelne Berufsgruppen (auch bei ver.di) 
oder Selbstständige, die für einen Auftraggeber ar-
beiten. Zunächst einmal Markttransparenz schaf-
fen, das ist auch der Anspruch, mit dem ver.di an-
tritt – trotz kartellrechtlicher Beschränkungen, die 
Selbstständigen Preisabsprachen ebenso verbieten 
wie potenten Energiekonzernen. War es ohne die 
Möglichkeiten im Internet noch ein mühsames Ge-
schäft, Informationen über gezahlte Vergütungen 
zusammenzutragen und einmal jährlich analog zu 
veröffentlichen, so ist es heute über die interaktive 
Honorardatenbank bei mediafon allen Selbstständi-
gen möglich, dort zeitnah ihre Honorare zu melden 

– oder sich im Vorfeld eigener Verhandlungen einen 
Überblick über die Vergütungshöhen der jeweiligen 
Branche zu verschaffen. Nicht nur Honorarinforma-
tionen, auch solche zu Neuerungen im Steuerrecht 
oder im Sozialrecht können dank Digitalisierung 
umgehend kommuniziert werden. 

So wird der internetbasierte, umfangreiche Ratge-
ber Selbstständige (www.ratgeber-selbstaendige.de) 
ständig aktualisiert – auch zu Themen, die in der 
Individual-Beratung, die ver.di ihren rund 30.000 
selbstständig erwerbstätigen Mitgliedern anbietet, 
gehäuft aufgetreten sind. Die Auswertung der Be-
ratungen durch die ihrerseits ebenfalls selbststän-
digen Expertinnen und Experten dienen der ver.di 
auch als Indikator für gewerkschaftlich notwendi-
ges Handeln – auch in Sachen sozialer Sicherung.

 Ausblick 
Für ver.di ist Digitalisierung kein spezielles Selbst-
ständigen-Thema, doch werden durch die Entwick-
lung für Selbstständige Fragen aufgeworfen, auf die 
dringend gesellschaftliche und organisationspoli-
tische Antworten gefunden werden müssen. Dies 
auch angesichts dessen, dass die Zahl der Solo-
Selbstständigen mit den neuen Entwicklungen wie 
dem Crowdsourcing mittelfristig zunehmen wird. 
Deshalb hat ver.di ein zusätzliches Beratungsange-
bot für sogenannte Cloudworker unter dem Dach 
des Beratungsnetzes mediafon online geschaltet. 
Das Beratungsangebot ist unter www.cloudwor-
ker-beratung.de und über die Website www.ich-
bin-mehr-wert.de erreichbar. In der sich ändern-
den Arbeitswelt – Stichwort Entgrenzung – stellen 
Solo-Selbstständige ohne Marktmacht eine be-
sonders vulnerable Erwerbstätigengruppe dar, für 
die und mit denen ver.di Mindeststandards finden 
und (durch)setzen muss, um mittel- und langfris-
tig den Anspruch aufrechterhalten zu können, re-
gulativ auf dem Arbeitsmarkt beziehungsweise auf 
Teil-Arbeitsmärkten im Interesse aller Arbeitenden 
zu wirken.
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 Neue Formen der Wertschöpfung  
 im Zuge der Digitalisierung 
Die fortschreitende Digitalisierung, die sich nicht 
zuletzt in der weiten Verbreitung des Internets zeigt, 
und die Weiterentwicklung der Informationstech-
nologien ermöglichen eine immer stärkere welt-
weite Vernetzung der Menschen. Diese Entwicklung 
führt dazu, dass das Internet sowohl für zahlreiche 
Freizeitaktivitäten als auch für das Berufsleben 
enorm bedeutsam geworden ist und dadurch kom-
plett neue Anwendungsbereiche entstehen. Sehr 
deutlich wird dies bei den jüngeren Generationen 
(so genannten Millennials – auch bekannt als Gene-
ration Y), die mit digitalen Technologien und dem 
Internet aufgewachsen sind, und deren Umgang mit 
Informationstechnologien intensiver und selbstver-
ständlicher ist. Es lässt sich nicht abstreiten, dass 
die zunehmende Digitalisierung die Art der Arbeit 
grundlegend verändert hat (vgl. Blohm et al. 2014). 

Dies hat ebenso weitreichende Folgen für Unter-
nehmen und die Art und Weise, wie diese das Inter-
net für ihre unterschiedlichsten Wertschöpfungsak-
tivitäten nutzen – nämlich nicht nur zum Vertrieb 
ihrer Produkte und Dienstleistungen (über Web
shops etc.), sondern vermehrt auch zur Leistungs-
erstellung, indem Arbeits- bzw. Projektaufgaben an 
eine große Menge an Individuen – die so genann-
te Crowd (zu deutsch Menge; sinngemäß Menge an 
Menschen) – ausgelagert werden. Hierdurch sind 
für Unternehmen neuartige Formen zur Aufgaben-
abwicklung bzw. -organisation wie das Crowdsour-
cing entstanden (vgl. Leimeister/Zogaj 2013). Da-
durch können Informationen, Ideen und Lösungen 
von Menschen aus der ganzen Welt mit relativ ge-
ringem Aufwand aggregiert und in den Leistungs-
erstellungsprozess integriert werden. Durch Crowd-
sourcing wird eine Arbeitsteilung im Rahmen der 
Wertschöpfung ermöglicht, die bisherige Dimensi-
onen überschreitet. 

Beim Crowdsourcing-Modell handelt es sich jedoch 
nicht lediglich um ein innovatives Konzept zur Ver-
teilung und Durchführung von Unternehmensauf-
gaben, sondern vielmehr um eine gänzlich neue Art 
der Arbeitsform, die wir als Crowdwork bezeichnen 
und zu der wir noch relativ wenig fundierte Erkennt-
nisse haben (vgl. Leimeister/Zogaj 2013): So wissen 
wir nicht, wie die Arbeit im Rahmen von Crowdwork 
organisiert und prozessiert wird. Zudem ist den 
Crowdsourcing-Plattformen bisher relativ wenig 
Aufmerksamkeit gewidmet worden, obwohl inzwi-
schen ein großer Teil der Arbeit auf diesen durch-
geführt wird.

Diese Fragenstellungen sollen in dem vorlie-
genden Beitrag – basierend auf dem aktuellen For-
schungs- und Wissensstand – adressiert werden. Die 
Auseinandersetzung mit derartigen Fragestellungen 
scheint vor dem Hintergrund der voranschreitenden 
Digitalisierung der Arbeit in allen Bereichen unab-
dingbar. Bevor die aufgeführten Fragen angegangen 
werden, gilt es zunächst, die Konzepte Crowdsour-
cing und Crowdwork zu definieren.

 Zum Verständnis von  
 Crowdsourcing und Crowdwork 
Der Begriff Crowdsourcing beschreibt einen Neolo-
gismus aus den Wörtern Crowd und Outsourcing und 
geht auf Jeff Howe zurück, der diesen erstmals im 
Wired Magazine von 2006 verwendete (vgl. Howe 
2006). Während unter dem Begriff Outsourcing eine 
klassische Auslagerung von definierten Aufgaben 
an ein Drittunternehmen oder eine bestimmte Insti-
tution bzw. einen Akteur verstanden wird, adressiert 
die Auslagerung im Falle des Crowdsourcings eben 
die Crowd, also eine undefinierte Masse an Men-
schen (vgl. Leimeister 2012a). Beim Crowdsourcing 
schlägt ein Crowdsourcer – der Unternehmung, Or-
ganisation, Gruppe oder Individuum sein kann – ei-
ner undefinierten Menge von potentiell Mitwirken-
den (Crowdsourcees bzw. Crowdworker) eine Aufgabe 
über einen offenen Aufruf vor. Diese Crowdworker – 
die Individuen, formelle oder informelle Gruppen, 
Organisationen oder Unternehmen sein können – 
übernehmen die Bearbeitung der Aufgabe. 
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Der folgende Interaktionsprozess erfolgt über IT-ge-
stützte Crowdsourcing-Plattformen, die intern auf-
gesetzt oder von einem Crowdsourcing-Intermediär 
bereitgestellt werden können (vgl. Leimeister 2015). 
Die Leistungsfähigkeit des Crowdsourcing liegt in 
der Aggregation der Vielzahl von Wissen und Res-
sourcen von unterschiedlichen und unabhängigen 
Mitwirkenden sowie den Möglichkeiten der Zerle-
gung, Verteilung, Parallelisierung, Standardisie-
rung und Automatisierung sowie anschließenden 
Aggregation von Teilaufgaben (vgl. Leimeister 2015). 
In Abbildung 1 sind die unterschiedlichen Rollen 
dargestellt.

Sowohl beim internen als auch beim externen 
Crowdsourcing gilt stets: Die Arbeit wird nicht wie 
im klassischen Kontext rein funktions-/abteilungs-
intern beziehungsweise unternehmensintern abge-
wickelt, sondern es werden funktions- beziehungs-
weise unternehmensübergreifende Individuen in 
den Wertschöpfungsprozess involviert. Die weit, zu-
meist sogar global verteilten Crowdworker stellen 
ihre Arbeitskraft – das heißt die Verrichtung der ge-
forderten Arbeit mit ihrer Zeit, ihrem Wissen und ih-
ren Fähigkeiten – dem Crowdsourcer zur Verfügung. 
Diese neue Art der verteilten und internetbasierten 
Arbeitsorganisation bezeichnen wir als Crowdwork. 
Crowdwork ist nicht unmittelbar durch vorhande-
ne Arbeitsorganisationsformen abbildbar – es er-
scheint vielmehr als Wertschöpfungs- und Koordi-
nationsmodell zwischen Markt und Hierarchie (vgl. 
hierzu vertiefend Leimeister et al. 2014; Leimeister/
Zogaj 2013; Burger-Helmchen/Penin 2010).

 Einsatz von Crowdsourcing  
 und Crowdwork 
Moderne Informations- und Kommunikationssys-
teme, allen voran das Internet, schaffen die tech-
nischen Voraussetzungen für eine unternehmens-
übergreifende Zusammenarbeit mit vielen externen 
Beitragenden bzw. der Crowd (vgl. Martin et al. 2008). 
Das Crowdsourcing ermöglicht es, auf eine Vielzahl 
von Arbeitskräften (Crowdworker) – die über unter-
schiedliche Wissensstände, Fähigkeiten, Erfahrun-
gen und Hintergründe verfügen – zur Erstellung der 
Leistungen zurückzugreifen. Crowdwork kommt 
mittlerweile im Rahmen unterschiedlichster Akti-
vitäten innerhalb von Leistungserstellungsprozessen 
zum Tragen, so wie z. B. in der Anwendungsentwick-
lung (vgl. Abb. 2). Vor diesem Hintergrund nutzen 
beispielsweise Softwareunternehmen heutzutage 
Crowdsourcing-Intermediäre wie TopCoder (topco-
der.com) für die Programmierung und solche wie 
testCloud (testcloud.io) oder Testbirds (testbirds.de) 
für das Testen von Softwareapplikationen. Für die 
vorgeschaltete Analyse und Definition von Anforde-
rungen können Crowd-Befragungen durchgeführt 
werden, während Crowd-Ideation-Plattformen für 
die Gestaltung und den Entwurf einer Softwareap-
plikation herangezogen werden. Querschnitts- und 
Unterstützungsaufgaben – wie z. B. Eingabe, Struk-
turierung und Bereinigung von Datensätzen – wer-
den hingegen über Plattformen wie Amazon Mecha-
nical Turk (mturk.com) und Elance (elance.com) an 
die Crowd ausgelagert.

Neben den aufgeführten Einsatzmöglichkeiten 
von Crowdsourcing entlang eines Entwicklungspro-
zesses existieren bereits viele Bereiche und Bran-
chen, in denen bestimmte Phasen der Leistungs-
erbringung über Crowdwork realisiert werden. Die 
Arbeit findet inzwischen auf einigen Crowdsour-
cing-Plattformen statt. In diesem Zusammenhang 
kommt somit insbesondere auch den Crowdsour-
cing-Intermediären eine essentielle Rolle zu, denn 
diese stellen zumeist die Infrastruktur – die Crowd-
sourcing-Plattform – als externe Dienstleister zur 
Verfügung.
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I. Internes Crowdsourcing

II. Externes Crowdsourcing ohne Intermediär

III. Externes Crowdsourcing mit Intermediär

Crowdsourcer (C)

Crowdsourcer (C)

Crowdsourcer (C)

Interne  
Crowdsourcing  

Plattform

Interne  
Crowdsourcing  

Plattform

Crowdsourcing  
Intermediär

Crowdworker (W)

Crowdworker (W)

Crowdworker (W)

C schreibt Aufgaben auf der internen 
Crowdsourcing-Plattform aus

C schreibt Aufgaben auf der internen  
Crowdsourcing- Plattform aus

C wählt Crowdsourcing-Intermediär  
und leitet Aufgaben weiter

W ist im Unternehmen (C) beschäftigt und 
kann sich auf Aufgaben bewerben

W ist nicht im Unternehmen (C) angestellt,  
kann sich aber auf Aufgaben bewerben

W arbeitet für den Crowdsourcing-Intermediär  
und kann sich auf Aufgaben von C bewerben

ABB. 1  Rollen und Mediation im Crowdsourcing-Modell

Quelle: Leimeister/Zogaj (2013), S. 21
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Budgetallokation

Crowdfunding 
www.bountysource.com

Analyse und Definition 

Crowd-Befragungen 
https://ideenlabor.o2online.de

Gestaltung und Entwurf

Crowd-Ideation 
www.ideastorm.com

Implementierung

Programmierwettbewerbe 
www.topcoder.com

Crowdsourcing-Marktplätze
www.elance.com

Test

Crowdtesting 
www.testcloud.io

Betrieb und Wartung

Crowd Support Communities 
http://go.sap.com/community.html

ABB. 2  Crowdwork in der IT- und Softwareentwicklung

Quelle: Blohm et al. (2014), S. 56

http://www.bountysource.com
https://ideenlabor.o2online.de
http://www.ideastorm.com
http://www.topcoder.com
http://www.elance.com
http://www.testcloud.io
http://go.sap.com/community.html
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 Die Crowdsourcing-Plattform als  
 Mediator und Arbeitsstelle 
Mit der wachsenden Implementierung von Crowd-
sourcing rückt die Bedeutung der stetigen Verbes-
serung der Crowdsourcing-Technologie in den Vor-
dergrund. Crowdsourcing-Plattformen stellen das 
Interaktionsmedium und somit den (einzigen) 
Kontaktpunkt zwischen Crowdsourcer und den 
Crowdworkern dar. Über diese Plattformen werden 
sämtliche Prozesse von der Anmeldung über die 
Aufgabenstellung bis hin zur Vergütung gesteuert. 
Es gibt Fälle, bei denen der Crowdsourcer bzw. das 
Unternehmen selbst eine Crowdsourcing-Plattform 
entwickelt (vgl. Abb. 1: Form I und II). Im Falle von 
Crowdsourcing mit Mediation kann es sich um eine 
von einem Crowdsourcing-Intermediär aufgesetzte 
Plattform handeln (vgl. Abb. 1: Form III).

Crowdsourcing-Intermediäre sind Webplattfor-
men, die als Marktplätze dienen, auf denen Crowd-
sourcer und Crowdworker miteinander agieren. Die 
Intermediäre unterstützen die Crowdsourcer beim 
zielgerichteten Formulieren der Aufgaben und den 
Lösungsanforderungen, damit die Crowd die gestell-
te Aufgabe möglichst effektiv bearbeiten kann. Des 
Weiteren steuern die Crowdsourcing-Intermediäre 
den Crowdsourcing-Prozess (vgl. Abb. 3) und sind für 
nahezu alle Aktivitäten innerhalb der Crowd verant-
wortlich. Vor diesem Hintergrund können sie auch 
als Broker beziehungsweise Vermittler betrachtet 
werden, die Wissenssuchende (Crowdsourcer) und 
Wissensanbieter (Crowdworker) zusammenbrin-
gen, indem sie die notwendige Infrastruktur für 
Crowdsourcing-Aktivitäten bereitstellen. Die Inter-
mediäre haben eine tragende Rolle, da diese den 
Unternehmen den Zugang zu einem großen Pool 
an Ressourcen ermöglichen (vgl. Zogaj et al. 2014). 
Durch den Zugang zu einem Netzwerk an Ressour-
cen können sie wertvolle Unterstützungsarbeit leis-
ten. Sie unterstützen ebenfalls bei der Suche und 
dem Finden der richtigen Partner (z. B. Kompetenz-
profile, Rankings oder Tests) und stehen den Crowd-
workern durch verschiedene Supportangebote bei 
der Aufgabenbewältigung zur Seite. Dieser Vermitt-
lungsprozess birgt jedoch auch verschiedene Prob-
leme – nicht zuletzt für die Crowdworker, auf die in 
dem Beitrag noch eingegangen wird (vgl. Leimeis-
ter/Zogaj 2013: S. 57 ff. sowie Brandl/Bsirske und die 
Gewerkschaftliche Erklärung in diesem Band).

Der Arbeitsprozess beim Crowdworking
Eine zentrale Herausforderung für Plattformbe-
treiber (Unternehmen bzw. Crowdsourcing-Inter-
mediäre) im Rahmen von Crowdwork ist es, den 
Crowdsourcing-Prozess mit allen dazugehörigen 
Aktivitäten zu planen, zu implementieren, zu steu-
ern und zu kontrollieren. Hierzu ist es entsprechend 
auch notwendig, alle – mit den einzelnen Phasen 
verbundenen – Aktivitäten bzw. Handlungsoptionen 
genau zu erörtern. Der Crowdsourcing-Prozess auf 
der Crowdsourcing-Plattform kann idealtypisch in 
fünf Phasen unterteilt werden (vgl. Abb. 3): Während 
in der ersten Phase im Wesentlichen die Zerlegung 
der Arbeitspakete in Teilaufgaben sowie die Bestim-
mung der Lösungs- bzw. Aufgabenanforderungen 
seitens des Crowdsourcers erfolgt, beginnt mit der 
zweiten Phase der Arbeitsprozess für die Crowdwor-
ker. Die Crowdworker müssen sich zunächst für aus-
geschriebene Aufgaben bewerben und – falls es die 
Anforderungen verlangen – Teams bilden (Grup-
penarbeit). In einigen Fällen erfolgt auch eine Vo-
rauswahl der Crowdworker basierend auf zuvor de-
finierten Anforderungen. Im dritten Schritt werden 
die jeweiligen Aufgaben allein oder im Team bewäl-
tigt, bevor in der vierten Phase die eingereichten 
Lösungen bzw. Beiträge (zu einer Gesamtlösung) 
bewertet und zusammengetragen werden, sodass 
darauf basierend schließlich die nicht-monetäre 
Anerkennung oder Vergütung der Crowdworker er-
folgen kann (weiterführende Informationen zur Ver-
gütung von Crowdworkern siehe Leimeister/Zogaj 
2013: S. 72 ff.; Klebe/Neugebauer 2014; Horton/Chil-
ton 2009; Ipeirotis/Horton 2011). 

Fallbeispiel: Crowdtesting 
Das Testen von Softwareapplikationen über Crowd-
sourcing-Intermediäre ist in den letzten Jahren 
zunehmend relevant geworden; sowohl für Soft-
wareentwickler als auch für sonstige Unternehmen, 
die beispielsweise einen Onlineshop oder eine mo-
bile Kunden-App betreiben (vgl. Zogaj et al. 2014). 
Hierzulande haben sich eine Handvoll Anbieter – 
wie beispielsweise testCloud, Testbirds, Applause, 
Rapidusertest und Passbrains – als Crowdtesting-
Anbieter etabliert. Doch wie genau werden Crowd-
testing-Projekte in der Regel gehandhabt?
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Im ersten Schritt werden die Testanforderungen in 
Zusammenarbeit mit dem Crowdsourcer definiert. 
Hier erfolgt eine Bestimmung der Art des Testens 
(z. B. Usability, Funktional, Security etc.), des Test-
umfangs (ganze Applikation, einzelne Funktionen) 
sowie der Geräte (z. B. Smartphone, Laptop) und 
Browser (z. B. Firefox, Google Chrome) zum Tes-
ten. Im zweiten Schritt werden die für ein Crowd-
testing-Projekt notwendigen oder wünschenswer-
ten Crowdworker angeschrieben, die wiederum die 
Anfrage annehmen können. Dies entspricht dem 
Regelverfahren, da Crowdsourcer im Rahmen der 
Anforderungsermittlung zumeist Tester mit be-
stimmten Eigenschaften bzw. Kenntnissen (z. B. 
bestimmte Altersgruppe, Nutzer von bestimmten 
Applikationen oder bestimmte berufliche Qualifi-
kationen) angeben. Ab hier beginnt der Arbeitspro-
zess für die Crowdworker, welche im dritten Schritt 
die Softwareapplikation basierend auf den zuvor be-
stimmten Anforderungen testen. Die identifizierten 
Softwarefehler (Bugs) werden von den Crowdtes-
tern dokumentiert. Dies erfolgt, indem die Bugs be-
schrieben und zumeist mit einem Screenshot hin-
terlegt werden.

Im vierten Schritt werden die eingereichten 
Bugs vom Crowdtesting-Intermediär nochmals ge-
genkontrolliert. Die Qualitätssicherung erfolgt zu-
meist stichprobenartig über die Plattformbetreiber, 
indem die von der Crowd eingereichten Testergeb-
nisse einem manuellen Gegencheck – das heißt 
von einem Mitarbeiter des Intermediärs – unterzo-
gen werden. Diese Überprüfung kann aber auch mit 
Hilfe von anderen Crowdworkern, die dafür wiede-
rum vergütet werden, erfolgen. Anschließend wer-
den die Testergebnisse dem Crowdsourcer übermit-
telt. Der Export der Testergebnisse erfolgt dann über 
eine zuvor bestimmte Projektmanagementsoftware.

Im fünften Schritt werden schließlich die Crowdwor-
ker für ihre Arbeit bezahlt. Die meisten Crowdtes-
ting-Anbieter verfolgen ein Pay-per-Bug Vorgehen, 
wobei die Crowdworker – wie der Name andeutet – 
pro eingereichten Bug vergütet werden. Es gibt je-
doch auch Anbieter, die ihre Tester auch mit einem 
gewissen Fixbetrag entlohnen, der unabhängig von 
der Anzahl der identifizierten Bugs ist. In so einem 
Fall bekommen die Crowdtester nur für das korrek-
te Ausfüllen eines Bug-Reports Geld, sofern sie die 
Test-Cases absolviert, aber hierbei keine Bugs iden-
tifiziert haben.

Kollaboration oder Wettbewerb? Die Arbeits-  
formen im Rahmen von Crowdwork 
Die Bearbeitung der Aufgaben durch Crowdworker 
beginnt in der zweiten Phase eines idealtypischen 
Crowdsourcing-Prozesses (s. o.). Hier stellt sich die 
Frage, wie die Arbeit auf Crowdsourcing-Plattformen 
erfolgt, da sich diese Prozesse in Online-Umgebun-
gen gegebenenfalls mit einer großen Zahl an Akteu-
ren von klassischen unternehmensinternen Arbeits-
prozessen strukturell unterscheiden können.

Grundsätzlich kann in Bezug auf Arbeitsformen 
beim Crowdsourcing zwischen zwei Ansätzen unter-
schieden werden: wettbewerbsbasierter Ansatz und 
zusammenarbeitsbasierter Ansatz. Im ersteren Fall 
stehen die Crowdworker entweder in einem zeitli-
chen (der Crowdworker, der die Aufgabe als Erster er-
folgreich erfüllt, wird vergütet) oder ergebnisorien-
tierten (nur der oder die Crowdworker mit der besten 
Lösung wird bzw. werden vergütet) Wettbewerb mit-
einander. Im Gegensatz zur kompetitiven Arbeits-
form, bei der die Crowdworker unabhängig vonein-
ander tätig sind, stellt der zusammenarbeitsbasierte 
Ansatz die Kollaboration der einzelnen Crowdworker 
untereinander in den Fokus (vgl. Abb. 4).
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Quelle Abb. 3: Eigene Darstellung, Quelle Abb. 4: Leimeister und Zogaj (2013), S. 63

 
Konkretisierung  
der Aufgaben

→ �Auftrags- 
festlegung 

→ �Zerlegung der 
Aufgaben 

→ �Lösungsanforde-
rungen festlegen

 
Auswahl der  
Crowdworker

→ �Ausschreibung  
der Aufgabe 

→ �Crowdworker  
bewerben sich  
auf Aufgaben 

→ �Crowdworker  
bilden ggf. Teams

 
Aufgaben
abwicklung

→ �Crowdworker  
bearbeiten 
Aufgaben 

→ �Entwicklung und 
Einreichung von 
Ideen/Konzepten/ 
Lösungen

Aggregation  
und Auswahl der 
Lösungen

→ �Lösungen  
zusammentragen 
und auswählen 

→ �Crowdworker  
wirken bei der  
Bewertung mit 

→ �Akzeptierte 
Lösungen werden 
zusammengetragen

 
 
Vergütung

→ �Aufgaben- 
abnahme 

→ �Auszahlung:  
Vergütung  
aller akzeptierten 
Aufgaben

ABB. 3  Phasen und Maßnahmen im Crowdsourcing-Prozess

ABB. 4  Arbeitsformen im Crowdsourcing

Wettbewerbsbasierter Ansatz

→ �Wettbewerbsprinzip 

→ �Crowdworker arbeiten unabhängig voneinander

Ergebnisorientiert

→ �Nur das/die beste(n) 
Ergebnis(se) werden 
prämiert 

→ �Prämie wird im  
Vorfeld definiert 

→ �Anforderungen an 
Ergebnisdarstellung 

→ �Beispiele: TopCoder,  
Atizo

Zeitorientiert

→ �Wettbewerb auf Zeit: 
first-come-first-serve

→ �Prämierung aller Lösun-
gen, die die Qualitäts
anforderungen erfüllen 

→ �Anforderungen an 
Ergebnisdarstellung 

→ �Beispiele: oDesk,  
testCloud

Zusammenarbeitsbasierter Ansatz

→ �Crowdworker arbeiten zusammen 

→ �Crowdworker reichen eine gemeinsame Lösung ein 

→ �Beispiele: Dell Idea Storm, SAPiens
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Exkurs: Collaboration Engineering zur  
Entwicklung zusammenarbeitsbasierter  
Arbeitsprozesse bei Crowdwork 
Der Kollaborationsgedanke im Rahmen von Crowd-
work ist beispielsweise im Bereich der Ideen- und 
Innovationsentwicklung zu beobachten: Hier wer-
den von einem Crowdworker entwickelte Ideen oder 
Konzepte von anderen Crowdworkern weiterentwi-
ckelt bzw. bearbeitet. Um jedoch eine gezielte Zu-
sammenarbeit in diesen teilweise sehr komplexen 
Arbeitsprozessen hervorzurufen, bedarf es einer 
entsprechenden Arbeitsgestaltung. 

Die zugrundeliegenden Prinzipien der Zusam-
menarbeit sind traditionell innerhalb der Arbeits-
organisation von Unternehmen verwurzelt. Den-
noch sind diese fundamentalen Mechanismen der 
Kollaboration (z. B. interaktive Projektbearbeitung, 
Integration funktions- und unternehmensübergrei-
fender Akteure in den Entwicklungsprozess), in Zei-
ten einer zunehmenden Digitalisierung der Arbeit, 
auch über Unternehmensgrenzen hinweg anzutref-
fen (vgl. Leimeister 2014). So nimmt die Arbeitsge-
staltung im Rahmen der Crowdwork, als neue Form 
digitaler Arbeit, eine essenzielle Rolle ein. Insbeson-
dere die Planung, Durchführung, Steuerung sowie 
Kontrolle der Arbeitsteilung muss mit dem Ziel ei-
ner effizienten und effektiven Zusammenarbeit der 
Crowd erreicht werden, wobei auch die Perspekti-
ve der Anwender (z. B. anwenderorientierte Gestal-
tung) nicht zu kurz kommen darf.

Einerseits kann die Kollaboration der Crowd 
durch ein bestimmtes Task bzw. Work Design un-
terstützt werden. Dieses zielt auf eine erhöhte Pro-
duktivität ab, welche durch die effektive Teilung der 
Arbeit in kleinere Aufgaben erreicht werden soll. 
Insbesondere die Standardisierung von Arbeits-
schritten steht hierbei im Fokus. Um jedoch das vol-
le Potenzial der Crowd zu nutzen, bedarf es neuer 
leistungsfähiger Lösungen, die das Design und die 
Umsetzung der Workflows unterstützen. Die Bei-
spiele von CrowdLang und CrowdOS verdeutlichten 
bereits, wie Crowdsourcing-Prozesse teilautomati-
siert werden können – beispielsweise für die Crowd-
basierte Übersetzung von Texten (vgl. Minder/Bern-
stein 2012; Leimeister/Zogaj 2013)

Andererseits kann ein systematischer Ansatz zur 
Entwicklung und Umsetzung von Zusammenar-
beitsprozessen – das sogenannte Collaboration En-
gineering – die Kollaboration von Menschen ver-
bessern. Hierbei werden Kollaborationsprozesse so 
gestaltet, dass Praktiker bzw. Anwender (z. B. Pro-
jektmitarbeiter) diese Prozesse ausführen können, 
um hochwertige, wiederkehrende Aufgaben zu er-
füllen (vgl. Kolfschoten et al. 2006b). Der Collabora-
tion Engineer entwickelt und dokumentiert daher 
einen kollaborativen Prozess, der leicht und erfolg-
reich an Anwender übermittelt werden kann (vgl. 
Leimeister 2014). Obwohl dieser Ansatz aus der Be-
trachtung von Zusammenarbeit innerhalb einzel-
ner Unternehmen heraus stammt, könnten die Kon-
zepte, Methoden und Werkzeuge des Collaboration 
Engineerings zukünftig auch zu einer effektiven 
und effizienten Kollaboration in der Crowd beitra-
gen. Da der Einsatz von moderner Technologie al-
lein nicht reicht, um eine erfolgreiche Zusammen-
arbeit zu gewährleisten, ergibt sich der Wert einer 
Technologie erst durch ihren geschickten sowie ziel-
gerichteten Einsatz (vgl. Kolfschoten et al. 2006a).

Im Rahmen der Crowdwork sollten die Kolla-
borationsprozesse daher auf Basis grundlegender 
Muster erfolgen, welche die IT-gestützte Zusam-
menarbeit der Crowdworker verbessern. Darüber 
hinaus resultiert aus der Heterogenität der Crowd 
letztlich die Herausforderung eines gemeinsamen 
Verständnisses. Die verschiedenen Crowdworker ha-
ben unterschiedliche Wissensstände, Erfahrungen 
und Einstellungen, wodurch die Zusammenarbeit 
gehemmt werden kann. Aktuelle Forschungsergeb-
nisse von Bittner und Leimeister (2014) zeigen be-
reits, dass durch den Einsatz des Collaboration Engi-
neerings heterogene Gruppen bei der Bildung eines 
gemeinsamen Verständnisses systematisch unter-
stützt werden können. 
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Dies wird insbesondere durch die Integration unter-
schiedlicher Perspektiven von mehreren Akteuren 
innerhalb der heterogenen Gruppe erreicht. Übertra-
gen auf Crowdwork ergeben sich dadurch ebenfalls 
Möglichkeiten, vor der eigentlichen Aufgabenbear-
beitung durch gezieltes Bilden eines gemeinsamen 
Verständnisses Unklarheiten zu minimieren und 
den eigentlichen IT-gestützten Zusammenarbeits-
prozess effektiver zu gestalten. Des Weiteren kann 
das Task Design im Rahmen der Crowdsourcing-In-
itiativen erheblich verbessert werden. Häufig führen 
schlecht konzipierte Crowdsourcing-Aufgaben dazu, 
dass keine effektive Zusammenarbeit zwischen dem 
Crowdsourcer und der Crowd sowie zwischen den 
Crowdworkern untereinander stattfindet. So schla-
gen Kittur et al. (2013) vor, den Wandel von unab-
hängig agierenden hin zu kooperierenden Crowd-
workern durch eine Erweiterung der traditionellen 
CSCW (Computer Supported Cooperative Work) an 
verteilter Teamarbeit durchzuführen. In diesem Zu-
sammenhang können mittels Collaboration Engi-
neering geeignete Kollaborationsmethoden sowie 

-werkzeuge zielgerichtet eingesetzt werden, um die 
existierenden Strukturen der Zusammenarbeit auf 
die Spezifika der Crowdwork zu erweitern.

 Chancen und Risiken für  
 Crowdworker und Plattformbetreiber 
Eine zentrale Rolle für die Abwicklung von Crowd-
sourcing-Projekten sind die IT-gestützten Plattfor-
men, welche entweder organisationsintern aufge-
setzt (vom Unternehmen selbst) oder von einem 
Crowdsourcing-Intermediär bereitgestellt werden. 
Sie nutzen das Crowdsourcing-Prinzip, indem sie 
mit ihren Internetplattformen zwischen Auftragge-
bern und den Crowdworkern vermitteln und somit 
Crowd-basierte Dienstleistungen bereitstellen (vgl. 
Zogaj et al. 2014; Leimeister 2012b). Ein Intermediär 
kann sich bezogen auf die offerierten Dienstleistun-
gen hochgradig spezialisieren und somit zum digi-
talen Nischenanbieter werden. 

So gibt es beispielsweise Crowdsourcing-Interme-
diäre, die nur im Bereich Logo-Design aktiv sind 
oder andere, die nur bestimmte Software-Applika-
tionen (mobile Apps) über ihre Crowd testen lassen. 
Durch eine gezielte Zusammensetzung der Crowd, 
basierend auf den benötigten Fähigkeiten, können 
Crowdsourcing-Intermediäre eine schnelle und 
qualitativ hochwertige Bearbeitung einzelner Pro-
jekte realisieren. Darüber hinaus können durch den 
flexiblen Einsatz der Crowd enorme Kostenvorteile 
gegenüber herkömmlichen Anbietern bzw. Dienst-
leistern, welche festes Personal sowie die dazugehö-
rige Infrastrukturen vorhalten müssen, entstehen. 
Dies bedeutet ein relativ geringes wirtschaftliches 
Risiko bei einem gleichzeitig hohen Maß an finan-
zieller Flexibilität.

Diese schlanke Organisation und dezentrale 
Dienstleistungserstellung über die Crowd verur-
sacht jedoch auch einen erhöhten Steuerungs- und 
Kontrollaufwand für einen Crowdsourcing-Interme-
diär. Als Bindeglied zwischen Auftraggeber und ein-
zelnem Crowdworker koordinieren die Plattformbe-
treiber die Zerlegung und Verteilung des Projekts in 
kleine Aufgabenbestandteile und verantworten ab-
schließend die Zusammensetzung der einzelnen 
Komponenten sowie die Qualitätskontrolle. Die He-
rausforderungen bestehen daher in einer effizien-
ten Aufgabenallokation sowie einem erfolgreichen 
Management der Crowd für die einzelnen Projekte.

Zudem werden in vielen Berichten (vgl. Zittrain 
2009; Cushing 2013; Ilg 2012) auch insbesondere die 
Risiken für Crowdworker kritisch diskutiert. So wird 
in Beiträgen vor der Entstehung von digitalen Aus-
beuterbetrieben (engl. digital sweatshops) gewarnt, 
da die Entlohnung für die Crowdworker zum Teil 
sehr gering ausfallen kann und zudem nicht sicher 
ist (vgl. z. B. Zittrain 2009). Für Unternehmen be-
steht vor allem die Gefahr, dass unternehmensin-
ternes Wissen durch Crowdsourcing nach außen 
fließt oder dass Schwierigkeiten in Bezug auf die 
Kontrolle der Arbeitsprozesse entstehen. In Abbil-
dung 5 sind die wesentlichen Chancen und auch Ri-
siken für Plattformbetreiber als auch für Crowdwor-
ker aufgeführt (vgl. Leimeister/Zogaj 2013: S. 57 ff; 
vgl. Brandl/Bsirske sowie die Gewerkschaftliche Er-
klärung in diesem Band).
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ABB. 5  Chancen und Risiken für Crowdsourcing-Plattformen und Crowdworker

Chancen

→ �Maßgeschneiderte Dienstleistungen:  
Flexibel und On-Demand nutzbar 

→ �Angebot günstiger Dienstleistungen aufgrund  
relativ geringer Entlohnungen der Crowdworker 

→ �Schnellere Aufgabenabwicklung durch  
Zerlegung in (kleinste) Teilaufgaben 

→ �Qualitativ hochwertige Ergebnisse 

→ �Zugriff auf einen (immensen) Wissens-  
und Kompetenzpool 

→ �Crowdworker als »reale« Anwender:  
Erhöhung der Marktakzeptanz durch Mit- 
wirkung von (potenziellen) Kunden

Chancen

→ �Neue Beschäftigungsmöglichkeiten durch  
Möglichkeit der Auswahl unterschiedlichster  
Aufgabentypen (mehr Abwechslung im Job) 

→ �Höhere Selbstbestimmung durch Selbstselektion  
in Bezug auf die ausgeschriebenen Aufgaben 

→ �Höhere Flexibilität durch Möglichkeit  
selbst zu entscheiden, wann Aufgaben ange-
nommen werden 

→ �Aktiver Austausch mit anderen Crowdworkern  
über Crowdsourcing-Plattform 

→ �Gute Verdienstmöglichkeiten: Etablierte  
und zumeist stark spezialisierte Crowdworker  
erhalten relativ hohe Auszahlungen

Risiken

→ �Notwendigkeit zur extrem präzisen und  
aufwendigen Aufgaben-/Projektdefinition 

→ �Gefahr des Kontrollverlustes  
über Crowdaktivitäten 

→ �Schwer kalkulierbare (Gesamt-)Kosten  
für einzelne Crowdsourcing-Projekte 

→ �Aufwendige Ma§nahmen zur Schaffung  
passender Anreizstrukturen 

→ �Zum Teil sehr aufwendiger Betreuungs- 
prozess (Crowd)

Risiken

→ �Geringere Entlohnungen (»digitale  
Ausbeuterbetriebe«) 

→ �»Eintönige« bzw. monotone Arbeitsvorgänge,  
da Aufgaben stark standardisiert sind  
(Prinzip des Taylorismus) 

→ �Gefahr der kontinuierlichen elektronischen 
Überwachung von Crowdworkern durch  
Crowdsourcer bzw. Crowdsourcing-Plattform 

→ �Fehlende rechtliche Rahmenbedingungen  
in Bezug auf u. a. Beschäftigungsdauer  
(befristet oder unbefristet), Mitbestimmungs- 
rechte (bspw. über einen Betriebsrat) oder 
Urlaubsansprüche

Crowdsourcing- 
Plattform

 
Crowdworker

Quelle: Eigene Darstellung
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 Crowdwork als Arbeitsorganisation  
 der Zukunft? – Neue Wege und  
 Herausforderungen bei der Umsetzung 
Die alltägliche Arbeit wird immer stärker von digita-
len Technologien geprägt. Es wird daher für alle be-
teiligten Akteure essenziell sein, sich den damit ver-
bundenen Veränderungen zu stellen. Insbesondere 
wenn eine zunehmende Digitalisierung die Markt-
gegebenheiten verändert und somit neue Geschäfts-
felder entstehen, wodurch sich auch neue Arbeits-
organisationsformen wie Crowdwork herausbilden. 
Dieser Beitrag hat in Ausschnitten gezeigt, wie sich 
grundlegende Abläufe, Rollen sowie Mechanismen 
durch die Auslagerung von Tätigkeiten an eine Mas-
se an Menschen (die Crowd) über Internetplattfor-
men neu gestalten. 

Im Rahmen von Crowdwork entsteht eine er-
höhte Verfügbarkeit von Arbeitskräften, auf die bei-
nahe zu jeder Zeit zugegriffen werden kann. Diese 
Tatsache ermöglicht es Unternehmen, die nötigen 
Humanressourcen flexibler einzusetzen. In diesem 
Zusammenhang ist neben den bereits angesproche-
nen Aspekten ein grundlegender Wandel in der tra-
ditionellen Arbeitnehmer-Arbeitgeber-Beziehung 
durch Crowdwork zu beobachten. So ist zu vermu-
ten, dass einzelne Crowdworker die Flexibilität beim 
Crowdwork unter anderem in Bezug auf Vergütung 
und Arbeitszeit schätzen, was die neue Arbeitsform 
für manche sehr attraktiv machen könnte. Es erge-
ben sich auch unterschiedliche Beschäftigungsmög-
lichkeiten, da Crowdworker selbst aussuchen kön-
nen, auf welchen Crowdsourcing-Plattformen und 
in welcher Intensität sie aktiv sind – zumindest so-
weit dies die Auftragslage auf den Plattformen zu-
lässt. Crowdsourcees können selbst bestimmen, zu 
welchen Aufgaben sie beitragen wollen. Nichtsdes-
totrotz dürfen auch die bereits erwähnten Risiken 
nicht außer Acht gelassen werden. 

So sind beispielsweise die Arbeitszeiten zumeist 
nicht konkret geregelt. Es gibt keine Mitbestim-
mungsrechte, Qualifizierungsansprüche und ähnli-
che Sachverhalte, die im Rahmen eines klassischen 
Arbeitsverhältnisses zumeist geregelt sind. Hier 
stellt sich insbesondere die Frage, wie faire Arbeits-
bedingungen für Crowdworker geschaffen und umge-
setzt werden können.

Crowdwork führt insofern zu technologischen, 
organisatorischen, juristischen sowie sozialen He-
rausforderungen, die auch durch zukünftige For-
schungsarbeiten zu adressieren sind. Eine zuneh-
mende Verbreitung von Crowdsourcing führt aber 
nicht nur zu vereinzelten, kurzfristigen Änderungen 
von Unternehmen oder Geschäftsfeldern. Vielmehr 
können sich die Organisations- und Arbeitsstruk-
turen mittel- bis langfristig grundlegend wandeln. 
Im vorliegenden Beitrag wurde ein Einblick in die 
Grundmechanismen von Crowdwork sowie die da-
raus resultierenden Herausforderungen auf unter-
schiedlichen Ebenen gegeben. Abschließend bleibt 
zu resümieren, dass in diesem Zusammenhang 
noch viel zu wenige Kenntnisse über Wirkungszu-
sammenhänge, Effekte und Gestaltungsmöglich-
keiten vorhanden sind. Dies kann als Aufruf an die 
forschende Wissenschaft verstanden werden, aber 
auch an die wirtschaftliche Praxis sowie die Politik, 
das Thema Crowdwork auf ihrer Agenda zu führen. 
Das Ziel ist, die bestehenden Chancen zu nutzen und 
gleichzeitig die Risiken zu minimieren. Hierbei ist 
die Einführung grundlegender Spielregeln erforder-
lich, welche eine Gute Arbeit in der Crowd sicher-
stellen (vgl. ver.di 2012; Schröder/Schwemmle 2014). 
Diese Regeln zu erarbeiten, erfordert wiederum eine 
solide Kenntnis der unterschiedlichen Spielarten, 
Prinzipien und Funktionsweisen des Crowdsour-
cing. Wir müssen uns diesen Fragen stellen, denn 
Crowdsourcing wird in Zeiten der zunehmenden Di-
gitalisierung der Arbeit auf verschiedenen Ebenen 
immer mehr an Bedeutung gewinnen.
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 Projektarbeit und Belastung 
Projektarbeit ist die dominante Form moderner 
Wissensarbeit und zunehmend durch Digitalisie-
rung geprägt. Agile Methoden setzen im Gegensatz 
zu konventionellen, Top-down gesteuerten Metho-
den des Projektmanagements auf teambasierte und 
nicht selten digitalisiert unterstützte Selbstorgani-
sation. In diesem Beitrag werden die Prinzipien des 
agilen Projektmanagements am Beispiel von Scrum 
als der am meisten verbreitete Ansatz vorgestellt. 
Ob sich in alltäglicher Projektarbeit nach agilen 
Prinzipien Belastungen reduzieren lassen und un-
ter welchen Voraussetzungen dies gelingen kann – 
diese Frage bildet den Kern des Artikels. Anhand 
von vier Idealtypen agiler Projektarbeit – zu denen 
empirische Befunde verdichtet wurden – werden 
Unterschiede in der Umsetzung des theoretischen 
Anspruchs agilen Projektmanagements in der Wirk-
lichkeit im Arbeitsalltag vorgestellt – auch bezüglich 
derer Möglichkeiten, Belastungen zu reduzieren.

Projekttypische Belastungen erklären sich vor al-
lem mit einer Verengung der Spielräume infolge 
eines mechanistischen Projektmanagements (vgl. 
Kalkowski/Mickler 2009: S. 15) oder einer zu star-
ken »organisationalen Standardisierung« (Pfeif-
fer et al. 2012). Ohne ausreichende Ressourcenaus-
stattung können erhöhte Autonomiespielräume der 
Projektarbeit zu einer Intensivierung der Arbeit füh-
ren (vgl. Menz et al. 2011), und grundsätzlich bleibt 
Partizipation ohne eigenständige Ressourcenverfü-
gung auf der Stufe eines »bounded freedom« (How-
croft/Wilson 2003) stehen. Typische Belastungen in 
der Projektarbeit resultieren unter anderem aus der 
parallelen Arbeit in mehreren Projekten, ungeplan-
ten Zusatzaufgaben, Planungsdefiziten und man-
gelnden Ressourcen (vgl. Gerlmaier/Latniak 2007). 
Aufgrund solcher Belastungen leiden Projektarbei-
tende deutlich häufiger als der Beschäftigtendurch-
schnitt unter Müdigkeit, Nervosität, Magenschmer-
zen und Schlafstörungen (ebd.: S. 158).

Angesichts der Bedeutung von Projektarbeit wissen 
wir noch zu wenig Grundlegendes über unterschied-
liche Formen von Projektarbeit und die damit je ver-
bundenen Wechselwirkungen zwischen Projektor-
ganisation, verwendeter Technik und Belastung. 
Erst recht ist unklar, inwieweit bestimmte Belas-
tungen spezifisch und ursächlich aus bestimmten 
Projektkonstellationen resultieren und inwieweit 
sie Folge des generellen Wandels von Arbeit und 
der beispielsweise damit einhergehenden bekann-
ten Entgrenzungsphänomene sind. Eine systema-
tische Untersuchung der aktuellen Entwicklungen 
wird dadurch erschwert, dass es in der Vergangen-
heit, etwa in den 1980er und 1990er Jahren, wenig 
grundlegende Forschung zu Projektarbeit gab. Dies 
ist problematisch, denn gerade aktuell verändert 
sich Projektarbeit in vielfältiger Weise und mit er-
staunlicher Dynamik. Besonders relevant sind dabei 
drei Bewegungsrichtungen: a) die Freisetzung von 
Projektarbeit aus betrieblichen Zusammenhängen 
(Stichwort Crowd Working; vgl. Kawalec/Menz 2013), 
b) die Öffnung betrieblich organisierter Projektar-
beit nach außen durch den Einbezug von NutzerIn-
nen (Stichwort Open Innovation; vgl. Wittke/Hane-
kop 2011) und schließlich c) dynamischere Formen 
von Projektarbeit und Projektmanagement (Stich-
wort Agilität). Dieser Beitrag konzentriert sich auf 
neuere Ansätze agilen Projektmanagements, ver-
sprechen diese doch mehr Selbstorganisation und 
Handlungsspielräume und damit eine Verschie-
bung im belastungsrelevanten Spannungsfeld von 
»Freiraum und Direktive« (Kalkowski/Mickler 2009), 
betonen die Partizipation und Kollaboration des 
Projektteams und ersetzen formale und stark stan-
dardisierte Vorabplanung durch eine teambasierte 
Ad-hoc-Planung.
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Ein Blick auf agiles Projektmanagement lohnt auch 
wegen dessen zunehmender Bedeutung: So gilt agi-
le Software-Entwicklung – die wiederum typisch für 
digitale Arbeit, also Tätigkeiten mit digitalen Ar-
beitsmitteln, ist – heute als Mainstream im Projekt-
management und liegt mit einem Verwendungs-
grad von 35 % in Deutschland (vgl. West et al. 2010) 
und mit 52 % in internationalen Studien (vgl. Versio-
nOne 2014) weit vor konventionellen Ansätzen. Un-
ter den agilen Methoden ist Scrum samt Adaptionen 
hiervon mit 73 % der am meisten verbreitete Ansatz 
(ebd.), der in der agilen Bewegung als De-facto-Stan-
dard gilt (vgl. Marchenko/Abrahamsson 2008) und 
am erfolgreichsten eingesetzt wird (vgl. Wolf/Rook 
2008). Wegen des hohen Selbstorganisationsgrads 
des Teams bieten sich hier zumindest theoretisch 
Chancen für eine Minderung diverser Belastungen, 
die aus konventioneller Projektarbeit bekannt sind. 
Wie Beschäftigte längere intensive Belastungspha-
sen in Projektarbeit wahrnehmen, hängt ab von a) 
dem Erfolg des Projekts, b) der Möglichkeit zu wie-
derkehrenden Regenerationsphasen nach und zwi-
schen Belastungshochphasen und c) einer starken 
Fokussierung auf die Kernarbeit (vgl. Wühr et al. 2012) 
und den eigentlichen Gegenstand der Arbeit (vgl. Pfeif-
fer 2004: S. 179). Belastungen in Projektarbeit stehen 
zudem in Zusammenhang mit d) erhöhtem Kommu-
nikationsaufwand, etwa durch formale Meetings (vgl. 
Bolte et al. 2008) oder durch Anforderungen an eine 
karrierefördernde Inszenierung der eigenen Person 
(vgl. Funken et al. 2011: S. 177–191). Diesbezüglich ver-
spricht agiles Projektmanagement Entlastung:

→→ �Agiles Projektmanagement legt Wert auf kurzzyk-
lische Iterationsphasen und die Herstellung früh-
zeitig demonstrierbarer Zwischenergebnisse, die 
ein schnelles Feedback aus dem Nutzungskontext 
erlauben. Damit entsteht potenziell die Option auf 
das häufige Erleben von Erfolgen, zumindest aber 
auf das Vermeiden großer Misserfolge.

→→ �Während der kurzen Iterationsphasen plant das 
Team in agilen Projekten selbst; es schätzt ge-
meinsam, was in dieser Phase realistisch an Ar-
beit leistbar ist. Damit besteht generell die Möglich-
keit für Regenerationsphasen, die gegen Ansprüche 
von außen gesichert sind.

→→ �Agiles Projektmanagement befreit das Team 
weitgehend von Aufwänden für übergeordnete 
Controlling- und Steuerungsansprüche, damit 
bietet sich die prinzipielle Chance auf eine weitge-
hende Kernarbeitsfokussierung und auf die Erfahr-
barkeit der Nützlichkeit der eigenen Arbeit.

→→ �Agile Methoden begrenzen Teamtreffen streng 
auf kurze Zeiträume und delegieren übergeord-
nete Abstimmungserfordernisse an AkteurInnen 
außerhalb des Teams. Damit entsteht die Option 
auf Entlastung von hohen Kommunikationsaufwän-
den.

Der Frage, ob sich diese vier Optionen auf weniger 
belastende Projektarbeit mithilfe agilen Projekt-
managements wirklich realisieren lassen, geht un-
ser Beitrag empirisch sowie mit Blick auf den For-
schungsstand nach.

 Prinzipien agilen Projektmanagements 
Scrum ist »ein Framework für das Management 
komplexer Projekte« (Wirdemann 2009: S. 26). Un-
wägbarkeiten werden explizit als selbstverständli-
cher Teilaspekt von Projekten anerkannt und die 
Planungshoheit in die Teams gelegt. Die wesentli-
chen Elemente im Scrum-Prozessmodell sind: drei 
Rollen (Product Owner, Team und Scrum Master), 
vier Meetings (Sprint Planning, Daily Scrum, Sprint 
Review und Retrospektive) und vier Artefakte (User 
Stories, Product Backlog, Sprint Backlog und Burn-
down Chart).
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Der idealtypische Ablauf einer agilen Entwicklung 
nach dem Scrum-Prozess kann folgendermaßen 
skizziert werden (vgl. Schwaber 2008):

→→ �Am Anfang des Prozesses steht eine Produktvision, 
die durch den Product Owner in enger Zusammen-
arbeit mit dem Kundenunternehmen entwickelt 
wird und Produktfunktionalitäten sowie Leitplan-
ken bezüglich Deadline und Kosten festsetzt.

→→ �Zusammen mit dem Entwicklungsteam werden 
diese Anforderungen als User Stories in einzel-
ne Arbeitsaufgaben umformuliert und im soge-
nannten Product Backlog hinterlegt. Während des 
Projektverlaufs ändert sich das Product Backlog 
permanent – etwa weil Unwägbarkeiten auftre-
ten oder weil sich die Kundenwünsche verändern.

→→ �Sprints, meist zweiwöchige Zeiteinheiten, glie-
dern den Ablauf des Projekts. Ziel jedes Sprints 
ist ein auslieferungsfähiges Teilprodukt, das im 
Anwendungskontext getestet werden kann.

→→ �Im Sprint Planning Meeting legt das Entwick-
lungsteam fest, was im kommenden Sprint realis-
tisch entwickelt werden kann, dabei werden Zeit 
und Aufwand abgeschätzt. Dafür existieren ver-
schiedene Tools, die die Einschätzung unterstüt-
zen und eine Visualisierung ermöglichen (bspw. 
über Pokerkarten). Die ausgewählten User Stories 
wandern vom Product Backlog in den Sprint Back-
log in die Spalte to do.

→→ �Während des eigentlichen Sprints geht es aus-
schließlich um die Selbstorganisation des Teams: 
Es soll sich ganz auf seine Arbeit konzentrieren 
können und von keinerlei äußeren Strukturen be-
einflusst werden. 

→→ �Das Entwicklungsteam trifft sich täglich vor dem 
Sprint Backlog zum Daily Scrum, um den Fort-
gang der Arbeiten zu besprechen und das Sprint 
Planning und das Sprint Backlog wenn nötig an-
zupassen.

→→ �Am Ende jedes Sprints erfolgen zwei Meetings, 
die eine Reflexion ermöglichen: Beim Sprint Re-
view steht die Qualität des Teilprodukts aus User-
perspektive im Mittelpunkt. Bei der internen Re-
trospektive werden Erfahrungen und Hindernisse 
reflektiert.

Für den Sprint und alle Meetingformen gilt das Prin-
zip des Timeboxings, das heißt es werden jeweils vor-
ab fest definierte Zeitabschnitte strikt eingehalten. 
Inhalt und Umfang der Arbeiten oder Themen wer-
den diesem rigiden Zeitrahmen angepasst. Dieser 
Ablauf wiederholt sich, bis das Gesamtprojekt ab-
gearbeitet ist. Im Scrum-Prozessmodell finden sich 
die oben beschriebenen vier Entlastungsaspekte. 
Ob sich diese empirisch realisieren lassen, bewertet 
die Forschung bisher widersprüchlich. So zeigt sich 
einerseits, dass sich agile Methoden im Umgang 
mit den negativen Effekten (zu) planungsgetriebe-
nen Projektmanagements bewähren (vgl. Dönmez 
et al. 2011), sich die Produktqualität aus Usersicht er-
höht (vgl. Sfetsos/Stamelos 2010) und sich die for-
male wie informelle Kommunikation verbessert 
(vgl. Pikkarainen et al. 2008). Andererseits machen 
es agile Strukturen erforderlich, dass Teammitglie-
der die Balance zwischen Qualität und Termintreue 
unter dem Zeitdruck kurzer Iterationen permanent 
herstellen (vgl. Hoda et al. 2012). Langzeitstudien 
zeigen, dass durch Scrum die Anzahl von Überstun-
den abnimmt (vgl. Mann/Maurer 2005).
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 Praxis agilen Projektmanagements 
Basis der folgenden Ergebnisse sind Untersuchun-
gen des BMBF- und ESF-geförderten Forschungspro-
jekts balance.arbeit in Software-Entwicklungsteams 
eines mittelständischen Software-Unternehmens 
mit rund 39 Millionen Euro Jahresumsatz und 430 
Beschäftigten. 

Die untersuchten Entwicklungsteams sind in 
der Ausgestaltung von Scrum und deren Verknüp-
fung mit konventionellen Konzepten sehr vielfältig 
vorgegangen. Diese Vielfältigkeit haben wir in vier 
Typen gebündelt, die wir als kommunikationsorien-
tiert, produktorientiert, lehrbuchorientiert und schutz-
orientiert bezeichnen (vgl. Sauer/Pfeiffer 2012, 2013). 
Im Folgenden werden die spezifischen Charakteris-
tika der jeweiligen Typen kurz skizziert, ehe wir auf 
drei wesentliche Chancen wie Risiken agilen Vorge-
hens in der von uns beforschten Praxis eingehen. 

→→ �Der kommunikationsorientierte Typus setzt auf 
die Abstimmung innerhalb des Teams zur Koor-
dination und für wechselseitige Hilfestellungen. 
Es geht dabei um den Austausch von Informatio-
nen über den Fortgang des Arbeitsprozesses, um 
die Abstimmung und Nutzung potenzieller Syn-
ergien und wechselseitige Hilfestellungen bei or-
ganisationalen wie technischen Problemen und 
Verzögerungen.

→→ �Der produktorientierte Typus fokussiert die Fein-
planung vorgegebener Aufgaben durch das 
Team. Über die Aufteilung von Aufgaben und das 
»Schnüren« von individuellen Arbeitspaketen 
wird teambasiert wie selbstorganisiert entschie-
den.

→→ �Der lehrbuchorientierte Typus unternimmt den 
Versuch, die Scrum-Konzeption in der Praxis 
möglichst genau zu reproduzieren und bei allen 
Elementen von Scrum lehrbuchgetreu zu verfah-
ren. So wird beispielsweise ein besonderes Au-
genmerk auf die Einhaltung vorgegebener Aufga-
benstellungen und Zeitbegrenzungen einzelner 
Meetings sowie auf das Erstellen eines releasefä-
higen Teilprodukts in jedem Sprint gelegt. 

→→ �Der schutzorientierte Typus setzt auf teambasier-
te Planungshoheit, das jeweilige Team bestimmt 
selbst, welche Aufgaben innerhalb eines Sprints 
bearbeitet und wie die Aufgabenstellungen zwi-
schen den Teammitgliedern am besten verteilt 
werden können. Hierfür wird neben der Planung 
ein besonderes Augenmerk auf wechselseitige Ab-
stimmung der Teammitglieder und Koordination 
gelegt.

Im Folgenden stellen wir drei widersprüchliche As-
pekte vor, die in der beforschten Empirie die Schwie-
rigkeiten zeigen, vor denen agiles Vorgehen sowie 
eine mögliche Entlastung der Softwareentwickler 
stehen:

→→ �Widerspruch 1 »Fremdorganisierte Selbstorganisa-
tion«: Einerseits geht die Implementierung agilen 
Vorgehens explizit mit einem Empowerment der 
Beschäftigten einher. Diese können ihre teamba-
sierten Arbeitsprozesse verstärkt selbst organi-
sieren und erhalten so eine gewisse Planungsho-
heit und die Möglichkeit, konkrete Bedarfe ihrer 
Arbeitsprozesse, die von der Planungsebene häu-
fig nicht gewusst und berücksichtigt werden, ein-
zubringen. Andererseits ist diese Selbstorgani-
sation fremdorganisiert: So werden besonders im 
kommunikations- und produktorientierten Ty-
pus die Anforderungen von Seiten des Manage-
ments gestellt und sind von Seiten des Teams 
nicht verhandelbar. Die Pflichten zur meist digi-
talisierten Dokumentation gegenüber dem Ma-
nagement führen zudem zu widersprüchlichen 
Arbeitsanforderungen zwischen der »eigentli-
chen Arbeit« und bürokratischem Aufwand. Lö-
sung: Um eine wirkliche Entlastung zu erzielen, 
ist damit vor allem auf wirkliches Empowerment 
und hohe Anteile von Kernarbeit, also der eigent-
lichen Arbeitstätigkeit, zu achten.
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Der Gesetzgeber ist gefordert,  
Vertraulichkeit zu sichern
Der Gesetzgeber sollte sich nicht daran orientieren, was bei der Daten
erhebung und Datenverarbeitung – vom Grundgesetz her betrachtet –  
gerade noch zulässig ist, sondern die Gesetze grundrechtsfreundlich ge
stalten. Und da gibt es viel zu tun, denn die technologische Entwicklung  
ist den gesetzlichen Vorstellungen in der letzten Zeit davongelaufen. 

Machen wir uns nichts vor, wir sind längst gläsern. Wir hinterlassen  
jeden Tag hunderte von digitalen Spuren, und die können so kombiniert 
werden – die Software ist heute so weit –, dass man unser Verhalten  
vorhersagen kann, wenn man diese Spuren kennt. Deswegen brauchen  
wir auf der gesetzlichen Ebene vor allem zweierlei: 

 → �Es muss eine strikte Zweckbindung der Verarbeitung von Daten geben.  
Die Verwendung von Daten, die zu einem bestimmten Zweck erhoben 
worden sind, müssen auf diesen beschränkt bleiben. Diese Zweckbindung 
darf nicht durch Verhältnismäßigkeitserwägungen ausgehebelt wer- 
den können, z. B. durch den Hinweis, dass eine erhebliche strafrechtliche 
Relevanz vorhanden sei. Wir brauchen eine strenge Zweckbindung  
und entsprechende Verwertungsverbote. Es gibt dafür, wie so etwas ge
regelt werden kann, auch gesetzliche Beispiele, wie z. B. in der Insolvenz-
ordnung. 

 → �Das Recht auf Vergessen muss bei der Erhebung von Daten eine Default-
Einstellung sein. Neben jede Datensammlung muss zu diesem Zweck 
sozusagen ein elektronischer Schredder kommen. 

Insgesamt müssen wir dazu kommen, dass mit den Daten so vertraulich  
umgegangen wird, als würde jede Datenerhebung unter einem digitalen 
Beichtgeheimnis erfolgen. 

Verfassungsrichter und Rechtsanwalt

Beitrag auf der ersten ver.di-Digitalisierungskonferenz »Arbeitswelt, Selbstbestimmung und Demokratie im  
digitalen Zeitalter!« am 10. und 11. September 2014 in Berlin, www.e-government.verdi.de/kongresse

http://e-government.verdi.de/kongresse
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→→ �Widerspruch 2 »Kontrollierende Transparenz«: Ein 
Ziel der Apologeten agilen Projektmanagements 
ist die Aufhebung organisationaler Vereinzelung 
der Entwicklungsbeschäftigten und der Tren-
nung der Entwicklungsarbeit vom eigentlichen 
Arbeitsgegenstand. Durch teambasiertes Vor-
gehen und größtmögliche Transparenz inner-
halb der Teams sollen diese überwunden wer-
den: Das Team entwickelt gemeinsam stets mit 
Bezug zu den Anforderungen an das (End-)Pro-
dukt. Auch in unseren Erhebungen fanden wir 
diese Nähe zum Produkt und die positiven Effek-
te auf die Wahrnehmung insbesondere der Sinn-
haftigkeit der eigenen Arbeit wieder. Die Trans-
parenz im Team birgt allerdings auch Gefahren. 
So ist für jedes Teammitglied und gegebenenfalls 
auch für Externe sichtbar, wer seine Arbeitsauf-
gaben im Zeitplan erledigt und wer hierzu län-
ger braucht. Die hohe Abstimmungsdichte im 
Team verhindert in der Regel einseitig negative 
Zuschreibungen und damit einhergehende über-
lastende Anforderungen. Da diese jedoch insbe-
sondere in Phasen hoher Arbeitsbelastung nicht 
auszuschließen sind, resultiert daraus die Gefahr 
eines erhöhten Rechtfertigungsdrucks bei nicht 
im Zeitbudget erledigten Aufgaben. Dies gilt ins-
besondere, wenn – wie im produktorientierten 
Typus – das Team die vom Management vorge-
gebenen Aufgaben eigenverantwortlich unterei-
nander aufteilen muss. Lösung: Für eine Minde-
rung der Belastung ist daher auf ein unbedingt 
kooperatives Vorgehen im Team und die Verhin-
derung missbräuchlicher Nutzung digitaler Da-
ten, beispielsweise um Druck von außen oder 
auch innerhalb des Teams aufzubauen, zu ach-
ten. Digitale Lösungen müssen als Unterstützung, 
nicht zur Kontrolle der Teams wie einzelner Be-
schäftigter eingesetzt werden.

→→ �Widerspruch 3 »Engagierte Selbstausbeutung«: 
Agiles Projektmanagement setzt nicht zuletzt 
auch auf die intrinsische Motivation der Beschäf-
tigten. Diese sollen hohe Leistungen nicht auf-
grund ständigen (Rechtfertigungs-)Drucks von 
oben erbringen, sondern aufgrund der Begeis-
terung an der Arbeit (und einer Verpflichtung, 
eines Commitment gegenüber ihren Teamkol-
legInnen). Empirisch konnten wir hohe Leis-
tungsanforderungen, die häufig als positiv und 
anspornend erlebt wurden, beobachten. Lösung: 
Gerade bei teambasierter Arbeit ist darauf zu ach-
ten, dass keine Belastung über Gebühr stattfin-
det, weil sich motivierte KollegInnen bis über das 
gesunde Maß hinaus »anstacheln«. Es ist insbe-
sondere darauf zu achten, dass auch (drohende) 
Überlastung in agilen Teams thematisierbar ist 
und Abhilfe geschaffen werden kann, beispiels-
weise durch Berücksichtigung der oben genann-
ten Aspekte sowie präventive Maßnahmen zum 
Gesundheitsschutz und partizipative Gefähr-
dungsbeurteilungen (vgl. Brandl/Bsirske in die-
sem Band).

 Belastungsminderung bei  
 agilem Projektmanagement? 
Wirkt Scrum als »Innovations- und Emanzipations
generator« (Wühr/Sauer 2010) ohne Nebenfolgen? 
Noch ist die bisherige Forschung zu wenig umfas-
send und differenziert, um dazu abschließende 
Aussagen treffen zu können. Doch scheinen agi-
le Methoden mehr als konventionelles Projektma-
nagement das Potenzial zu bieten, belastungsmin-
dernde Schutzräume zu schaffen, die eine stärker 
an den Arbeitsinhalten orientierte Selbstorganisa-
tion durch die Teams zulassen. Mit unserer Fallstu-
die konnten wir zeigen, dass in der Praxis agile Me-
thoden unterschiedlich umgesetzt werden und dass 
mit diesen Unterschieden auch die Belastungseffek-
te variieren. 

Die produkt- und die lehrbuchorientierten Va-
rianten können mit spezifischen Mehrbelastungen 
einhergehen. Der schutzorientierte Typ dagegen 
schafft eher die Voraussetzungen für belastungsär-
meres Arbeiten mit agilen Methoden, nämlich
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→→ �eine systematisch durch das Team selbst- 
organisierte Projektplanung; 

→→ �Schutz des Sprint über konsequentes 
Timeboxing vor ungeplanten Zusatzauf- 
gaben von außen

→→ �und Entstehung eines kollektiven Lernpro- 
zesses durch gemeinsame Aufwandsab
schätzung mit abschließendem Review, der  
die arbeitsorientierte Planung immer  
realistischer werden lässt und damit durch  
Reflexion und Thematisierung die Gefahren 
freiwilliger Selbstausbeutung minimiert.

Diese Prinzipien sind nicht generell auf agile Metho-
den einzuschränken, sie könnten auch in anderen 
Formen des Projektmanagements implementiert 
werden – wenn man dies denn wollte. Selbst akti-
ve AnwenderInnen agiler Methoden jedoch ken-
nen gerade die Elemente von Scrum überwiegend 
nicht, die sich in unserer Studie als belastungs-
mindernd gezeigt haben, also etwa das Prinzip des 
Timeboxings, die kollektive Aufwandsschätzung 
oder die Retrospektive (vgl. Wolf/Rook 2008). Die 
Anwendung agiler Methoden erfolgt in den Unter-
nehmen teils selektiv nach betriebswirtschaftlichen, 
kurzfristigen Gesichtspunkten.

Nicht nur in dem von uns untersuchten Unter-
nehmen sind agil arbeitenden Entwicklungsteams 
eingebettet in eine nicht agile Gesamtorganisation, 
und einzelne EntwicklerInnen arbeiten meist in 
mehreren Projekten gleichzeitig, die nicht alle agil 
gesteuert werden. Zudem verzichten Unternehmen 
trotz der Anwendung agiler Methoden in einzelnen 
Teams selten ganz auf ein hoch standardisiertes, 
konventionelles Projektmanagement mit entspre-
chender Kennzahlensteuerung. Die Widersprüche, 
die sich aus dem Top-down einer nicht durchgän-
gig agilen Organisation und der agilen Selbststeu-
erung der mit Scrum arbeitenden Beschäftigten im 
alltäglichen Arbeitshandeln ergeben, bilden eine 
Belastungsquelle, auf die dann überwiegend mit 
individuellen Bewältigungsstrategien reagiert wird: 
etwa durch eine Selbstrationalisierung (vgl. Böhle 
et al. 2011) oder durch individuelles Kräftemessen 
in Ressourcenkonflikten (vgl. Heiden/Jürgens 2013). 

Agile Methoden bieten die prinzipielle Chance einer 
Re-Kollektivierung dieser tendenziell individuali-
sierten Formen der Belastungsbewältigung, vor al-
lem durch die Abstimmung im Team.

Letztlich zeigt sich insbesondere beim Time-
boxing, worum es im Kern geht: Belastung ist in ers-
ter Linie eine Frage von Ressourcen. Es geht erstens 
darum, ob Projekten ausreichend Personalkapazitä-
ten und ob Beschäftigten ausreichend Zeitressour-
cen zur Verfügung stehen, um anstehende Aufgaben 
qualitativ gut und effizient bewältigen zu können – 
die ökonomische Dimension. Diese verbindet sich 
zweitens mit der Frage, wer über die Angemessen-
heit dieser Aufwände entscheiden kann – eine inte-
ressenpolitische Dimension. Agile Methoden bieten 
die Möglichkeit, ökonomische und interessenpoli-
tische Aushandlungsprozesse in das Projektgesche-
hen zu integrieren. Damit wird das Kräftemessen im 
Ressourcenkonflikt zwischen Betriebsleitung und 
Beschäftigten zum Gegenstand kollektiver Prozes-
se – wenn auch weit unter der Ebene von betriebli-
cher Interessenvertretung durch Betriebs- oder Per-
sonalrat. Dieses Potenzial muss gestaltet und aktiv 
gesichert werden. Eine interessenpolitische Flan-
kierung von Seiten der Betriebs- und Personalräte 
wie Gewerkschaften ist hier notwendig, denn nur 
auf das Potenzial der agilen Methode selbst zu set-
zen, greift zu kurz.

Es gibt bereits methodische Ansätze, die poten-
zielle Regenerationspuffer von Scrum gefährden. So 
wird Scrum mit Kanban verbunden, um damit die 
aus der Produktion bekannte Fließfertigung für die 
Wissens- und Innovationsarbeit zu adaptieren. Die-
se Verbindung verspricht Produktivitätszuwächse 
von über 20 % (vgl. Sjøberg et al. 2012) – ein Zuwachs, 
der ohne einen deutlichen Anstieg der Belastung in 
den Entwicklungsteams kaum vorstellbar ist, vor al-
lem weil zwei sich widersprechende Ansätze kom-
biniert werden sollen. Der Schutzraum Sprint wird 
durch eine Kombination mit Kanban systema-
tisch abgetragen. Kanbanansätze sind in der Soft-
ware-Entwicklung bereits auf dem Vormarsch (vgl. 
Komus 2012). Es ist also höchste Zeit, in betriebli-
chen Aushandlungsprozessen über zukünftige (agi-
le) Managementmethoden (und deren digitalisierte 
Ausgestaltung) die Belastungsdimension als Be-
wertungskriterium einzuführen und interessenpo-
litisch durchzusetzen.



88 —   Gute Arbeit und Digitalisierung

L ITERATUR

Böhle, F. / Pfeiffer, S. / Porschen, S. (2011): 

Herrschaft durch Objektivierung, in: Bonß, W./

Lau, C. (Hg.): Macht und Herrschaft in der  

reflexiven Moderne. Weilerswist, S. 244–283

Bolte, A. / Neumer, J. / Porschen, S. (2008):  

Die alltägliche Last der Kooperation,  

Abstimmung als Arbeit und das Ende der  

Meeting-Euphorie, Berlin

Dönmez, D. / Grote, G. C. / Weick, C. W. (2011): 

Managing Uncertainty in Software Develop-

ment Projects: An Assessment of the Agile  

Development Method Scrum, in: Sillitti, A./ 

Hazzan, O./Bache, E./Albaladejo, X. (Hg.):  

Agile Processes in Software Engineering and Ex-

treme Programming, Heidelberg, S. 326–328

Funken, C. / Stoll, A. / Hörlin, S. (2011):  

Die Projektdarsteller: Karriere als Inszenie-

rung: Paradoxien und Geschlechterfallen in  

der Wissensökonomie, Wiesbaden

Gerlmaier, A. / Latniak, E. (2007): Zwischen  

Innovation und alltäglichem Kleinkrieg,  

Arbeits- und Lernbedingungen bei Projektarbeit 

im IT-Bereich, in: Moldaschl, M. (Hg.): Verwer-

tung immaterieller Ressourcen, Nachhaltigkeit 

von Unternehmensführung und Arbeit III,  

München, Mering, S. 131–169

Heiden, M. / Jürgens, K. (2013): Kräftemessen, 

Betriebe und Beschäftigte im Reproduktions-

konflikt, Berlin

Hoda, R. / Noble, J. / Marshall, S. (2012):  

Developing a Grounded Theory to Explain the 

Practices of Self-Organizing Agile Teams, in: 

Empirical Software Engineering 17, 6, S. 609–639

Howcroft, D. / Wilson, M. (2003): Paradoxes  

of Participatory Practices: the Janus Role  

of the Systems Developer, in: Information and  

Organization 13, S. 1–24

Kalkowski, P. / Mickler, O. (2009): Antinomien 

des Projektmanagements: Eine Arbeitsform 

zwischen Direktive und Freiraum, Berlin

Kawalec, S. / Menz, W. (2013): Die Verflüssi-

gung von Arbeit, Crowdsourcing als unter

nehmerische Reorganisationsstrategie –  

das Beispiel IBM, in: Arbeits- und Industrie

soziologische Studien, Jg. 6, Heft 2,  

Dezember 2013, S. 5–23

Komus, Ayelt (2012): Status Quo Agile,  

Verbreitung und Nutzen agiler Methoden,  

BPM-Labor der Hochschule Koblenz

Mann, C. / Maurer, F. (2005): A Case Study on 

the Impact of Scrum on Overtime and Customer 

Satisfaction, Presentation, Agile Conference, 

2005, Proceedings, S. 70–79, IEEE

Marchenko, A. / Abrahamsson, P. (2008):  

Scrum in a Multiproject Environment:  

An Ethnographically-inspired Case Study on  

the Adoption Challenges, Presentation,  

AGILE’08 Conference IEEE

Menz, W. / Dunkel, W. / Kratzer, N. (2011):  

Leistung und Leiden, Neue Steuerungsformen 

von Leistung und ihre Belastungswirkung,  

in: Kratzer, N. (Hg.): Arbeit und Gesundheit im 

Konflikt, Analysen und Ansätze für ein par-

tizipatives Gesundheitsmanagement, Berlin, 

S. 143–198

Pikkarainen, M. / Haikara, J. / Salo, O. /  

Abrahamsson, P. / Still, J. (2008): The Impact  

of Agile Practices on Communication in  

Software Development, in: Empirical Software  

Engineering 13, 3, S. 303–337



89 —   Von Crowdsourcing bis Qualifizierungsstrategien

Pfeiffer, Sabine (2004): Arbeitsvermögen,  

Ein Schlüssel zur Analyse (reflexiver) Informati-

sierung, Wiesbaden

Pfeiffer, S. / Schütt, P. / Wühr, D. (2012):  

Zähmung oder Freisetzung? Zur Standardisie-

rung von Innovation und der Bearbeitung  

ihrer Paradoxien, in: Arbeit – Zeitschrift für  

Arbeitsforschung, Arbeitsgestaltung und  

Arbeitspolitik 21, 2/3, S. 91–104

Sauer, S. / Pfeiffer, S. (2012): (Erfahrungs-) 

Wissen als Planungsressource: Neue Formen 

der Wissens(ver-)nutzung im Unternehmen  

am Beispiel agiler Entwicklungsmethoden,  

in: Koch, G./Warneken, B. (Hg.): Wissensarbeit 

und Arbeitswissen, Zur Ethnografie des kog

nitiven Kapitalismus, Frankfurt am Main, 

S. 195–209

Sauer, S. / Pfeiffer, S. (2013): Agility@Innova

tion: Chancen und Risiken agilen Projekt

managements für innovative, partizipative  

Arbeit, in: Verdi-Bereich Innovation und  

Gute Arbeit (Hg.): Dienstleistungsinnovatio-

nen: offen, sozial, nachhaltig, S. 42–49

Sauer, Stefan (2014): Unfassbare Anforderun-

gen, in: Computer und Arbeit 2, S. 17–19

Schwaber, Ken (2008): Scrum im Unter- 

nehmen, Unterschleißheim

Sfetsos, P. / Stamelos, I. (2010): Empirical 

Studies on Quality in Agile Practices,  

Presentation, Quality of Information and  

Communications Technology (QUATIC),  

7th International Conference on the IEEE

Sjøberg, D. I. K. / Johnsen, A. / Solberg, J. 

(2012): Quantifying the Effect of Using Kanban 

versus Scrum: A Case Study, in: IEEE Software 

29, 5, S. 47–53

VersionOne (Hg. 2014): State of Agile,  

8th Annual Survey, Cheshire

West, D. / Grant, T. / Gerush, M. / D’Silva, D. 

(2010): Agile Development: Mainstream  

Adoption Has Changed Agility Trends in Real-

World Adoption of Agile Methods, Cambridge

Wirdemann, Ralf (2009): Scrum mit User  

Stories, München

Wittke, V. / Hanekop, H. (Hg. 2011): New Forms 

of Collaborative Innovation and Production on 

the Internet, An Interdisciplinary Perspective, 

Göttingen

Wolf, H. / Rook, A. (2008): Agilität wird  

Mainstream, Ergebnisse der Online-Umfrage 

2008, in: Marktstudie 3, S. 10–13

Wühr, D. / Sauer, S. (2010): Scrum als Innova-

tions- und Emanzipationsgenerator? Was  

traditionelle Branchen von der agilen Software-

Entwicklung lernen können, in: Computer  

und Arbeit 11/2010, S. 10–14

Wühr, D. / Pfeiffer, S. / Schütt, P. / Huchler, N. 

(2012): Innovation an der Grenze – Wann wird 

Innovationsarbeit zur Belastung? in: Pfeiffer, S./

Schütt, P./Wühr, D. (Hg.): Smarte Innovation,  

Ergebnisse und neue Ansätze im Maschinen- 

und Anlagenbau, Wiesbaden, S. 141–164



 Social Media im  
 Betrieb – Heraus
forderungen für  
 Beschäftigte  
 und Interessen- 
vertretungen

Tanja Carstensen
ist Soziologin an der TU Hamburg-Harburg in der Arbeitsgruppe  
Arbeit-Gender-Technik und leitet zurzeit das Projekt »Arbeit 2.0. Neue  
Anforderungen an Beschäftigte und ihre Interessenvertretungen im  
Umgang mit Social Media« (gefördert von der Hans-Böckler-Stiftung).



91 —   Von Crowdsourcing bis Qualifizierungsstrategien

 Enterprise 2.0 – Facebook für die Firma? 
E-Mail und World Wide Web gehören für viele Be-
schäftigte inzwischen fest in den Arbeitsalltag. Seit 
in den letzten Jahren mit dem Web 2.0 zudem sozi-
ale Netzwerke, Weblogs, Wikis und Plattformen an 
Bedeutung gewonnen haben, werden Social-Media-
Anwendungen auch für die unternehmensinterne 
Nutzung wichtiger. Immer mehr Unternehmen füh-
ren soziale Netzwerke, meist kombiniert mit Blog- 
und Wiki-Tools, ein. Immerhin 13 % aller in einer 
Bitkom-Studie befragten Unternehmen kommuni-
zieren über ein internes soziales Netzwerk mit ihren 
Beschäftigten (vgl. Hampe 2014). Solche Unterneh-
mensnetzwerke enthalten meist ein persönliches 
Profil und ermöglichen es Beschäftigten, Beiträge 
zu posten, gemeinsam an Dokumenten zu arbeiten, 
Gruppen zu Themen zu gründen sowie Beiträge an-
derer zu kommentieren oder zu liken. 

Die Unternehmen versprechen sich davon eine 
bessere Zusammenarbeit – Social Collaboration – so-
wie effektivere Kommunikation, Vernetzung, neue 
Möglichkeiten für Wissensmanagement, Ideenent-
wicklung, Projektorganisation und Prozessabläufe, 
und dies unternehmensweit und über Abteilungs- 
und Standortgrenzen hinweg. Web-2.0-Technologi-
en sollen Transparenz erhöhen und das Stimmungs- 
und Meinungsbild im Unternehmen sichtbar 
machen. Dabei reichen die Inhalte von Vorstands-
bekanntmachungen und Projektkoordination über 
Kantineninformationen und Fahrgemeinschafts-
börsen bis hin zum Austausch über private Themen. 
Ein wichtiges Anliegen der Einführung so genann-
ter Enterprise-2.0-Strategien ist zudem die Reduktion 
des internen E-Mail-Aufkommens, das zunehmend 
als problematische Arbeitsbelastung erkannt wird. 
Auch die Arbeit an gemeinsamen Texten kann er-
leichtert werden, wenn die aktuelle Version auf 
der Plattform bearbeitet werden kann, statt x-mal 
über E-Mail-Anhänge verschickt zu werden. Die In-
formationen liegen nicht mehr in den einzelnen 
Postfächern, sondern sind zentral verfügbar. Und 
schließlich können auch persönliche Treffen damit 
zu einem Teil ersetzt werden (vgl. TBS NRW 2013).

ArbeitgeberInnen messen Social Media offensicht-
lich für die Wirtschaftlichkeit ihres Unternehmens 
große Relevanz bei und erwarten, dass diese für die 
Unternehmenskultur, für die interne Kommunikati-
on und die Entwicklung von Produkten und Dienst-
leistungen zukünftig von großer Bedeutung sein 
werden (vgl. Bundesverband Digitale Wirtschaft 
2012). Was der Einsatz von Social Media aus Sicht 
der Beschäftigten und ihrer Interessenvertretungen 
bedeutet, ist hingegen deutlich unklarer und ambi-
valenter. 

 Betriebliche Handlungsfelder  
 bei der Einführung von Social Media 
Das Forschungsprojekt Arbeit 2.0. Neue Anforde-
rungen an Beschäftigte und ihre Interessenvertretun-
gen im Umgang mit Social Media (gefördert von der 
Hans-Böckler-Stiftung, 2013–2015) hat die Fragen 
untersucht, welche Anforderungen aus Sicht der 
Beschäftigten im betrieblichen Einsatz von Social 
Media entstehen, welche Problemlagen Betriebs- 
und Personalräte wahrnehmen und welche Hand-
lungsansätze sie bereits entwickelt haben. Hierfür 
wurde eine quantitative Online-Befragung durch-
geführt, an der 564 Betriebs- und Personalräte teil-
nahmen (von denen 57 % in Unternehmen arbeiten, 
in denen Social Media – intern und/oder extern – be-
reits zu Anwendung kommen). Außerdem wurde in 
drei Fallbetrieben unterschiedlicher Branchen (da-
von ein Unternehmen aus dem Bereich IT-Dienstleis-
tungen) anhand von insgesamt 45 qualitativen Inter-
views (davon 18 Interviews bei dem IT-Dienstleister) 
mit Betriebsräten und anderen Beschäftigten unter-
schiedlicher Berufsgruppen und Hierarchieebenen 
der interne Social-Media-Einsatz detaillierter ana-
lysiert. 
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Vor allem in der Umfrage unter Interessenvertre-
tungen wird deutlich, dass die Art, wie Social Me-
dia eingeführt und Betriebsräte miteinbezogen wur-
den, ebenso wie die Verbreitung sehr heterogen 
sind. Manche der befragten Betriebsräte schildern 
die Einführung und Nutzung von Social Media als 
Wildwuchs oder nebulös. Eine überwiegende Mehr-
heit wurde nicht beteiligt (vgl. Abb. 1) und bei denen, 
die beteiligt wurden, beschränkte sich die Partizipa-
tion zumeist auf bestimmte Phasen des Prozesses 
(vgl. Abb. 2). Einige betriebliche Interessenvertrete-
rInnen haben spät Informationen erhalten. Immer-
hin sind aber auch 25 % insgesamt eher zufrieden, 
4 % sogar sehr zufrieden und teilweise TreiberInnen 
des Prozesses. 

Vor allem große, multilokal agierende Konzer-
ne haben die Nutzung interner Social Media unter 
frühzeitiger Beteiligung der Betriebsräte eingeführt, 
auf einem hohen Niveau in Betriebsvereinbarungen 
geregelt und knüpfen dabei oftmals an etablierte 
Regelungen zum Ausschluss von Leistungs- und 
Verhaltenskontrolle, Regelungen zu Arbeitszeit und 
Datenschutz an (vgl. Wedde/Spoo in diesem Band). 
Jedoch gibt es gerade mal bei einem Drittel der be-
fragten Unternehmen Guidelines oder Regelungen.

Auch unter diesen Voraussetzungen stellt die 
Nutzung von Social Media einige neue Herausforde-
rungen an betriebliche Mitbestimmung und Praxis. 
Folgende zentrale Problemlagen und betriebliche 
Herausforderungen wurden in der Studie deutlich. 

 Leistungs- und Verhaltenskontrolle 2.0 
Die Frage nach Leistungs- und Verhaltenskontrolle 
ist ohne Zweifel eine der wichtigsten Regelungsfel-
der in der betrieblichen Social-Media-Nutzung, denn 
mit Social Media haben die technologischen Mög-
lichkeiten der Aufzeichnung, Speicherung und Aus-
wertung personenbezogener Daten erheblich zuge-
nommen (vgl. Jerchel in diesem Band). Permanent 
hinterlassen Beschäftigte mit Vorschlägen, Ideen, 
Positionen, Kommentaren, Likes und Kritik Spuren 
im Unternehmensnetzwerk. Außerdem entstehen 
neue digitale »Betriebsöffentlichkeiten«, in denen 
Äußerungen von Beschäftigten in deutlich größerem 
Umfang als früher unternehmensweit sichtbar wer-
den und meist langfristig abrufbar bleiben. 

Greve/Wedde (2014: S. 49) stellen in ihrer Auswer-
tung von Social-Media-Vereinbarungen und -Gui-
delines fest, dass vielfach zwar geregelt ist, dass 
keine Leistungs- und Verhaltenskontrolle erfolgt, 
dass ausführlichere Beschreibungen, um welche 
Daten und Protokollierungen es konkret geht, aber 
unterbleiben. So wichtig dieser grundsätzliche 
Ausschluss ist, die neuartigen Möglichkeiten der 
Datensammlung und -auswertung sollten in Ver-
einbarungen genau beschrieben werden (vgl. Greve/
Wedde 2014: S. 50). Einige Betriebsräte machen gute 
Erfahrungen mit technischen Lösungen, bei denen 
sie bereits bei der Tool-Einführung darauf hinwir-
ken, dass Funktionen, die zur Erhebung von Daten 
und zur Leistungskontrolle geeignet sind, ausge-
schaltet und damit Möglichkeiten der Leistungs- 
und Verhaltenskontrolle von vornherein unmög-
lich gemacht werden. So haben einige Betriebsräte 
beispielsweise durchgesetzt, dass Einträge in Sozia-
len Netzwerken keine Angabe der Uhrzeit enthalten 
sowie dass nicht sichtbar ist, wer wie lange online 
war – eine Regelung, die gleichzeitig der Qualität der 
Inhalte keinen Abbruch tut. Damit kann verhindert 
werden, dass Vorgesetzte auswerten können, wann 
und wie lange Beschäftigte das Soziale Netzwerk 
genutzt haben. Empfehlenswert ist darüber hinaus, 
im Sinne der informationellen Selbstbestimmung 
und des Schutzes der Persönlichkeitsrechte zu re-
geln, inwiefern Beschäftigte die Möglichkeit haben, 
über ihre eigenen Einträge und Profileinstellungen 
zu bestimmen, und diese löschen zu können. Gre-
ve/Wedde (2014: S. 133) empfehlen außerdem, klar 
zu vereinbaren, wie mit dem Account bei Verlassen 
des Unternehmens umgegangen wird.

Einige der befragten Betriebsräte setzen sich zu-
dem dafür ein, dass es keinen Zwang zur aktiven Be-
teiligung an der digitalen Betriebsöffentlichkeit gibt. 
Wer kein Foto auf sein Persönlichkeitsprofil stellen 
und keine Angaben zur Person machen möchte, 
sollte diese Freiheit haben; ebenso wie es möglich 
sein muss, sich nicht an öffentlich sichtbaren Dis-
kussionen beteiligen zu müssen. 
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Dies ist nicht nur aus Gründen der Datensparsam-
keit (§ 3a BDSG) wichtig. Die Ergebnisse der Studie 
zeigen, dass manche Beschäftigte eine öffentliche 
Selbstdarstellung ablehnen. Schließlich kann ver-
einbart werden, dass Beschäftigte das Recht haben, 
Präsenzanzeigen auszuschalten, so dass nicht für 
alle sichtbar ist, dass sie gerade am Rechner sitzen. 

 Freiwilligkeit der Nutzung? 
Viele Unternehmen haben geregelt, dass die Nutzung 
der internen Social-Media-Tools freiwillig ist. In der 
Online-Befragung geben nur 3 % der Betriebs- und 
Personalräte an, dass die Nutzung im Arbeitsalltag 
verpflichtend für die Beschäftigten ist. Auf Seiten der 
ArbeitgeberInnen steht dahinter die Idee, dass sich 
der Nutzen sozialer Medien nur in einer Atmosphä-
re der Freiwilligkeit entfalten kann: »Der Erfolg ei-
nes Social Intranets ist maßgeblich von den Nutzern, 
deren Akzeptanz und freiwilliger Teilnahme abhän-
gig. Ihr Potenzial kann nur voll ausgeschöpft wer-
den, wenn sich im Unternehmen und Führungsstil 
eine Kultur der Offenheit, des Wissensaustauschs 
und der Vernetzung wiederfindet«, so beispielswei-
se Breuch/Mirbach (2013: S. 167). 

Auch den Belegschaftsvertretungen ist wichtig, 
dass kein Zwang zur Nutzung besteht (vgl. Carsten-
sen 2014). Diese Freiwilligkeit birgt aber verschiede-
ne Probleme: So wird sie in der betrieblichen Praxis 
oftmals bereits unterlaufen, wenn z. B. relevante In-
formationen nur noch im Social-Media-Tool zu fin-
den sind, oder der Gruppendruck hoch ist. Außer-
dem werden oftmals widersprüchliche Erwartungen 
an die Beschäftigten herangetragen. Während bei-
spielsweise der Vorstand das Social-Media-Enga-
gement begrüßt und fördert, betrachten manche 
direkte Vorgesetzte dieses als Zeitverschwendung. 
Somit müssen die einzelnen Beschäftigten zwi-
schen den Anforderungen balancieren, sich einer-
seits engagiert an Social Media zu beteiligen (die-
ser Aussage stimmen immerhin 53 % aller befragten 
Betriebs- und Personalräte zu), andererseits dabei 
aber das Kerngeschäft nicht zu vernachlässigen. Da-
bei bleibt es den Beschäftigten überlassen, eigenver-
antwortlich zu entscheiden, wie oft, wie lange und 
mit welchen Inhalten sie sich einbringen. 

Diese Ergebnisse zeigen die Notwendigkeit, als In-
teressenvertretung auf klare Regeln hinzuwirken 
und dafür zu sorgen, dass allen Beteiligten klar ist, 
welchen Stellenwert Social Media und deren Nut-
zung im Arbeitsprozess haben soll. Echte Freiwil-
ligkeit und abhängige Beschäftigung erweisen sich 
in der Realität sowieso als Widerspruch (vgl. Bö-
ker et al. 2013: S. 42). Die Unklarheit und die diffu-
sen, widersprüchlichen Erwartungen werden von 
den Interviewten als eines der größten Probleme 
im Arbeitsalltag geschildert. Daher diskutieren ei-
nige Betriebsräte inzwischen, dass es sinnvoll sein 
kann, die Freiwilligkeit einzugrenzen. Beispiels-
weise könnte vereinbart werden, dass es zulässig 
ist, wenn bestimmte Informationen ausschließlich 
im Sozialen Netzwerk zu finden und die Beschäf-
tigten damit verpflichtet sind, sich diese Informa-
tionen dort abzuholen. Dies könnte Doppelarbeit 
reduzieren. Hierbei könnten Informationen im Soci-
al-Media-Tool über verschickte Links abrufbar sein, 
ohne dass Beschäftigte sich einloggen bzw. anmel-
den müssen. Gleichzeitig muss die Freiwilligkeit ge-
wahrt bleiben, wenn es darum geht, sich aktiv an be-
triebsöffentlichen Diskussionen zu beteiligen. 

 Digitale Spaltung 
Regelungen zur freiwilligen Nutzung führen außer-
dem zu extrem ausdifferenzierten Nutzungsmus-
tern innerhalb des Unternehmens, was soziale Un-
gleichheiten und Informationsklüfte verschärfen 
kann: »Wer in bestimmten Teams bei Social Me-
dia nicht mitmacht, wird Außenseiter/Verlierer«, 
schildert ein Arbeitnehmervertreter. Auch abhän-
gig vom Standort, von den Vorgesetzten und de-
ren Akzeptanz von Social Media, den Möglichkei-
ten, über die eigene Arbeitszeit selbst zu verfügen, 
den Zugangsmöglichkeiten zum Computer und der 
Haltung der einzelnen Beschäftigten zum Internet 
hat sich eine extrem hohe Nutzungsheterogenität 
herausgebildet. Ein besonderes Problem stellen da-
bei die Arbeitsplätze in der Produktion dar, die tech-
nisch und arbeitsorganisatorisch grundsätzlich ab-
gekoppelt sind. 
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ABB. 1  Beteiligung von Betriebsräten bei der Einführung von Social Media

Sind/waren Sie als Gremium beteiligt?

In welchen Phasen sind/waren Sie beteiligt?

ABB. 2  Phasen der Beteiligung von Betriebsräten bei der Einführung von Social Media

Planung

Konzeption

Testphase

Einführung

Schulung

Abb. 1: 319 Interessenvertretungen wurden befragt.  

Abb. 2: Von 319 wurden die 99 Interessenvertretungen (31%), die bei der Einführung von Social Media beteiligt worden sind, befragt. 

Quelle: eigene Darstellung auf Grundlage eigener Daten aus der Online-Befragung von Interessenvertretungen

57 % → Nein.

keine Angabe ← 12 %

31 % → Ja.

29 %

43 %

56 %

81 %

37 %
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Aber auch Beschäftigte mit mobilen Arbeitsplätzen, 
die wenig Zeit am Computer verbringen, Arbeitneh-
merInnen, die jede Tätigkeit buchen müssen, sowie 
Beschäftigte mit hoher Arbeitsbelastung finden oft 
schlichtweg keine Zeit und Möglichkeit, in den Un-
ternehmensnetzwerken zu lesen, geschweige denn 
selber aktiv etwas zu schreiben. Die Frage, wie groß 
die Spielräume sind, die eigene Arbeit selbstorgani-
siert zu gestalten, ist zentral für die Nutzungsmög-
lichkeiten. 

Eine Schlüsselrolle nimmt auch das mittlere 
Management ein: Wenn die Führungskräfte das 
Engagement im Netzwerk als Zeitverschwendung 
betrachten, haben MitarbeiterInnen wenig Mög-
lichkeiten zur Nutzung. In den Fallstudien wird 
deutlich, dass Beschäftigte bei der Social-Media-
Nutzung nicht den Anschein erwecken dürfen, sie 
hätten sonst nichts zu tun. Vorgesetzte hingegen, 
die Social Media selbst nutzen, fördern die Nut-
zung; manche verlagern auch Pflichtaufgaben ins 
Netzwerk und zwingen ihre MitarbeiterInnen so 
zur Nutzung. Die individuellen Handlungsspiel-
räume variieren zudem nach Alter, Position im Un-
ternehmen und der Frage, inwiefern man noch be-
weisen muss, dass man Technik und Innovationen 
offen und kompetent gegenüber steht. In internati-
onal agierenden Unternehmen sind zudem Sprach-
barrieren eine Ursache für Ausschlüsse aus dem in-
ternen Netz: Wer sich auf Englisch nicht sicher fühlt, 
bleibt lieber still und unbeteiligt. 

Manche Interessenvertretungen haben verhan-
delt, dass alle Beschäftigten einen Zugang und Nut-
zungsmöglichkeiten haben müssen; die prakti-
schen Probleme bei der Umsetzung machen aber 
deutlich, dass die Social-Media-Nutzung mit vielen 
Arbeitsaufgaben in Zeitkonflikt steht bzw. es gar kei-
ne Möglichkeit gibt, diese während der Arbeitszeit 
zu nutzen. Hinsichtlich des Sprachproblems disku-
tieren Betriebsräte über die Möglichkeit, automati-
sche Übersetzungsprogramme verwenden sowie in 
abgegrenzten Diskussionsforen und -communities 
in der Standortsprache schreiben zu dürfen. Digita-
le Spaltungen im Unternehmen zu verhindern, se-
hen viele Interessenvertretungen als zentrale Auf-
gabe an. 

Die Ergebnisse der Studie zeigen, dass ein Ziel der 
Gestaltung von Social-Media-Anwendungen sein 
sollte, dass niemand von relevanten Informationen 
ausgeschlossen sein darf; und alle, die sich aktiv be-
teiligen wollen, sollten die Möglichkeit dazu haben. 
Hierfür muss technisch, arbeitsorganisatorisch und 
hinsichtlich Kompetenzen und Qualifikationen al-
len der Zugang ermöglicht werden. 

 Arbeitsbelastung, Arbeitsverdichtung,  
 Zeitdruck, Unterbrechungen und Multitasking 
Werden soziale Medien betriebsintern genutzt, ist 
eine Grundvoraussetzung, dass geklärt wird, dass 
die Nutzung dieser Tools während der Arbeitszeit 
stattfindet und als Arbeitszeit gewertet wird. Prak-
tisch ist es allerdings so, dass die Nutzung sozialer 
Medien zusätzlichen Arbeitsaufwand bedeutet und 
damit die sowieso schon hohe Arbeitsintensität und 
den steigenden Termin- und Leistungsdruck noch 
zusätzlich erhöht. Bisher ersetzen sie kaum andere 
Kommunikationswege, sondern erhöhen noch die 
Anzahl der Kanäle und damit die Menge und Dich-
te von Informationen. Dass Informationsfülle und 
Kommunikationsdichte inzwischen kaum noch zu 
bewältigen sind, darauf lassen auch die Schilderun-
gen von Interviewten schließen, die angeben, dass 
es mittlerweile normal ist, E-Mails ungelesen zu lö-
schen. Chatfunktionen, Präsenz- und Online-Anzei-
gen von Social-Media-Tools sorgen zudem für eine 
permanente Erreichbarkeit während der Arbeitszeit. 
Dies führt oftmals zu Arbeitsunterbrechungen und 
erhöht die Anforderungen an Multitasking. 

Gleichzeitig bringen neuen Technologien aber 
auch zeitliche Ersparnisse und Arbeitserleichte-
rungen: Waren früher beispielsweise zahlreiche Te-
lefonate erforderlich, um ein spezifisches Problem 
zu lösen, kann dieses nun in einem Forum gepos-
tet werden. Zudem wird in den Interviews deutlich, 
dass für einen Teil der Beschäftigten Soziale Medien 
die eigene Arbeit aufwerten, den Spaß an der Arbeit 
steigern und eine willkommene Abwechslung dar-
stellen. Allerdings fragen sich Betriebsräte bei dieser 
Art von zeitlichen Ersparnissen, wie gewonnene Zeit 
verwendet wird und inwiefern Social Media zu einer 
weiteren Rationalisierung führen können. 
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Aus diesen Ergebnissen ergibt sich weiterer Hand-
lungsbedarf: Wenn gewünscht ist, dass Beschäftig-
te Social Media nutzen, muss geklärt werden, wie 
und wann diese während der Arbeit genutzt wer-
den können, ohne dass es zu Mehrarbeit kommt. 
Einen Ansatzpunkt für die Nutzungsgestaltung di-
gitaler Technologien bietet außerdem das Arbeitssi-
cherheitsgesetz, das BetriebsärztInnen die Aufgabe 
zuweist, ArbeitgeberInnen bei Fragen des Arbeits-
rhythmus und des Arbeitsablaufs zu beraten (ASiG 
§ 3, 1d). Forderungen müssen sich unter anderem 
auf die Reduzierung der Kommunikationsdichte 
und -geschwindigkeit richten (vgl. auch Dunkel et 
al. 2010). Außerdem müssen Beschäftigte das Recht 
haben, auch offline sein zu dürfen (vgl. auch Bsirke 
et al. 2012: S. 13).

 Mobbing und Konflikte 
Relativ etabliert sind inzwischen Regelungen in Ne-
tiquetten oder Social-Media-Guidelines zu den Um-
gangsformen in Online-Kommunikationen. Hierzu 
gehören Aufforderungen zu Höflichkeit, Respekt, 
Fairness, Offenheit und Selbstverantwortung. Ar-
beitgeberseitig gehen die Anforderungen an die Be-
schäftigten teilweise weit darüber hinaus. Sie wün-
schen sich von den Beschäftigten Engagement und 
Loyalität dem Unternehmen gegenüber und geben 
Tipps wie »Don’t blog when you’re unhappy«, »Sei-
en Sie stets authentisch« (Greve/Wedde 2014). 

Einerseits sind dadurch Regeln der Online-Kom-
munikation inzwischen einigermaßen etabliert und 
ermöglichen eine Kommunikationskultur der An-
erkennung und Wertschätzung; andererseits bleibt 
die Kommunikation anfällig für Missverständnis-
se, Verletzungen und Konflikte. In der Studie ist 
deutlich geworden, dass die Beschäftigten unterei-
nander zwar oftmals dafür sorgen, dass eskalieren-
de Diskussionen durch die MitarbeiterInnen selbst 
wieder entschärft werden. Dennoch hat es sich als 
sehr sinnvoll erwiesen, für Konflikte, Beleidigungen 
und Mobbing im Netz einen Regelungsausschuss 
einzurichten, in dem Personalverantwortliche und 
ArbeitnehmervertreterInnen sitzen, die gemeinsam 
konkrete Konflikte klären. 

 (Software-)Ergonomie 
Im Zuge der Digitalisierung haben die Nutzung von 
mobilen digitalen Geräten und der Umgang mit 
User Interfaces stark zugenommen. Um gesund-
heitliche Belastungen, zusätzlichen Aufwand und 
Erschwerung von Arbeit zu vermeiden, sollte auch 
der Blick auf die Ergonomie der eingesetzten Tools 
nicht zu kurz kommen (vgl. Brandl/Bsirske in die-
sem Band). In den Interviews zeigt sich eine gro-
ße Bandbreite an Zufriedenheiten mit der Usability 
der eingesetzten Social-Media-Tools: Manche finden 
sie intuitiv und leicht zugänglich. Andere beschrei-
ben, dass es zeitaufwändig wäre, sich in die Bedie-
nung einzufinden, und dass die Nutzerführung 
nicht eingängig wäre. Oftmals wird die Gestaltung 
bisher kaum von NutzerInnen bestimmt und somit 
dem Anspruch sozialer Innovationen (vgl. Brandl/
Bsirske in diesem Band) nicht gerecht. Ergonomie 
und Usability sind bei der Entscheidung über An-
wendungen meist nur ein untergeordnetes Krite-
rium, da diese sich vor allem an Geschäftsprozes-
sen und nicht an den Erfordernissen der konkreten 
Arbeitsebene orientiert hat (vgl. auch Pfeiffer 2012: 
S. 20). Stattdessen macht die eingesetzte, starre IT 
zusätzliche Arbeit und zwingt die UserInnen, sich 
den vorgegebenen Prozessen anzupassen. Eine Auf-
gabe für Interessenvertretungen ist damit auch, bei 
der Einführung von Social Media auf die Gestaltung 
gesunder, einfacher Tools zu achten, die praktisch, 
eingängig und arbeitserleichternd sind. 

 Zusätzliche Anforderungen und  
 (gesundheitliche) Belastungen 
Aus Sicht der Beschäftigten können Social Me-
dia also mit einer Reihe von zusätzlichen Anforde-
rungen und Belastungen einhergehen. Beschäftig-
te sind mit Anforderungen an Öffentlichkeit und 
Transparenz konfrontiert, müssen bis zu einem ge-
wissen Grad eigenverantwortlich ausbalancieren, 
wie sie Social Media nutzen wollen, mit Informa-
tionsfülle und Kommunikationsdichte umgehen 
sowie Entgrenzung, Arbeitsunterbrechungen und 
Zeitdruck bewältigen. 
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In den Interviews wird deutlich, dass die Beschäftig-
ten Social-Media-Einführungen oft als weitere Reor-
ganisationsstrategie wahrnehmen, die ihnen (zum 
wiederholten Mal) Wandlungskompetenz und Of-
fenheit gegenüber Neuem abverlangt. Social Me-
dia verschärfen in vielfacher Hinsicht Tendenzen 
der gegenwärtigen Arbeitswelt, indem sie Entgren-
zung, Arbeitsverdichtung und Subjektivierung von 
Arbeit verstärken (vgl. Carstensen 2012). Die Technik 
ist nicht alleinige Ursache dieser Belastungen, kann 
diese aber massiv erhöhen und damit Stress und 
psychische Belastungen verstärken. Damit sind bei 
der Gestaltung von Social Media auch Fragen und 
die Mitbestimmungsmöglichkeiten hinsichtlich des 
Arbeits- und Gesundheitsschutzes einzubeziehen 
(vgl. Carstensen 2015; Wedde/Spoo in diesem Band).

 Perspektiven für die Gestaltung  
 Guter Arbeit mit Social Media 
Insgesamt sind die Handlungsfelder damit vielfäl-
tig, so dass Regelungen und Angebote auf verschie-
denen Ebenen erforderlich werden. Dabei können 
die Möglichkeiten, die das Betriebsverfassungs-
gesetz für Mitbestimmung bietet, genutzt werden. 
Insbesondere zeigt sich auch in der Studie, dass 
die Interessenvertretungen gerade hinsichtlich der 
Mitbestimmungsrechte bei der Einführung von 
technischen Einrichtungen am langen Hebel sit-
zen und teilweise dadurch weitreichend ihre Forde-
rungen durchsetzen und massiven Druck aufbau-
en können. Die Interessenvertretungen haben gute 
Möglichkeiten zur Gestaltung einer gesunden, Per-
sönlichkeitsrechte schützenden, Selbstentfaltung 
ermöglichenden und beteiligungsorientierten So-
cial-Media-Nutzung. Auch in Bezug auf Arbeits- und 
Gesundheitsschutz oder Arbeitszeitregelungen kön-
nen Betriebs- und Personalräte sich auf die beste-
henden Gesetze der Mitbestimmung beziehen (vgl. 
Wedde/Spoo in diesem Band). Klare Regeln schei-
nen dabei besonders wichtig zu sein: »Der Mitar-
beiterschaft müssen die möglichen Konsequenzen, 
aber auch die Vorteile, die klare Regelungen mit sich 
bringen, vor Augen geführt werden (…). Zu proak-
tiven, versierten Akteuren im Social Web und da-
mit zu wertvollen Unterstützern werden Mitarbei-
ter jedoch nur, wenn sie auf der Basis klarer, sicherer 
und unterstützender Regelungen agieren können« 
(Greve/Wedde 2014: S. 136).

Gleichzeitig braucht es weiter reichende Ansätze. 
Aufgabe für die betrieblichen Interessenvertretun-
gen wie für Gewerkschaften muss sein, nachhaltig 
Gefahren der Arbeitsverdichtung – auch durch di-
gitale Technologien – entgegenzuwirken, Hilfestel-
lungen bei Überlastungsproblemen zu geben und 
Rahmenbedingungen zu schaffen, die Abgrenzung 
ermöglichen, die Vermeidung von Reizüberflutung 
begünstigen sowie Schutzmaßnahmen vor psychi-
schen Belastungen durch digitale Technologien zu 
entwickeln (vgl. Greve/Wedde 2014: S. 133). Aus ge-
werkschaftlicher Sicht liegen bereits Forderungen 
vor, die vor Belastungen durch permanente Erreich-
barkeit schützen können, z. B. Log-Off-Rechte (vgl. 
Bsirske et al. 2012: S. 13 sowie Brandl/Bsirske in die-
sem Band), also das Recht auf Nicht-Erreichbarkeit 
bzw. Recht offline zu sein. Möglichkeiten der Über-
wachung sowie Leistungs- und Verhaltenskontrol-
le müssen trotz komplexer werdender und schwer 
kontrollierbarer Aufzeichnungs- und Auswertungs-
möglichkeiten ausgeschlossen bzw. minimiert wer-
den, um Persönlichkeitsrechte zu schützen. Hierfür 
reichen die aktuellen Mitbestimmungsmöglichkei-
ten nicht aus (vgl. Bsirske et al. 2012: S. 14 sowie Wed-
de/Spoo in diesem Band). Wichtige Forderungen 
hierbei richten sich auch auf einen wirksamen Ar-
beitnehmerdatenschutz (vgl. Bsirske et al. 2012: S. 13 
sowie Jerchel in diesem Band), ein Recht auf Verges-
sen und auf informationelle Selbstbestimmung. 

Ein wichtiger Baustein für einen guten Umgang 
mit Social Media ist zudem Medienkompetenz (vgl. 
auch Bsirske et al. 2012: S. 14). Die Interessenvertre-
tungen haben die Möglichkeit, Aufklärungs-, Schu-
lungs- und Bildungsmaßnahmen vorzuschlagen. 
Es braucht Weiterbildung und Qualifikation im 
Umgang mit den neuen Technologien, nicht nur 
um digitale Klüfte zu vermeiden, sondern auch zur 
Herausbildung von Kompetenzen der Ab- und Be-
grenzung von Erreichbarkeits- und Multitaskingan-
forderungen, zum Schutz vor »medialer Überforde-
rung« (Ruchhöft 2012, vgl. Brandl/Bsirske in diesem 
Band). 
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Auch braucht es Sensibilisierungskampagnen im 
Selbstdatenschutz (vgl. Jerchel in diesem Band). 
Und nicht zuletzt sollte Ziel sein, dass die Beschäf-
tigten, die mit Social Media umgehen, die Funkti-
onsweisen der Technik in ihren Grundlagen verste-
hen – also was passiert und was es bedeutet, wenn 
man etwas liked, warum bei Suchanfragen welche 
Einträge oben auf der Trefferliste stehen usw. 

Ein weiterer Baustein sind technische Lösungen, 
die Social-Media-Tools mitbestimmungsorientiert 
gestalten. Hierbei können Möglichkeiten der Auf-
zeichnung und Auswertung von vornherein ausge-
schlossen, User Interfaces einfach und gesundheits-
schonend gestaltet und Zeiten definiert werden, in 
denen bestimmte Funktionen nicht genutzt werden 
können, um Ruhezeiten zu gewährleisten. Ein Ziel 
muss also sein, auch in technischer Hinsicht Stan-
dards beschäftigtenfreundlicher Plattformen zu eta-
blieren. Allerdings bringen technische Lösungen 
wenig, wenn beispielsweise die Arbeitsmenge in 
der vereinbarten Arbeitszeit nicht zu bewältigen ist. 

Es spricht einiges dafür, dass Social Media in der 
internen Kommunikation erst der Anfang und nur 
ein Baustein eines weit reichenden Umbruchs in 
der Arbeitswelt sind. Gerade an unternehmensin-
ternen sozialen Netzwerken zeichnen sich Entwick-
lungen ab, die Hinweise auf zukünftige Formen der 
Zusammenarbeit geben. Schon heute müssen ei-
nige Betriebsräte mit ihren ArbeitgeberInnen über 
Möglichkeiten der Öffnung der internen Netzwer-
ke nach außen, für FreelancerInnen, Werkvertrags-
nehmerInnen und andere Externe verhandeln. Der 
Schritt zu Crowdsourcing bzw. Crowd- und Cloud-
work mit den verbundenen Gefahren der Verflüssi-
gung und Prekarisierung von Erwerbsarbeit ist von 
dort aus klein (vgl. Kawalec/Menz 2013; Boes et al. 
2014 sowie Leimeister et al. in diesem Band). Auch 
hinsichtlich Big Data werden in den kommenden 
Jahren weitere Herausforderungen auf die Interes-
senvertretungen zukommen. Soziale Medien bieten 
die Chance, gemeinschaftlich, produktiv, wertschät-
zend und zeitsparend zusammenzuarbeiten; inspi-
rierende Diskussionen zu führen und direkte Aner-
kennung zu bekommen. 

Die Herausforderung für Gute digitale Arbeit (vgl. 
ver.di 2014) wird darin bestehen, Social Media und 
alle kommenden Collaboration-Tools wie auch die 
Arbeitsorganisation so zu gestalten, dass digitale 
Ungleichheiten, Belastungen, »Verflüssigung« und 
Überwachung von Arbeit möglichst verhindert wer-
den und vielmehr die Chancen, die in der Zusam-
menarbeit über digitale Medien entstehen, für die 
Beschäftigten genutzt werden.
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Mehr denn je gilt heute permanentes (Weiter-)Ler-
nen als ein Muss und zwar »sowohl für die berufli-
che Anpassungsfähigkeit und Weiterentwicklung 
der Beschäftigten als auch für die Wettbewerbs-
fähigkeit von Unternehmen« (Heidemann/Busse 
2015: S. 83). Dieser Zusammenhang lässt sich be-
sonders gut an der IT-Branche beobachten. Digita-
le Technologien sind mittlerweile mehr als ein PC 
am Arbeitsplatz. Sie stellen in der Regel umfassen-
de Infrastrukturen und Steuerungssysteme dar. Die 
Entwicklung dieser Technologien ist ein Schlüssel 
für wirtschaftsstrategische (und nicht nur ratio-
nalisierende) Innovationsprozesse geworden (vgl. 
Roth 2015). Verbunden mit anderen Technologien 
und Prozessen dienen sie dazu, die Leistungsfä-
higkeit von Unternehmen, öffentlichen und priva-
ten Einrichtungen oder Netzwerken etc. zu poten-
zieren. IT-Unternehmen verkaufen über Hard- und 
Software und einmalige Dienstleistungen hinaus 
umfassende technologische Lösungen, für die sie 
umfangreich beraten und auf längere Sicht entwi-
ckeln müssen. All dies hat eine bedeutende Auswir-
kung auf Weiterbildungsfragen.

Im Folgenden werden erste Ergebnisse aus dem 
Projekt Weiterbildung in der IT-Branche (gefördert 
von der Hans-Böckler-Stiftung) vorgestellt. Durch 
Experteninterviews in ausgewählten Unternehmen 
wird untersucht, inwiefern Weiterbildung und Ler-
nen Gegenstand von betrieblichen Vereinbarungen 
und Regelungen in IT-Unternehmen geworden sind, 
welche Konfliktpotenziale diese Thematik enthält, 
wo und warum formale Festschreibungen fehlen 
und gegebenenfalls für die Betreffenden als unnötig 
oder nicht praktikabel eingeschätzt werden. Befragt 
werden dazu sowohl die Geschäftsleitung, Personal-
verantwortliche als auch Beschäftigte und – soweit 
vorhanden – Betriebsräte.

 Weiterbildung und Lernen in der IT-Arbeit 
In der IT-Branche umfasst Weiterbildung bzw. beruf-
liches Lernen weit mehr als das formal organisierte 
Lernen im Sinne der Bereitstellung und der geregel-
ten Teilnahme an Kursen. Bei den Kerntätigkeiten 
dieser Branche – digitale Arbeit par excellence – ge-
schieht Lernen nicht selten im Arbeitsprozess selbst 
und fällt sogar zum Teil mit der Tätigkeit des Entwi-
ckelns und Beratens zusammen. 

Bevorzugt werden selbstgesteuerte bzw. selbst-
organisierte Formen des Lernens (vgl. Langemeyer 
2005). In hochspezialisierten und hochkomplexen 
Bereichen der Softwareentwicklung und der Pro-
jektleitung ist das Lernen im Arbeitsprozess von 
außen mitunter schwer zu erfassen und durch die 
jeweilige Fortschrittsdynamik einer oder mehre-
rer parallel laufender Projektarbeiten von den Be-
schäftigten selbst schwer zu planen. Das Feststellen 
von Bedarfen setzt Kommunikation zwischen Mit-
arbeiterinnen und Mitarbeitern und Führungskräf-
ten voraus und stellt durch die zum Teil begrenzten 
Einsichtsmöglichkeiten in den Fortschritt von Pro-
jekten eine Herausforderung an die gesamte Orga-
nisation dar. 

Regelungen und Strukturen, die das Feststellen 
von Weiterbildungsbedarfen erleichtern können, 
sind deshalb bei der Weiterbildungsthematik das 
eine. Das andere sind die Formen möglicher Weiter-
bildung. Für sehr spezielle Themen existiert häufig 
kein passendes Kursangebot. Eine bedeutende Rol-
le spielen hier stattdessen Foren, in denen sich die 
Experten austauschen. 

Bei all diesen Besonderheiten ist aber festzustel-
len, dass Weiterbildung/Lernen in der IT-Branche 
nicht nur den Zweck einer Anpassung der Human 
Resources an neue Arbeitsformen und/oder neue 
technologische Bedingungen erfüllt. Diese Logik der 
Unternehmensentwicklung wird immer unbedeu-
tender, je mehr Investitionen in Human Resources 
als ein unabdingbarer Bestandteil von innovativen 
Geschäftsprozessen und -strategien erkannt wer-
den. Weiterbildungsfragen werden so schon voraus-
greifend etwa bei der Erschließung neuer Geschäfts-
felder oder der Projektakquise virulent, obwohl der 
zeitliche Vorlauf, die eigenen Mitarbeiterinnen und 
Mitarbeiter auf neue Projekte vorbereiten zu kön-
nen, aufgrund des hohen Kostendrucks häufig fehlt. 
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Dies geht bei der Personalpolitik der Unternehmen 
nach Einschätzungen von Insidern so weit, dass 
überhaupt schon bei der Rekrutierung von Fach-
kräften die Passgenauigkeit von Qualifikationen 
und Erfahrungen ein Nadelöhr geworden ist. So 
schildert eine Mitarbeiterin aus einem IT-Netzwerk 
die allgemeine Lage am Arbeitsmarkt wie folgt: 

»Wenn der [Bewerber, I. L.] nicht 100 % reinpasst, 
dann kriegt er die Absage. Wir haben zurzeit das 
Gefühl, sie [die Unternehmen, I. L.] sind sehr wäh-
lerisch und wollen wenig Aufwand betreiben, dass 
jemand erst noch reinwächst oder reingebildet wird 
in diese Aufgabe. Bei Fachkräften aber auch bei Azu-
bis ist es ähnlich. Das ist in dem Fall nicht mehr Aus-
bildung, sondern da muss es halt passen.« 
(Mitarbeiterin, IT-Netzwerk)

In Fragen der Weiterbildung und des Lernens finden 
entsprechend auch verstärkt Konflikte einen Aus-
druck, die aufgrund der Verwissenschaftlichung der 
Arbeit (vgl. Langemeyer 2015) spezifisch für Beschäf-
tigung in der IT-Branche sind. Ein hoher Qualifika-
tionsdurchschnitt bei den Beschäftigten (vgl. Roth 
2014b sowie Müller in diesem Band) sorgt ebenfalls 
für eine besondere Ausgangslage, wie sich die Kon-
flikte manifestieren und wie sie ausgetragen wer-
den. Sie betreffen im Kern die unternehmerisch 
strukturierte Einbindung des Know-hows von Fach-
kräften in die Prozesse der Firma.

 Strukturzusammenhänge  
 von diversen Weiterbildungsfragen 
Anhand der ersten Ergebnisse des Projekts, bei dem 
Geschäftsführer, Personalverantwortliche und Be-
schäftigte von bislang sieben Unternehmen befragt 
wurden, sollen die idealtypisch herausgearbeiteten 
Beziehungen zwischen Geschäfts-/Unternehmens-
formen und den berichteten Lernformen und Wei-
terbildungsbedarfen aufgezeigt werden.

Wir unterscheiden zunächst folgende Typen von Ge-
schäftsmodellen, die im Laufe weiterer Forschun-
gen weiter präzisiert und ergänzt werden können:

→→ �Typ a: Größere Unternehmen, die durch ein ein
ziges Software-Produkt (mit Varianten) eine  
bestimmte Sparte auf dem Markt bedienen, auf 
dem (inter-)nationalen Markt eine führende 
Stellung erreicht haben und durch Abteilungen 
im Bereich Vertrieb, Akquise, Beratung, War-
tung und Qualitätsmanagement eine stark ar-
beitsteilige Organisation vorweisen;

→→ �Typ b: Allrounder-Unternehmen, die ein sehr  
breites Dienstleistungsangebot rund um sys-
temisch abgestimmte Hard- und Softwarelö-
sungen haben und – um eine führende Markt
stellung zu erreichen bzw. abzusichern – bei 
einer Bandbreite an neuen Entwicklungen an 
vorderster Front mithalten müssen;

→→ �Typ c: Spezialisierte Softwareentwickler oder  
Softwareentwicklungsunternehmen, die sich auf 
ein oder einige wenige Software-Produkte  
spezialisiert haben; ihre hochspezialisierten 
Dienstleistungen mit einem hohen Beratungs-
anteil werden sowohl von anderen Firmen  
(Kunden) direkt, als auch durch Unteraufträge 
von anderen IT-Firmen nachgefragt;

→→ �Typ d: Nischenfirmen, die ohne hohe Speziali
sierung wenige, aber langfristig abgesicherte 
Projekte betreuen; ihre Spezialisierung be- 
steht eher darin, eine bestimmte Nische sehr  
genau zu kennen.

Unsere These ist, dass diese unterschiedlichen Un-
ternehmensprofile, die zugleich Geschäftsmodelle 
darstellen, die verschiedenen Anlässe und Bedarfe 
nach Weiterbildung/Lernen sowie die Konflikte da-
rum wesentlich strukturieren. Denn die Umsetzung 
von IT-Vorhaben bedeutet zugleich Entwicklung und 
Realisierung der Potenziale der Beschäftigten. Da-
bei ist mitzudenken, dass Fachkräfte einer IT-Firma 
in Projekten häufig vor Ort bei Kunden arbeiten, wo 
das Know-how z. B. nicht vollständig preisgegeben 
werden darf. 
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Nach den bisher geführten Gesprächen mit Ge-
schäftsführern, Personalverantwortlichen, Fach-
kräften und Betriebsräten ergeben sich unter-
schiedliche Weiterbildungsthemen auf fachlicher 
und sozialer Ebene: Fachliche Weiterbildungen 
sind z. B. Herstellerfortbildungen (insbes. mit Her-
stellerzertifikat), kurze Inputs, Tagesseminare und 
Webinars. Bei hochspezialisierten Themen kom-
men Formen des Selbstlernens und Fachrunden 
wie Weeklies zum Tragen. Für die projektförmige 
Einbindung des Know-hows und der gezielten Ab-
stimmung der Personalentwicklung der Fachkräfte 
mit Geschäftsstrategien der Unternehmen werden 
zum Teil ausgiebige Mitarbeitergespräche geführt 
und Tandems zwischen erfahreneren und jüngeren 
Mitarbeitern und Mitarbeiterinnen gebildet. Länge-
re Fortbildungen beziehen sich in der Regel eher auf 
kaufmännische und Führungsthemen. Die sozialen 
Themen (rund um Kommunikation im Team sowie 
bei und mit Kunden) ergeben sich meistens aus An-
forderungen für Projektleitung, Wissensmanage-
ment und Kundenbetreuung bzw. Kooperation bei 
und mit Kunden. Dass gerade diese Anforderungen 
in den Vordergrund gerückt seien, wurde uns von 
mehreren Seiten bestätigt (vgl. Roth 2014a: S. 21 f.). 
Ein Grund ist, dass sich nicht nur in den IT-Firmen, 
sondern auch bei vielen Kunden agile Methoden wie 
Scrum durchgesetzt haben (vgl. Pfeiffer et al. in die-
sem Band). Kommunikation in flachen Hierarchien, 
Techniken des Coachings und des Konfliktmanage-
ments mit angrenzenden Themen wie Selbsterfah-
rung in Gruppen etc. werden dadurch zu bedeutsa-
men Weiterbildungsfeldern.

Sofern sich Lernen vor allem direkt in der Ent-
wicklungsarbeit aus dem Arbeitsprozess ergibt, tritt 
der Bedarf nach Weiterbildung nicht mehr sukzessi-
ve – das heißt als notwendiger Schritt nach Einfüh-
rung von neuen Technologien, neuen Arbeitsme-
thoden oder durch Neuverteilung von Aufgaben –, 
sondern schon in der Planung von Geschäftsstrate-
gien und in der Anbahnung von Projekten auf. 

Die Möglichkeit, einen Auftrag oder einen Unter-
vertrag für das Entwickeln, Einrichten oder Warten 
von Soft- und gegebenenfalls auch Hardware-Lösun-
gen zu erhalten, steht und fällt mit den vorhande-
nen Fachkräften. Deshalb wäre es zu kurz gegriffen, 
das Weiterbildungsgeschehen rein von einem An-
passungsbedarf her zu interpretieren, der für die 
IT-Branche nur etwas dynamisierter zu beschrei-
ben wäre. 

Allerdings darf auch nicht der Eindruck entste-
hen, dass mit der veränderten Bedeutung der Wei-
terbildung als Teil von Geschäftsstrategien alle 
bekannten Formen des betrieblichen Lernens ver-
schwunden oder hinfällig geworden wären. Die Zahl 
der Teilnahmen an formalisierten Kursen mag so-
gar der in anderen wissensintensiven Branchen 
ähneln (eine Auswertung von quantitativen Daten 
steht noch aus). Wenn beispielsweise in IT-Projek-
ten etwa betriebswirtschaftliche oder juristische 
Fragen und Expertisen aus angrenzenden Gebieten 
relevant werden, kommen in der Regel formalisier-
te Weiterbildungsangebote in Betracht.

 Zum Hintergrund der Geschäftsmodelle 
Für IT-Firmen gibt es, grob gesagt, zwei strategi-
sche Ausrichtungen für ein marktfähiges Angebot: 
Entweder spezialisieren sie sich in Bezug auf eine 
Software (evtl. auf einige wenige Software-Produk-
te), auf eine Art von Hardware oder auf eine Nische, 
oder aber sie stellen sich mit einem möglichst brei-
ten Angebot auf (s. o.). Allerdings erfordert auch die 
Breite eines Angebots und die Breite an Abnehmern 
(Kunden) für ein einzelnes Softwareprodukt ein spe-
zielles Wissen über Entwicklungen des Marktes und 
relevante Innovationen, um strategische Entschei-
dungen für ein Unternehmen treffen zu können. Ein 
solches Strategiewissen zu bekommen, ist mit der 
Schwierigkeit verknüpft, eine Vielzahl von Entwick-
lungen in Bezug auf Technologien und Dienstleis-
tungen im Blick zu behalten und von Beschäftigten 
und Kunden Einsichten über erfolgreiche und weni-
ger erfolgreiche Projektteile zu erhalten. Auch dafür 
ist ein passendes Seminar- oder Kursangebot sel-
ten gegeben, es sei denn im Sinne allgemeiner Füh-
rungskräfteschulungen, Coaching- und Kommuni-
kationsseminare. 
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So tauchen im Einklang mit strategischen Ge-
schäftsentscheidungen auch Herausforderungen 
auf, wie das Unternehmen im Hinblick auf seine 
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter Weiterbildungs-
bedarfe richtig und rechtzeitig erfasst. Unterschiede 
hinsichtlich der Qualifikationsentwicklung ergeben 
sich hierbei aufgrund der verschiedenen Geschäfts-
modelle der IT-Unternehmen (vgl. zur Bedeutung 
von Geschäftsprozessen Mayer-Ahuja 2011). Um dif-
ferenzierter über diese Zusammenhänge zu berich-
ten, werden im Folgenden die spezifischen Problem-
lagen der Unternehmenstypen vorgestellt:

 Typ a: Größere Unternehmen 
Bei Großunternehmen mit einer marktführenden 
Stellung ergibt sich ein breiter Weiterbildungsbe-
darf vor allem aufgrund der Organisation als Groß-
betrieb und einer sehr ausgeprägten Arbeitstei-
lung. Diese muss sich wiederum mit den jeweiligen 
Marktstrategien des Unternehmens dynamisch 
verändern. Die arbeitsteiligen Prozesse müssen zur 
Umsetzung der Strategie ineinandergreifen. Weiter-
bildungsbedarfe ergeben sich daher innerhalb von 
Teilprojekten sowie an ihren Schnittstellen zu ande-
ren Bereichen oder Abteilungen des Unternehmens. 
Da das Großunternehmen hierarchische Strukturen 
aufweist, haben Führungskräfte oberhalb einer Pro-
jekt- oder Teamleiterebene oft keine persönliche Be-
ziehung mehr zu den Fachkräften und folglich keine 
detaillierte Kenntnis über Stärken und Schwächen, 
über vorhandene oder nicht vorhandene Motivation. 
Entsprechend liegt es in der Regel in der Obhut der 
Team- oder Projektleiter, den jeweiligen Weiterbil-
dungsbedarf und die Entwicklungsmöglichkeiten 
der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter im Blick zu 
behalten. Fehlen institutionalisierte Umgangsfor-
men und Regelungen, bleibt es dem individuellen 
Verhalten der Führungskräfte geschuldet, ob Mitar-
beiterinnen und Mitarbeiter bei Personalentwick-
lungsfragen mit bedacht werden. 

Im Unterschied zu anderen Unternehmenstypen 
lässt sich hier deshalb für die Unternehmensfüh-
rung noch der bekanntere Fall beobachten, dass 
Weiterbildungsfragen eher nachrangig und weni-
ger als Teil unternehmensstrategischer Planung 
behandelt werden. Der vorausschauende Umgang 
damit ist tendenziell individualisiert, wie eine Mit-
arbeiterin berichtet: 

»Das ist aber auch sehr stark also vom Manager ab-
hängig, und ich würde auch sagen von der Initiative 
des einzelnen Mitarbeiters. Also ich muss sagen, ich 
bin da jetzt in einem Bereich gelandet, die da also so 
gut aufgestellt und organisiert sind, wie ich das bei 
[Unternehmen] noch in keinem Bereich wirklich er-
lebt habe. […] Also es ist wirklich so, dass das sehr 
stark vom Bereich und vom Manager abhängt, ob 
das ernst genommen wird, ob er sich da echt dar-
um kümmert, oder ob ihm das egal ist.« 
(Cross Business Architect & Solution Expert,  
Unternehmen Typ a)

Abteilungen, die die Bedeutung der Personalent-
wicklung erkannt haben, gehen damit weitsichtiger 
und offensiver um. Im günstigen Fall laufen bei Pro-
jekt- und Teamleitern die Informationen über aktu-
elle Entwicklungen und Bedarfe an Weiterbildung 
zusammen. Als Lernformen finden sich hier sowohl 
klassische Seminare mit Kursleitern, E-Learning-
Angebote zum selbstgesteuerten Lernen als auch 
Teamprozesse und Job-Rotation. Diese stützen aber 
vor allem die Bereiche rund um die Software-Ent-
wicklung: Kunden-Akquise und Betreuung, Marke-
ting, Qualitätssicherung und Vertrieb etc.

 Typ b: Allrounder-Unternehmen 
Bei Allrounder-Unternehmen mit vielfältigen 
Dienstleistungen kommt ein breit gefächerter Wei-
terbildungsbedarf durch das umfassende Produkt- 
und Dienstleistungsangebot zustande. Die Verant-
wortung für die Weiterbildung wird zum größten 
Teil bei den Beschäftigten gesehen. Bei diesen Un-
ternehmen spielen beispielsweise Bereiche wie 
Hardwarevertrieb, Beratung sowie Systemintegra-
tion eine Rolle, und die reine Softwareentwicklung 
macht nur einen Teil des Angebotes aus. 



105 —   Von Crowdsourcing bis Qualifizierungsstrategien

Ähnlich wie bei den Team- und Projektleitern des 
Typs a) sind hier Führungskräfte herausgefordert, 
Entwicklungen in den Geschäftsfeldern im Blick 
zu behalten und damit Personalstrategien abzu-
stimmen und zu verknüpfen. Deshalb bedarf es 
auch hier des Weitblicks der einzelnen Projekt- und 
Teamleiter für die Mitarbeiterführung, bilden diese 
doch die Schnittstelle zwischen den Auftraggebern, 
(Teil-)Projekten und dem eigenen Unternehmen. Er-
hellend ist dazu die Auskunft eines Geschäftsfüh-
rers, wie Personalentwicklung vom Unternehmen 
gesehen wird:

»Wird ganz gezielt angegangen. Wir haben Team-
leiter, wir haben Abteilungsleiter, […], wenn jetzt 
eine neue Version von einem Produkt rauskommt, 
von einer Software zum Beispiel, […] dann sitzt man 
wirklich zusammen, […] erst mal mit dem Vertrieb 
reden, ist das überhaupt ein Thema? Dann versu-
chen die bei ihren Kunden das rauszubekommen.« 
(Geschäftsführer, Unternehmen Typ b)

Da der Bedarf an Schulungen für eigene Mitarbei-
ter wie auch für Kunden breit ist, ergibt sich für die-
sen Unternehmenstyp mit der Weiterbildung ein 
zusätzliches Geschäftsfeld. Sie wird ein Dienstleis-
tungsangebot neben anderen. So entsteht ein Nut-
zen in mehrfacher Hinsicht: Auf diese Weise werden 
Kunden gebunden oder auch neue hinzugewonnen, 
angebotene Schulungen können durch diese Öff-
nung sowohl für eigene Mitarbeiter als auch für ex-
terne Kunden zudem besser belegt und Kosten ge-
ringer gehalten werden.

 Typ c: Spezialisierte Softwareentwickler oder  
 Softwareentwicklungsunternehmen 
Bei Softwareentwicklungsunternehmen mit ei-
nem hochspezialisierten Dienstleistungsangebot 
ist der Qualifizierungs- bzw. Weiterbildungsbedarf 
der Mitarbeiter durch die hohe Spezialisierung ein 
anderer. Kernaufgabe dieser Unternehmen ist die 
maßgeschneiderte Softwareentwicklung. Ihr Dienst-
leistungsangebot besteht daher im Wesentlichen in 
der Anpassung von – teilweise fremdentwickelten – 
Softwareprodukten an die besonderen Eigenschaf-
ten bzw. Prozesse ihrer Auftraggeber. 

Schulungen für solche speziellen Bedarfslagen exis-
tieren oft nicht, und auch externe Experten sind 
hierfür nur selten zu gewinnen. Für Entwicklungs-
fragen und aktuelle fachspezifische Themen kann 
just-in-time selten ein passendes Schulungsangebot 
konzipiert werden. Wichtiger sind Foren im Internet, 
in denen sich die Fachkräfte austauschen können. 
Soll das Know-how in der Firma bleiben, muss das 
im Arbeitsprozess gewonnene Spezialwissen unter 
Teamkollegen zirkulieren können. Dies ist eine He-
rausforderung an das Wissensmanagement, was 
in hochspezialisierten Unternehmen mit wöchent-
lichen Teamgesprächen (Weeklies), intensiven 
Mitarbeitergesprächen in einem jährlichen oder 
halbjährlichen Rhythmus, Tandems und Mentoren-
programmen zu lösen versucht wird. Auf die Nach-
frage zu den konkreten Schwierigkeiten mit solchen 
Maßnahmen antwortete ein Geschäftsführer:

»Also das ist unsere Erfahrung im letzten Jahr gewe-
sen. Wir hatten zwei Situationen, zum einen im Con-
sulting und in der Entwicklung, wo dann der Kol-
lege gesagt hat: ›Naja, dann kann ich es eigentlich 
jetzt selber vollends machen. Es kostet mich nur viel 
mehr Zeit, das ihm zu erklären, und wenn ich es ihm 
erklärt habe, entweder er versteht es nicht, oder ei-
gentlich müsste er es selber machen, das klappt so 
nicht.‹« (Geschäftsführer, Unternehmen Typ c)

 Typ d: Nischenfirmen 
Nischenfirmen ohne Soft- oder Hardware-Speziali-
sierung kompensieren fehlendes Know-how eher 
durch Selbstlernphasen. Die Arbeit ist, wie in der 
IT-Branche üblich, als Projektarbeit organisiert 
(vgl. Pfeiffer et al. in diesem Band). Bei der Projekt-
planung wird überlegt, wer sich in welcher Zeit in 
die relevanten Innovationen und neuen Wissens-
bestände einarbeitet. Ein Weiterbildungsbedarf in 
Form organisierter formaler Maßnahmen ist von 
den Befragten dieses Unternehmenstyps nicht for-
muliert worden. Es ist zu vermuten, dass dies ei-
nerseits an einer geringeren Spezialisierung und 
andererseits an einer geringeren Dynamik der Ge-
schäftsprozesse liegt.
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Unabhängig von dem jeweiligen Geschäftsmodell 
eines IT-Unternehmens wird deutlich, dass die Mit-
arbeiter aufgrund ihres Know-hows und des in ihre 
Qualifizierung bzw. Weiterbildung investierten Gel-
des einen hohen Stellenwert für die Unternehmen 
haben. Dieser wird durch den ohnehin schon vor-
handenen Mangel an Fachkräften in dieser Branche 

– vor allem aber bei kleinen und mittelständischen 
Unternehmen – auch noch verstärkt (vgl. Leis et al. 
2014: S. 4, 11). Durch das personengebundene Fach-
wissen und die Lizenzen, die Mitarbeiter als Zerti-
fikate für Herstellerschulungen erwerben, wird die 
Verhandlungsmacht von Arbeitnehmerinnen und 
Arbeitnehmern relativ gestärkt.

 Konfliktlagen 
Über Weiterbildungsfragen werden latente wie ma-
nifeste Konflikte artikuliert. Ihre Hintergründe sind 
sehr unterschiedlich. So wurde berichtet, dass der 
Zugang zu und die Möglichkeit zur Teilnahme an 
Weiterbildungsmaßnahmen von Fachkräften der IT-
Branche häufig als entgegengebrachte Wertschät-
zung begriffen wird. Die Beschäftigten möchten in 
einem gewissen Rahmen durch besondere Schu-
lungen oder durch Bewilligung einer gewünschten 
Fortbildung Anerkennung erfahren, die sie mög-
licherweise im Alltagsgeschäft für eine erbrachte 
Leistung nicht unmittelbar bekommen. Wenn auch 
Aufstiegsmöglichkeiten in flachen Hierarchien be-
grenzt sind, werten Zertifikate und Zusatzqualifika-
tionen dennoch die eigene Arbeitskraft auf. Durch 
sie sehen sich die Beschäftigten eher in der Lage, 
sich im Ernstfall auf andere Stellen bewerben zu 
können. Sie erfahren sich selbst als Akteure, die bes-
sere Chancen auf dem Arbeitsmarkt haben und bei 
Verhandlungen in Unternehmen mit größerer Stär-
ke und Unabhängigkeit auftreten können. Diese Ver-
handlungsstärke ist ihnen vor allem dann wichtig, 
wenn neue Aufgaben und Projekte verteilt werden. 
Attraktive Aufgaben zu erhalten oder unliebsame 
ablehnen zu können, ist Teil eines internen Konkur-
renzkampfes um gute Verhandlungspositionen und 
für die Sicherung der eigenen Leistungsbereitschaft 
von hoher Relevanz. 

Deshalb birgt die intransparente Bewilligung oder 
Ablehnung von Fortbildungswünschen und das Ein-
binden in interessante Entwicklungsprojekte durch 
Vorgesetzte ein nicht gleich sichtbares oder nicht 
immer offen ausgesprochenes Konfliktpotenzial. 
Werden die Wünsche versagt und gewisse Privilegi-
en für nur einige Mitarbeiter aufgebaut, entstehen 
Zweifel am guten Verhältnis zur Geschäftsführung 
bzw. zum Unternehmen. Mitunter werden solche 
Fälle von der Belegschaft gemeinsam vor dem Hin-
tergrund eines gewissen Gleichheits- und Gerech-
tigkeitsempfindens diskutiert.

Von der Geschäftsführung wird das Know-how 
nicht primär als persönliches Gut, sondern als stra-
tegische Ressource eines Unternehmens interpre-
tiert. Entsprechend möchte sie über die persönliche 
Entwicklung jeden Mitarbeiters mitentscheiden. 
Deshalb sehen Geschäftsführer die Notwendigkeit, 
mit den jeweiligen Mitarbeiterinnen und Mitarbei-
tern zu einer gemeinsamen Interpretation der Be-
darfslage zu kommen. Kompetenzraster – also der 
Soll-Ist-Vergleich für verschiedene Qualifikationen 

– kommen hier zum Einsatz, da sie sich in Mitarbei-
tergesprächen zur Kanalisierung der unterschied-
lichen individuellen Wünsche und Erwartungen 
auf ein Unternehmensziel eignen. Schwierigkeiten 
bestehen dort, wo die Projekt- bzw. Teamleitung in 
sehr flachen Hierarchien zu realisieren ist. 

Die Projekt- und Teamleiter werden einerseits 
an Effizienz und Erfolg ihrer Teams gemessen, an-
dererseits entscheiden sie nichts über das Team 
hinweg. Sie müssen ohne eine formal gegebene 
Entscheidungsbefugnis auf geschickte Weise die 
individuellen Bestrebungen und Fähigkeiten auf 
ein bestimmtes Unternehmensziel hinlenken und 
durch das beständige Eingehen auf berufliche und 
persönliche Interessen, Motive und Bedürfnislagen 
die Teammitglieder in eine Geschäftsstrategie ein-
binden. Für diese Führungsaufgaben ist eine hohe 
kommunikative Sensibilität zu entwickeln. Es ist 
verständlich, dass Berufserfahrung in diesem Be-
reich auch die tiefere Auf- und Verarbeitung von 
Konflikten und Krisen einschließt. Denn die Unter-
nehmensstrukturen sind nicht immer mit diesen 
eher partizipativen Arbeitsformen kompatibel. So 
schilderte eine Mitarbeiterin:
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»Arbeitsgestaltung hängt ganz stark vom jeweili-
gen Chef ab. Es gibt in vielen Bereichen – was der Be-
triebsrat feststellt – keine Normierung oder Standar-
disierung, was – solange es gut läuft – auch teilweise 
gut ist, wenn man einen sehr hohen Freiheitsgrad 
hat. Es gibt auch Fälle, wo der Freiheitsgrad nicht 
gegeben ist oder massiv eingeschränkt ist, wo das 
ganze eigentlich kontraproduktiv ist.« 
(Cross Business Architect & Solution Expert, 
Unternehmen Typ c)

Ein Scrum-Master berichtet über die Schwierigkei-
ten, in den unklaren Erwartungs- und Zuständig-
keitsstrukturen flacher Hierarchien Fuß zu fassen:

»Hier habe ich erst mal für mich eine Technik fin-
den müssen, das habe ich auch wirklich erst durch 
die Coaching-Ausbildung für mich selbst erlernt. […] 
Es gab irgendwann mal einen Cut, vor sieben bis 
acht Jahren, da hieß es dann plötzlich: [Name], du 
bist jetzt allein verantwortlich für das gesamte Re-
porting. Das umfasst eine riesige Palette von Tools 
und Prozessen, die kann eine Person eigentlich gar 
nicht alleine alle überblicken – und ich relativ hilf-
los. Ich hatte kein Netzwerk damals, das musste ich 
mir erst aufbauen, sowas erreicht man nur über Jah-
re. Ich wusste nicht, nach welchem Prozess ich vor-
gehen soll. Es gab High Level Descriptions, das hat 
mir aber nicht weitergeholfen, das hat nicht gepasst. 
Das war eine sehr lange Durststrecke gewesen. Ich 
habe zwischendurch auch ein Burnout gehabt. Das 
war für mich der Zeiger, da ist etwas schief gelaufen, 
du musst etwas besser machen.« 
(Scrum-Master, Unternehmen Typ a)

Ein ambivalentes Thema ist das Älterwerden in IT-
Betrieben. Bislang messen Geschäftsführer diesem 
Thema aufgrund der insgesamt relativ jungen Al-
tersstruktur ihrer Firma keine Handlungsrelevanz 
bei, obwohl sie gleichzeitig bemüht sind, hochqua-
lifizierte Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter an die ei-
gene Firma zu binden. 

Letzteres gelingt ihnen jedoch mit Blick auf die 
Branche bisher eher unzureichend: So ist die po-
tenzielle Wechselbereitschaft der Beschäftigten in 
der IT-Dienstleistungsbranche im Vergleich zur Ge-
samtwirtschaft höher: Nur 56 % würden ihren Ar-
beitgeber nicht wechseln, 17 % legen sich nicht fest 
und 27 % nähmen eine entsprechende Möglichkeit 
wahr (vgl. Roth 2014b: S. 36). Dass aber langjährig 
Beschäftigte irgendwann Ansprüche an einen alters-
gerechten Arbeitsplatz oder an entsprechende Wei-
terbildungsangebote stellen könnten, wird nicht an-
tizipiert. Das spiegelt sich auch in dem Ergebnis des 
ver.di-Innovationsbarometers wider, wonach nur 
6 % der befragten Betriebs- und Aufsichtsräte der 
IKT-Branche angeben, dass Weiterbildungsangebo-
te für Altersgruppen spezifiziert werden (bzw. 10 % 
der befragten Betriebs-/Personal- und Aufsichtsrä-
te, vgl. ver.di 2014: S. 25 f.). 

Die Notwendigkeit der Gestaltung Guter Arbeit – 
und dazu gehören auch Entwicklungs- und Quali-
fizierungsmöglichkeiten – ergibt sich schon allein 
daraus, dass damit die Bereitschaft zum Arbeitge-
berwechsel sinkt (vgl. Roth 2014b: S. 37) und die Ar-
beitsfähigkeit bis zur Rente positiver eingeschätzt 
wird (ebd.: S. 31). Während Investitionen ins Know-
how einer Firma ganz klar mit einem Unterneh-
mensinteresse identifiziert werden, wird das Äl-
terwerden jedoch mitunter zur Privatsache erklärt: 
»Das geht schon arg ins Private auch rein. Also Sie 
können es ja fast nicht steuern als Firma so was.« 
(Geschäftsführer, Unternehmen Typ b)

 Konsequenzen für eine  
 gewerkschaftliche Strategie 
Aus den bisher durchgeführten Interviews können 
Überlegungen für eine gewerkschaftliche Strategie 
formuliert werden. Dabei kann an diverse gewerk-
schaftliche Initiativen angesetzt werden. So konnte 
ver.di bereits in einer Vielzahl von tariflichen und 
betrieblichen Vereinbarungen, unter anderem im 
TVÖD, substanzielle Regelungen zur Weiterbildung 
der Beschäftigten verankern. 
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In der IT-Branche sind beispielsweise der Qualifi-
zierungstarifvertrag bei IBM und die Gesamtbe-
triebsvereinbarung bei T-Systems zu nennen (zum 
Überblick hinsichtlich gesetzlicher, tariflicher und 
betrieblicher Vereinbarungen insgesamt vgl. Heide-
mann/Busse 2015). Auf Basis dieser Qualifizierungs-
vereinbarungen hat ver.di in Kooperation mit der 
Input Consulting und dem ISF München das Pro-
jekt IWP-IT – Innovations- und Weiterbildungspart-
nerschaft zur Förderung der Qualifizierung von Be-
schäftigten in der IT-Branche durchgeführt. Ziel des 
Projekts ist es gewesen, die Weiterbildungsbetei-
ligung der Beschäftigten zu erhöhen und dazu die 
zwischen den Sozialpartnern vereinbarten Bestim-
mungen zur Qualifizierung in die betriebliche Pra-
xis umzusetzen. Betriebsräte von IBM Deutschland 
GmbH und T-Systems International GmbH sind zur 
Bewältigung der qualifikatorischen Herausforde-
rungen in ihren Unternehmen umfassend geschult 
und beratend begleitet worden, um sie für eine akti-
ve Rolle in diesem Transformationsprozess zu befä-
higen und zu Treibern der Weiterbildung im Kontext 
einer nachhaltigen Globalisierung der IT-Branche 
zu machen. Im Rahmen des ver.di-Projekts sind die 
Herausforderungen der Globalisierung im Hand-
lungsfeld Qualifizierung untersucht und Hand-
lungsempfehlungen entwickelt worden (vgl. Bauk-
rowitz et al. 2014).

Nicht nur ver.di, sondern auch andere Verbän-
de wie bspw. das RKW Kompetenzzentrum zeigen 
Initiative, um die Weiterbildung in der IT-Branche 
und dort insbesondere bei den kleinen und mittel-
großen Unternehmen zu fördern. Das hier kurz vor-
gestellte, noch laufende HBS-Forschungsprojekt ist 
ein weiterer Baustein und erforscht nicht nur den 
Stand der Qualifizierungsstrategien in den unter-
suchten Unternehmen, sondern lotet auch aus, ob 
Interesse an Beratungs- sowie Vernetzungsangebo-
ten zum Thema Weiterbildung besteht. Geschäfts-
führer wie auch Beschäftigte äußerten sich positiv, 
und so werden auf einer geplanten Veranstaltung 
entsprechende Akteure und Projektteilnehmer zu-
sammenkommen, um weitere konkrete Schritte 
diesbezüglich anzugehen.

Wichtige Aufgaben könnten hierbei sein:

→→ �die Beratung bezüglich zukünftiger Qualifizie-
rungsbedarfe in der Branche wie auch in den 
einzelnen Unternehmen mit Blick auf ihre stra-
tegische Ausrichtung (s. o.);

→→ �Ideen generieren, wie der Übergang vom  
Studium zu Beruf oder der schnelle Übergang 
zwischen verschiedenen Projekten oder Ab
teilungen in IT-Unternehmen (welche mit Ein
arbeitungsphasen einhergehen) angegan- 
gen werden kann;

→→ �und Vorschläge entwickeln wie die hohe  
psychische Belastung und Fragen im Zusam-
menhang mit dem Älterwerden für die  
Beschäftigten lösbar wären.

Dabei geht es sowohl um die Abschätzung zukünfti-
ger Entwicklungen als auch um die Ermittlung aktu-
ell relevanter Inhalte sowie die Differenzierung nach 
Grund- und Spezialwissen. In diesem Prozess kön-
nen Arbeitgeber, Arbeitnehmer, Kunden und Her-
steller sowie entsprechende Bildungseinrichtungen 
einbezogen werden. Durch eine Vernetzung könn-
te – evtl. als weiteres Element einer Beratungsstelle – 
der Austausch zwischen Fachkräften und Unterneh-
men, zwischen Sozialpartnern und insbesondere 
den betrieblichen Mitbestimmungsorganen orga-
nisiert und eine Plattform für die fachliche Diskus-
sion angeboten werden. Hierbei lassen sich weite-
re Inhalte definieren, aus denen sich Empfehlungen 
zur Auswahl und zum Aufbau von Seminaren gene-
rieren ließen. Im Rahmen der Beratung von Unter-
nehmen und Mitbestimmungsorganen könnten 
Konzepte vorgeschlagen und deren Umsetzung be-
gleitet werden, wie beispielsweise Schwierigkeiten 
von Projekt- und Teamleitung mit Blick auf Qualifi-
zierung gelöst werden können.
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Unter dem Begriff digitale Arbeit werden im We-
sentlichen Tätigkeiten gefasst, die mit digitalen Ar-
beitsmitteln ausgeführt werden (vgl. Schwemmle/
Wedde 2012: S. 14). Zu den digitalen Arbeitsmitteln 
gehören Computer – teils in Geräte oder Maschi-
nen integriert – in ihren verschiedenen Gestalten 
(wie Notebooks, Tablets, Smartphones oder auch 
Hand-Scanner) und vor allem die unterschied-
lichsten Softwareanwendungen, die Computer über-
haupt erst funktionstüchtig machen (vgl. Müller 
2010: S. 36). Zur IT-Dienstleistungsbranche zählen 
Programmiertätigkeiten, Beratungs- und sonsti-
ge Dienstleistungen auf dem Gebiet der Informa-
tionstechnologie und Informationsdienstleistun-
gen wie Datenverarbeitung, Hosting und Erstellen 
von Webportalen (vgl. Roth 2014: S. 8; Müller 2015). 
Sie wird – da sie vor allem durch Programmiertä-
tigkeiten Software bereitstellt – zu Recht als Trei-
ber und Enabler der Digitalisierung charakterisiert 
(vgl. ebd.: S. 10) und steht damit im Zentrum der di-
gitalen Entwicklung (vgl. Menez et al. 2016). Als Leit-
branche nimmt sie insbesondere Veränderungen 
von Arbeit vorweg. Daher liefert die Beschäftigung 
mit der IT-Branche wertvolle Erkenntnisse – auch 
für andere Wirtschaftszweige (ebd.). Untersuchun-
gen der IT-Branche sind somit von besonderer ge-
sellschaftlicher und politischer Relevanz, da sie als 
Anbieter digitaler Lösungen den Digitalisierungs-
prozess entscheidend antreibt und prägt sowie Vor-
reiter bei der Konzipierung und Umsetzung digita-
lisierter Arbeitsprozesse ist. 

Die Branche, welche also im Wesentlichen Soft-
ware hervorbringt und sie ständig weiterentwickelt 
sowie betreut und deren Funktionsweise den An-
wendern vermittelt, ist auch der Wirtschaftszweig, 
in dem dabei selbst vor allem an Computern und 
mit diversen, teils speziellen Softwareanwendun-
gen wie bspw. Entwicklungsumgebungen (sog. In-
tegrated Development Environment, IDE, vgl. Mül-
ler 2010: S. 82 f., 340) gearbeitet wird. Entsprechend 
ist der Digitalisierungsgrad in der IT und bei den 
Informationsdienstleistern sehr hoch (vgl. BMWi 
2014: S. 14). Menez et al. 2016 weisen mit Bezug auf 
die BIBB/BAuA-Erwerbstätigenbefragung von 2012 
darauf hin, dass die Dynamik bzw. Veränderungen 
der Branche im Wesentlichen aus der Implementie-
rung neuer Software resultieren. 

Während in der IKT-Dienstleistungsbranche inner-
halb von nur zwei Jahren (2010–2012) vielfach neue 
Computerprogramme (67  % der befragten Beschäf-
tigten) eingeführt wurden, war der Anteil neuer Fer-
tigungs- oder Verfahrenstechnologien (37 % der be-
fragten Beschäftigten) und neuer Maschinen oder 
Anlagen (26 % der befragten Beschäftigten) eher ge-
ring (vgl. Menez et al. 2016). 

Wie es um die Arbeitsqualität in dem vergleichs-
weise jungen Wirtschaftszweig bestellt ist, zeigt die 
ver.di-Sonderauswertung auf Basis der DGB-Index 
Gute Arbeit-Repräsentativbefragungen der Jahre 
2012/2013 (vgl. Roth 2014: S. 13). Anhand der Ergeb-
nisse der ver.di-Sonderauswertung zeichnet sich 
im Wesentlichen ab, dass in der IT-Branche zwar 
die Einfluss- und Gestaltungsmöglichkeiten wie 
auch das Einkommen der Beschäftigten insgesamt 
höher sind als in der Gesamtwirtschaft, aber auch 
die Arbeitsintensität und die ständige Erreichbar-
keit. Daraus lassen sich Schlüsse für die Verbesse-
rung der Arbeitsbedingungen, also für die Gestal-
tung Guter Arbeit, nicht nur im IT-Sektor, sondern 
für digitale Arbeit auch in anderen Wirtschaftszwei-
gen ableiten. Da die IT-Branche als Leitbranche für 
die zunehmende Digitalisierung der Arbeit insge-
samt verstanden werden kann, haben dort entstan-
dene Arbeitsformen das Potenzial, zum Paradigma 
für die Entwicklung der Arbeitswelt in vielen ande-
ren Sektoren zu werden.

 Struktur und ökonomische Bedeutung  
 der IT-Dienstleistungsbranche 
Die ver.di-Sonderauswertung der DGB-Index-Befra-
gungsergebnisse in der IT-Dienstleistungsbranche 
umfasst die Erbringung von Dienstleistungen der 
Informationstechnologie (im Wesentlichen: Pro-
grammierungstätigkeiten, Beratungs- und sonsti-
ge Dienstleistungen auf dem Gebiet IT, WZ 62) und 
Informationsdienstleistungen (im Wesentlichen: 
Datenverarbeitung, Hosting, Webportale, sonstige 
Informationsdienstleistungen, WZ 63). Beide Berei-
che machen einen wesentlichen Teil der IKT-Bran-
che aus, die von erheblichen wirtschaftlichen Ge-
wicht mit kontinuierlichen Umsatzzuwächsen ist: 
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»Mit prognostizierten 55,6 Mrd. Euro Umsatz wer-
den die Wirtschaftszweige Software und IT-Services 
für 36 % des gesamten Marktvolumens verantwort-
lich zeichnen, das von der Branche Informations- 
und Kommunikationstechnik in Deutschland im 
Jahr 2014 generiert werden dürfte.« (Roth 2014: S. 8, 
vgl. BMWi 2014: S. 37) »Seit der Finanzkrise konnte 
die IKT-Branche ihre Bruttowertschöpfung deutlich 
auf insgesamt rund 89 Milliarden Euro im Jahr 2013 
steigern. Damit liegt ihr Beitrag zur gewerblichen 
Wertschöpfung mit 4,7 % (…) gleichauf mit dem 
Automobilbau (4,7 %) und vor dem Maschinenbau 
(4,5 %). Mit 91 % entfällt ein Großteil der Bruttowert-
schöpfung der gesamten IKT-Branche im Jahr 2013 
auf die IKT-Dienstleister.« (ebd.: S. 16) 

Die IKT-Branche hat seit 2009 einen durchgehen-
den Anstieg der Beschäftigung zu verzeichnen, wo-
bei der größte Anteil der Erwerbstätigen – nämlich 
76 % – auf die IKT-Dienstleister entfällt (ebd.: S. 20). 
Die IKT-Dienstleister gehören zu den innovativsten 
Branchen (vgl. BMWi 2014: S. 58) und treiben die Di-
gitalisierung voran, die wiederum wesentlich für In-
novationen in der Wirtschaft ist (vgl. Roth 2014: S. 10, 
2015; BMWi 2014: S. 77). Aus ihrer zentralen Bedeu-
tung für die Digitalisierung und deren Prozesse für 
die Arbeitswelt und die Gesellschaft insgesamt lei-
tet sich das enorme wirtschaftliche Gewicht der IT-
Branche mit kontinuierlichen Zuwächsen bei Um-
satz und Erwerbstätigen ab. 

Das Qualifikationsniveau ist im IT-Sektor hoch 
(vgl. Leimbach 2010: S. 16), wie durch die ver.di-
Sonderauswertung bestätigt wird: Ca. 42 % der Be-
schäftigten haben ein Fach- oder Hochschulstudi-
um absolviert. Weitere demografische Daten der 
Auswertung geben Aufschluss über die spezielle Be-
schäftigtenstruktur in der IT-Dienstleistungsbran-
che: 78 % arbeiten Vollzeit. Dieser hohe Anteil resul-
tiert auch daraus, dass nur 26 % der Berufstätigen in 
dieser Branche Frauen sind. Frauen arbeiten zu ei-
nem überdurchschnittlich hohen Anteil in Teilzeit. 
9 % der Befragten haben eine befristete Beschäfti-
gung, was ungefähr dem Anteil in der Gesamtwirt-
schaft entspricht. 

Dagegen sind vergleichsweise viele Erwerbstätige 
solo-selbständig, nämlich 14 % (Gesamtwirtschaft 
6 % laut Statistischem Bundesamt 2014: Stand 2012; 
vgl. Roth 2014: S. 13) – ein Anteil, der sich durch neue 
Arbeitsorganisationsformen wie das Crowdsourcing 
(vgl. Leimeister et al. in diesem Band) in Zukunft 
noch erhöhen könnte. Während die Stichprobe der 
ver.di-Sonderauswertung mit 230 Fällen als reprä-
sentativ für die in der Branche abhängig Beschäf-
tigten gilt, sind Selbständige nicht erfasst (vgl. Roth 
2014: S. 13 f.).

 Ergebnisse der ver.di-Sonderauswertung IT 

Gestaltungsmöglichkeiten versus Arbeitshetze 
Die Sonderauswertung für den IT-Bereich zeigt zu-
nächst mit Blick auf die zur Verfügung stehenden 
Ressourcen, dass die Einfluss- und Gestaltungsmög-
lichkeiten der Beschäftigten insgesamt größer sind 
als im Durchschnitt aller Branchen: IT-Beschäftigte 
können demnach ihre Arbeit eher selbständig pla-
nen und einteilen (79 % im Vergleich zu 64 %), sie 
haben eher Einfluss auf die Gestaltung ihrer Ar-
beitszeit (69 % im Vergleich zu 46 %) und auf die zu 
bewältigende Arbeitsmenge (45 % im Vergleich zu 
33 %). Letzteres verweist zugleich auf die zentrale 
Problematik der Arbeitsbedingungen der Beschäf-
tigten in der IT-Branche: Unter keinem anderen der 
elf Kriterien, anhand derer die Qualität der Arbeits-
bedingungen mit dem DGB-Index ermittelt wird, 
schneidet die Arbeitsqualität in der IT-Branche so 
schlecht ab wie unter »Widersprüchliche Anforde-
rungen und Arbeitsintensität«. Die Bewertung mit 
41 Punkten für dieses Kriterium liegt dabei noch un-
ter dem Wert, der für die Gesamtwirtschaft errech-
net wurde (47 Punkte; vgl. Abb. 1). Auf der bis 100 
reichenden Skala des DGB-Index Gute Arbeit zei-
gen alle Resultate unter der 50-Punkte-Grenze das 
Vorliegen schlechter Arbeitsbedingungen an, wäh-
rend Indexwerte über 80 Punkte Gute Arbeit bedeu-
ten. Dazwischenliegende Werte stehen für eine Ar-
beitsqualität im oberen (65–79 Punkte) bzw. unteren 
(50–64 Punkte) Mittelfeld.

Wie groß der Handlungsbedarf in diesem Be-
reich ist, wird daran deutlich, dass der Bundesver-
band Informationswirtschaft, Telekommunikation 
und neue Medien e. V. (BITKOM) einen »gravieren-
den Fachkräftemangel« (BITKOM 2013) beklagt. 
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ABB. 1 � Die Arbeitsbedingungen in der IT-Dienstleistungsbranche aus Sicht  
der Beschäftigten im Vergleich zur Gesamtwirtschaft 2012/2013 

Einfluss- und  
Gestaltungsmöglichkeiten

68

64

68

76

67

67

70

41

52
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69

61

64
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80
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Weiterbildungs- und  
Entwicklungsmöglichkeiten

Führungsqualität und  
Betriebskultur

Sinn der Arbeit

Arbeitszeitlage

Soziale und emotionale  
Anforderungen

Körperliche Anforderungen

Widersprüchliche Anforderun- 
gen und Arbeitsintensität

Einkommen und Rente

Betriebliche Sozialleistungen

Beschäftigungssicherheit/ 
berufliche Zukunftssicherheit

Schlechte Arbeit unteres 
Mittelfeld

500 10065 80

oberes 
Mittelfeld

Gute Arbeit

Quelle: DGB-Index Gute Arbeit, Sonderauswertung »IT-Dienstleistungsbranche« 2012/2013, Input Consulting

■  IT-Dienstleistungsbranche
■  Gesamtwirtschaft
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ABB. 2 � Zusammenhang zwischen Arbeitsqualität und zukünftiger Arbeitsfähigkeit

Meinen Sie, dass Sie unter den derzeitigen Anforderungen Ihre jetzige Tätigkeit bis  
zum gesetzlichen Rentenalter ohne Einschränkung ausüben können?

Abweichungen bei der Aufsummierung sind rundungsbedingt. 

Quelle: DGB-Index Gute Arbeit, Sonderauswertung »IT-Dienstleistungsbranche« 2012/2013, Input Consulting

Gute Arbeit

Arbeitsqualität  
im oberen Mittelfeld

Arbeitsqualität  
im unteren Mittelfeld

Schlechte Arbeit

■  Ja, wahrscheinlich        ■  Nein, wahrscheinlich nicht        ■  Weiß nicht

62 % 31 % 7 %

11 %

9 %

56 % 33 %

43 % 48 %

71 % 7 % 21 %
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Sollen also die Fachkräfte – auch angesichts des de-
mografischen Wandels – den Unternehmen in der 
IT-Branche möglichst lange zur Verfügung stehen, 
ist eine schlechte Arbeitsqualität zu vermeiden, die 
sich negativ auf die zukünftige Arbeitsfähigkeit aus-
wirkt. So zeigen die Auswertungsergebnisse deut-
lich, dass diejenigen mit guten Arbeitsbedingungen 
eher meinen, ihre Tätigkeit bis zum gesetzlichen 
Rentenalter ausüben zu können, als diejenigen, die 
schlechte Arbeit haben (Abb. 2). 

Nur gut die Hälfte der Befragten in der IT-Dienst-
leistungsbranche, nämlich 59 %, ist der Auffassung, 
dass sie ihre jetzige Tätigkeit bis zum gesetzlichen 
Rentenalter ausüben können (vgl. Roth 2014: S. 30). 
Steigende Arbeitsdichte und daraus resultierende 
schlechte Arbeitsbedingungen wirken sich nicht 
nur nachteilig auf die Arbeitsfähigkeit und die Ge-
sundheit der Beschäftigten aus; andere Umfragen 
zeigen, dass sie auch die Innovationsfähigkeit hem-
men (vgl. Müller 2014a; Roth 2015). Um dem entge-
genzuwirken, fordert ver.di verbindliche gesetzliche 
wie auch tarifliche Regelungen zum Gesundheits- 
und Belastungsschutz (vgl. Hannack/Schröder 2013 
sowie Brandl/Bsirske in diesem Band) und hat be-
reits erste gute Standards mit dem Gesundheits-Ta-
rifvertrag bei IBM gesetzt (vgl. Schmidt/Stach in die-
sem Band). 

Arbeitsqualität und  
Unternehmensbindung 
Die Qualität der Arbeitsbedingungen spielt auch 
eine große Rolle hinsichtlich der Bereitschaft, beim 
Arbeitgeber zu bleiben oder zu wechseln. Insgesamt, 
so ein weiteres Ergebnis der Sonderauswertung, ge-
lingt es den Unternehmen nur unzureichend, ihre 
Mitarbeiter/innen zu binden. Die Wechselbereit-
schaft der Beschäftigten in der IT-Dienstleistungs-
branche erweist sich den Auswertungsergebnissen 
zufolge im Vergleich zur Gesamtwirtschaft als etwas 
höher. Nur gut die Hälfte der Befragten (56 %) wür-
de den Arbeitgeber auch dann nicht wechseln, wenn 
sich die Möglichkeit dafür böte. 17 % der IT-Beschäf-
tigten legen sich diesbezüglich nicht fest, und mehr 
als ein Viertel (27 %) nähme wahrscheinlich Mög-
lichkeiten zum Arbeitgeberwechsel wahr. 

Verfügen die Beschäftigten über Gute Arbeit, bleiben 
sie eher im Unternehmen. 85 % derjenigen, die ihre 
Arbeitsbedingungen als gut bewerten, sind bereit, 
im Unternehmen zu bleiben; bei denjenigen mit 
schlechter Arbeitsqualität sind es nur 14 %.

Weiterbildungs- und 
Entwicklungsmöglichkeiten 
In Anbetracht der Bedeutung der kontinuierlichen 
Entwicklung von Fähigkeiten, Kompetenzen und 
Fachwissen in der IT-Branche ist es alarmierend, 
dass die Weiterbildungs- und Entwicklungsmög-
lichkeiten hier nicht deutlich besser bewertet wer-
den als im Gesamtdurchschnitt (vgl. Abb. 1). Quali-
fizierung findet für fast die Hälfte der Beschäftigten 
kaum statt: So antworten 47 % der Befragten, dass 
ihr Betrieb ihnen gar nicht oder nur in geringem 
Maß ermöglicht, sich weiterzubilden (vgl. Roth 2014: 
S. 34 ff.). 

Diese Ergebnisse sind auch darum so brisant, 
weil unzureichende Weiterbildung – nach Einschät-
zung befragter ver.di-Betriebs- und Aufsichtsräte – 
Innovationen in der IKT-Branche hemmt (vgl. Mül-
ler 2014a). Dabei bildet gerade in wissensintensiven 
Bereichen wie der IT-Branche das lebenslange Ler-
nen ein zentrales Element wirtschaftlichen Erfolgs 
der Unternehmen wie auch der Beschäftigungsfä-
higkeit der Mitarbeiter/innen. Auch wenn es Bestre-
bungen gibt, das Wissen der Beschäftigten zu exter-
nalisieren, also beispielsweise in Datenbanken und 
Dokumentationen festzuhalten, besteht in der ak-
tiven, kreativen Wissensaneignung doch der Kern 
vieler Tätigkeiten in der IT-Branche. 

 Fazit & Ausblick: Gute digitale Arbeit 
Die ver.di-Sonderauswertung in der IT-Branche auf 
Basis des DGB-Index Gute Arbeit zeigt: Während 
die Einfluss- und Gestaltungsmöglichkeiten höher 
sind und auch das Einkommen etwas besser be-
wertet wird als in der Gesamtwirtschaft, sind aber 
auch die Arbeitsintensität und ständige Erreichbar-
keit sehr hoch. Letzteres bleibt nicht ohne Auswir-
kungen auf die zukünftige Arbeitsfähigkeit. Dabei 
wird deutlich, dass diejenigen mit guten Arbeitsbe-
dingungen eher meinen, ihre Tätigkeit bis zum ge-
setzlichen Rentenalter ausüben zu können, als die-
jenigen, die schlechte Arbeit haben.
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Auch die Qualifizierungs- und Entwicklungsmög-
lichkeiten sind für viele Beschäftigte eingeschränkt. 
Dabei kommt gerade in wissensintensiven Berei-
chen wie der IT-Branche der kontinuierlichen Wei-
terbildung der Beschäftigten eine wesentliche 
Bedeutung zu. Mit Blick auf den beklagten IT-Fach-
kräftemangel und den demografischen Wandel 
braucht die IT-Branche nicht nur einen verpflich-
tenden Gesundheits- und Belastungsschutz, son-
dern auch eine strategische Personalplanung und 
Qualifizierung sowie entsprechende Regelungen. 
Auch diesbezüglich hat ver.di bereits in einer Viel-
zahl von tariflichen und betrieblichen Vereinbarun-
gen substanzielle Regelungen zur Weiterbildung der 
Beschäftigten verankert. In der IT-Branche sind bei-
spielsweise der Qualifizierungstarifvertrag bei IBM 
und die Gesamtbetriebsvereinbarung bei T-Systems 
zu nennen. Auf Basis dieser Qualifizierungsverein-
barungen hat ver.di in Kooperation mit Input Con-
sulting und dem ISF München das Projekt IWP-IT – 
Innovations- und Weiterbildungspartnerschaft zur 
Förderung der Qualifizierung von Beschäftigten in der 
IT-Branche durchgeführt (vgl. Baukrowitz et al. 2014 
sowie Langemeyer/Lenz in diesem Band).

Vieles, was nötig ist, um Gute Arbeit zu verwirk-
lichen, lässt sich also aus den Befragungsergebnis-
sen ableiten. Mit der digitalen Arbeit – für die pro-
totypisch die IT-Branche steht – sind durchaus auch 
emanzipatorische Potenziale verbunden, wie sie in 
der Bewertung der Gestaltungs- und Einflussmög-
lichkeiten der hier vorgestellten ver.di-Sonderaus-
wertung zum Ausdruck kommen. Erreicht werden 
könnte z. B. mehr Orts- und Zeitsouveränität und 
damit eine bessere Life-Work-Balance. Zugleich 
wird vor allem angesichts der hohen Arbeitsinten-
sität deutlich, dass sich diese Souveränität auch in 
einem größeren Umfang auf die Arbeitsmenge er-
strecken muss.

Für die Verwirklichung von Guter Arbeit ist die Be-
teiligung der Erwerbstätigen zentral. Das bedeu-
tet, die Erwerbstätigen – auch die wachsende Grup-
pe der IT-Freelancer – als Experten in eigener Sache 
bei Handlungsansätzen einzubeziehen. Dies ver-
spricht praxisnahe, um- und durchsetzbare Kon-
zepte. Gute Arbeitsbedingungen mit den Erwerbs-
tätigen gemeinsam zu gestalten, bleibt eine große 
gewerkschaftliche Herausforderung, der sich ver.di 
auch im Hinblick auf die Solo-Selbständigen bereits 
stellt: Knapp 30.000 Solo-Selbstständige – auch aus 
dem IT-Sektor – sind bereits in der Vereinten Dienst-
leistungsgewerkschaft organisiert (vgl. Mirschel in 
diesem Band).

Anknüpfungspunkt sind die Leitlinien für Gute 
digitale Arbeit, die den Beteiligungsgedanken gera-
de für digitale Tätigkeiten stark machen. Denn nur 
ein partizipatives Vorgehen wird den Autonomiean-
sprüchen der Erwerbstätigen in Zeiten der Digitali-
sierung gerecht. Zu den Leitlinien gehören wesent-
lich die Möglichkeit zum lebenslangen Erhalt der 
notwendigen Qualifikationen und Kompetenzen 
sowie eine Minimierung von vor allem zunehmend 
psychischen Belastungen durch beispielsweise ent-
grenzte Arbeit, insbesondere ständige Erreichbar-
keit. Weitere Forderungen sind der Schutz von Daten 
und die Gewährleistung der Persönlichkeitsrechte 
der Erwerbstätigen, wirksame Mechanismen für die 
soziale Absicherung auch für die wachsende Zahl 
der Solo-Selbständigen und individuelle wie auch 
kollektive Zugangsrechte im Netz. Für diese Leitlini-
en hat sich ver.di bereits in der Enquete-Kommissi-
on Internet und digitale Gesellschaft eingesetzt sowie 
diese auch als Antrag auf dem DGB-Bundeskongress 
im Mai 2014 eingebracht. Auf dem ersten Digitali-
sierungskongress im September 2014 hat ver.di die 
Leitlinien mit einer gewerkschaftlichen Erklärung 
bekräftigt (vgl. ver.di 2014a,b; Müller 2014b). Diese 
Leitlinien gilt es nun zum einen konzeptionell und 
programmatisch weiterzuentwickeln (vgl. die ent-
sprechenden Statements in diesem Band) sowie 
zum anderen in konkrete Schritte zu übersetzen und 
gemeinsam umzusetzen.

Die Sonderauswertung steht zum Download  
bereit unter: www.innovation-gute-arbeit.verdi.de/
gute-arbeit/materialien-und-studien

http://www.innovation-gute-arbeit.verdi.de/gute-arbeit/materialien-und-studien
http://www.innovation-gute-arbeit.verdi.de/gute-arbeit/materialien-und-studien
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Nach jahrelangen Vorbereitungen und Verhand-
lungen war es im April 2014 soweit: ver.di und IBM 
unterzeichneten einen Tarifvertrag Gesundheits-
management. Damit wird auf die kontinuierlich stei-
genden Belastungen und Gesundheitsgefährdungen 
in der IT-Branche reagiert (vgl. Roth 2015 sowie Mül-
ler in diesem Band). Mit einer tarifvertraglichen Re-
gelung zum Gesundheits- und Belastungsschutz 
sollen in einem konzernweiten Vorgehen Synergie-
effekte genutzt und die Durchsetzungsfähigkeit von 
Maßnahmen zur Verbesserung der Arbeitsqualität 
erhöht werden. Die Einbeziehung der betrieblichen 
Mitbestimmung ist dabei gewährleistet.

Basis des Gesundheitsmanagements ist die Erar-
beitung eines konzernweiten Systems, das – so das 
tarifvertraglich festgeschriebene Ziel – dazu bei-
tragen soll, »die Arbeit so zu gestalten, dass die Be-
schäftigten gesund, leistungsfähig und leistungs-
bereit bleiben; bei den Beschäftigten die gesund 
erhaltenden Ressourcen zu stärken und die gesund-
heitlichen Handlungskompetenzen zu erweitern; 
Sicherheit und Gesundheit als Gestaltungsprozess 
systematisch zu betreiben und kontinuierlich zu ver-
bessern«.

Bestandteil des Tarifvertrags ist eine Regelung 
zur verbindlichen Umsetzung einer Gefährdungs-
beurteilung auch psychischer Belastungen. Für die 
Gefährdungsbeurteilung sind sowohl die Kriterien 
als auch die sehr genaue Ausdifferenzierung der Be-
schäftigtengruppen entlang von Jobprofil und Posi-
tion mit wissenschaftlicher Unterstützung entwi-
ckelt worden. Das ist deshalb so wichtig, weil es zwar 
weitreichende gesetzliche Mitbestimmungsrechte 
im Arbeits- und Gesundheitsschutz und dabei ins-
besondere bei der Gefährdungsbeurteilung gibt (vgl. 
ver.di-Online-Handlungshilfe zur Gefährdungsbe-
urteilung: www.verdi-gefaehrdungsbeurteilung.de). 
Jedoch nur 28 % aller Beschäftigten berichten, dass 
ihre Arbeit einer Gefährdungsbeurteilung unter-
zogen wurde. Nur 9 % sind nach Stressfaktoren be-
fragt worden, die sie psychisch belasten (vgl. DGB 
2013: S. 9).

»Wir haben lange diskutiert, wie wir die Belastungs-
situation bei IBM tarifvertraglich angehen können«, 
erzählt Bettina Bludau, Vorsitzende des Gesamtbe-
triebsrates der IBM Research and Development, 
»und sind am Ende, neben der Festschreibung be-
reits vorhandener Praxis – wie etwa der Kostenüber-
nahme von Vorsorgeuntersuchungskosten –, bei der 
pragmatischen Lösung gelandet, die psychische Ge-
fährdungsbeurteilung bei IBM verbindlich auf den 
Weg zu bringen. Das war übrigens auch Wunsch vie-
ler beteiligter Betriebsräte.«

 Gefährdungsbeurteilung bei IBM:  
 Psychische Belastungsfaktoren analysieren –  
 konkrete Maßnahmen installieren 
Carla M. arbeitet als Software-Entwicklerin bei IBM. 
Ihr Arbeitsort ist Mainz, ihr Wohnort Frankfurt am 
Main, ihr Projekt-Team trifft sie in erster Linie vir-
tuell. Denn ihre Kolleginnen und Kollegen vertei-
len sich über die gesamte Republik, teilweise so-
gar weltweit. Das ist normal in der IT-Branche – die 
Netz-Infrastruktur, leistungsstarke mobile Endgerä-
te sowie global aufgestellte und organisierte Unter-
nehmen haben einen globalisierten, virtuellen Ar-
beitsraum möglich gemacht. 

Allein virtuell funktioniert es jedoch nicht – das 
hat die Gefährdungsbeurteilung bei IBM in Mainz 
ergeben, deren regelmäßige Durchführung bei IBM 
seit 2014 durch den Tarifvertrag Gesundheitsma-
nagement verbindlich geregelt ist und die im Be-
trieb Mainz erstmalig in der Anwendung getestet 
wurde. Die Vereinzelung und Anonymisierung, die 
sich für die in einem virtuellen Team Zusammen-
arbeitenden ergibt, wenn sie sich nie real treffen, 
wurde als einer der wesentlichen Belastungsfakto-
ren identifiziert. Die Lösung, wie diese Belastung re-
duziert werden kann, war schnell gefunden: Virtuel-
le Teams müssten sich mindestens einmal im Jahr 
real treffen, der Arbeitgeber für die Kosten aufkom-
men und eine entsprechende verbindliche Regelung 
dazu abgeschlossen werden. Der tragende Gedan-
ke ist: Gute Arbeit muss menschenwürdig sein – sie 
darf nicht nur nicht krank machen, sie muss ge-
sundheitserhaltend und persönlichkeitsfördernd 
sein. 
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Und verändert sich Arbeit, müssen eben neue Wege 
der Arbeitsgestaltung gefunden und entwickelt wer-
den. Nun stand die tarifvertragliche Durchsetzung 
der gemeinsam erarbeiteten Lösung an. Unterstützt 
von den beteiligten betrieblichen Akteuren konnte 
sich die ver.di-Tarifkommission in den Verhandlun-
gen mit dem Arbeitgeber durchsetzen. Das Ergebnis: 
IBM zahlt die Kosten für ein jährliches Präsenzmee-
ting von virtuellen Teams (vgl. Newsletter IBM-Up-
date vom 16. April 2015).

Die Gefährdungsbeurteilung ist ein Prozess und 
besteht aus der Ermittlung der Gefährdungen und 
der Maßnahmenentwicklung sowie deren Umset-
zung. Wie der erste Schritt, die Ermittlung der Ge-
fährdungen bei IBM, durchgeführt wird, ist genau 
geregelt. Das beinhaltet zum einen die Betrach-
tungseinheiten, für die je ein differenziertes Bild 
erhoben werden soll: aufgeteilt nach Lokation, Ge-
sellschaft, Jobfamilie und Jobprofil. Geregelt ist zum 
anderen der Fragebogen, mit dem die Gefährdun-
gen ermittelt werden. Dieser orientiert sich auch 
am DGB-Index Gute Arbeit (vgl. Roth/Müller 2013). 
Ergänzt werden die 18 Basisfragenblöcke rund um 
Ressourcen und Belastungen – von Arbeitsinten-
sität über Entwicklungsmöglichkeiten, Führungs-
qualität und Wertschätzung hin zu Arbeitsfähig-
keit und Balance zwischen Arbeit und Privatleben –, 
durch IBM-gesellschaftsspezifische Fragestellungen 
sowie durch die offen zu beantwortende Frage, wel-
che Belastungen noch nicht angesprochen wurden. 
Auch die Auswertung sowie Bestimmungen zum Da-
tenschutz sind tarifvertraglich geregelt. 

Die Gefährdungsbeurteilung wird mittels ei-
ner Online-Umfrage durchgeführt und von einem 
externen Sachverständigen wissenschaftlich aus-
gewertet – für das gesamte Unternehmen, die Ge-
sellschaften und die einzelnen Betriebe dabei auch 
nach Tätigkeitsbereich, Jobfamilie sowie differen-
ziert nach Beschäftigten ohne Leitungsfunktion 
und Führungskräften. Die Ergebnisse werden der 
Gesundheitskommission, den jeweiligen gesell-
schaftsspezifischen Steuerungsgruppen und der 
Geschäftsführung der jeweiligen IBM-Gesellschaft 
zur Verfügung gestellt. 

Die Gesundheitskommission kann je nach Bedarf 
Feinanalysen anfordern. In einem zweiten, eben-
falls tarifvertraglich geregelten Schritt werden dann 
halbtägige Workshops mit den Beschäftigten sowie 
danach mit den Führungskräften durchgeführt, in 
denen die Belastungsfaktoren konkretisiert, Gefähr-
dungen priorisiert und erste Maßnahmen vorentwi-
ckelt werden. Die Protokolle der Workshops dienen 
als Grundlage für die weitere Maßnahmenentwick-
lung und dokumentieren und fördern damit die Be-
teiligung der Beschäftigten und ihrer Ideen.

 Die Gesundheitskommission bei IBM –  
 Akteure für Gute Arbeit 
Jeder Betriebsrat bei IBM entscheidet, ob er die Ge-
fährdungsbeurteilung in tarifvertragliche Hände 
legt oder ob nicht – das ist extra so geregelt, damit 
Mitbestimmungsrechte von Betriebsräten nicht be-
schnitten werden. Entscheidet sich der Betriebsrat 
für die tarifvertragliche Variante, gibt er damit al-
lerdings seine Mitbestimmungsrechte bezüglich der 
Gefährdungsbeurteilung an eine eigens dafür ins-
tallierte Gesundheitskommission ab, die paritätisch 
mit Arbeitnehmer- und Arbeitgebervertretern nach 
Betriebsverfassungsgesetz besetzt ist und in der zu-
dem Sachverständige ohne Stimmrecht sitzen. 

Diese Kommission führt nicht nur die Gefähr-
dungsbeurteilung einschließlich der Maßnahmen-
entwicklung und –umsetzung durch. Die Aufgaben 
der Gesundheitskommission umfassen darüber hi-
naus die konzernweite Kommunikation und Infor-
mation zu Gesundheitsthemen unter pro-aktiver 
Einbeziehung der Beschäftigten; die Erfassung und 
Bewertung der Ist-Situation entlang interner wie ex-
terner Datenquellen, insbesondere auch hinsicht-
lich der Gefährdungen; die Schulung von Beschäf-
tigen wie Führungskräften; die Entwicklung von 
Maßnahmen sowie die Überwachung und gegebe-
nenfalls Nachsteuerung der angestoßenen Prozesse 
für gesunde Arbeitsbedingungen. Mindestens halb-
jährlich beurteilt die Gesundheitskommission den 
Gesamtstatus zum Thema Gesundheit/Belastungen 
im Unternehmen.
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Erholung und Gesunderhaltung  
statt 24-Stunden-Bereitschaft
Wir müssen darauf achten, dass sich in den Betrieben keine »Mehrklassen
gesellschaft« durch Outsourcing und Werkverträge herausbildet. Hier stoßen 
Betriebsräte aber an Grenzen. 

Ein besonderes Problem dabei: Bereits jetzt gibt es globale Projekte, die keinem 
nationalen Recht mehr folgen, bei denen sich die Mitglieder persönlich kaum  
kennen, in denen ein Teamgedanke Theorie ist und »cultural awareness« mal so, 
mal so ausgelegt wird. Im Haus wird nur das Personal behalten, das man so  
gar nicht los wird oder dem man eine Höherqualifizierung zutraut, wofür aber 
immer weniger Zeit zuge-standen wird. 

Insgesamt möchte man eine internationale und voll flexible Mannschaft, die nicht 
nach deutschen Arbeitnehmerrechten drängt. Aussage einer Führungskraft:  
»Was wir nicht in München einführen können, führen wir eben in USA zuerst ein.« 
Der Konkurrenzdruck bei internationaler Beset-zung macht die Leute gefügig.

Was plant die Politik eigentlich, um dem etwas entgegenzusetzen? TTIP – deut-
sche Arbeitnehmerrechte adé? Wer interessiert sich für die Menschen, die dabei 
hinten runterfallen? Mein Wunsch an die Politik ist: solide Rahmengesetze. Es 
nutzt kein Arbeitszeitschutzgesetz, an das sich immer größer werdende Anteile 
von Arbeitnehmern nicht halten. Der Ruf zur Aufweichung des Arbeitszeitschutz
gesetzes ist sehr groß (vor allem wegen des internationalen – zumindest gefühl- 
ten – Konkurrenzdrucks), aber wohin führt das? 24-Stunden-Bereitschaft, doch 
bezahlt wird nur, was geleistet wird? Das ist in der IT immer wieder ein versuchtes 
Bezahlmodell. Aber das ist nicht in Ordnung – spätestens nach zehn Stunden  
ist genug gearbeitet. Nacht- und Sonntagsruhe sind erforderlich zur Erholung  
und Gesunderhaltung. Dafür soll die Politik eintreten. Nicht am Morgen Fernost 
und am Abend Amerika, zwischendurch, wenn’s sein muss, die Kinder füttern.

IT System Engineer einer Versicherung

Beitrag auf der zweiten ver.di-Digitalisierungskonferenz »Arbeit 4.0 – Würde, Selbstbestimmung, Solidarität und Gute  
Arbeit in der digitalen Gesellschaft« am 10. und 11. Juni 2015 in Berlin, www.verdi.de/themen/recht-datenschutz/kongress

http://www.verdi.de/themen/recht-datenschutz/kongress
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Bettina Bludau, Vorsitzende des Gesamtbetriebsra-
tes der IBM Research and Development: »Der eine 
Vorteil des Tarifvertrags ist, dass damit die Gefähr-
dungsbeurteilung läuft. Mit Kriterien, die intensiv 
diskutiert wurden, und Beanspruchungen und Be-
lastungen durch Arbeitsbedingungen so ermitteln, 
dass konkrete Ansatzpunkte für Schritte hin zu Gu-
ter Arbeit gut identifiziert und von der Gesundheits-
kommission in konkrete Maßnahmen übersetzt 
werden können. Der zweite Vorteil ist, dass die Um-
setzung der Maßnahmen von den Tarifvertragspar-
teien durchgesetzt wird. Das ist immer der schwie-
rigste Teil – wenn der Arbeitgeber Geld in die Hand 
nehmen muss.« 

Ein weiteres aktuelles Thema für die Gesund-
heitskommission neben dem Arbeiten in virtuel-
len Teams ist der Umgang mit den flexibilisierten 
Arbeitszeiten – auch hier liegt ein enormes Belas-
tungspotenzial für Beschäftigte. Zwar hat IBM keine 
Vertrauensarbeitszeit, sondern Arbeitszeitsouverä-
nität: das bedeutet, es gibt eine definierte Länge der 
wöchentlichen Arbeitszeit; wann gearbeitet wird, 
entscheiden jedoch die Beschäftigten entlang der 
konkreten Anforderungen. Auch dass innerhalb von 
zwölf Monaten, im Ausnahmefall bis zu zwei Jah-
ren, etwaige Überstunden ausgeglichen sein müs-
sen, ist festgelegt. Nicht geregelt war bislang aber, 
wer zuständig für die Einhaltung der Arbeitszeitre-
gelungen ist. Das sorgte immer wieder für Konflik-
te. Beschäftigte, die danach beurteilt werden, ob ihre 
Ergebnisse stimmen, stehen unter dem indirekten 
Druck, ihre Arbeitszeiten auszudehnen. Und das be-
lastet.

Die Gesundheitskommission hat daraus Konse-
quenzen gezogen. Künftig liegt die Verantwortung 
für die Einhaltung der Arbeitszeiten bei den Füh-
rungskräften. Und das bedeutet auch, dass Zielpla-
nung und Zielerwartungen der Führungskräfte hie-
ran angepasst werden müssen. Wie immer wird sich 
auch erst in der Praxis zeigen, ob eine Verbesserung 
eintritt. Die Beschäftigten sind aber immerhin ein 
Stück weit entlastet. Die Einhaltung der verbindli-
chen Regelungen muss selbstverständlich auch von 
den zuständigen Mitbestimmungsgremien kontrol-
liert werden.

 Ausblick 
Der Tarifvertrag Gesundheitsmanagement bei IBM 
ist gerade erst angelaufen – und wie bei jeder kollek-
tiven Regelung gilt: Wirksame und nachhaltige Ver-
besserungen können dann erreicht werden, wenn 
der Tarifvertrag von den Betriebsparteien und den 
Beschäftigten gelebt wird; wenn die Beteiligungsan-
gebote angenommen werden; wenn die Akteure ihre 
jeweiligen Handlungsmöglichkeiten ausschöpfen. 
Wolfgang Zeiher, Vorsitzender des Konzernbetriebs-
rates der IBM in Deutschland, zeigt sich zuversicht-
lich: »Die Beteiligungsquoten bei den Befragungen 
und das Engagement bei den Workshops sind sehr 
gut. Damit senden die MitarbeiterInnen der IBM 
auch ein Signal an die Geschäftsleitung, dass sie an 
vielen Stellen Handlungsbedarf sehen. Gleichzei-
tig sind gute Maßnahmen zum Gesundheitsschutz 
nicht zum Nulltarif zu haben. Wir werden weiter 
hart verhandeln müssen.«



125 —   Ein Blick in die Dienstleistungsbranchen

L ITERATUR

DGB (2013): Arbeitsfähig bis zur Rente?  

DGB-Index Gute Arbeit – Der Report. Ergeb- 

nisse der Repräsentativumfrage 2012 zur  

Ermittlung des DGB-Index Gute Arbeit, Berlin,  

www.index-gute-arbeit.dgb.de/ 

veroeffentlichungen/jahresreports

Roth, I. (2014): Die Arbeitsbedingungen in  

der IT-Dienstleistungsbranche aus Sicht der  

Beschäftigten. Branchenbericht auf der Basis 

des DGB-Index Gute Arbeit 2012/2013, Berlin, 

www.innovation-gute-arbeit.verdi.de/gute-arbeit/

materialien-und-studien

Roth, I. / Müller, N. (2013): Der DGB-Index  

Gute Arbeit als beteiligungsorientiertes  

Instrument im Prozess der Gefährdungsbe

urteilung; in: Schröder, L./Urban, H.-J. (Hg.):  

Jahrbuch Gute Arbeit, Frankfurt am Main, 

S. 129–140

ver.di – Fachbereich 9 (2014): Erfolg für die 

ver.di-Arbeit in der Gesundheitskommission: 

Aus der virtuellen Welt zurück zum Präsenz-

meeting, in: Newsletter IBM-Update,  

16. April 2015,  

www.tk-it.verdi.de/unternehmen/ibm

http://www.index-gute-arbeit.dgb.de/veroeffentlichungen/jahresreports
http://www.index-gute-arbeit.dgb.de/veroeffentlichungen/jahresreports
http://www.innovation-gute-arbeit.verdi.de/gute-arbeit/materialien-und-studien
http://www.innovation-gute-arbeit.verdi.de/gute-arbeit/materialien-und-studien
http://www.tk-it.verdi.de/unternehmen/ibm


 Digitalisierung im  
 Gesundheitswesen

Herbert Weisbrod-Frey
ist Leiter des Bereichs Gesundheitspolitik in der ver.di-Bundesver- 
waltung. Zuvor hatte er seit 1999 die Funktion bei der Vorgänger- 
organisation ÖTV inne. Von 2005 bis 2007 leitete er das ver.di-Projekt  
»Netzwerk Pflege und Integrierte Versorgung – InCareNet«.



127 —   Ein Blick in die Dienstleistungsbranchen

Seit vielen Jahren prägt medizinischer Fortschritt 
unsere Gesundheitsversorgung und die Arbeitsbe-
dingungen in der Branche. Immer schneller kom-
men neue Geräte und Verfahren auf den Markt. 
»Etwa die Hälfte aller Leistungen, die heute er-
bracht werden, wurden in den letzten zwei Jahren 
entwickelt«, stellte ver.di bereits 2006 in dem Buch 
Innovationskraft Mensch fest, das sich mit neuen 
Versorgungsformen im Gesundheitswesen ausei-
nandersetzt (Bsirske/Paschke 2006: S. 7). Die Ge-
schwindigkeit hat sich seitdem weiter erhöht (vgl. 
Roth 2015). Die Diagnostik wird ständig verbessert – 
auch durch Big Data. Noch genauere Untersuchun-
gen sind möglich. Große Datenmengen lassen sich 
unabhängig vom Ort der Erstellung zusammenfas-
sen und weiterverarbeiten. Durch die Gentechnolo-
gie wird die Behandlung von Krankheiten revolu-
tioniert. Mikrochirurgische und minimalinvasive 
Eingriffe unter Kamerasicht gehören zum Alltag 
in den Operationssälen. Eine neue Generation von 
Herzschrittmachern kann Daten auf zentrale Rech-
ner senden, Problemsituationen beim Patienten er-
kennen und darauf reagieren.

 Veränderungen in der Branche 
Im Rahmen des europäischen Projektes Netzwerk In-
tegrierte Versorgung und Pflege – InCareNet der Ge-
meinschaftsinitiative EQUAL (Projektbericht 2008), 
beschäftigte sich ver.di mit den dadurch angestoße-
nen rasanten Veränderungsprozessen in der Bran-
che und einzelnen Betrieben. Die Folgen sind für alle 
Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer wahrnehm-
bar. In Teilsektoren – vor allem in den Krankenhäu-
sern – werden immer mehr Leistungen erbracht, die 
Fallzahlen steigen. Die Zahl der Beschäftigten bleibt 
zurück (vgl. Abb. 1, Roth 2011: S. 13 ff.).

Den Beschäftigungsrückgängen dort stehen Be-
schäftigungsgewinne in anderen Teilbereichen ge-
genüber. Es entstehen neue Versorgungsformen 
zwischen ambulant und stationär, an den Schnitt-
stellen zwischen Akutversorgung, Rehabilitation 
und Pflege. Der Austausch von Patientendaten ge-
winnt stärkere Bedeutung. 

Es kommen neue Aufgaben, andere Arbeitsplätze 
und neue Qualifikationsanforderungen auf die in 
der Medizin, Pflege und Therapie Beschäftigten zu. 
Leistungen der Krankenhäuser werden zunehmend 

– ähnlich wie in einem Industriebetrieb – gleichartig 
und in großer Menge erstellt. Das Gesundheitswe-
sen wird nicht mehr nur als Kostenfaktor betrachtet. 
Stattdessen haben verschiedene Akteure Interesse, 
nun in einer Gesundheitswirtschaft Rendite zu erzie-
len. Damit verändern sich auch Trägerstrukturen im 
Krankenhausbereich. Gewinnerwartungen locken 
Konzerne, die oft schneller als die meisten öffentli-
chen und freigemeinnützigen Träger in neue Tech-
nik investieren können. 

Informations-, Labor- oder Versorgungsleistun-
gen werden ebenfalls privatisiert. Durch schnel-
len Datenaustausch, auch über große Entfernun-
gen hinweg, können viele medizinisch-technische 
Dienstleistungen zentralisiert werden. Die Konse-
quenzen dieser Entwicklung für die Beschäftigten 
sind Flexibilisierung der Arbeitszeit, Arbeitsinten-
sivierung und Leistungsverdichtung (vgl. Roth 2011). 

Betriebsergebnisse der Kliniken werden durch 
Auslagerung von Geschäftsbereichen, die Standar-
disierung von Versorgungsleistungen oder die Re-
duzierung von Liegezeiten optimiert. Dabei wird 
am zentralen Kostenfaktor Personal angesetzt. Die 
Intensivierung der Arbeit und die Ausdifferenzie-
rung von Qualifikationen sind die Folge. Auch die 
Umschichtung der Beschäftigung ist in vollem Gan-
ge. Die Richtung weist vom stationären in den am-
bulanten Sektor, aber auch von der Klinik in die sta-
tionäre Pflegeeinrichtung. 

Mit der Kampagne Der Druck muss raus reagiert 
ver.di auf den Umbau der Krankenhäuser in seelen-
lose Medizinbetriebe. ver.di macht die Kernaufga-
be der Kliniken als Einrichtungen der Daseinsvor-
sorge wieder zum Thema, veröffentlicht Daten zum 
Personalmangel und weist auf die problematische 
Patientenversorgung in der Nacht hin. In über 1.300 
Krankenhäusern zeigen Beschäftigte in allen Bun-
desländern mit Nummernkarten, dass 162.000 Stel-
len fehlen, um unter guten Arbeitsbedingungen 
gute Dienste zu leisten (vgl. Kiank 2013, ver.di 2015). 
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Darüber hinaus wird neues Denken gebraucht, das 
unabhängig von den Versorgungssektoren (Arztpra-
xis, Krankenhaus, Rehabilitation, Pflege) den Bedarf 
des Patienten ins Zentrum rückt. Gerade die Digita-
lisierung kann Chancen für eine solche integrierte 
Versorgung liefern. 

 Chance für Innovation 
Seit den Gesundheitsreformen zu Beginn des letz-
ten Jahrzehnts wird die Integration der Gesund-
heitsleistungen gefördert. In diese Richtung weisen 
die Chronikerprogramme, neue Managementkon-
zepte und abteilungsübergreifende Strategien der 
Arbeitsorganisation wie Case-Management oder 
Patientenpfade. Dies ist ein Prozess, der – einmal 
in Gang gesetzt – betriebliche Strukturen und die 
Arbeitsbeziehungen verändert. Nicht zuletzt sind 
es gerade integrierte Versorgungskonzepte, die in 
hohem Maße auf die Zusammenarbeit und damit 
auf eine neue Arbeitsteilung und Professionalisie-
rung der verschiedenen Berufsgruppen ausgerich-
tet und angewiesen sind. Althergebrachte Hierarchi-
en und fehlende Teamarbeit zwischen den Berufen 
behindern in der Praxis die Einführung patienten-
bezogener Versorgung und Arbeitsorganisation. 
Mehr als zehn unterschiedliche Professionen und 
Dienste arbeiten bei der medizinischen Behand-
lung und Betreuung einer Person oder einer Fami-
lie nebeneinander her, häufig ohne Verständigung 
über Versorgungsziele. Das kann nicht im Interes-
se guter Patientenversorgung sein. Es wird berufs-
gruppenübergreifend ein gemeinsames Verständ-
nis von Qualität gebraucht. Neue inhaltliche und 
soziale Kompetenzen hinsichtlich der Dokumenta-
tion, der Beratung sowie des Managements von Pro-
zessen und Abläufen in den Gesundheitseinrichtun-
gen und an Schnittstellen der Versorgungssektoren 
sind erforderlich.

An neuen Technologien und insbesondere der Di-
gitalisierung kommt heute niemand mehr im Ge-
sundheitswesen vorbei. Vernetzte Computer und 
Maschinen ersetzen nicht nur die Muskelkraft des 
Menschen, sondern »kopieren« im wachsenden 
Maß auch geistige Fähigkeiten. Sie bieten für alle 
Lebensbereiche neue Chancen und neue Möglich-
keiten. Allerdings sind auch Risiken nicht zu unter-
schätzen. Entscheidend ist, dass diese erkannt und 
minimiert werden. 

Viele Herausforderungen der Digitalisierung 
stellen sich im Gesundheitswesen besonders deut-
lich: weil es dort einerseits um bestmögliche Hilfe 
für Leben und Gesundheit geht, und andererseits 
um höchstsensible Daten. Und es geht auch um das 
Selbstverständnis der helfenden Berufe. Technische 
Verbesserungen müssen immer auch im Kontext ih-
rer Rückwirkung auf das Bild vom Menschen und 
der Medizin gesehen werden.

Auch politische Parteien beschäftigen sich zu-
nehmend mit den Auswirkungen der Digitalisie-
rung auf das Gesundheitswesen. Die Chancen der 
neuen Technologie sollen zum Wohle aller genutzt 
werden und nicht vorrangig zur wirtschaftlichen 
Verwertbarkeit aller Lebensbereiche. So könnten die 
Möglichkeiten der digitalen Erfassung von medizi-
nischen Daten die Sicherstellung der Versorgung in 
der Fläche, beispielsweise durch telemedizinische 
Verfahren, verbessern. 

Auf der einen Seite erlaubt die anonyme Zu-
sammenführung großer Datenmengen eine besse-
re Analyse gesundheitlicher Entwicklungen. Eine 
präzisere Epidemievorhersage ist möglich und eine 
bessere Planbarkeit und Wirkungskontrolle gesund-
heitspolitischer Maßnahmen. Für chronisch Kran-
ke bietet die Digitalisierung neue Möglichkeiten der 
Überwachung des Gesundheitszustandes und da-
mit mehr Sicherheit, aber auch mehr Unabhängig-
keit und Bewegungsfreiheit. 

Auf der anderen Seite gibt es eine massenhafte 
Selbstüberwachung und Selbstoptimierung sowohl 
bei chronisch Kranken als auch bei Gesunden. Da-
mit lässt sich nur schwer vereinbaren, dass für jede 
Sammlung medizinischer Daten die vollständige 
Datenautonomie gewährleistet wird.
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Quelle: eigene Darstellung auf Grundlage der Daten des Statistischen Bundesamtes

ABB. 1 � Entwicklung von Personal und Fallzahl in den Krankenhäusern
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In Krankenhäusern werden immer mehr Leistungen bei steigender  
Fallzahl ohne den erforderlichen Personalaufbau erbracht.
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 Die eCard – ein umstrittenes Projekt 
Schon in der Vergangenheit gab es auch in ver.di un-
terschiedliche Einschätzungen zur elektronischen 
Gesundheitskarte (eCard). Sie kann sicherlich für Pa-
tientinnen und Patienten außerordentlich nütz-
lich sein. Aber es geht nicht ohne den umfassenden 
Schutz der sensiblen Gesundheitsdaten. Wichtig ist, 
dass die Patienten selbst bestimmen dürfen, welche 
Daten gespeichert werden. Die eCard enthält derzeit 
das Foto, den Namen und die Adresse der Versicher-
ten, den Namen der Kasse und die Versicherungs-
nummer. Künftig sollen zusätzlich Notfalldaten der 
Versicherten und das elektronische Rezept auf der 
Karte enthalten sein. Zudem werden alle Akteure 
des Gesundheitswesens digital vernetzt. In Planung 
ist die elektronische Patientenakte, in der etwa Arz-
neimittelunverträglichkeiten und Untersuchungs-
ergebnisse dokumentiert werden können. Fehlme-
dikationen und Doppelbehandlungen können so 
künftig vermieden werden. Damit kann eine enor-
me Verbesserung der Versorgungsqualität erfolgen. 
Auch Behandlungsfehler könnten damit leichter er-
kannt und der Patientenschutz verstärkt werden.

Doch die Skepsis ist groß. So schreibt ein Kran-
kenpfleger und Mitglied des Personalrats eines gro-
ßen Klinikums in der publik 7/2014: »Was wir in der 
Pflege machen, wird digital erfasst. Die Arbeitszei-
ten der Beschäftigten, ihre Wege in der Klinik, aber 
auch die Daten der Patienten. Das sind die intimsten 
Details unseres Lebens: Welche Krankheiten habe 
ich, welche Essgewohnheiten? Bin ich impotent, Al-
koholiker, Gelegenheitskiffer? Ich bin nicht gegen 
moderne Technik, ich will nicht ohne Smartpho-
ne und Tablet auskommen, keine Frage. Man könn-
te mit der Technik noch viel mehr machen, auch in 
der Klinik, aber es gibt kein anständiges Konzept da-
für. Das Patientendatensystem ist nicht gerade zu-
verlässig. Eine Unmenge an Daten wird gesammelt, 
die müssen zehn oder sogar 30 Jahre aufbewahrt 
werden. Wir müssen alles erfragen, gnadenlos. Alte 
Arztbriefe werden gespeichert. Ich habe den Patien-
ten oft noch gar nicht gesehen, aber nach der Medi-
kamentenliste habe ich schon ein klares Bild, was 
für ein Mensch mir gleich begegnet. Es geht um eine 
riesige Datenbank, die nicht sicher ist. 

Kein Programm kümmert sich um Löschmöglich-
keiten. Kein Patient wird gefragt, was über ihn ge-
speichert werden darf und was nicht. Mit der elek-
tronischen Gesundheitskarte gäbe es die Chance, 
eine konsequente Verschlüsselung einzusetzen. Die 
Chance ist verspielt. Mit der Karte werden dann alle 
Daten gesammelt, für alle einsehbar, die die Karte 
knacken können. Ich traue diesem System nicht, es 
geht nur um Kosteneinsparungen, nichts anderes. 
Deshalb werden wir irgendwann unzufrieden mit 
der Karte dasitzen und haben dann eben Pech ge-
habt. Wir brauchen einen übergreifenden Standard 
für alle Kliniken, wie wir mit den Daten umgehen. 
Der Patient muss entscheiden können, was wie lan-
ge gespeichert werden soll. Er muss bestimmen, wer 
seine Daten ansehen darf. Daten müssen erhoben 
werden. Aber auch geschützt.«

Zum Vertrauen in die Entwicklung der eCard hat 
auch die Bundesregierung in der letzten Legislatur-
periode wenig beigetragen. So wurde unter dem 
FDP-Gesundheitsminister Daniel Bahr den Kran-
kenkassen aufgegeben, bis Ende 2012 mindestens 
70 % ihrer Versicherten mit der eCard auszustatten. 
Kassen, die diese Vorgabe nicht erfüllten, wurden 
mit finanziellen Kürzungen bedroht. Der Druck auf 
die Kassen wurde von diesen an die Patienten wei-
tergegeben. Seit 1. Januar 2015 ersetzt die eCard die 
bisherige Krankenversicherungskarte.

Ein solches Vorgehen ist alles andere als ver-
trauenserweckend. Dabei sollte die eCard doch vor 
allem dem Patientenschutz dienen. Als 2001 nach 
einem Medikamentenskandal weltweit mindestens 
52 Menschen an tödlichen Wechselwirkungen mit 
dem Cholesterin-Senker Lipobay starben, beschloss 
man, künftig alle Medikamentenverordnungen auf 
einer elektronischen Krankenversicherungskarte zu 
speichern, um mögliche Wechselwirkungen schnell 
zu erkennen. Krankenkassen, Ärzte, Krankenhäu-
ser und Apotheker gründeten mit der gematik (Ge-
sellschaft für Telematikanwendungen der Gesund-
heitskarte mbH) eine Gesellschaft zur Entwicklung 
der elektronischen Gesundheitskarte und der dazu 
nötigen Telematik-Infrastruktur. 
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Die neue elektronische Gesundheitskarte sollte 
fälschungssicher und europaweit einsetzbar sein, 
mehr Transparenz schaffen, außerdem elektroni-
sche Rezepte sowie die Aufnahme medizinischer 
Notfalldaten ermöglichen. Die Einführung der 
eCard wurde 2003 von der damaligen rot-grünen 
Bundesregierung beschlossen. Sie sollte drei Jah-
re später einsetzbar sein. Der Einführungstermin 
wurde immer wieder verschoben. Die ursprüng-
lich geplanten Kosten von 1,6 Mrd. Euro könnten – 
so Daniel Poeschkens, Pressesprecher der mit der 
Entwicklung betrauten Firma gematik, 2009 gegen-
über dem Fernsehmagazin Monitor – auf bis zu 14,1 
Mrd. Euro wachsen, und das Projekt ist alles ande-
re als technisch ausgereift. Weder die Notfalldaten-
speicherung noch das elektronische Rezept noch die 
elektronische Patientenakte oder der elektronische 
Arztbrief sind auf der Karte verfügbar. Es besteht die 
große Gefahr, dass mit Blick auf ein neues lukratives 
Geschäftsfeld der ursprüngliche Zweck der eCard – 
der Schutz von Patientinnen und Patienten – in den 
Hintergrund rückt. Allein die Bertelsmann-Tochter 
Arvato hat rund 1,9 Mrd. Euro für die Digitalisierung 
von Fotos für die eCard erhalten.

 Gesundheits-Apps:  
 Die unterschätzte Gefahr 
Neben dieser Entwicklung gibt es derzeit eine wah-
re Inflation von Gesundheits- und Fitness-Apps (vgl. 
Bsirske im Anhang). Sie speichern Daten wie Puls 
und Blutdruck beim Sport, bei der Arbeit, im Schlaf. 
Rund 200.000 sollen es weltweit sein. Vielen Men-
schen ist nicht bewusst, welche Möglichkeiten die 
freiwillige Erfassung persönlicher biomedizinischer 
Daten bieten: Gebrauch und Missbrauch sind kaum 
auseinanderzuhalten. Insbesondere die private Ver-
sicherungswirtschaft kann daraus Rückschlüsse 
über die potenziellen Kunden ziehen. Dies leistet 
der Aufteilung in sogenannte gute oder schlechte Ri-
siken Vorschub. Dann gilt: Guter Body-Mass-Index 
und regelmäßiger Check führen zu niedrigen Prämi-
en. Produkte lassen sich leichter für gute Risiken zu-
schneiden – zu Lasten derer, die teure Gesundheits-
dienstleistungen benötigen. Dies stellt eine weitere 
Entsolidarisierung unserer Gesellschaft dar.

 Digitalisierung auf dem Vormarsch 
Auch in den Strukturen des Gesundheitswesens 
wird immer mehr auf Digitalisierung gesetzt. So 
soll eine bessere Steuerung innerhalb der Einrich-
tungen ermöglicht werden. Erwartet wird eine deut-
lich verbesserte Kommunikation zwischen allen an 
der Behandlung eines Patienten beteiligten Heilbe-
rufen. Versprochen wird, dass damit eine schnelle-
re Erledigung bürokratischer Pflichten möglich ist 
und mehr Zeit für Patientinnen und Patienten, für 
pflege- und hilfebedürftige Menschen bleibt. Plausi-
bilitätskontrollen, Qualitätssicherung und Klärung 
der Angemessenheit von Behandlungsentscheidun-
gen sollen den Akteuren bei der Verbesserung ihrer 
Arbeit helfen.

Aber große und elektronisch zugängliche Pati-
entendaten machen auch einen ganz besonderen 
Schutz der Daten von Patienten und Mitarbeitern er-
forderlich. Zudem müssen Erleichterungen bei der 
Aufgabenerledigung und Dokumentation auch bei 
den Beschäftigten ankommen und zu einer tatsäch-
lichen und spürbaren Entlastung führen. Es nützt 
nichts, wenn neue intelligente Transportsysteme bei 
der Ver- und Entsorgung von Wäsche, Nahrung oder 
Medikamenten helfen und dafür das Personal wei-
ter ausgedünnt wird. Technologische Entwicklung 
darf nicht zu noch mehr Arbeitsverdichtung führen. 
Sie wird nur dann Akzeptanz finden, wenn sie auch 
zu mehr Zeit für die Menschen führt.

In der Digitalisierung des Gesundheitswesens 
sieht Prof. Dr. Britta Böckmann, Professorin für Me-
dizinische Informatik an der FH Dortmund, eine He-
rausforderung und Chance. Für die Gesundheits-
IT gebe es einen sehr breiten Anwendungsbereich. 
Dazu gehörten Informationssysteme der Leistungs-
erbringer (Krankenhäuser, Praxen, Medizinische 
Versorgungszentren und Pflegeheime), Vernet-
zungsprojekte wie der elektronische Arztbrief, die 
Telemedizin, von der Teleradiologie über Telemoni-
toring bis zu Telerehabilitation, ebenso Dienstleis-
tungen und Angebote via Internet, eine wachsende 
Zahl von Apps und Geräten für zu Hause, die Daten-
zusammenführung in der Versorgungsforschung, 
das Krebsregister u. v. m.



132 —   Gute Arbeit und Digitalisierung

Die Vorteile sieht Böckmann in effizienteren Pro-
zessen mit weniger Untersuchungen. Durch Da-
tenaustausch könnten Fehler reduziert und Kos-
teneinsparungen durch geteiltes Wissen erreicht 
werden. Unter anderem durch Big Data wären Da-
ten der Versorgungsforschung direkt für die klini-
sche Praxis nutzbar. Personalisierte Medizin und 
die Messbarkeit von Qualität und Outcome sei-
en weitere Vorteile. Deutschland sieht die Wissen-
schaftlerin im internationalen Vergleich auf einer 
niedrigen Stufe digitaler Anwendungen. Durch wi-
dersprüchliche Interessen der beteiligten Akteure 
werde die nationale Telematik-Infrastruktur ausge-
bremst. Erschwerend kommt der strukturelle Man-
gel des deutschen Gesundheitssystems, die strikten 
Sektorengrenzen zwischen ambulanter und statio-
närer Versorgung, Rehabilitation und Pflege hinzu. 
Zudem gebe es keine Finanzierungsanreize für Ver-
änderungen. Innovationen gebe es meist nur als 
Modell. Sie würden nicht in die Regelversorgung 
gelangen.

Jürgen Hardt, bis 2011 Präsident der Psychothe-
rapeutInnen-Kammer in Hessen, blickt kritisch auf 
die schöne neue IT-Welt. Er macht auf die »Nebenwir-
kungen« der Digitalisierung zentraler Lebensberei-
che aufmerksam. In einer engen Verknüpfung mit 
dem neoliberalen Konzept des New Public Manage-
ment führe sie zu einer entsolidarisierenden Ver-
marktlichung der Gesellschaft.

Hardt bemängelt, dass vor lauter Daten die Pa-
tientInnen übersehen würden. In der Vision der Te-
lematik bekomme der in eine Datenwolke einge-
hüllte Patient Befunde, Therapien, Diagnosen aus 
unterschiedlichstem Kontext und von unterschied-
lichster Güte. Es sei zwar ein unbestreitbarer Vorteil, 
wenn alle Behandlungen als Vorgeschichte zugäng-
lich sind. Aber bloße Daten seien noch keine Befun-
de. Sie ergeben sich erst in einem Zusammenhang 
des Fragens nach dem Sinn dessen, was sie bedeu-
ten. »Es besteht die Gefahr, dass vor lauter Daten 
das Fragen vergessen wird, und dann gibt es auch 
keine Antworten«, sagte der Psychotherapeut in ei-
nem Vortrag Anfang 2015. 

Big Data verspreche eine digitale Lösung. Muster 
sollen per Algorithmus gefunden und mit diesen 
Mustern statistische Zuordnungen und Gruppie-
rungen erstellt werden. Das führe dazu, dass auch 
die Indikation für die weitere Behandlung einem 
Schema folge. Die im individuellen diagnostischen 
Weg erarbeitete Indikation werde durch eine statis-
tische Zuordnung zu einer Leidensgruppe ersetzt. 

Wenn die Digitalisierung der Gesundheitsver-
sorgung vorangetrieben werde, sollte man wissen, 
was dabei gewonnen wird und was dabei verloren 
geht, mahnt Hardt. Man müsse außer auf die erhoff-
ten Wirkungen auch auf die Nebenwirkungen ach-
ten und die Chancen und Gewinne einer solchen 
»Therapie der solidarischen Krankenbehandlung« 
gegen die Risiken und Verluste aufwiegen.

 Das E-Health-Gesetz 
Mit einem Gesetz für sichere digitale Kommunika-
tion und Anwendungen im Gesundheitswesen (E-
Health-Gesetz) versucht derzeit die Bundesregie-
rung, Einfluss auf die weitgehend unkoordinierten 
Entwicklungen zu nehmen. Nach Durchlaufen des 
parlamentarischen Verfahrens soll es voraussicht-
lich 2016 in Kraft treten. Das Gesetz soll laut Ge-
sundheitsministerium darauf zielen, die Chancen 
der Digitalisierung für die Gesundheitsversorgung 
zu nutzen und schneller nutzbringende Anwendun-
gen zu ermöglichen. Wiederum sollen die Organe 
der Selbstverwaltung klare Vorgaben und Fristen er-
halten, die bei Nichteinhaltung zu Sanktionen füh-
ren werden. Die Schwerpunkte der Regelungen sind:

→→ �Anreize schaffen für die zügige Einführung  
und Nutzung medizinischer Anwendungen  
(Notfalldaten, elektronischer Arzt- und Entlass-
brief und einheitlicher Medikationsplan);

→→ �Telematikinfrastruktur öffnen und perspek
tivisch als die maßgebliche sichere Infra
struktur für das deutsche Gesundheitswesen 
entwickeln;

→→ �Strukturen der Gematik (schwerfällige Ent-
scheidungsprozeduren) verbessern;

→→ �Interoperabilität (Fähigkeit zur Zusammen
arbeit) der Systeme verbessern; 

→→ �Förderung telemedizinischer Leistungen.
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Bereits 2012 hatte der Bewertungsausschuss – er 
besteht aus jeweils drei Vertreter/innen der Kas-
senärztlichen Bundesvereinigung und dem Spit-
zenverband der gesetzlichen Krankenversicherung 
und legt den Inhalt der abrechnungsfähigen Leis-
tungen fest – den gesetzlichen Prüfauftrag erhalten, 
welche Leistungen telemedizinisch erbracht und 
abgerechnet werden können. Konkrete Ergebnisse 
wurden bislang jedoch nicht vorgelegt.

Im E-Health-Gesetz sieht die bereits zitierte Me-
dizin-Informatikerin Böckmann gute Ansätze. Der 
Wille zur Veränderung sei erkennbar. Aber das Ge-
setz sei Stückwerk. Bei dem Kernthema Telemedizin 
werde im Gesetz nicht geregelt, nach welchen Qua-
litätskriterien in Zukunft diese Leistungen Teil des 
Einheitlichen Bewertungsmaßstabs – EBM (Vergü-
tungssystem der ärztlichen Versorgung in Deutsch-
land) werden. Stückwerk sei auch der elektronische 
Arztbrief. Er werde gefördert, der Medikationsplan 
bleibe aber zunächst auf Papier, und der Datenaus-
tausch in der Pflege sei gar nicht bedacht worden. 
Und mit dem Auftrag an die gematik, ein Verzeich-
nis über Schnittstellen und Standards zu führen, 
entstünde noch keine Interoperabilität. An diesen 
Stellen, wie auch bei der Beschäftigung mit den The-
men Apps und Wearables sowie Durchführungs-
richtlinien für den Umgang mit Datenschutz, müsse 
bald gesetzgeberisch gehandelt werden. Langfristig 
werde dringend eine übergreifende Strategie, eine 
Vision, was e-health für uns in Deutschland bedeu-
tet, gebraucht. Es sei notwendig, einen Think Tank 
unter Leitung eines der Regierung unterstellten E-
Health-Beauftragten einzurichten. Unabhängig von 
den Akteuren der Selbstverwaltung sollte es einen 
E-Health-Beauftragten geben, bei dem alle Fäden 
zusammenlaufen und der die Strategie und Vision 
kommuniziert.

Erhebliche Kritik am Referentenentwurf für das 
E-Health-Gesetz kommt auch von der Kassenseite. 
Der Patient spiele überhaupt keine Rolle im Gesetz. 
Es soll eine sichere Daten-Infrastruktur zum Aus-
tausch der verschiedenen Akteure im Gesundheits-
system entstehen, aber konkrete Anwendungen für 
die geplante Daten-Autobahn fehlen. Die Entwick-
lung eines Medikationsplans wird zwar positiv ge-
sehen, aber den soll es nicht elektronisch, sondern 
in Papierform geben. Professor Jürgen Wasem von 
der Universität Duisburg-Essen wünscht sich mehr 
zukunftsweisende Ansätze etwa für die Interope-
rabilität der Systeme und die Einbeziehung nicht-
ärztlicher Leistungserbringer. Für den Gesundheits-
ökonomen sind dezentrale Ansätze den zentralen 
Lösungen wie dem E-Health-Gesetz bei der Schaf-
fung innovativer Versorgungsmodelle überlegen.

Der Bundesverband für Internetmedizin hält 
die derzeitige Diskussion für provinziell. In der IT 
sei Deutschland extrem langsam. Die Rückständig-
keit lasse sich aber auch angesichts eines veränder-
ten Patientenverhaltens nicht mehr länger beibe-
halten. Die neuen Innovationstreiber kämen nicht 
aus der Branche, sondern Google und Apple trieben 
die Entwicklung voran.

Auch die forschenden Arzneimittelhersteller be-
klagen, dass Deutschland hinterherhinke. Grund 
sei, dass Ärzte und Kliniken oft nur innerhalb des 
eigenen Sektors dächten. Das müsse überwunden 
werden. Voraussetzung für die Entwicklung funkti-
onierender Kooperationen sei ein verändertes Wis-
sensmanagement.

Auch die Fachärzte beklagen Reibungsverluste an 
den Sektorengrenzen. Krankenhäuser wiederum be-
dauern, dass Kooperationen häufig an Budgetfragen 
scheitern. Es wird also kein einfacher Weg bis zur 
Verabschiedung des Gesetzes. Und auch hier stellt 
sich letztlich die Frage, welchen Wert die Gesetzes-
initiative für die Patientenversorgung und für die 
Arbeit in der Gesundheitsbranche haben wird.
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 Große Hoffnung auf die Telemedizin 
Vor allem in die Telemedizin werden hohe Erwar-
tungen gesetzt. Sie könne die Lebensqualität von 
Patientinnen und Patienten erhöhen und im Not-
fall Leben retten. Für chronische Kranke könnten 
belastende Arztbesuche und Krankenhausaufent-
halte reduziert werden, und auf dem Land könn-
ten die langen Wege zum Facharzt entfallen. Auch 
in strukturschwachen Regionen könnten mit Un-
terstützung der Telemedizin die Menschen medizi-
nisch gut versorgt werden. 

Als funktionierende Beispiele für Telemedizin 
wird die Auswertung elektronischer Befunde ge-
nannt. Statt darauf zu warten, dass ein Röntgenbild 
ausgedruckt und per Kurier versendet wird, gebe es 
hier große Vorteile. Der Nutzen von Telemedizin in 
der Fläche ist jedoch noch nicht geklärt. Hier spielen 
in der Tat die Abgrenzungen zwischen den einzel-
nen Versorgungssektoren, die mangelnde Zusam-
menarbeit zwischen Gesundheitsberufen und die 
Furcht niedergelassener Mediziner, Patientinnen 
oder Patienten zu verlieren, eine große Rolle. Allein 
durch den Ausbau von Telemedizin und eine zuneh-
mende Digitalisierung lassen sich diese Probleme 
nicht lösen.

 Fazit 
Innovationen im Gesundheitswesen führen zu ra-
santen Veränderungen in der Branche. Sie haben ei-
nerseits zu erheblicher Arbeitsverdichtung beige-
tragen, ermöglichen aber andererseits auch neue 
Formen der Zusammenarbeit. Entscheidend wird 
sein, inwieweit sie Kompetenz, Technologie, Gü-
ter und Dienstleistungen miteinander verzahnen 
und als Soziale Innovationen die Anliegen der Pati-
entInnen und Beschäftigten im Gesundheitssektor 
berücksichtigen, indem sie in die Innovationspro-
zesse einbezogen werden (vgl. Bieber/Haubner 2013). 
So ist auch eine Wechselwirkung und ein reger Aus-
tausch mit dem gesellschaftlichen Umfeld im Inno-
vationsgeschehen gegeben. Innovation braucht ge-
rade in der Gesundheitsbranche eine menschliche 
Komponente: Diese wird dann integriert, wenn Pati-
entInnen wie Beschäftigte beteiligt, also eben Sozia-
le Innovationen auf den Weg gebracht werden. 

Was digitale Innovationen betrifft, so kann die Ver-
arbeitung großer Datenmengen mithelfen, Epide-
mien früher zu erkennen, den Patient/-innen mehr 
Sicherheit zu geben oder durch den Einsatz von Te-
lemedizin die Gesundheitsversorgung in der Fläche 
zu verbessern. Gleichzeitig bietet die Verarbeitung 
von hochsensiblen Gesundheitsdaten eine erhebli-
che Herausforderung für den Datenschutz. Für jede 
Sammlung medizinischer Daten muss die vollstän-
dige Datenautonomie gewährleistet werden.

Diese Janusköpfigkeit zeigt sich gerade bei der 
elektronischen Gesundheitskarte. Wenn durch sie 
Fehlmedikationen oder Behandlungsfehler schnel-
ler erkannt oder Doppelbehandlungen vermieden 
werden können, ist dies eine Verbesserung für die 
Patienten. Doch trotz über zehn Jahre Entwicklungs-
zeit und Verachtfachung der Kosten wurde der ange-
strebte Schutz von Patientinnen und Patienten nicht 
realisiert. Die Karte hat vielmehr Unsicherheit über 
die Verwendung der gespeicherten Daten erzeugt.

Noch nicht absehbar sind die Folgen, die sich 
durch die freiwillige Nutzung von Gesundheits- und 
Fitness-Apps für die Weiterentwicklung einer auf 
Solidarität gebauten Gesundheitsversorgung erge-
ben werden. Problematisch ist, dass sich durch diese 
Apps auch neue Selektionsmöglichkeiten eröffnen. 

Mit einem E-Health Gesetz will die Bundesre-
gierung die Chancen der Digitalisierung für die Ge-
sundheitsversorgung nutzen und die Einführung 
neuer Anwendungen beschleunigen. Eine übergrei-
fende Strategie wird aber auch in diesem Gesetz 
nicht deutlich. Erforderlich sind daher die Einrich-
tung eines Think Tanks unter Leitung eines der Re-
gierung unterstellten E-Health-Beauftragten und die 
konsequentere Ausrichtung am Nutzen für den Pa-
tienten.
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Der Druck steigt – das ist das Signal der Journalis-
tinnen und Journalisten, von denen rund 14.000 für 
Tageszeitungsredaktionen arbeiten, 9.000 für Zeit-
schriften, etwa 10.000 für den öffentlich-rechtlichen 
Rundfunk und ungefähr 40.000 Freie, die zumeist 
für mehrere unterschiedliche mediale Vertriebswe-
ge arbeiten und damit crossmedial, wie es so schön 
heißt. Der Druck steigt, das heißt: In den Redaktio-
nen wird längst nicht mehr nur ein analoges Pro-
dukt wie ein Radiobeitrag oder ein Zeitungsartikel 
gefertigt, das nach Redaktionsschluss in den Druck 
oder auf Sendung geht, sondern es werden etliche 
Vertriebskanäle parallel und rund um die Uhr be-
dient – Online-Medien mit Artikeln, die sprachlich 
anders aufbereitet sein müssen als für eine Print-
ausgabe, und audiovisuellen Beiträgen bestückt –, in 
den sozialen Medien Interesse für die Produkte der 
Verlagshäuser und Rundfunkanstalten generiert 
und der Dialog mit dem Publikum gepflegt.

Diese Einbeziehung sozialer Medien und der 
Ausbau von Online-Angeboten entweder als eigene 
Publikation oder zur Ergänzung eines bestehenden 
Angebots finden in unterschiedlichem Ausmaß statt, 
bei den Badischen Neuesten Nachrichten anders als 
bei dem gerade neu entwickelten digitalen Angebot 
der Süddeutschen Zeitung. Aber es gibt in Deutsch-
land keine Publikation mehr, die sich nicht auch 
digital wiederfindet. Die Weiterentwicklung und 
Neuausrichtung digitaler Angebote findet dabei in 
den meisten Fällen im laufenden Betrieb statt, häu-
fig ohne klare Linie oder mit ständig wechselnden 
Konzepten und führt zu erheblichen Veränderungen 
und zusätzlichen Belastungen in den Redaktionen. 
Denn zumeist werden für die Gestaltung der digi-
talen Transformation in den Verlagshäusern keine 
neuen Kräfte eingestellt, sondern eher Arbeitsplät-
ze abgebaut, etwa 4.000 in den vergangenen Jahren, 
unter Verweis auf sinkende Anzeigenerlöse und Auf-
lagen, eine Entwicklung, die einhergeht mit einem 
Mangel an neuen Geschäftsideen für den digitalen 
Journalismus. Bezahlschranken oder Reichweite – 
das ist die Auseinandersetzung der Verlage, wobei 
ja schon das Wort Bezahlschranke in seiner negati-
ven Konnotation wenig einladend ist.

Es ist wenig verwunderlich, dass neue Start-up-
Plattformen wie Blendle oder pocketstory die Chan-
ce ergreifen und die Lücke zu den wegbrechenden, 
häufig jungen Leserinnen und Lesern schließen, in-
dem sie ihnen über einen digitalen Kiosk das An-
gebot machen, einzelne Artikel zu erwerben und 
dabei auch noch Funktionen der sozialen Netzwer-
ke einbauen, über die Artikel an Bekannte weiter 
empfohlen werden können. Dadurch können Pro-
fite erwirtschaftet werden: Blendle beschäftigt in 
den Niederlanden 56 Angestellte, hauptsächlich 
Programmierer, der Älteste ist 43 Jahre alt. Von den 
rund 300.000 Abonnent/innen sind zwei Drittel un-
ter 40 Jahre alt, die größte Gruppe ist zwischen 25 
und 30 Jahre alt, Zielgruppen, die für den klassi-
schen Tageszeitungsmarkt schon fast für verloren 
gegolten haben.

Hierzulande befinden sich neue Vertriebssys-
teme noch im Aufbau und viele Verlagshäuser ver-
schleudern zulasten der Redaktionen und letzten 
Endes von Qualität und Vielfalt vielfach mühsam 
und kostenträchtig produzierte Inhalte gratis im 
Netz. Parallel dazu bieten neue Formen des Einsat-
zes journalistischen Handwerkszeugs über Content-
Management-Angebote neue Absatzmärkte für die 
Werbewirtschaft im Netz: Journalistinnen und Jour-
nalisten bereiten für einen Kunden beispielsweise 
Verbraucherthemen und Serviceangebote redakti-
onell auf, die dann auf eigenen Produktplattformen 
publiziert werden. Derweil hören wir von Verleger-
vertretern leider nur allzu häufig: Uns geht es wohl 
noch nicht schlecht genug. Sie sparen am falschen 
Ende und investieren nicht in den Wachstumsbe-
reich Digitalisierung, sondern versuchen über Ho-
norardumping und Rechteklau den Wert journalis-
tischer Arbeit zu drücken. Was ein bemerkenswert 
fatalistischer Umgang mit einer Branchenentwick-
lung ist, die mit den Worten dramatischer Umbruch 
fast noch euphemistisch beschrieben ist.
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 Eine Branche im Umbruch –  
 Der Druck in den Redaktionen steigt 
Noch verdienen die Verlage Geld, gutes Geld, ihre 
Renditen von deutlich über 10 % im Durchschnitt 
können sich sehen lassen. Die Automobilindustrie 
oder gar der Handel können von solchen Gewinn-
margen nur träumen. Auch mit sinkenden Ausga-
ben für journalistische Arbeit werden diese Margen 
erzielt. So ist der Springer-Konzern in der Entwick-
lung digitaler Angebote ganz weit vorn, mit einer 
entsprechend positiven Bilanz. Die ist aber auch 
Folge einer Ausrichtung auf digitale Geschäftsmo-
delle wie den Anzeigenmarkt für Immobilien, Part-
nerschaften oder Tierfutter, wo journalistische 
Angebote nur mehr einen kleinen Teil im Produkt-
portfolio ausmachen.

Pressevielfalt hingegen nimmt ab, der Trend 
geht zu ausgelagerten Redaktionen in häufig tariflo-
sen Tochterunternehmen wie z. B. die Rheinische Re-
daktionsgemeinschaft im DuMont Verlag, die den 
Kölner Stadtanzeiger und die Kölnische Rundschau 
produziert, oder die geplante Zentralredaktion der 
WAZ. Der stellvertretende ver.di-Vorsitzende Frank 
Werneke beschreibt diese Entwicklung auf einer Be-
triebsversammlung im Berliner Verlag, der zum Du-
Mont-Verlag gehört, im Juni 2015 so: 

»Auf der einen Seite findet ein Konzentrations-
prozess statt, mit dem Ziel, durch das Streichen von 
Arbeitsplätzen Kosten zu sparen. Zentrale Dienste, 
die IT-Bereiche usw. werden gebündelt. In immer 
stärker werdendem Umfang werden in den jeweili-
gen Konzernen auch konzernweit tätige zentrale Re-
daktionen aufgebaut. Das alles ist soweit bekannt. 
Und nicht untypisch, auch für andere Branchen, in-
dem im Rahmen von Konzentrationsprozessen die 
vielbeschworenen Synergieeffekte gehoben werden 
sollen. Und dann gibt es eine zweite Entwicklungsli-
nie – die in dieser Ausprägung und Radikalität, aller-
dings nur im Verlagswesen anzutreffen ist. Und das 
ist das Konzept des Zerstückelns der Betriebe. Aus 
jeder Abteilung wird versucht, eine eigene Gesell-
schaft zu machen: Vertrieb, Anzeigen, Archiv, interne 
Dienste. Einige Zeitungsverlage gehen sogar so weit, 
aus jedem Redaktionsressort eine eigene GmbH zu 
machen – und aus jeder Lokalredaktion. (…) 

Fast jede Ausgliederung ist zumindest mit dem Ver-
such verbunden, Beschäftigten den Tarifschutz 
zu nehmen. Oder zumindest bei Neueinstellun-
gen deutlich verschlechterte Arbeits- und Entloh-
nungsbedingungen durchzusetzen. Was nichts an-
deres bedeutet, als die zukünftige Generation von 
Redakteurinnen und Redakteuren und die zukünf-
tige Generation von Verlagsbeschäftigen zu benach-
teiligen.«

Durch die beschriebene Benachteiligung geht 
auch ein Stück dessen verloren, was als innere Pres-
sefreiheit beschrieben werden kann. Die Vorausset-
zung des Einlösens der grundgesetzlich geschützten 
Pressefreiheit ist nämlich die Möglichkeit intensi-
ver Recherche und fundierter Analyse – beides uner-
lässlich in einer Welt, in der wir mit Informationen 
überschüttet werden, analog und digital.

Aber Recherche und Analyse unterscheiden den 
für eine funktionsfähige Demokratie unverzichtba-
ren Journalismus wesentlich von anderen Darrei-
chungsformen von Informationen und Nachrichten. 
Diese Nachrichten und Informationen bilden einen 
gigantischen Datenstrom, der sich unablässig und 
vermehrt durch die sozialen Medien über das Pub-
likum ergießt – zwischen Katzenbildern die Suche 
nach einem vermissten Kind und eine Buchempfeh-
lung, je nach individueller Präferenz. In den sozia-
len Medien können die Rezipientinnen und Rezipi-
enten festlegen, wessen Statusmeldungen sie folgen 
wollen, sie können Anregungen geben, kommentie-
ren und subjektive Eindrücke weiter vermitteln. Die 
Medien müssen mit diesem Phänomen umgehen. 
Ihre Rolle verändert sich in diesem Prozess wesent-
lich weg vom reinen Sender hin zu einem Beteiligten 
an einem unendlichen Dialog. Darin liegen Chancen, 
die beispielsweise Zeit Online gut zu nutzen weiß, 
um ihre recht junge Zielgruppe an sich zu binden. 

Ein aufschlussreiches Beispiel: Zeit Online stellt 
etwa Fragen wie die nach der schlimmsten Situation 
in einem Bewerbungsgespräch. Aus einer fünfstelli-
gen Anzahl von Reaktionen werden die zehn aussa-
gekräftigsten ausgewählt, nachgespielt und von ei-
ner Psychologin hinsichtlich der Frage bewertet, wie 
die Bewerberin oder Bewerber sich optimal in einer 
solchen Situation verhält. 
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Lange Texte mit eingebauten Videos finden sich auf 
den Karriereseiten von Zeit Online, die meisten neu-
en Artikel werden unmittelbar nach Erscheinen in 
den sozialen Medien verbreitet und darüber – er-
folgreich – versucht, die Leserinnen und Leser auf 
die eigenen Angebote zu holen. Ein Social-Media-
Manager analysiert dafür die Trends in den sozia-
len Medien, auf die die Redaktion sich in den kom-
menden Stunden einstellen muss. Ob sie darauf 
reagiert und wie, bleibt der Redaktion überlassen, 
aber auch die Klickraten spielen bei der Festlegung 
neben dem Anspruch eine Rolle, als ein Informa-
tionsmedium zu agieren, das nicht allein von der 
Gier nach dem schnellen Klick getrieben wird. Und 
eine Redaktion muss in einem solchen Prozess mit-
genommen werden und über die Entscheidungen 
und die Orientierung in Richtung Zukunft infor-
miert sein, auch darin unterscheidet sich Zeit On-
line von anderen Medien. Und es bedarf dazu einer 
Personalausstattung, die den Dialog mit dem Pub-
likum bewältigen und steuern sowie die Datenmen-
gen auswerten kann.

Es wird zukünftig zum klassischen Handwerks-
zeug von Journalistinnen und Journalisten gehören 
zu wissen, was gigantische Datenmengen an Infor-
mationen bergen. Wiki-Leaks und der Fall Snow-
den sind nur zwei Beispiele, die zeigen, wie wichtig 
Quellenschutz, sorgfältige Aufbereitung und Re-
cherche von Daten ist, um die Leserinnen und Le-
ser sachgerecht zu informieren. Zudem haben die 
Daten der Nutzerinnen und Nutzer eine immer grö-
ßere auch wirtschaftliche Bedeutung.

Zur Bewältigung der sich durch die Digitalisie-
rung stellenden Aufgaben bedarf es Investitionen: 
In gute journalistische Produkte, in Journalistinnen 
und Journalisten, die ihr Handwerk gelernt haben 
und sich angesichts der rasanten technischen Ent-
wicklung laufend weiterbilden können. Wir brau-
chen Investitionen und Mut, auch in und für neue 
Geschäftsmodelle. Ein schönes Beispiel hierfür ist 
die französische Internetzeitung Mediapart. Eine 
Erfolgsgeschichte, gegründet 2008 von vier Men-
schen, heute mit einem Team von etwa 50 fest ange-
stellten Leuten am Werk – vollkommen unabhängig, 
das heißt, rein leser- und nicht anzeigenfinanziert, 
von 80.000 zahlenden Abonnenten, denen diese Un-
abhängigkeit neun Euro pro Monat wert ist. 

Seit vier Jahren ist die Zeitung kontinuierlich in den 
schwarzen Zahlen. Der Umsatz lag 2013 bei sieben 
Millionen Euro, der Gewinn 2014 schon bei 1,4 Mil-
lionen Euro, das entspricht einer Rendite von 15 %. 
Mit Unabhängigkeit, Mut und Mitteln für investiga-
tive Recherche ausgestattet unter dem Motto: »Nur 
unsere Leser können uns kaufen.« – Nicht umsonst 
hat Mediapart alle großen Skandale französischer 
Politik und Wirtschaft in den vergangenen Jahren 
aufgedeckt, als Beispiele seien nur die Affäre um 
den französischen Budgetminister Jerome Cahuzac 
oder die Finanzaffäre der L’Oreal-Erbin Liliane Bet-
tencourt genannt. 

Aber auch in Deutschland gibt es Beispiele, die 
Mut machen, Mut zu zeigen, z. B. in Bayreuth, beim 
Nordbayerischen Kurier, vormals eher bekannt für 
Hofberichterstattung über die CSU und die Familie 
Wagner. Chefredakteur Joachim Braun hat mit die-
ser Tradition gebrochen und sich damit viele Feinde 
gemacht, aber Glaubwürdigkeit und Vertrauen der 
Leserinnen und Leser zurück erobert: die Währung 
des Journalismus. Sie fördert die Bereitschaft, jeden 
Artikel im Internet auch zu bezahlen, und sei es mit 
Mikrobeträgen. Er verschenke die Arbeit seiner Re-
daktion nicht, lautet die Devise von Braun. Und er 
verschafft dieser Redaktion noch an einer weiteren 
Stelle Luft, indem er sämtliche Vereinsberichterstat-
tung in eine Extrabeilage verbannt hat, die einmal 
wöchentlich erscheint und nicht redaktionell be-
arbeitet wird. Die wirtschaftliche Entwicklung der 
Regionalzeitung spricht dafür, dass Vertrauen und 
Glaubwürdigkeit als wesentliche, auch wirtschaft-
liche Erfolgsfaktoren sich am Ende auszahlen, wie 
auch der Mut, neue Wege einzuschlagen – ohne die 
es am Ende nicht gehen wird –, die wesentlich di-
versifizierte, auf die persönlichen und individuel-
len Interessen der Leserinnen und Leser zugeschnit-
ten sein werden. Denn digitaler Journalismus heißt, 
dass ich durch Click-Rating besser als jemals zuvor 
wissen kann, wer was wie lange liest. Frage ich dann 
noch warum, dann bin ich ein empathisches Medi-
um und kann die Interessen einer Zielgruppe bedie-
nen, noch bevor diese sie selbst als solche identifi-
ziert hat. 
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 Herausforderung innovative  
 Geschäftsmodelle 
Neue Geschäftsmodelle wie Mediapart oder die wer-
befinanzierten Stadtteilblogs entstehen – da sind 
wir noch lange nicht am Ende dessen, was vorstell-
bar ist – vor allem, wenn die Verlage irgendwann mal 
den Mut haben, sich dem zu öffnen und ihr Pfund, 
das Vertrauen in ihre publizistischen Produkte, ihre 
Glaubwürdigkeit, bereit sind, in die Waagschale zu 
werfen.

Aber nicht nur auf diese neuen Geschäftsmodel-
le kommt es an: Journalismus wird künftig von ei-
nem Mix unterschiedlicher Finanzierungsmodelle ge-
tragen werden. Dabei muss neben dem Aufbau von 
Stiftungen, beispielsweise zur Finanzierung von in-
vestigativen und damit ausgesprochen teuren Re-
chercheprojekten wie correctiv oder lokalen Blogs, 
auch der Ausbau staatlicher Förderung eine Rolle 
spielen. Für Printprodukte gilt in Deutschland ein 
abgesenkter Mehrwertsteuersatz, der sich auch auf 
Online-Produkte anwenden ließe. In Dänemark wer-
den über einen solchen Ansatz journalistische Pro-
jekte im Online-Bereich explizit gefördert. Aller-
dings sollte ein Ausbau staatlicher Förderung an die 
Einhaltung von Qualitätskriterien wie dem Angebot 
von Ausbildungsplätzen, die Anwendung von Tarif-
verträgen etc. gebunden und nicht auf Verlagsan-
gebote reduziert sein. Das genaue Gegenteil deutet 
sich in der Digital News Initiative an, eine Kooperati-
onsplattform diverser europäischer Verlage, darun-
ter aus Deutschland unter anderem Der Spiegel, die 
Süddeutsche Zeitung, Die Zeit und die FAZ. Google 
hat angekündigt, im Rahmen dieser losen und un-
verbindlichen Kooperation 150 Millionen Euro in in-
novativen Journalismus zu stecken. Es ist mehr als 
fraglich, wie dabei die journalistische Unabhängig-
keit gewahrt werden soll, deren Stellenwert alle be-
teiligten Verlage beschwören. Warum sie sich dann 
auf einen höchst fragwürdigen Deal einlassen, den 
Google ihnen für vergleichsweise wenig Geld anbie-
tet, um das Image der Datenkrake aufzupolieren und 
möglicherweise auch durch die Förderung journa-
listischer Ausbildung Einfluss auf die Arbeitswei-
se künftiger Journalistengenerationen nehmen zu 
können, erschließt sich nicht und wird auch in den 
Redaktionen und Verlegerverbänden kritisch hin-
terfragt. 

So kritisiert der Journalistik-Professor Frank Lobigs 
von der Technischen Universität Dortmund auf Fo-
cus Online im Mai 2015 scharf: »Wie im Teufelspakt 
des Dr. Faustus geht es um Verjüngung und neues 
Leben, das sich die Verlage mit den Google-Millionen 
verschaffen wollen. Wie im faustischen Pakt geht es 
im Gegenzug aber vielleicht auch um die journalisti-
sche Seele.« Der Medienökonom vergleicht die aus-
gelobte Summe von 150 Millionen Euro für die Di-
gital News Initiative mit den Ansprüchen, die den 
Verlagen aus dem Leistungsschutzrecht von Goog-
le zustünden, und kommt zu dem Schluss: »Kämen 
die Umsatzbeteiligungs-Forderungen aus dem Leis-
tungsschutzrecht durch, würden jährlich weit grö-
ßere Summen von Google an die Verlage fließen; 
dies dann aber von Rechts wegen und nicht von 
Googles Gnaden.« Lobigs appelliert in seinem De-
battenbeitrag, Qualitätsjournalismus müsse »auch 
ohne Google-Entwicklungshilfe in Deutschland 
erhalten werden«. Die »nicht von Google verein-
nahmten Verlage« sollten gemeinsam »harte For-
derungen an die Politik und auch an die mächtigen 
Digitalmonopolisten stellen«. 

 Pressefreiheit – Ein gefährdetes Gut 
Eines ist sicher: Demokratie ohne Journalismus geht 
nicht, und das ist keine Frage des Vertriebskanals. 
Aber er ist dramatischen Veränderungen unterwor-
fen, die es zu gestalten gilt. Dabei stehen wir schon 
seit längerem in einer Auseinandersetzung um die 
Akzeptanz von Presse und Rundfunk. Wie schlecht 
es um diese Akzeptanz zum Teil bestellt ist, zeigen 
uns die Fahndungsaufrufe, mit denen in den sozia-
len Medien zur Hetze gegen jene Fotografen aufgeru-
fen wird, die Demonstrationen gegen Asylbewerber-
unterkünfte in Berlin und anderswo dokumentieren. 
Von Einsatzkräften vor Ort hören die betroffenen 
Kollegen dann, sie sollten sich fern halten, für ih-
ren Schutz könne nicht gesorgt werden. Wir haben 
für unsere Mitglieder rechtliche Schritte gegen die 
Verbreiter der Fahndungsaufrufe eingeleitet und 
sind in Gesprächen mit den zuständigen Innenmi-
nistern, um deutlich zu machen, dass hier Grenzen 
überschritten werden und der Staat die Aufgabe hat, 
Presse und Medien in der Ausübung ihrer Arbeit zu 
schützen.
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Die dju in ver.di wird allen politischen Intentionen, 
über die Vorratsdatenspeicherung zum Beispiel den 
Quellenschutz zu schwächen, entgegentreten. Wir 
werden die Abwertung journalistischer Arbeit nicht 
zulassen, wohl aber den gesellschaftlichen Diskurs 
darüber führen, wie wir unabhängigen Journalis-
mus auch in Abgrenzung von Meinungsmache und 
undifferenzierter Information in den sozialen Medi-
en stärken. Dabei sehen wir alle gesellschaftlichen 
Gruppen in der Verantwortung. Denn sinkende Auf-
lagen und Reichweiten bei den etablierten Medien 
sollten im Wissen um insgesamt gestiegene Medi-
ennutzung Anlass dafür sein, die Rahmenbedin-
gungen für freien Journalismus zu verbessern.

Innere Pressefreiheit ist in der jetzt zu führen-
den Auseinandersetzung von großer Relevanz. Denn 
sie bedeutet die Freiheit, im Zweifel auch gegen die 
wirtschaftlichen Interessen von Verlagen, die sich 
zum Teil schon länger aus ihrer publizistischen Ver-
antwortung verabschiedet haben, bestimmte Inhal-
te zu veröffentlichen. 

Immer wieder berichten Kolleginnen und Kol-
legen, dass die Öffentlichkeit deshalb vieles nicht 
mehr erfährt. Auch dieser Form von Selbstzensur 
aus wirtschaftlichen Erwägungen gilt es mutig ent-
gegenzutreten. Zum Beispiel dadurch, dass sich die 
Parteien endlich die Forderung der dju in ver.di nach 
der Abschaffung des unseligen Tendenzschutzes 
auch auf ihre Tagesordnung setzen und dass Jour-
nalistinnen und Journalisten sich selbstkritisch die 
Frage beantworten, wo sie sich angreifbar machen – 
und vor allem, warum?

»Ist das Journalismus oder kann das weg?« frag-
te die Otto-Brenner-Stiftung angesichts der Hetz-
kampagne der BILD-Zeitung gegen Griechenland 
und kommt zu dem Ergebnis, dass diese Form von 
Populismus zwar als Geschäftsmodell taugen mag, 
mit seriösem Journalismus aber nichts mehr zu tun 
hat. Ob Griechenland- oder Ukraine-Berichterstat-
tung, ob Propaganda-Videos vom Islamischen Staat 
oder Verletzung von Persönlichkeitsrechten: Die 
Medien müssen sich die Frage gefallen lassen, wie 
belastbar die Informationen sind, die sie verbreiten 
und wessen Interessen sie vertreten. 

Die Auseinandersetzung darüber hat in den Ta-
gen nach dem Absturz der Germanwings-Maschi-
ne über den französischen Alpen am 24. März 2015 
eine neue Dimension erreicht, und zwar getrieben 
und bedingt durch die sozialen Medien: Medienre-
zipienten formulierten vor allem auf Facebook kla-
re Erwartungen an die Berichterstattung und erteil-
ten Sensationslust und Spekulationen eine Absage. 
Kommentare in Leitmedien wurden kommentiert, 
noch ehe sie in der Printausgabe veröffentlicht wur-
den. Der digitale Journalismus ist schnell, Nach-
richten sind in Echtzeit überall verfügbar. Und sie 
erreichen ein Publikum, das den Wert dieser Nach-
richten, die Arbeit der Journalistinnen und Journa-
listen zu schätzen weiß, aber ein Mitspracherecht 
für sich beansprucht. Diesem Mitspracherecht ei-
nen Platz einzuräumen ohne den Anspruch, der 
mit der Pressefreiheit verbunden ist, aufzugeben, ist 
eine Herausforderung der digitalen Transformation 
der Medien, eine der wesentlichen.

 Gestaltung der Zukunft 
Tarifverträge: Wir betreten da Neuland, haben den 
Geltungsbereich unserer Tarifverträge für die Ta-
geszeitungen auf Onliner erweitert, modernisie-
ren die Ausbildung, setzen uns für verbindliche 
Weiterbildungsansprüche ein – oft auch gegen den 
Widerstand der Arbeitgeber, die meinen, dass das 
erforderliche Wissen für den professionellen Jour-
nalismus im digitalen Wandel sich von alleine ein-
stellt, wenn sie den Druck nur ausreichend erhöhen. 
Dabei müssen die Kolleginnen und Kollegen wissen, 
wie sie soziale Medien für ihre Arbeit nutzen, wel-
che Möglichkeiten und rechtlichen Fallstricke es 
gibt, wie sie Riesendatenmengen für ihre Recher-
chen einsetzen können. Auch da entstehen neue 
Geschäftsmodelle, wie zum Beispiel eine Agentur in 
Hamburg, die sich auf Recherchen in Datenbestän-
den spezialisiert hat und deren Material aus statis-
tischen Erhebungen in mehreren Bundesländer zu 
diversen Bildungsständen in unterschiedlichen Al-
tersgruppen gerade Grundlage einer Themenwoche 
zum Thema Bildung beim Mitteldeutschen Rund-
funk (MDR) wurde. 
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Gewusst wie – das betrifft die Recherche mit und 
das Handling von großen Datenmengen. Es betrifft 
auch den Umgang mit sensiblen Daten. Zwei Kolle-
gen vom Deutschlandfunk gelang es, herauszufin-
den und öffentlich zu machen, dass es Planspiele 
gab, biometrische Daten, die im neuen Personal-
ausweis gespeichert sind, gewinnbringend zu ver-
kaufen. Nach der Veröffentlichung begann die Hatz 
auf den Informanten aus dem Bundesinnenministe-
rium – und zwar nicht nur behördenintern, sondern 
auch durch Zugriff auf die Daten der Reporter, die al-
lerdings von vornherein hoch professionell alle Spu-
ren zwischen sich und ihrer Quelle verwischt hatten. 
Das ist die individuelle Aufgabe moderner Journalis-
tinnen und Journalisten. 

Wer es aber ernst meint mit der Pressefreiheit, 
muss auch institutionellen, also staatlichen Schutz 
gewähren, das heißt, wir brauchen die volle Aner-
kennung von Journalistinnen und Journalisten als 
Berufsgeheimnisträger und dadurch Sicherheit vor 
Online-Durchsuchungen und telekommunikativen 
Überwachungen, und zwar nicht nur auf nationaler 
Ebene, sondern durch entsprechende Verträge auch 
als Schutz vor den Ausspähaktivitäten internationa-
ler Geheimdienste. Schutz von Journalistinnen und 
Journalisten und ihrer Arbeit sowie umfangreicher 
Schutz ihrer Quellen müssen sein, um Pressefreiheit 
praktisch durchzusetzen. Es ist schon bezeichnend, 
dass laut einer Studie von Transparency Internatio-
nal nur vier der 27 EU-Länder über entsprechende 
rechtliche Rahmenbedingungen verfügen. Deutsch-
land gehört nicht dazu – noch nicht, ist zu hoffen. 

Was aber passiert mit den Produkten journalisti-
scher Arbeit, mit Zwischenergebnissen? Es gibt eine 
neue Rechtsprechung zu digitalem Vergessen; für 
die Chronisten unter uns und die Wächter der Pres-
sefreiheit ein Problem. Eine Zeitung ist eine Zeitung, 
ihr Inhalt kann im Nachhinein nicht mehr geändert 
oder manipuliert werden. 

Wohl aber digitale Informationen, die zugegebener
maßen leichter zugänglich und damit ganz anders 
nutzbar sind – hier ist es schwierig, eine Balance 
herzustellen: Gelöscht, geändert, was es praktisch 
macht, mit mehreren an einem Text zu arbeiten – 
weg. So erging es einem Syrien-Experten, der unter 
anderem für die New York Times und The Guardi-
an arbeitet und sich dabei auf die Auswertung so-
zialer Medien spezialisiert hat – nicht mal ein Jahr 
nach dem Giftgas-Angriff in Ghuta waren jedoch die 
meisten Quellen versiegt, aus unterschiedlichen 
Gründen. Eine US-Studie bestätigt diese Beobach-
tung: binnen zwei Jahren verschwinden ein Viertel 
der Links zu Großereignissen, so ihr Ergebnis, so-
dass es sicher eine Herausforderung sein und blei-
ben wird, ein kulturelles Zeugnis abzulegen, das 
bleibt. 

Print- und audio-visuelle Medieninhalte finden 
sich zunehmend nebeneinander online und wer-
den beeinflusst durch die sozialen Medien, die rund 
um die Uhr abrufbar sind. Was als zusätzlicher Ver-
triebsweg begonnen hat, hat sich in rasender Ge-
schwindigkeit zu einer neuen Form von Wissens- 
und Informationsvermittlung ausgebildet, deren 
weitere Entwicklung noch nicht endgültig abseh-
bar ist. Klar ist nur, dass Journalismus in diesem 
Prozess eine wesentliche Rolle spielt, die er selbst-
bewusst behaupten kann.
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»Work hard, have fun, make history« – so lautet 
das Motto von Jeff Bezos, dem Gründer und Chef 
von Amazon. Geschichte geschrieben hat Bezos be-
reits: In weniger als 20 Jahren hat er aus einem Ga-
ragen-Startup den größten Versandhändler der Welt 
gemacht. Heute verkauft Amazon eine schier un-
begrenzte Fülle an Produkten – angefangen von Ak-
kuschraubern über Babywindeln und Gartenzwerge 
bis hin zu Sportbekleidung und elektrischen Zahn-
bürsten. Mehr als 250 Millionen Kunden hat der In-
ternetgigant weltweit.

Dabei unterscheidet sich Amazons unterneh-
merisches Erfolgsrezept grundlegend von dem an-
derer Konzerne des digitalen Zeitalters. Im Gegen-
satz zu Apple etwa beruht Amazons Aufstieg nicht 
darauf, einen neuen Markt erfunden zu haben: Der 
Konzern bietet kein selbstentwickeltes revolutionä-
res technisches Gerät wie iPod oder iPad an. Ebenso 
wenig verfügt er über ein weltumspannendes sozi-
ales Netzwerk wie Facebook oder eine Suchmaschi-
nentechnologie wie Google. Stattdessen schickt sich 
Amazon mit Hilfe einer beispiellosen Expansions-
strategie an, aus dem Internet heraus erst den Buch- 
und dann den Versandhandel zu erobern.

Derzeit hält Amazon knapp 25 % des deutschen 
Buchhandels fest in seiner Hand, Tendenz steigend. 
Und im Online-Geschäft verfügt der Konzern bereits 
de facto über ein Monopol: Über 90 % aller Bücher 
werden im Internet bei Amazon.de bestellt. Dank 
dieses Erfolgs zählt Jeff Bezos heute zu den bedeu-
tendsten Unternehmern der Gegenwart. Seine De-
vise lautet Get Big Fast. Von Anfang an verzichtete 
Bezos auf hohe Gewinne und investierte stattdes-
sen in den Ausbau seines Unternehmens – in die 
Optimierung der Website, in neue Serviceangebo-
te sowie in den Bau neuer Versandzentren. Der Er-
folg gibt ihm recht: Seit Jahren steigen die Kunden-
zahlen wie auch die Umsätze Amazons steil an. Ein 
Ende dieses Wachstums ist derzeit nicht abzusehen. 

Der Haken ist, dass von diesem exzessiven Wachs-
tum allein Amazon profitiert. Alle anderen geraten 
mehr und mehr in die Abhängigkeit des Konzerns: 
die Arbeiterinnen und Arbeiter in den Versandzen-
tren ebenso wie die Buchhändler und die Verlage. 
Verantwortlich dafür ist – neben Bezos’ Wachstums-
kurs – eine Unternehmenspolitik, die man als Stra-
tegie der tödlichen Umarmung bezeichnen kann. Mit 
dieser bindet Amazon die Verlage und den Buchhan-
del so eng an sich, bis ihnen die Luft ausgeht. Und 
auch den Kunden droht am Ende ein jähes Erwa-
chen aus dem konsumistischen Traum vom beque-
men Online-Shopping.

 Ausbeutung mit System 
Um einen Eindruck von Amazons Geschäftsgebaren 
zu erhalten, genügt bereits ein Blick hinter die Fas-
sade der vermeintlich schönen, neuen Warenwelt. 
Denn den Preis für das bequeme und günstige Ein-
kaufen im Netz zahlen vor allem jene, die für den 
Versand der Waren zuständig sind.

Bundesweit verfügt Amazon über neun soge-
nannte Fulfillment Center – zu Deutsch: Erfüllungs-
zentrum. Das letzte wurde im Herbst 2013 im bran-
denburgischen Brieselang westlich von Berlin in 
Betrieb genommen. In den mehrere Fußballfelder 
großen Hallen herrscht rund um die Uhr rege Be-
triebsamkeit: Gabelstapler und Hubwagen sausen 
durch die Gänge, Kartons werden gefaltet und Wa-
renscanner piepen. In langen Regalen reihen sich 
die unterschiedlichsten Produkte: Bücher, DVDs, 
Duschvorhänge, Fahrradschläuche, Spülmaschi-
nentabs und Modeschmuck.

Die jeweiligen Arbeitsbereiche in den Hallen 
sind mit englischen Bezeichnungen versehen: Pick, 
Sort, Stow, Ship – Sammeln, Sortieren, Beladen, Aus-
liefern. Besonders die Picker, die die bestellten Wa-
ren aus den Regalen picken und dabei täglich bis zu 
20 Kilometer zu Fuß zurücklegen, und die Packer, 
die die Bestellungen für den Versand vorbereiten, 
leisten Schwerstarbeit. Jeder ihrer Arbeitsschritte 
ist streng reglementiert.
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Die Picker tragen Scanner, mit denen sie die einge-
sammelten Waren erfassen. Zugleich zeichnet das 
Gerät auch sämtliche ihrer Bewegungen auf (auch 
aus diesem Grund verlieh der Verein Digitalcoura-
ge Amazon im April 2015 den Big Brother Award: vgl. 
Jerchel sowie das Interview mit Stefan Najda in die-
sem Band). Kommt ein Picker in Verzug, erhält sein 
Vorgesetzter eine Meldung auf seinem Bildschirm. 
Wer die vorgegebenen Quoten wiederholt nicht er-
füllt, verliert seine Stelle. Auch die Packer stehen un-
ter hohem Druck. Sie müssen mindestens 200 soge-
nannte Singlepacks – Versandpakete mit nur einem 
Produkt – pro Stunde verpacken. Bei den Multipacks 
sind es mindestens 100 Pakete pro Stunde.

Die Arbeit in den Hallen ist streng hierarchisch 
organisiert. Jeweils 20 Picker und Packer unterste-
hen einem sogenannten Leader. Die Leader wiede-
rum werden von Abteilungsleitern – sogenannten 
Area-Managern – beaufsichtigt, die Operation-Ma-
nagern unterstehen. Jede Schicht beginnt mit dem 
Start-Meeting, in dem der Hallenmanager eine mo-
tivierende Ansprache an sein Team hält. Das Ta-
gesziel lautet dabei immer gleich: Um Punkt 17 Uhr 
müssen alle Pakete, die an diesem Tag das Zentrum 
verlassen sollen, abholfertig sein. Verfehlt ein Lea-
der mit seinem Team dieses Ziel, erhält er Fehler-
punkte. Den dadurch erzeugten Druck gibt er mit-
tels eines Feedbacksystems nach unten weiter: 
Picker und Packer erhalten von den Leadern grü-
ne oder gelbe Karten. Die grüne Karte steht für Lob, 
die gelbe kommt einer Abmahnung gleich. Sie wird 
unter anderem für das wiederholte Übertreten einer 
Fahrbahn, die Gabelstaplern vorbehalten ist, verge-
ben, oder wenn sich der Angestellte beim Treppen-
steigen nicht mit der Hand am Geländer festhält. Be-
reits nach drei gelben Karten droht die Entlassung. 

 Totale Effizienz auf Kosten der Gesundheit 
Dass vergleichsweise wenig von den Zuständen in 
Amazons Versandzentren nach außen dringt, hängt 
auch mit den Arbeitsverträgen zusammen: Darin ist 
eine Verschwiegenheitsklausel enthalten, die es den 
Mitarbeitern untersagt, über ihre Erfahrungen am 
Arbeitsplatz zu sprechen – selbst mit ihrer eigenen 
Familie.

Aus diesem Grund ist auch nur wenig über die 
gesundheitlichen Folgen und Risiken der anstren-
genden Arbeit bei Amazon bekannt. ver.di schätzt, 
dass in Amazons Vertriebszentren durchweg zwi-
schen 15 und 25 % der Mitarbeiter krank sind. Tat-
sächlich klagen viele der Picker über Knie- und Rü-
ckenschmerzen – eine Folge des stundenlangen 
Laufens auf dem harten Betonboden der Hallen. 

Trotz der sehr hohen Arbeitsbelastungen erlaubt 
Amazon den Angestellten pro Schicht gerade einmal 
zwei Pausen. Und diese fallen faktisch noch kürzer 
aus als vorgesehen: Offiziell beträgt ihre Länge zwar 
35 Minuten. Allerdings nimmt bereits der Weg zur 
Kantine mitunter etliche Minuten in Anspruch – je 
nachdem wie weit der Arbeitsplatz von den Ausgän-
gen der Hallen entfernt ist. 

Dort befinden sich Sicherheitsschleusen, wo 
die Arbeiter beim Verlassen der Hallen durchsucht 
werden, um Diebstähle zu unterbinden. Das Sicher-
heitspersonal inspiziert die Taschen und tastet die 
Körper der Angestellten ab. Diese Kontrollen dür-
fen innerhalb der Hallen laut Arbeitsvertrag zu je-
der Zeit und an jedem Ort durchgeführt werden. So 
bleibt den Beschäftigten am Ende häufig etwa nur 
die Hälfte der offiziellen Pausenzeit, um hastig in 
der Kantine zu essen und in die Hallen zurückzu-
kehren. 

Die Angestellten werden allerdings nicht nur ei-
nes Teils ihrer Pausenzeiten beraubt, ihre bezahlte 
Arbeitszeit endet zudem, sobald sie ihren unmittel-
baren Arbeitsplatz verlassen. Denn eben dort – und 
nicht an den Werktoren – stehen die Stechuhren. In 
der Summe zahlt sich deren Platzierung für Amazon 
aus: Allein in den deutschen Versandzentren spart 
der Konzern so pro Woche die Kosten für mehrere 
tausend Arbeitsstunden.
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Bei der Ausweitung der Arbeitszeit hingegen zeigt 
sich Amazon überaus flexibel. Regelmäßig berich-
ten Beschäftigte, dass Schichten variieren oder es 
zu spontanen Schichtverlängerungen kommt. Auch 
heißt es bei der Einstellung oft, dass sie keine Nacht-
schichten leisten müssten und der Samstag frei sei. 
Beide Vereinbarungen bricht Amazon regelmäßig.

Kurzum: In Amazons Versandzentren herrscht 
ein System der maximalen Effizienz, bei dem die 
Rechte und die Gesundheit der Angestellten auf 
der Strecke bleiben. Die Beschäftigten nehmen die 
Arbeitsbedingungen meist hin, weil sie hoffen, ei-
nen unbefristeten Vertrag zu erhalten. Wer sich be-
schwert und seine Rechte einklagt, darf sich nicht 
nur von dieser Hoffnung verabschieden, er muss 
auch damit rechnen, seine Anstellung zu verlieren. 

 Der Kampf um höhere Löhne 
ver.di sind die unwürdigen Bedingungen und der 
mangelnde Arbeitsschutz bereits seit langem ein 
Dorn im Auge. Vor allem kritisiert die Gewerkschaft, 
dass es an keinem der deutschen Standorte eine Ta-
rifbindung gibt (vgl. das Interview mit Najda in die-
sem Band).

Amazon bezahlt seine deutschen Mitarbeiter 
stattdessen nach einem firmeneigenen Vergütungs-
system, das – je nach Standort – unterschiedlich 
ausfällt. ver.di verlangt, dass Amazon die Angestell-
ten nach dem Branchen-Tarifvertrag des Einzel- und 
Versandhandels bezahlt. Bislang erhält ein Arbeiter 
in Leipzig zum Einstieg einen Stundenlohn in Höhe 
von 9,55 Euro, im westdeutschen Bad Hersfeld sind 
es 10,01 Euro. Im Branchen-Tarifvertrag des Einzel- 
und Versandhandels beginnen die Löhne hinge-
gen typischerweise bei 12 Euro. Beschäftigte erhal-
ten dort zudem Urlaubs- und Weihnachtsgeld sowie 
Nachtzuschläge bereits ab 20 Uhr statt wie bei Ama-
zon erst ab Mitternacht.

Weil Amazon sein bestehendes Lohnmodell hart-
näckig verteidigt, kam es im Juni 2013 erstmals in 
Amazons gut 15-jähriger deutscher Unternehmens-
geschichte zu Streiks. Vor allem in Leipzig und in 
Bad Hersfeld legten ver.di-Mitglieder wiederholt 
und über Wochen die Arbeit nieder. Der Erfolg fällt 
jedoch bescheiden aus: Gerade einmal minimale 
Zugeständnisse wie die Zahlung eines Weihnachts-
geldes konnte die Gewerkschaft Amazon abringen. 
Auch die große Streikwelle, die Anfang 2015 zu Ende 
ging und an der sich rund 2.000 Mitarbeiter betei-
ligten, ließ den Branchenriesen unbeeindruckt. Bis 
heute lehnt Amazon Tarifverhandlungen mit ver.di 
ab. Dessen ungeachtet hält die Gewerkschaft den 
Druck aufrecht: Zum einen halten die Streiks an; 
zum anderen gibt es inzwischen an allen deutschen 
Standorten Betriebsräte. Sie schufen Netzwerke, in 
denen sich die Arbeitnehmer über ihre Rechte infor-
mieren und nach Rat suchen können.

 Verlagerung nach Osteuropa  
 und Robotisierung 
Die breite Debatte um Amazons Ausbeutungssys-
tem hat somit bislang nur wenig an der Lage der 
Arbeitnehmer in den Versandzentren geändert. Zu-
dem setzt der Konzern zunehmend auf seine Ver-
sandzentren in Osteuropa, wo die arbeitsrechtlichen 
Standards niedriger sind als in Deutschland. So be-
sitzt Amazon inzwischen allein in Polen drei solcher 
Zentren. Den Beschäftigten dort zahlt der Konzern 
einen Durchschnittslohn von gut drei Euro.

Mit dem Ausbau seiner Zentren in Osteuropa re-
agiert Amazon auch auf den Druck, der durch die 
Streikaktion seit Monaten in Deutschland ausgeübt 
wird. Von Polen oder Tschechien aus beliefert das 
Unternehmen nämlich auch seine deutschen Kun-
den. Umso mehr jedoch die hiesigen Versandzent-
ren für den Konzern an Bedeutung verlieren, des-
to stärker sinkt auch die Verhandlungsmacht der 
Gewerkschaft in Deutschland. Gleichzeitig fällt es 
Amazon damit schwerer, sein Versprechen kurzer 
Zustellzeiten zu erfüllen (vgl. Interview mit Najda 
in diesem Band)
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Digitalisierung Marke Amazon
In den Fulfilment-Centern der Amazon-Arbeitswelt heißt Digitalisierung: Picken, 
Scannen, Verpacken und Versenden der Waren in einer eng bemessenen Zeittak-
tung unter ständiger digitaler Überwachung.

Ist ein Kollege oder eine Kollegin nach den Amazon-Maßstäben zu lang-sam, oder 
picken und scannen sie für ein paar Minuten nicht, aus welchem Grund auch im-
mer, werden sie rasch zu einem Gespräch mit einem Mana-ger beordert. Dort wird 
dem oder der Betreffenden dann freundlich, aber bestimmt erklärt, dass Amazon 
es nicht toleriert, wenn minutenlang nicht im vorgeschriebenen Tempo gearbeitet 
werde. Aktennotizen zur Inaktivität und Abmahnungen gehören zu den Disziplinie-
rungsmitteln.

Wie erkennt Amazon Arbeitstempo und Arbeitsrhythmus? Die Mitarbeiter sind 
während ihrer Arbeitszeit an einen Scanner gebunden. Dieser zeigt nicht nur den 
Arbeitenden an, was sie als Nächstes zu tun haben, sondern schickt gleichzeitig 
auch die auf die Sekunde genau erfassten Arbeitsab-läufe per digitalisierter Daten 
an das System. Durch diese Digitalisierung ist dem Unternehmen eine lückenlose 
Kontrolle der MitarbeiterInnen möglich.

Diese Überwachung – dazu weitere Faktoren wie etwa befristete Arbeitsverträge – 
lasten als ein ständiger Druck auf den Beschäftigten.

Es ist an der Politik, diesen Missständen mit verbesserten Arbeits– und Gesund-
heitsschutzgesetzen sowie einem wirksamen Beschäftigtendatenschutzgesetz 
entgegenzuwirken. Und es ist die Aufgabe der Gewerkschaft, sich für Tarifverträge 
einzusetzen und als Sprachrohr ihrer Mitglieder gegenüber der Politik Druck zu 
entfalten, damit die Arbeitnehmerrechte gestärkt werden.

First Operator Repair & Cleaning for Disk bei Amazon

Beitrag auf der zweiten ver.di-Digitalisierungskonferenz »Arbeit 4.0 – Würde, Selbstbestimmung, Solidarität und Gute  
Arbeit in der digitalen Gesellschaft« am 10. und 11. Juni 2015 in Berlin, www.verdi.de/themen/recht-datenschutz/kongress

http://www.verdi.de/themen/recht-datenschutz/kongress
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Langfristig sollen einfache Arbeiten in den Versand-
zentren von Robotern ausgeführt werden. Bereits im 
März 2012 kaufte Amazon für 775 Mio. US-Dollar die 
Firma Kiva Systems. Das Unternehmen ist auf die 
Versandbearbeitung mit Robotern spezialisiert. Die-
se sind in der Lage, einfache Aufgaben wie die der 
Picker weitgehend automatisch auszuführen. Schon 
jetzt hat Amazon in seinen US-amerikanischen Ver-
sandzentren 15.000 Roboter in Betrieb. Mit ihrer 
Hilfe könne ein einzelner Lagerarbeiter, so das Un-
ternehmen, bis zu drei Mal so viele Bestellungen ab-
fertigen. Entscheidend dürfte indes sein, dass Robo-
ter keine Lohnerhöhungen verlangen und auch nicht 
auf die Idee kommen zu streiken. Mit anderen Wor-
ten: Sie fügen sich widerstandslos dem unbedingten 
Wachstumsstreben Amazons. 

 Die Krise des Buchhandels 
Auch die Konkurrenz leidet unter Amazons knall-
hartem Wachstumskurs – insbesondere der Buch-
handel. Gerade hier kennt Jeff Bezos keinerlei Gna-
de: »Ich möchte, dass Sie vorgehen, als wollten Sie 
den ganzen traditionellen Buchhandel arbeitslos 
machen«, fordert der Amazon-Chef von seinen Mit-
arbeitern. 

Diese Anweisung setzen jene überaus erfolgreich 
um – vor allem in den USA: Dort fehlt eine Buchpreis-
bindung, die Verlage und Handel zu einem einheit-
lichen Verkaufspreis verpflichtet. Deshalb kann 
Amazon seine Angebotspreise von New York bis Los 
Angelos konsequent unter die der Konkurrenz drü-
cken. Die Folgen dieses Unterbietungswettbewerbs 
sind verheerend: Die großen amerikanischen Buch-
handelsketten schreiben tiefrote Zahlen oder sind 
bereits pleite gegangen. Und von den einst über 
4.000 unabhängigen Buchläden in den USA muss-
te innerhalb der letzten 20 Jahre mehr als die Hälf-
te schließen.

Hierzulande sieht es nicht viel besser aus. Zwar ver-
fügt die Bundesrepublik weltweit noch immer über 
die höchste Buchhandelsdichte: Auf rund 17.000 
Einwohner kommt etwa ein Geschäft. Gleichzeitig 
wuchsen die Umsätze des deutschen Buchhandels 
zwischen 1990 und 2012 um gerade einmal 3,2 %. 
Eine Kehrtwende ist nicht in Sicht: 2013 sank der 
Umsatz im stationären Segment um 1,2 %; insge-
samt gingen die Erlöse im deutschen Buchhandel 
um 2,1 % zurück. Infolgedessen ist auch in Deutsch-
land die Zahl der inhabergeführten Buchhandlun-
gen in den letzten zehn Jahren von gut 4.400 auf 
rund 3.300 zurückgegangen.

 Die Buchhandelsketten:  
 Vom Jäger zum Gejagten 
Vor allem die Buchhandelsketten leiden unter die-
ser Entwicklung. Die umsatzstärkste unter ihnen ist 
Thalia. Sie unterhält im deutschsprachigen Raum 
rund 300 Filialen und verzeichnete 2012 einen Um-
satz in Höhe von 984 Mio. Euro. Auf Platz zwei folg-
te die Deutsche Buch Handels GmbH (DBH), ein 
Zusammenschluss aus Weltbild, Jokers, Hugendu-
bel, Weiland, Wohlthat’sche und DBH Warenhaus. 
Die DBH verbuchte im Jahr 2012 einen Umsatz in 
Höhe von 695 Mio. Euro in 420 Filialen. Im stationä-
ren Buchhandel fahren Thalia und DBH zusammen 
somit rund 30 % der Umsätze ein. Die Mayersche 
Buchhandlung liegt – mit 46 Filialen und einem Jah-
resumsatz von 170 Mio. Euro – weit abgeschlagen auf 
Platz drei. 

Zwar sind die Ketten noch immer die Platzhir-
sche im hiesigen stationären Buchhandel: Die neun 
größten stationären Unternehmen (mit einer Um-
satzgrößenklasse von mindestens 50 Mio. Euro) er-
wirtschaften knapp 31 % des Gesamtumsatzes am 
Buchmarkt – also etwa ein Drittel. Betrachtet man 
allein die Verkäufe in den Ladengeschäften der 
zehn größten stationären Buchhändler, sind es so-
gar rund 42 %. Mit anderen Worten: Vier von zehn 
Euro, die in Buchhandlungen ausgegeben werden, 
landen derzeit noch immer in den Ladenkassen der 
zehn größten Ketten. 
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Doch weil mehr und mehr Kunden ihre Bücher bei 
Amazon bestellen, ist deren Expansionsstrategie, 
die auf riesige Filialen und hohen Absatz setzt, ge-
scheitert. Um den massiven Umsatzrückgang aufzu-
fangen, mussten Thalia und Co. in den vergangenen 
Jahren Filialen mit einer Gesamtverkaufsfläche von 
mehreren Zehntausend Quadratmetern schließen.

Die Ironie der Geschichte: Noch vor wenigen Jah-
ren waren es Thalia und Co., die mit ihrer aggres-
siven Expansionspolitik den Buchhandel ins Wan-
ken brachten. Hunderte kleine Buchhandlungen 
mussten schon damals ihr Geschäft aufgeben, und 
die mittelgroßen Traditionsbuchhandlungen wur-
den von den Ketten gleich reihenweise geschluckt. 
Heute zählen die Buchhandelsketten selbst zu den 
Gejagten. 

Eine Überlebenschance haben diese nur, wenn 
sie sich so rasch wie möglich an die veränderten 
Marktbedingungen anpassen. Dass den Ketten dies 
gelingt und sie Amazons gewaltigen Vorsprung im 
Online-Geschäft aufholen, ist derzeit allerdings eher 
unwahrscheinlich. Zu lange haben sie dem Treiben 
Jeff Bezos’ tatenlos zugesehen und auf ihre schiere 
Größe sowie das dichte Filialnetz vertraut. Gerade 
dieses erweist sich aber nun als Klotz am Bein, der 
die erforderliche Kehrtwende erschwert.

Doch es gibt auch Lichtblicke: So erleben kleine, 
inhabergeführte Buchhandlungen derzeit eine un-
erwartete Renaissance. Zwar ist ihre Zahl in den ver-
gangenen zehn Jahren um etwa ein Viertel zurück-
gegangen. Inzwischen haben etliche der kleineren 
Buchhandlungen ihr Serviceangebot allerdings aus-
geweitet und auch deshalb den Abwärtstrend vieler-
orts bremsen oder gar umkehren können.

 Angriff auf die Verlage 
Amazons Angriffslust macht darüber hinaus nicht 
vor den Verlagen halt. Gerade bei ihnen greift der 
Konzern auf eine Methode zurück, die sich – wie be-
reits erwähnt – als Strategie der tödlichen Umarmung 
bezeichnen lässt. Konkret verlangt Amazon-Chef 
Jeff Bezos von seinen Managern, die Verleger zu ja-
gen, wie ein Gepard eine kranke Gazelle verfolgt. Als 
Jagdwaffe setzen sie dabei vor allem die wirtschaftli-
che Stärke des Konzerns ein – insbesondere bei der 
Preispolitik gegenüber den Verlagen.

Im Vergleich zu den Buchhandelsketten fordert 
Amazon von den Verlagen noch höhere Preisnach-
lässe. Insbesondere dann, wenn Amazon die Bü-
cher nicht über Zwischenhändler, sondern über die 
Verlage direkt bezieht, verlangt der Konzern häufig 
50 % Rabatt – und das, obwohl er nicht einmal ei-
gene Buchhandlungen betreibt. Mitunter fordert er 
darüber hinaus noch zusätzliche Gebühren für »La-
gerhaltung, zielgerichtete Vermarktung und Platt-
form« (Herbold 2011). Auf die Verlage kommen au-
ßerdem Portokosten und kaum nachvollziehbare 
Abzüge bei den Rechnungen zu. Am Ende bleibt ih-
nen unter Umständen nur noch rund ein Drittel statt 
die Hälfte des Verkaufspreises, mit dem sie allen-
falls ihre Kosten decken können. 

Die Verlage haben, so sie ihre Bücher direkt über 
Amazon vertreiben wollen, keine andere Wahl, als 
die geforderten Preisnachlässe zu akzeptieren. Ent-
scheidet sich ein Verlag dennoch, Amazon Paroli zu 
bieten, sanktioniert der Konzern dies prompt – und 
entfernt dessen Bücher kurzerhand aus dem Sorti-
ment. Die Folge sind nicht nur erhebliche Umsatz-
einbußen: Aufgrund von Amazons Marktdominanz 
gelten Werke, die nicht bei ihm gelistet sind, den 
meisten Kunden als nicht verfügbar. 

Wie rigoros Amazon vorgeht zeigte sich etwa im 
Mai 2014 als es zwischen Amazon und dem schwe-
dischen Medienunternehmen Bonnier, dem unter 
anderem auch die Verlage Piper, Ullstein und Carl-
sen angehören, zum Streit über höhere Preisnach-
lässe bei E-Books kam. Bis dato hatte Bonnier Ama-
zon 30 % Nachlass auf den Verkaufspreis gewährt; 
Amazon verlangte eine Erhöhung auf bis zu 50 %.



153 —   Der Fall Amazon

Um seinen Forderungen Nachdruck zu verleihen, 
lieferte Amazon die Titel der Bonnier-Gruppe nur 
noch verspätet aus. Erst nach monatelangem Tau-
ziehen kam es Mitte November 2014 zu einer Eini-
gung, über die Konditionen vereinbarten beiden Sei-
ten Stillschweigen. Ganz ähnlich verlief zeitgleich 
der Streit zwischen Amazon und der Hachette Book 
Group in den USA. Auch deren Bücher verschickte 
Amazon mit zum Teil wochenlanger Verzögerung 
an die Kunden.

Um seinen Einfluss auf dem Buchmarkt noch 
mehr auszuweiten, tritt Amazon seit einigen Jah-
ren nicht nur als Händler, sondern auch als Verle-
ger auf. Auf diese Weise will Jeff Bezos die traditio-
nellen Verlage als Vermittler zwischen Autoren und 
Leser gänzlich ausschalten und sich so die gesamte 
Wertschöpfungskette des Buchmarkts unter den Na-
gel reißen. »Die Einzigen, die für den verlegerischen 
Prozess noch nötig sind, sind der Autor und der Le-
ser«, verkündete bereits 2011 Amazon-Verlagsmana-
ger Russell Grandinetti.

Zu diesem Zweck hat Amazon seit 2009 in den 
USA Schlag auf Schlag neue Verlage gegründet, auch 
mehrere renommierte Verlagshäuser kaufte der 
Konzern auf. Die amerikanische Buchbranche be-
obachtet mit Argwohn, wie sich Amazon allmählich 
vom Verkäufer zum Produzenten von Büchern wan-
delt. Weil sie aber weiterhin auf Amazon als Händ-
ler angewiesen sind, setzen sie die Kooperation mit 
dem Frenemy (zu Deutsch: Freind, halb Freund, halb 
Feind) fort. 

Die Sorgen der Verlagsbranche sind berechtigt. 
Denn um den traditionellen Verlagen nachhaltig zu 
schaden, muss Amazon nur einige Bestsellerauto-
ren für sich gewinnen. Gerade sie garantieren den 
Verlagshäusern jene hohen Umsätze, mit denen 
sie weniger umsatzstarke Werke subventionieren. 
Amazon hingegen ist auf eine solche Querfinanzie-
rung nicht angewiesen. Erste Bestsellerautoren sind 
in den USA bereits zu Amazon übergelaufen, unter 
anderem Timothy Ferriss, der Sachbücher schreibt, 
und der Krimiautor Barry Eisler.

 Der ausgespähte Kunde 
Von den aggressiven Eroberungszügen Amazons be-
kommen die meisten Kunden nur wenig mit. Dabei 
befinden auch sie sich längst in der tödlichen Um-
armung des Konzerns – insbesondere wenn sie bei 
Amazon digitale Produkte wie E-Books einkaufen. 

In der Zukunftsstrategie des Konzerns spielt der 
E-Reader Kindle (zu Deutsch: etwas entfachen) eine 
zentrale Rolle. Schon jetzt hat das digitale Lesege-
rät den Kauf und die Lektüre von Büchern nachhal-
tig verändert: Der Kindle ist seit 2009 in Deutschland 
verfügbar und gehört zu Amazons meistverkauften 
Produkten; inzwischen gibt es ihn in der siebten Ge-
neration. Der Kindle bietet Zugang zu Amazons ge-
samten digitalen Bücherangebot. Ähnlich einem 
Webbrowser können Nutzer auf der dem Bildschirm 
angepassten Amazon-Website nach Büchern suchen 
und diese auf dem Gerät speichern. Die ersten Seiten 
eines E-Books lassen sich vorab kostenlos lesen. Erst 
wenn ihnen ein Buch zusagt, schließen die Kunden 
den Kauf ab. Daraufhin wird das gesamte Werk in-
nerhalb weniger Sekunden per Funkverbindung he-
runtergeladen und steht zur Lektüre bereit.

 Amazon liest mit 
Die hohen Verkaufszahlen der Kindle-Geräte haben 
auch den Absatz von E-Books befördert. In den Ver-
einigten Staaten verkaufte Amazon im Jahr 2011 erst-
mals mehr digitale als gedruckte Bücher. Heute liegt 
dort der Anteil elektronischer Bücher am Gesamt-
markt bei gut 25 %. Und obwohl der E-Book-Markt 
hierzulande noch vergleichsweise klein ist, ist der 
Wettstreit um seine Marktanteile bereits voll ent-
brannt. An der Spitze steht Amazon: Der Konzern 
hält 39 % des deutschen E-Book-Marktes fest in sei-
ner Hand. Die großen Buchhandelsketten liegen je-
weils weit hinter Amazon. Sie überrunden den On-
line-Händler nur, wenn man ihre jeweiligen Anteile 
addiert: Zusammen verfügen Thalia, Hugendubel, 
Weltbild und Co. über einen Marktanteil von rund 
45 %.
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Dass Amazon auch bei den E-Books Marktführer ist, 
überrascht umso mehr, wenn man die Einschrän-
kungen bedenkt, die der Kindle mit sich bringt. So 
kann das Gerät nur das von Amazon entwickelte 
und geschlossene E-Book-Format Mobi lesen. Das 
von zahlreichen Händlern angebotene offene ePub-
Format ist dagegen nicht verwendbar. Kauft der Kun-
de also ein E-Book bei einem Konkurrenten, muss er 
dieses erst umständlich in das Amazon-Format um-
wandeln, um es auf dem Kindle lesen zu können. 

Zudem geben die Nutzer viel über sich und ihr 
Leseverhalten preis. Denn Amazon schaut seinen 
Kunden bei der E-Book-Lektüre quasi unentwegt 
über die Schulter und zeichnet deren Leseverhal-
ten auf. Dabei werden neben der genauen Leseposi-
tion auch die Lesedauer sowie sämtliche Hervorhe-
bungen und Anmerkungen an Amazon übermittelt. 
So weiß der Konzern exakt, wie viel Zeit ein Leser 
für ein Buch benötigt, ob er es ausliest und mit wel-
chen Begriffen er nach neuen Büchern sucht. Auch 
die Kindle-App auf Smartphone, Tablet oder Rech-
ner erfasst, wie oft ein Leser das Programm nutzt 
und wie viel Zeit er mit der Lektüre verbringt. Die 
abgefangenen Daten geben dem Konzern tiefe Ein-
blicke in die Vorlieben jedes einzelnen Kunden – auf 
deren Grundlage dann weitere Kaufempfehlungen 
gemacht werden.

 Die Lizenz zum Lesen 
Den Fängen Amazons können die Kunden – wenn 
überhaupt – nur entrinnen, indem sie ihr Benutzer-
konto kündigen. Das aber ist leichter gesagt als ge-
tan. Denn damit verlieren die Kunden auch den Zu-
griff auf sämtliche digitalen Bücher, die sie zuvor 
dort gekauft haben. Der Grund: Die Kindle-Bücher 
verfügen über einen Kopierschutz und sind daher 
nicht ohne weiteres auf einem anderen E-Reader 
verwendbar. Mit dem Kauf der E-Books erhalten 
die Kunden somit nur ein Nutzungsrecht, oder an-
ders ausgedrückt: eine Lizenz zum Lesen. Ein Be-
sitzverhältnis wie bei einem gedruckten Buch, das 
sie nach Belieben verwenden und verleihen dürfen, 
besteht nicht.

Über welch weitreichende Möglichkeiten Amazon 
damit verfügt, zeigte sich erstmals 2009, als der 
Konzern quasi über Nacht aus Urheberrechtsgrün-
den eine bestimmte Ausgabe der Bücher 1984 und 
Die Farm der Tiere von George Orwell von den Lese-
geräten seiner Kunden löschte – ohne diese zuvor 
davon zu unterrichten. Derlei Eingriffe nehmen die 
Kunden offenbar hin, weil ihnen Amazon nicht nur 
ein bequemes Einkaufserlebnis beschert. Tatsäch-
lich fällt für sie damit der Preis am Ende weitaus hö-
her aus, als ihn der Warenkorb bei Amazon vermu-
ten lässt.

 Demokratie vs. Monopol 
Damit die Kunden wie auch die Angestellten, die 
Händler und die Verlage der tödlichen Umarmung 
des Konzerns entkommen, müssen wir mit der 
gleichen Entschlossenheit, mit der wir das Auf-
kommen von Medienimperien unterbinden, auch 
gegen ein sich abzeichnendes Amazon-Monopol 
vorgehen. Dieser Kampf hat gerade erst begonnen. 
Dabei geht es am Ende auch um unsere demokra-
tische Öffentlichkeit. Artikel 5 des Grundgesetzes 
räumt jedem Bürger das Recht ein, »seine Meinung 
in Wort, Schrift und Bild frei zu äußern und zu ver-
breiten und sich aus allgemein zugänglichen Quel-
len ungehindert zu unterrichten«. Eigentlich sol-
len Grundrechte wie dieses den Einzelnen vor dem 
unbefugten Zugriff und vor willkürlichen Zensur-
maßnahmen des Staates schützen. Wenn aber ein 
Konzern wie Amazon die traditionelle Arbeitstei-
lung zwischen den Verlagen und den Buchhändlern 
aushebelt und sich anschickt, den gesamten Buch-
markt zu erobern, geht von ihm eine ebenso große 
Gefahr für die freie und unzensierte Meinungsbil-
dung aus wie potenziell von Seiten des Staates.
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 Mitarbeiter werden  
 regelmäßig überwacht!  
 Digitalisierung bei 
Amazon
Stefan Najda im Gespräch mit dem österreichischen Magazin »Profil«  
Das Interview erschien erstmalig am 23. März 2015. Der Abdruck erfolgt 
mit freundlicher Genehmigung der Redaktion.

Stefan Najda
ist Gewerkschaftssekretär im Einzel- und Versandhandel  
in der ver.di-Bundesverwaltung. Er war von 2008 bis 2013 bei  
ver.di zuständig für die Jugend im Handel.
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Herr Najda, Ihre Gewerkschaft hat nun  
sogenannte »Inaktivitätsprotokolle«  
von Amazon kritisiert. Was sieht man denn  
auf diesen Protokollen?
Wir haben ein Originalpapier eines solchen Proto-
kolls veröffentlicht, das Amazon-Führungskräfte 
den Mitarbeitern aushändigt – speziell Mitarbeitern, 
die befristet beschäftigt sind, oder die an Streiks teil-
genommen haben. Mir stellen sich bei diesen Do-
kumenten die Nackenhaare auf. Hier werden so-
genannte Inaktivitäten von Mitarbeitern penibel 
erfasst, wobei der Begriff Inaktivität extrem ausge-
legt wird, weil es sich nur um Unterbrechungen von 
einer Minute, zwei Minuten, neun Minuten handelt. 
Den Mitarbeitern gegenüber wird so getan, als wä-
ren diese Protokolle ähnlich wie Abmahnungen, die 
man in der Personalakte abheftet. Arbeitsrechtlich 
sind diese Papiere wertlos, sie haben kein Gewicht. 
Aber Beschäftigte werden damit unter Druck gesetzt.

Woher weiß denn Amazon, wenn  
ein Mitarbeiter kurz einmal inaktiv war?
Das haben einige Beschäftigte auch gefragt. Darauf-
hin eierten die Führungskräfte herum. Sie meinten, 
sie hätten das selbst beobachtet. Wir haben einen 
anderen Verdacht: Amazon zeichnet das mit den 
Scannern auf, die die Mitarbeiter mit sich herum-
tragen.

Alle Mitarbeiter laufen mit Geräten  
zum Scannen herum?
In den Versandzentren arbeiten Picker, Packer und 
Stower, und sie haben alle solche mobilen Scange-
räte, ähnlich wie Sie es aus dem Supermarkt ken-
nen. Der Picker rennt in diesen riesigen Versandhal-
len herum und holt die bestellten Waren. Der Packer 
verpackt sie. Der Stower sortiert neue Produkte ein. 
Sie scannen dabei das Regal ab, die Fachnummer, 
die Ware. So kann Amazon im Prinzip sogar sekun-
dengenau sehen, wo ein Mitarbeiter gerade ist. Un-
ser Eindruck ist: Die Mitarbeiter werden regelmäßig 
überwacht. Und wenn sie zwischendurch miteinan-
der reden, wird ihnen unterstellt, dies seien persön-
liche Gespräche und somit Inaktivitäten.

Amazon streitet Ihre Vorwürfe ab und  
sagt: Dieses »Inaktivitätsprotokoll«  
sei ein unglücklicher Einzelfall aus dem  
Vorjahr gewesen.
Mir liegen andere Informationen und mündliche 
Rückmeldungen vor. Es ist kein Einzelfall, und es ist 
auch nicht nur an einem Standort passiert. Amazon 
bestreitet nicht einmal, dass es dieses Dokument 
gibt. Sie sagen, das Dokument sei alt, stamme aus 
dem Vorjahr und sei eine Ausnahme. Wer Einblick 
hat, wie Amazon funktioniert, weiß jedoch: Dieses 
Unternehmen hat straffe Hierarchien, die einzel-
nen Standortleiter dürfen wenig selbst entscheiden. 
Die Unternehmensstrategien kommen aus den USA. 
Dass Mitarbeitern Inaktivität vorgeworfen wird, ist 
nicht neu, das passiert auch in anderen Ländern.

»Im Prinzip sind die Amazon- 
Mitarbeiter menschliche Roboter«

Wirklich?
Ja, rund um den Globus führt Amazon sogenannte 
Feedbackgespräche, wo den Mitarbeitern etwa ge-
sagt wird: Du musst 16 Picks mehr pro Stunde schaf-
fen, also 16 Waren mehr pro Stunde zuordnen, sonst 
fliegst du raus. Hier wird Druck aufgebaut. Ich gebe 
zu: Wir wissen nicht, ob Amazon die Inaktivitäten 
von Mitarbeitern auch in anderen Ländern minu-
tengenau protokolliert, das werden wir recherchie-
ren. Es ist aber eine Amazon-Strategie, extrem auf 
die Aktivität der Mitarbeiter zu achten und in Zah-
len vorzugeben, wie viele Picks man pro Stunde 
schaffen muss. Im Prinzip sind die Amazon-Mitar-
beiter menschliche Roboter.
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Ihre Gewerkschaft ver.di streikt nun  
erneut gegen Amazon. Ist Amazon für  
Sie der derzeit wichtigste Fall?
Nein, das würde ich so nicht sagen. ver.di verhandelt 
derzeit auch über die Tarife im öffentlichen Dienst 
oder bei der Post, um nur zwei Beispiele zu nennen. 
Aber politisch gesehen ist Amazon extrem wichtig. 
Amazon will radikal den Markt verändern, nicht nur 
im Einzelhandel. Der Online-Händler verkauft auch 
Telefone, bietet Firmendienste und Speicherplatz 
an. Für uns ist Amazon von hoher strategischer Be-
deutung, weil alle Mitbewerber genau beobachten: 
Was macht Amazon, wie reagiert die Gewerkschaft 
darauf, kriegen die das in den Griff oder nicht? Wir 
sind auf eine mittel- bis langfristige Auseinander-
setzung eingestellt: Bei Ikea dauerte es auch jahre-
lang, bis das Unternehmen den branchenüblichen 
Tarifvertrag akzeptiert hat.

Vor rund zwei Jahren begannen Ihre  
Streiks gegen den Online-Händler. Was  
fordern Sie denn konkret von Amazon?
Im Mai 2013 begannen Streiks an den Standorten 
Leipzig und Bad Hersfeld. Im letzten Dezember ha-
ben wir an insgesamt sechs von acht Standorten 
der Versandzentren gestreikt. Insgesamt haben sich 
rund 2.700 Kollegen an diesen Streiks beteiligt. Die 
zentralste Forderung ist: Wir wollen einen Tarifver-
trag mit Amazon abschließen, der die Mitarbeiter 
nicht mehr vom Goodwill des Arbeitgebers abhän-
gig macht. In solchen Tarifverträgen werden etwa 
die Bezahlung, die Zuschläge für Spätarbeit, Son-
derzahlungen wie Urlaubs- und Weihnachtsgeld 
genau geregelt. Der Arbeitgeber kann dies nicht 
einfach willkürlich und einseitig gewähren, wie es 
derzeit bei Amazon der Fall ist. Unsere Streiks zei-
gen bereits Wirkung: Amazon wollte niemals Weih-
nachtsgeld zahlen, mittlerweile zahlt es zumindest 
ein bisschen Weihnachtsgeld, wobei die Höhe weit 
vom tarifierten Weihnachtsgeld im Einzel- und Ver-
sandhandel entfernt ist. 

Das sind aber bestenfalls  
kleine Teilerfolge, oder?
Das Kernproblem ist: Amazon verschafft sich auf 
dem Rücken der Beschäftigten einen Wettbewerbs-
vorteil. Mitbewerber zahlen die Tarife des Einzel- 
und Versandhandels. Das verweigert Amazon und 
hat somit einen Vorteil bei den Personalkosten.

»Amazon verschafft sich auf  
dem Rücken der Beschäftigten  
einen Wettbewerbsvorteil«

Amazon meint, es soll nicht ins Gehalts- 
schema des Online-Handels fallen, sondern  
in jenes der Logistikbranche. Was ist denn  
so schlimm, wenn Amazon lieber die Tarife  
der Logistikbranche zahlt?
Wenn Sie glauben, dass Amazon irgendeinen Tarif 
zahlt, dann gehen Sie denen auf den Leim. Amazon 
ist nicht tarifgebunden und wendet keine Tarifver-
träge an – auch nicht den der Logistik- und Spedi-
tionsbranche. In deren Tarifen sind nämlich auch 
Urlaubsgeld und Weihnachtsgeld festgeschrieben. 
Urlaubsgeld zahlt der Online-Händler keines, das 
Weihnachtsgeld ist mickrig. All diese Behauptun-
gen sollen vom Grundsatzkonflikt ablenken: Ama-
zon will überhaupt nicht mit Gewerkschaften ver-
handeln und verweigert jedweden Tarifvertrag.

Eine Verständnisfrage: Die meisten öster- 
reichischen Arbeitnehmer erhalten 14 Monats
gehälter, das 13. und das 14. Gehalt sind das  
Weihnachts- und Urlaubsgeld. Die Amazon- 
Mitarbeiter bekommen also nur 12 Gehälter?
Genau, sie bekommen zwölf Gehälter und dazu ein 
Weihnachtsgeld, meistens nur 250 bis 400 Euro im 
Jahr.
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Ihre Gewerkschaft kritisiert das lautstark.  
Bei einigen deutschen Bürgern kommt das gar 
nicht gut an. In den Internetforen liest man 
immer wieder: Wenn die Gewerkschaft Stunk 
macht, riskiert sie Arbeitsplätze.
Nein, hier wird mit gefährlichem Halbwissen gear-
beitet. Wir haben neun Versandzentren in Deutsch-
land, permanent rund 15.000 Beschäftigte, zur 
Weihnachtszeit kommen noch einmal etwa 10.000 
weitere Beschäftigte hinzu. Amazon verdient vor 
allem aufgrund des Versprechens, dass Prime-Kun-
den alle bestellten Waren noch am selben Tag oder 
spätestens am nächsten Tag erhalten. Alle anderen 
deutschen Kunden bekommen die Ware spätestens 
am zweiten Tag. Dieses Lieferversprechen zu erfül-
len wird schwierig, wenn all die Waren nach Frank-
reich, Polen oder die Tschechische Republik verla-
gert und von dort versendet werden. Sie brauchen 
die Zentren in Deutschland, um weiterhin rasch zu-
stellen zu können. Es stimmt, derzeit werden auch 
Produkte aus Polen und Tschechien nach Deutsch-
land gesendet. Aber Amazon startet bald die polni-
sche Webseite Amazon.pl und will zunehmend den 
osteuropäischen Markt, sogar Russland beliefern. 
Diese Versandzentren rings um Deutschland sind 
Expansionsstandorte. Trotzdem beobachten wir, 
wie mit der Angst vor Standortschließungen gear-
beitet wird. Es gibt derzeit aber keinen konkreten 
Anlass zu fürchten, dass Amazon deutsche Versand-
zentren zusperrt. Amazon ist 2014 in Deutschland 
kräftig gewachsen – nicht zuletzt, weil es die Ware 
in Deutschland so schnell zustellen kann.

Sie streiken nun erneut und wollen ver- 
hindern, dass einige Pakete rechtzeitig zum  
Osterfest ankommen. Erzürnen Sie mit  
solchen Aktionen nicht einige Konsumenten?
Dass es vielen nicht gefällt, wenn ihre Ware zu spät 
ankommt, verstehe ich. Deswegen haben wir uns 
vorab an die Medien gewendet und diese Streiks an-
gekündigt, damit die Konsumenten Bescheid wis-
sen und ihre Produkte rechtzeitig anderswo kaufen 
können. Natürlich: Streik ist die ultima ratio, das 
letzte Mittel. Aber wir müssen Druck auf Amazon 
ausüben, damit sich das Unternehmen endlich mit 
uns an den Verhandlungstisch setzt. Bürger können 
uns übrigens auch mit einer Online-Petition auf der 
Webseite change.org unterstützen, sie heißt: Ama-
zon sei fair!

»Streik ist die ultima ratio,  
das letzte Mittel, aber wir müssen  
Druck auf Amazon ausüben«

Als Gewerkschafter haben Sie sicher oft  
mit Konzernen zu tun, die einfach möglichst 
wenig zahlen wollen. Ist Amazon nur ein  
weiterer Lohndrücker, oder ist es sogar härter 
als die anderen?
Als Gewerkschafter erleben wir das immer wieder. 
Wir haben Erfahrungen mit T-Mobile, Ikea oder 
H&M gesammelt. Mit all diesen Unternehmen hat 
es aber Gespräche gegeben, man hat sich immer 
wieder an den Verhandlungstisch gesetzt und sich 
letztlich auf Tarifverträge geeinigt. Amazon aber 
lehnt Gewerkschaften weltweit ab und verweigert 
kategorisch Tarifverhandlungen. In der Vehemenz, 
wie das Unternehmen das macht, ist das durchaus 
außergewöhnlich. Deswegen werden wir den Druck 
auf Amazon erhöhen. 

Das Interview steht online unter: www.profil.at/
wirtschaft/kritik-amazon-verdi-mitarbeiter-5569932

http://www.profil.at/wirtschaft/kritik-amazon-verdi-mitarbeiter-5569932
http://www.profil.at/wirtschaft/kritik-amazon-verdi-mitarbeiter-5569932
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 Warum dieses Buch? 
Ich habe in der Weihnachtssaison 2010 bei Amazon 
gearbeitet. Der Grund dafür ist simpel: Ich brauch-
te dringend Geld. Es war so gekommen, dass meh-
rere Auftraggeber mich nicht rechtzeitig bezahlten 
und jene Geduld, die man als Freiberuflerin zuwei-
len anscheinend aufbringen muss, mir fehlte. Ich re-
cherchierte nach Nebenjobs, suchte einen, der für 
eine begrenzte Zeit Vollzeit anbot und mehr als fünf 
Euro pro Stunde. Das Angebot in diesem Bereich war 
überschaubar. Ich stieß dann auf einen Artikel über 
Amazon, das Unternehmen suche Saisonkräfte. Ich 
bewarb mich online, erwartete, eigentlich nichts 
vom Unternehmen zu hören, aber es kam dann an-
ders, worüber ich anfangs sehr froh war. 

Zur Perspektive: Ich sieze die Hauptfigur des Textes, 
spreche sie also möglichst höflich an. Manche mei-
nen, ich spräche die LeserInnen mit Sie an, das kann 
man gern so sehen. Ich habe mir beim Schreiben 
vorgestellt, wie ich jemandem genau erkläre, wie es 
für mich bei Amazon war, und warum es wichtig ist 
zu verstehen, dass diese Arbeit dort keine gute ist. 
(Und damit meine ich ja vor allem die nicht nur bei 
diesem Unternehmen gegebenen Strukturen, die – 
erst recht in den verschiedenen Hochphasen – Kolle-
gialität, Solidarität und Transparenz ausschließen.) 
Ich wollte deutlich machen, warum es wichtig ist, 
nicht dort aufzuhören, wo jemand sagt: So war es 
aber schon immer, so ist es eben, da muss man eben 
durch. Ich sieze, weil ich die Figur, die ich im Text 
meine, selber nicht kannte, sie war eine mir frem-
de Person, die sich im Verlauf des Textes deutlicher 
zeigt. Unbewusst habe ich dieses Sie auch dem Du 
entgegengesetzt, das bei Amazon von Anfang an, ob-
wohl man sich noch kein bisschen kennt, üblich ist. 
Natürlich darf man sich gern duzen. Das Sie aller-
dings schafft Raum, der manchmal ausgesprochen 
wichtig ist, es erzeugt eine Zone des Respekts, min-
destens Distanz, die vor allem dort wichtig ist, wo 
durch die Gegebenheiten (hierarchische Strukturen, 
Überwachung, unternehmerische Willkür) kein Re-
spekt für die ArbeitnehmerInnen, ihr Mensch-Sein 
(ihr Nicht-Maschine-Sein) zum Ausdruck kommt.
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Saisonarbeit – Auszüge 

Sie aber stehen nun am Treffpunkt beim Kistenregal in der Versandhalle, halten 
Ihre Kiste mit den Arbeitsutensilien in der Hand und stehen wirklich im Ernst 
des Lebens. Oder Sie stehen in den aus Ihrer finanziellen Situation und den An-
geboten auf dem sogenannten Arbeitsmarkt gezogenen Konsequenzen herum. 
Kalte Luft strömt an Ihnen vorbei. Sie ziehen sich die Fleecejacke, die Sie un-
ter der Warnweste tragen, bis unter das Kinn, setzen die Kapuze auf. Eines der 
Tore zum Dock schließt nicht zuverlässig, so wird es bleiben und man wird Ih-
nen, wenn Sie schon ganz marode sind, sagen, dass man für Sie keinen Heiz-
pilz aufstellen wird. Sie werden sagen, dass Sie ja auch keinen Heizpilz wollen. 
Aber dann, wenn Sie wirklich marode sind, werden Sie nicht mehr ruhig wie-
derholen können, worum genau Sie tatsächlich baten (nämlich darum, das Tor 
doch endlich zu reparieren). Sie werden ein Zittern bemerken, das tief in Ihnen 
gar nicht erst entsteht, sondern schon eine Weile vor sich hinzittert und sich in 
Ihre Gliedmaßen hinein ausbreitet. Sie blicken nach wie vor einer Zeit der Miss-
verständnisse entgegen.

* * *

So könnten Sie ewig reden und so werden Sie noch ein paar Mal reden, werden 
in wenigen Tagen, wenn Sie selbst krank und wieder gesund geworden sind und 
an Ihrem ersten Tag nach der Krankheit erneut direkt neben dem sich nicht 
schließenden Rolltor arbeiten sollen, damit ein anderer Kollege dort nicht ar-
beiten muss, diesen Kollegen aufsuchen und sagen, dass Sie gerade erst krank 
gewesen seien und deshalb unbedingt im Warmen und nicht in der Zugluft ar-
beiten wollen. Er wird mit den Schultern zucken, und Sie werden bemerken, 
der ist krank, hat triefende Augen. Sie werden ihm die Hand auf die Stirn legen 
und bemerken, wie er glüht. Du musst nach Hause, werden Sie sagen. Er wird 
nochmals mit den Schultern zucken und sagen, dass er aber doch übernommen 
werden will. Sie werden wiederholen, dass er nach Hause gehen solle, aber er 
wird sich nicht abbringen lassen und Sie werden in der Zugluft arbeiten, frie-
ren, schwitzen, frieren.

* * *
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Von rechts zieht es kalt zu Ihnen, das Docktor schließt mal wieder nicht. Aber 
links leuchtet Melly mit den weichen braunen Armen. Sie tun kurz gar nichts. Da 
steht plötzlich Sebastian neben Ihnen, hat seine Feedbackzettel neben Ihre auf-
gestützten Hände auf den Tisch geworfen. Guten Morgen, sagt er. Sie schrecken 
auf. Schon wieder Feedback, sagen Sie. In unserer Schicht gibt es jeden Tag Feed-
back, sagt Sebastian. Er wirkt seltsam fade, ein Gesicht, das sich nur schlecht er-
innern lässt, das Sie heute wieder wie ein unbekanntes sehen. Allein sein rechtes 
Ohrloch erkennen Sie wieder. Er hat eines dieser gedehnten, übergroßen Ohr-
löcher. Ein Loch von einem Zentimeter Durchmesser, eingefasst von einer höl-
zernen Öse. Das Loch gibt den Blick auf einen Leberfleck frei. Auf den schauen 
Sie, während Sebastian seine Statistik referiert: Im Bereich small im Schichtni-
veau, im Bereich medium drastisch darunter, im Bereich large auch unter dem 
Schichtniveau. Das muss alles besser werden. Du bist doch nicht mehr neu hier.
Sie sagen: In der anderen Schicht war ich gut.
Er sagt: Die andere Schicht ist egal. 
Er nimmt die Blätter auf, geht weiter.
Sie sagen: Aber ich hatte gar keine Produkte aus dem Bereich medium.
Trotzdem warst du unter dem Schichtdurchschnitt, sagt Sebastian und legt sei-
ne Blätter bei Melly ab. Die nickt, hört ihm aber gar nicht zu. Sebastian redet 
ausführlicher mit Melly als mit Ihnen, aber die arbeitet weiter, er monologi-
siert. Melly, die Muse, gibt ihm nicht die Ehre, die sagt, er stehe ihr im Weg, sie 
käme nicht an die Ware, was schlecht sei für die Bilanz, wie ersicherlich wisse.
Sebastian zieht weiter. 
Melly tippt sich mit dem Finger an die Stirn.
Der ist aufgelaufen, sagen Sie.
Mir muss niemand sagen, wie ich arbeite, ich weiß selber, wie ich arbeite,  
sagt Melly.
Die haben ja alle einen Knall.
Das kann mir aber nichts anhaben. 
Ich mach mich hier nicht tot.
Hör einfach nicht hin, der spinnt.

* * *
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Alle Mitarbeiter, so wirkt es, drängen auf einmal zum Ausgang. Sie landen in ei-
nem Wust, in dem es unmöglich ist, nicht berührt zu werden. Alle legen es da-
rauf an, sich möglichst dicht an die Kollegen zu drängen, als könnten sie durch 
die Kollegen hindurch, um schneller die Schleuse zu passieren. Kurz vor den 
Detektoren wird die Schlange wieder schneller, entzerrt sich, die Halle spuckt 
die Mitarbeiter in die Pause wie eine Ballmaschine Bälle ausspuckt. Sie starren 
also nach oben, warten im Gehen auf das grüne Licht, das signalisiert, dass die 
Schleuse passiert werden darf. Die alten Hasen hingegen gehen schon, wenn 
das Licht noch rot ist. Wenngleich es keine Regel gibt, schnellstmöglich in die 
Pause zu gehen, tun es alle.

* * *

Nachdem Sie sich die Hände gewaschen haben, stellen Sie sich beim Kantinen-
koch an, bekommen wohlig weiche Nudeln mit Wurst-Tomaten-Soße. Sie essen 
jetzt schon viel schneller als am Anfang Ihrer Saisonarbeit. Man könnte sagen, 
Sie schaufeln das Essen in sich rein. Sie haben schon zur Hälfte aufgegessen, 
da setzen sich Stefanie und Grit zu Ihnen, packen ihre mitgebrachten Stullen 
aus, knüllen die Alufolie zu kleinen Kugeln zusammen. Ob Sie Hans-Peter mal 
wieder gesehen haben? Nein, sagen Sie. Stefanie sagt, der soll jetzt an der Müll-
presse sein, aber genau weiß sie es auch nicht. Wer weiß, sagen Sie und kauen 
weiter. Es passt viel in Ihren Magen hinein. Während sich Ihr reichlich gefüllter 
Teller leert, schielen Sie nach den Speisen, die die Kollegen vom Tresen zu den 
Tischen tragen. Stefanie und Grit stehen auf, wollen eine Zigarette rauchen ge-
hen und bitten Sie, auf ihre Flaschen und den restlichen Proviant aufzupassen. 
Als die beiden nach fünf Minuten nicht zurück sind, stehen Sie auf, tragen Ihren 
Teller zum Geschirrwagen und verlassen die Kantine. Niemand hat alle Zeit der 
Welt, aber wer nur eine halbe Stunde Pause hat, in der auch der Weg zum Pau-
senraum und der Weg zurück zum Arbeitsplatz geschafft werden muss, hat zu 
wenig Zeit, um sie mit Warten zu verbringen.

* * *

Sie gehen zurück zu Ihrem Arbeitsplatz. Eine untersetzte Frau mit grüner 
Leuchtweste wühlt in der Kiste mit dem Altpapier. Auf ihrem Rücken lesen Sie 
Security Nord. Melly flüstert Ihnen ins Ohr: Das ist der Spürhund. Die guckt, dass 
wir keine Ware im Abfall verstecken und aus der Halle zu schmuggeln versu-
chen. Die Spürhundfrau reicht mit ihren kurzen Armen nicht auf den Boden 
des Altpapierkartons. Sie wühlt nur die Oberfläche auf, legt gefaltete Kartons 
von der einen auf die andere Seite, klappt einen Zollstock aus und sticht sich bis 
unten durch. Sie sieht die Mitarbeiter, deren Abfälle sie durchsucht, nicht an, 
weder grüßt sie beim Kommen, noch beim Gehen. Sie arbeitet als kleine Geste 
des Misstrauens, als warnender Gruß aus den höheren Bereichen der flachen 
Hierarchie. Humpelnd zieht sie weiter, Sie sehen ihr hinterher. Das ist ja heute 
alles nicht zum Aushalten.

* * *
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Ihr Arbeitgeber jedoch weiß dies: Um als Unternehmen erfolgreich zu sein, 
muss man mindestens die wunden Punkte der Mitarbeiter kennen, denn wie 
sonst sollte man sie nicht übermütig werden lassen. Dieser Arbeitgeber weiß, 
dass seine Mitarbeiter gern pünktlich Feierabend machen und grundsätzlich 
der Meinung sind, das Arbeitsende sei nun einmal realistischerweise erst dann, 
wenn man sich umgezogen und das Hallengelände vollständig verlassen hat. 
Weshalb die Mitarbeiter also annehmen, jeden Tag vor und nach Schichtschluss 
mindestens 15 Minuten unbezahlt weiterarbeiten zu müssen und deshalb die 
Arbeitsplätze jeden Tag ein wenig früher zu reinigen beginnen. Sekunden nur, 
aus denen ein, zwei, drei Minuten werden, die sie dann früher an der Stechuhr 
anstehen, um schnell an der Schleuse sein zu können, nicht als letztes Glied 
der müden Schlange. Die Schlange an der Stechuhr bildet sich heute bereits ab 
14.25 Uhr, zwei Minuten vor der tolerierten, fünf Minuten vor der eigentlich er-
laubten Zeit. Am weitesten vorn stehen die Co-Worker und Problemer. Als Sie 
14.27 Uhr zum Ende der schon beachtlich langen Schlange gehen, ordnet sie 
sich neu. Die Co-Worker und Problemer und mit ihnen alle erfahreneren Mit-
arbeiter verschwinden, wirken wie vom Erdboden verschluckt. Ganz vorn ste-
hen nun neue Mitarbeiter, die Sie noch nie gesehen haben, und bilden einen un-
gewohnten Anblick. Die Neuen auf den besten Plätzen. Neben den Neuen steht 
ein Mann mit einem Rolltisch, darauf ein Computer. Er wirkt frisch und sau-
ber, er scheint noch nicht eine ganze Schicht im Staub hinter sich zu haben. Der 
Mann mit Vollbart und Hornbrille, Amazons vermutlich einziger Hipster, winkt 
die Mitarbeiter nacheinander von der Stechuhr heran, lässt sich die Mitarbei-
terausweise zeigen, scannt deren Strichcode und trägt die Namen der Mitar-
beiter in eine Liste ein. Was soll das, fragen Sie den, der gerade vor Ihnen steht. 
Der schreibt sich die Namen von denen auf, die zu früh an der Uhr stehen. Und 
warum verschwinden die nicht unauffällig, fragen Sie sich. Der Hipster schaut 
nicht auf, verrichtet stoisch seine Arbeit. Er sagt kein Wort, oder täuscht das? Als 
es zum Schichtende läutet, scannt er den letzten Mitarbeiterausweis. Nun strö-
men auch die erfahrenen Mitarbeiter wieder zur Schlange, reihen sich ein, ei-
len nach draußen. Der Hipster klappt seinen Computer zu, richtet sich auf, geht 
mit dem Rolltisch davon, als wäre er nicht da gewesen.
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 Gute Arbeit in Zeiten des digitalen Umbruchs! 
Gewerkschaftliche Erklärung, Berlin, 11. September 2014

Die Digitalisierung von Wirtschaft und Arbeitswelt, seit langem im Gange und 
bereits weit fortgeschritten, erfährt derzeit einen massiven Beschleunigungs-
schub. Big Data und zunehmend »intelligente« Algorithmen, die umfassende 
Vernetzung von Maschinen und das Internet der Dinge, der Vormarsch immer 
leistungsfähigerer Roboter, autonome Fahrzeuge und die (Selbst-)Überwachung 
von Menschen mittels mobiler Kleinstcomputer sind nur einige Erscheinungs-
formen der gegenwärtigen Dynamik und Totalität des technologischen Um- 
bruchs. Die digitale Vernetzung lässt alte Geschäftsmodelle brüchig werden 
und neue entstehen, sie verändert Wertschöpfungsketten, Märkte und Bran-
chen und sie eröffnet eine Vielzahl an Optionen für neue Arbeitsformen.

Im Zuge dieser Umwälzungen kann nachhaltige Beschäftigung entstehen 
und Erwerbstätig keit in mancherlei Hinsicht besser, vor allem selbstbestimm-
ter werden, etwa was deren räumliche und zeitliche Gestaltung anbetrifft. Sol-
che möglichen Fortschritte werden sich jedoch keineswegs im Selbstlauf ein-
stellen: Sollen die emanzipatorischen und arbeitsplatzschaffenden Chancen des 
Wandels möglichst vielen Menschen zugutekommen, so bedarf dies der geziel-
ten gestalterischen Initiative, der regulierenden und flankierenden Interventi-
on. Bleibt die Entwicklung dagegen allein einer kurzsichtigen Profitlogik, dem 
freien Spiel der Marktkräfte und vermeintlichen technischen Sachzwängen un-
terworfen, dann drohen gravierende Jobverluste, ein erdrückendes Kontrollre-
gime bei der Arbeit, die weitere Ausbreitung prekärer Beschäftigung und die 
Steigerung der Arbeitsintensität; dies alles forciert die Zunahme psychischer 
Belastungen und Erkrankungen.

Für ver.di liegt die zentrale arbeitspolitische Herausforderung der kommen-
den Jahre darin, die unübersehbaren Risiken des digitalen Umbruchs zu bewäl-
tigen und Gute Arbeit zu sichern. Dabei richten wir uns vorrangig an den folgen-
den acht Orientierungspunkten aus:

1. Beschäftigung fördern!
Die digitale Vernetzung wirkt als dynamischer Innovationstreiber, der eine Fül-
le an neuen Produkten und Dienstleistungen ermöglicht und immense Poten-
ziale für Wertschöpfung und Beschäftigung erschließt, die es auszuschöpfen 
gilt. Zugleich kann menschliche Arbeitskraft durch digitale Techniken effizi-
enter gestaltet und in vielen Fällen sogar ganz ersetzt werden. Von entschei-
dender Bedeutung ist es deshalb, die Beschäftigungsbilanz des Wandels mög- 
lichst positiv zu gestalten – durch gezielte Förderung arbeitsplatzschaffender 
Innovationen, eine Umlenkung von Produktivitätsgewinnen in gesellschaftli-
che Bedarfsfelder, so dass insbesondere gesellschaftlich notwendige und sozi-
ale Dienstleistungen gefördert werden.

2. Qualifizierung forcieren!
Im Zuge der Digitalisierung entstehen neue Jobs, für viele Erwerbstätige verän-
dern sich Arbeitsinhalte grundlegend, auch werden bisher gefragte Fähigkeiten 
und Kenntnisse nicht selten obsolet. Angesichts dieser Verschiebungen im qua-
lifikatorischen Gefüge der Arbeitsgesellschaft bedarf es verstärkter Anstrengun-
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gen auf allen Ebenen des Bildungssystems, namentlich in der beruflichen Aus- 
und Weiterbildung, um die Beschäftigungsfähigkeit der Menschen sichern und 
die Beschäftigungschancen des Wandels nutzen zu können. Die Rationalisie-
rungserträge digitaler Automatisierung müssen deshalb auch der (Re)Qualifi-
zierung der betroffenen Beschäftigten zugutekommen, zum Beispiel im Wege 
erhöhter Investitionen und verlängerter Weiterbildungszeiten.

3. Gesundes Arbeiten ermöglichen!
Digital vernetzte Arbeit ist häufig mit Erleichterungen und erweiterten Freiräu-
men für Beschäftigte verbunden, aber auch mit Entgrenzungen, Gefährdungen 
und Belastungen, die aufgrund steigender Arbeitsintensität und Verantwortung 
vor allem im psychischen Bereich zugenommen haben. Erweiterte Freiräume 
und Verantwortung verkehren sich bei unzureichenden Ressourcen und Preka-
risierung der Arbeits- und Beschäftigungsverhältnisse von Chancen in – auch 
gesundheitliche – Risiken. Relevante Normen und ergonomische Standards 
des Arbeits- und Gesundheitsschutzes, die für ortsfeste Arbeitsplätze gelten, 
kommen bei ortsflexibler Arbeit bislang nicht wirksam zur Anwendung. Den 
gesundheitsgefährdenden Folgen einer digital erweiterten Erreichbarkeit und 
Verfügbarkeit von Beschäftigten ist durch geeignete tarifvertragliche und ge-
setzliche Regelungen entgegenzuwirken, die ein Recht auf Nichterreichbarkeit 
und Nicht-Reaktion außerhalb zu vereinbarender Arbeits- und Bereitschaftszei-
ten zu garantieren haben. Erforderlich ist die Anpassung von Arbeitsschutzver-
ordnungen sowie branchenspezifischer Vorschriften des Arbeitsschutzrechts 
und der Unfallversicherung an die besonderen Belastungen digitaler und mo-
biler Arbeit.

4. Persönlichkeitsrechte schützen!
Jedwede Aktivität in digitalen Arbeitsumgebungen und sozialen Netzwerken 
hinterlässt einen stets größer werdenden »Datenschatten«, der durch ausge-
feilte Tracking- und Analysetechniken zu Zwecken der Informationssammlung, 
der Durchleuchtung, Kontrolle und Steuerung des Verhaltens von Menschen 
genutzt werden kann – und von immer mehr Arbeitgebern auch entsprechend 
genutzt wird. Neue, auf dem Crowdsourcing-Konzept basierende Beschäfti-
gungsmodelle zielen auf maximale Transparenz von Arbeit- und Auftragneh-
mern und setzen auf deren »digitale Reputation« als wichtigste Voraussetzung 
einer erfolgreichen Vermarktung von Arbeitskraft. Die eminenten Gefährdun-
gen, die sich aus derlei Praktiken für die Persönlichkeitsrechte von Beschäftig-
ten ergeben, erfordern rechtliche, technische und organisatorische Schutz- und 
Abwehrmaßnahmen, welche u. a. in einem zeitgemäßen Beschäftigtendaten-
schutzgesetz normiert werden müssen.

5. Meinungs-, Presse- und Koalitionsfreiheit  
verwirklichen. Vertraulichkeit sichern!
Vertrauliche Kommunikation ist die Voraussetzung für die Wahrnehmung von 
Grundrechten wie Meinungs-, Presse- und Koalitionsfreiheit sowie für den Schutz 
von Berufsgeheimnissen. Sie darf nicht durch die Einführung von Vorratsdaten-
speicherung, das heißt der anlasslosen Speicherung von Verbindungs- und In-
haltsdaten, gefährdet werden. Der Staat sollte die Entwicklung einfach nutzba-
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rer Anonymisierungs- und Verschlüsselungsverfahren fördern. Whistleblower 
in Unternehmen und Behörden sollten gesetzlich besser geschützt werden. 

Wesentliche Voraussetzung einer funktionsfähigen, demokratischen Gesell-
schaft sind unabhängige Medien, die ihre grundgesetzlich geschützten Rechte 
und Aufgaben ohne Einschränkungen ausüben können. Die Meinungs-, Infor-
mations- und Pressefreiheit müssen deshalb geschützt, immer wieder gegen 
Angriffe verteidigt in ihrer Pluralität erhalten und den veränderten Bedingun-
gen des digitalen Umbruchs und dem Druck globaler Entwicklungen auf die 
Medienunternehmen entsprechend gestaltet werden. Nachrichten verbreiten 
sich über das Internet und die sozialen Medien in rasender Geschwindigkeit 
und häufig zum Nulltarif, mit gravierenden Auswirkungen auf die klassischen 
Geschäftsmodelle und das Berufsbild sowie die Ausbildung und Qualifikation 
von Medienschaffenden in der crossmedialen Welt. Fest steht: Medien sind kei-
ne Ware und keine reinen Renditeobjekte – Geschäftsmodelle wie Abo-Zeitun-
gen im Internet, Crowdfunding sowie die Finanzierung und Förderung neuer 
publizistischer Angebote etwa durch Stiftungen stellen alternative Refinanzie-
rungsmöglichkeiten dar.

Dabei darf das »Arbeitsrecht« der Kreativen, das Urheberrecht, nicht gegen 
Nutzerinteressen ausgespielt werden. In ihrer Erwerbstätigkeit sind die über-
wiegend freiberuflich tätigen Urheberinnen und Urheber sowie Leistungs-
schutzberechtigten auf die Verwertung ihrer Werke – und damit auf für sie öko-
nomisch tragfähige Vertriebsstrukturen, auch im digitalen Raum – angewiesen. 
Dafür sind eine Stärkung der Durchsetzung ihrer Rechte etwa über das Urhe- 
bervertragsrecht und verständliche, für Verbraucher/innen relevante Bestim-
mungen des Urheberrechts notwendige Voraussetzungen.

6. Freiräume für mehr Arbeits- und  
Lebensqualität erschließen!
Die digitale Vernetzung hat vielfach die technischen Voraussetzungen dafür ge-
schaffen, Arbeit räumlich und zeitlich flexibler zu gestalten. Die Nutzung die-
ser erweiterten Freiräume darf jedoch nicht allein der Dispositionsgewalt der 
Arbeitgeber überlassen bleiben, sondern muss verstärkt im Interesse der Be-
schäftigten organisiert werden und der Verbesserung ihrer Arbeits- und Le-
bensqualität dienen. Deshalb sollten Beschäftigte durchsetzbare Ansprüche auf 
ein Mindestmaß an Tätigkeitsanteilen erhalten, die während der betriebsübli-
chen Arbeitszeiten an einem von ihnen selbst zu bestimmenden Arbeitsplatz 
erbracht werden können. Zur Unterstützung human gestalteter Modelle mobi-
ler Arbeit müssen verstärkt öffentlich geförderte Projekte initiiert werden, die 
durch eine Arbeitsforschung zu begleiten sind, welche sich gezielt mit den spe-
zifischen Herausforderungen örtlich und zeitlich entgrenzter Arbeit beschäf-
tigen sollte.

7. Mitbestimmung modernisieren!
Die betriebliche Mitbestimmung basiert heute noch immer weitgehend auf 
rechtlichen Grundlagen, die lange vor Beginn des digitalen Umbruchs entstan-
den sind. So stehen beispielsweise den erheblich erweiterten Optionen von Ar-
beitgebern zur Verlagerung von Arbeitsvolumina und Standorten – auch über 
nationale Grenzen hinweg – keine adäquaten Mitbestimmungsmöglichkeiten 
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der Interessenvertretungen gegenüber. Es bedarf einer Erweiterung der Mit-
bestimmungsrechte von betrieblichen Interessenvertretungen bei Out- und 
Crowdsourcing, Near- und Offshoring, um der Gefahr gravierender Einfluss-
verluste von Betriebs- und Personalräten zu begegnen. Darüber hinaus ist die 
Mitbestimmung, durch einen erweiterten Arbeitnehmerbegriff, der der steigen-
den Anzahl von externen, durch digitale Vernetzung längerfristig in betriebli-
che Prozesse eingebundenen Erwerbstätigen Rechnung trägt, zu modernisieren.

8. Neue Arbeitsformen sozial gestalten!
Ermöglicht durch die Fortschritte der digitalen Technik finden derzeit zuneh-
mend neue Arbeitsformen wie »Crowdworking« Verbreitung, welche sich in ih-
ren Bedingungen erheblich von den Arbeits- und Beschäftigungsverhältnissen 
klassischer Prägung unterscheiden. Einerseits eröffnen sich hier Erwerbs- und 
Einkommenschancen für Freelancer, andererseits fehlt es bei diesen – meist 
über Vermittlungsplattformen im Internet organisierten – Modellen in aller Re-
gel an jedweden Mindeststandards hinsichtlich Bezahlung, Arbeitszeit, Arbeits- 
schutz und rechtlicher wie sozialer Sicherheit für die Betroffenen. Deshalb droht 
sich Crowdworking als vornehmlich prekäre, nicht selten ausbeuterische Sphä-
re der Erwerbstätigkeit zu etablieren, von der ein erheblicher Absenkungsdruck 
auf die Einkommens- und Arbeitsbedingungen der regulär Beschäftigten aus-
gehen kann. Soll Gute Arbeit auch für die »Crowd« in der »Cloud« möglich wer-
den, so müssen die genannten Schutzlücken geschlossen und entsprechende 
Mindestbedingungen rechtlich verankert werden.

Zur Unterstützung human gestalteter Modelle mobiler und digitaler Arbeit 
müssen verstärkt öffentlich geförderte Projekte initiiert werden, die durch eine 
Arbeitsforschung zu begleiten sind, welche sich gezielt mit den spezifischen He-
rausforderungen örtlich und zeitlich entgrenzter sowie digitaler Arbeit im All-
gemeinen beschäftigen sollte.

ver.di will die Durchsetzung Guter Arbeit und guter Lebensbedingungen in 
den Zeiten des digitalen Umbruchs zu einem Schwerpunkt ihrer Aktivitäten 
machen. Dazu werden die hier genannten Orientierungspunkte mit dem Berli-
ner Manifest von ver.di: »Die Daseinsvorsorge in der Informationsgesellschaft 
stärken!« zu einer Erklärung zusammengeführt und in den kommenden Mona-
ten sowohl in der gewerkschaftlichen Diskussion wie auch im Dialog mit Akteu-
ren aus Politik, Netzpolitik, Wirtschaft und Zivilgesellschaft und vor allem mit 
den vom digitalen Wandel unmittelbar betroffenen Erwerbstätigen und ihren 
Interessenvertretungen verfeinert. Am Ende dieses Prozesses soll ein program-
matisches ver.di-Dokument stehen, welches neben inhaltlichen Zielsetzungen 
und Forderungen zur Gestaltung des digitalen Wandels konkrete gewerkschaft-
liche Arbeitsschritte vorschlagen und auf dem nächsten ver.di-Bundeskongress 
im September 2015 in Berlin verabschiedet werden soll.
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 Gute Arbeit und Gute Dienstleistungen im digitalen Zeitalter 
Gemeinsame Erklärung von ver.di und dem Bundeswirtschaftsministerium, 
Berlin, 11. September 2014

Die weitreichenden und sich ständig weiter entwickelnden Möglichkeiten der 
Informations- und Kommunikationstechnik verändern unsere Gesellschaft tief-
greifend. Es entstehen vollkommen neue Formen der (Zusammen-)Arbeit, ver-
bunden mit Produktivitätsfortschritten, neuen Wertschöpfungsketten, neuen 
Geschäftsmodellen und veränderten Arbeits- und Steuerungsprozessen. Die 
Digitalisierung führt zu einer stark ausgeweiteten Transparenz der Arbeit, der 
Güter- und Informationsströme sowie des Kundenverhaltens. Die Anforderun-
gen an Flexibilität und Mobilität für Unternehmen, Verwaltungen und arbei-
tende Menschen erhöhen sich.

Die Bundesregierung und ver.di haben das gemeinsame Grundverständnis, 
diese Veränderungsprozesse zu gestalten. Sie verfolgen das Ziel, die Vorausset-
zungen für nachhaltiges und soziales Wachstum sowie Gute Arbeit und Gute 
Dienstleistungen zu schaffen.

Deshalb muss eine systematische Wirtschafts- und Dienstleistungspolitik 
die über den technologischen Wandel getriebenen Veränderungen auch im Sin-
ne der Beschäftigten und der Verbraucherinnen und Verbraucher gestalten. Be-
nötigt wird z. B. eine Innovationspolitik, die unter Beteiligung der Nutzerinnen 
und Nutzer bei gleichzeitiger Berücksichtigung der Urheberrechte sowie der 
Meinungs-, Informations- und Pressefreiheit soziale und technologische Inno-
vationen fördert, die zu Guten Dienstleistungen im digitalen Zeitalter führen. 
Dazu können auch die Instrumente der Regional- und Strukturpolitik unter Be-
teiligung der Sozialpartner (und der Kommunen) genutzt werden, um verstärkt 
innovative Dienstleistungen zu fördern und dies zusätzlich mit dem Ziel, Gute 
Arbeit zu schaffen, zu verbinden. Erforderlich sind darüber hinaus ein investiti-
onsfreundlicher Regulierungsrahmen und Investitionen etwa für den flächen-
deckenden Ausbau der digitalen Infrastruktur. Außerdem müssen im digitalen 
Wandel entstehende Bedarfe an Fachkräften durch gezielte Aus- und Weiterbil-
dung gedeckt werden.

Die Sicherstellung der persönlichen Hoheit und Verfügung über die eigenen 
Daten ist eine weitere Herausforderung. Die Wahrung demokratischer Grund-
rechte im digitalen Zeitalter betrachten wir daher als eine zentrale Aufgabe. Ge-
schäfts- und Arbeitsprozesse dürfen die Persönlichkeitsrechte nicht gefährden, 
sondern sollten von vornherein daran ausgerichtet sein, die informationelle 
Selbstbestimmung zu gewährleisten.

ver.di wird Sozialpartnerdialoge in den Dienstleistungsbranchen führen, die 
von digitalisierungsgetriebenen Veränderungsprozessen besonders betroffen 
sind, um gemeinsame Lösungen für Gute Arbeit und Gute Dienstleistungen im 
digitalen Zeitalter zu entwickeln und umzusetzen. Die Bundesregierung und die 
Wissenschaft werden diese Sozialpartnerdialoge begleiten.

Sigmar Gabriel 			   Frank Bsirske  
Bundesminister für Wirt-		  ver.di-Vorsitzender 
schaft und Energie
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 Würde, Selbstbestimmung, Solidarität und  
 Gute Arbeit in der digitalen Gesellschaft! 
Rede des Vorsitzenden der Vereinten Dienstleistungsgewerkschaft,  
Frank Bsirske, zur Eröffnung der ver.di-Digitalisierungskonferenz,  
Berlin, 10. Juni 2015

Sehr geehrten Damen und Herren, 
liebe Kolleginnen und Kollegen,
Würde und Solidarität, Selbstbestimmung und Gute Arbeit – auch und gerade 
in digitalen Zeiten: Das sind die Leitbegriffe, entlang derer wir in dieser Kon-
ferenz die sich mit der digitalen Umwälzung eröffnenden Möglichkeiten dis-
kutieren wollen. Nachdem die Herausforderungen der Digitalisierung bereits 
im letzten Jahr Gegenstand einer ver.di-Konferenz waren, steht das Digitalisie-
rungsthema heute und morgen erneut im Fokus: nach dem, was die Modera-
torin angekündigt hat, mit einem wirklich interessanten Programm, und das 
ist kein Zufall, schreitet die technische Entwicklung doch in einem rasanten 
Tempo voran. Wir sehen massive Beschleunigungskräfte in der Informations-
technik, der Robotik und Sensorik. Wir erleben eine immer rasantere Vernet-
zung von allem mit jedem. Ungeheure Datenmengen werden verarbeitet, Algo-
rithmen perfektioniert und fortlaufend Fortschritte auf dem Feld sogenannter 
künstlicher Intelligenz erzielt. 

Was bewirken diese Entwicklungen, diese Trends? Vom »Inventar des Mög-
lichen« hat der französische Historiker Fernand Braudel gesprochen. 1 Ein, wie 
ich finde, auch für unseren Kontext erhellender Begriff. Tatsächlich eröffnen 
technische Entwicklungen Optionen, Wahlmöglichkeiten eben, zwischen ver-
schiedenen Nutzungs- und Ausgestaltungspfaden. Digitalisierung und Vernet-
zung erweitern also unser »Inventar des Möglichen«. 

Keine Frage: Die positiven Aspekte des Umbruchs sind beeindruckend. Wel-
che Optionen aber wie in die Realität umgesetzt werden, welche Weichenstel-
lungen erfolgen, das eben ist nicht durchprogrammiert. Offen bleibt zunächst, 
ob Informationstechnologie (IT) zum Nutzen der großen Mehrheit oder nur für 
Zwecke der ohnehin schon Privilegierten eingesetzt wird, ob sie gesellschaftli-
chen Wohlstand oder nur privaten Superreichtum mehren soll, ob sie für mehr 
Demokratie und Teilhabe oder für die Perfektionierung von Kontrolle und 
die Festigung von Machtpositionen eingesetzt wird – das ist zunächst einmal 
grundsätzlich offen und gestaltbar. Grund genug, sich damit intensiv ausein-
ander zu setzen. 

Freilich sollten wir uns nichts vormachen: Aus dem digitalen Inventar haben 
sich bislang vor allem diejenigen kräftig bedient, die mit Werten wie Würde, 
Selbstbestimmung, Solidarität und Guter Arbeit nicht allzu viel am Hut haben. 
Genau darum machen sich Menschen zunehmend Sorgen angesichts der digi-
talen Revolution:

→→ �Sorgen vor den Zumutungen permanenter Erreichbarkeit per Mail,

1	� Zitiert nach Christoph Kucklick: Die granulare Gesellschaft. Wie das Digitale  
unsere Wirklichkeit auflöst, Berlin 2014, S. 10
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→→ �Sorgen, dass aus der Möglichkeit, in Zeiten des Internets zu jeder Zeit  
und von jedem Ort aus arbeiten zu können, Druck ausgeht, dies immer  
und überall auch tun zu müssen – aus dem anytime and every place also 
ein always and everywhere wird, der Zwang ab- und der Druck zunimmt,

→→ �Sorgen im Hinblick auf ein digitales Tagelöhnertum in der Crowd und 	
→→ �Sorgen vor einer perfektionierten Kontrolle des Alltags- und Arbeitslebens, 
vor der Quantifizierbarkeit des Einzelnen und einer Entwicklung, die das 
Individuum zu einem Wesen macht, das ausschließlich einer Effizienz-  
und Kontrolllogik gehorcht.

All diese Sorgen sind nicht unberechtigt. Umso wichtiger, in welche Richtung 
die Weichen gestellt werden!

Gelingt es, meine sehr verehrten Damen und Herren, liebe Kolleginnen und Kol-
legen, die Potenziale der digitalen Umwälzung für demokratische und soziale 
Innovationen und für humanen Fortschritt zu nutzen? Oder kommen diese nur 
den Interessen einer kleinen Elite zugute? Das ist die alles überwölbende Fra-
ge. Welche Antwort darauf gesellschaftlich gegeben wird, ist für unser aller Zu-
kunft von herausragender Bedeutung.

Dies gilt in erster Linie für die Regelung der Kontroll- und Steuerungsmög-
lichkeiten der neuen Technologien. Und die Fortschritte in der Entwicklung 
künstlicher Intelligenz sind ja in der Tat atemberaubend. Ich habe kürzlich ge-
lesen, dass die Rechenkapazität des menschlichen Gehirns auf etwa 20 Qua
drillionen Recheneinheiten pro Sekunde geschätzt wird – ich war beindruckt, 
ich hätte mir das gar nicht zugetraut. Mal ganz abgesehen davon, dass ich im-
mer noch nicht richtig herausbekommen habe, was Quadrillionen sind. Dann 
war aber im selben Artikel zu lesen, dass ein chinesischer Supercomputer im 
letzten Jahr 34 Quadrillionen Recheneinheiten pro Sekunde bewältigt hat und 
da fühlte ich mich dann doch ziemlich eingeschüchtert.

Nehmen wir den Supercomputer Watson von IBM, der 2011 in den USA die 
beiden besten menschlichen Spieler in der Quizshow »Jeopardy!« geschla-
gen hat – und zwar mit enormen Abstand –, und der inzwischen das Aufga-
benfeld gewechselt hat und nun mit seiner riesigen und weiter wachsenden 
Datenbank und seinen immer raffinierteren, sich selbst optimierenden Algo-
rithmen bei der Diagnose seltener Krankheiten hilft. Und wir können sicher 
sein, dabei wird es nicht bleiben. Mittlerweile wird überlegt, ob künstlicher 
Intelligenz wie Watson nicht auch die Leitung von Unternehmen übertragen 
werden sollte.

Noch ist uns zwar nichts Näheres über solche automatisierten Unterneh-
mensleitungen bekannt und der Gedanke, mit Computern Tarifverträge oder 
Betriebs- und Dienstvereinbarungen zu verhandeln, ist auch nicht wirklich ver-
lockend. Tatsächlich aber befinden wir uns bereits in einem Zeitalter, in dem 
Entscheidungen auf die Algorithmen verlagert worden sind. So findet der Han-
del an Börsen zu einem erheblichen Teil vollautomatisch statt. Das ist nicht 
ohne Risiken und nicht ohne Nebenwirkungen, wie wir wissen. Da die Compu-
ter schneller und im Rahmen ihrer Vorgaben effizienter entscheiden können als 
Menschen, war es möglich, dass der New Yorker Börsenindex Dow Jones beim 
»Flash Crash« 2010 binnen weniger Minuten massiv einbrach und ein erneu-
ter Börsenkrach nur knapp vermieden werden konnte.
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Dass mit Software Entscheidungen vorstrukturiert und in bestimmte Richtun-
gen gelenkt werden, erleben wir auch an anderen Stellen, etwa in der Finanz-
beratung, wo zum Teil Beratungssoftware zum Einsatz kommt, die per auto-
matischer Bonitätsprüfung und Profilbildung mittels Scoring eine Vorauswahl 
in Frage kommender Finanzprodukte trifft und/oder auch Kreditvergaben von 
vornherein unterbindet. Kunden wie Beschäftigten kann damit die Gelegen-
heit genommen werden, sich in einem persönlichen Gespräch miteinander zu 
verständigen.

Der Rohstoff intelligenter Technik sind Daten, meine sehr verehrten Damen und 
Herren, liebe Kolleginnen und Kollegen. Den Nutzern intelligenter Technik wer-
den Daten zur Verfügung gestellt. Dabei aber bleibt es nicht, denn zugleich wer-
den in aller Regel auch Daten gesammelt – über eben diese Nutzer! So entstehen 
immer umfangreichere Datenschatten. Datenschatten, die umso größer werden 
und eine immer lückenlosere Durchleuchtung von Nutzern ermöglichen – auch 
in der Arbeitswelt. Mitsamt Vorhersagen auf ihr künftiges Verhalten und ent-
sprechenden Steuerungsmöglichkeiten.

Intelligente Scanner wie bei Amazon erleichtern die Zuordnung von Bau-
teilen und Warenlieferungen, können aber auch Daten über Leistung und Ver-
halten ihrer Nutzer übermitteln. Und vor diesem Hintergrund wird dann auch 
verständlich, warum es mir passieren konnte, dass auf einer Betriebsversamm-
lung ein Kollege auf mich zukommt und mir eine Abmahnung zeigt, also eine 
Kündigungsandrohung, die er bekommen hat, wegen, ich zitiere: »zweimali-
ger Inaktivität innerhalb von fünf Minuten.« Daran ist gar nicht erstaunlich, 
dass das jetzt möglich ist aufgrund der Transparenz, sondern das eigentlich Er-
staunliche ist, dass das auch gemacht wird. Dass tatsächlich jemand mit Kün-
digung bedroht wird wegen zweimaliger Inaktivität innerhalb von fünf Minu-
ten.

Mobile und digital vernetzte Aufzeichnungsgeräte können Dokumentati-
onsaufgaben wie in der Pflege erleichtern, ermöglichen aber auch eine hohe 
Transparenz der damit befassten Beschäftigten. Und es gibt zahlreiche Beispie-
le für all das, wobei die Ambivalenz immer dieselbe ist: Wo intelligente Technik 
zu einer Effizienzsteigerung von Geschäftsprozessen und einer Erleichterung 
von Tätigkeiten führt, ermöglicht sie auch die Transparenz der Beschäftigten.

Deshalb wird der Schutz von Persönlichkeitsrechten gerade im Zusammen-
hang mit der Digitalisierung immer wichtiger. Dabei muss die Regulierung des 
Umgangs mit den Daten bei denen, die diese Daten erheben und nutzen, zu-
künftig Priorität erhalten. Selbstverständlich kann intelligente Technik uns da-
bei helfen, unsere Arbeit und unsere Lebensqualität zu verbessern. Das kann 
sie, wenn die Informationsgrundlagen erweitert werden, auf denen unsere Ent-
scheidungen beruhen und auf diese Weise unsere Entscheidungsfähigkeit ver-
bessert wird.

Dazu sollte die Digitalisierung freilich so gestaltet sein, dass nachvollzieh-
bar bleibt, welche Prämissen der Aufbereitung von Informationen zu Grunde 
gelegt worden sind, welche Daten und Datenquellen herangezogen werden und 
wie die Technik überhaupt funktioniert. Und damit die Digitalisierung nicht 
entmündigt, muss es immer möglich sein, in den Ablauf der Technik eingrei-
fen zu können. 
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Würde, Selbstbestimmung, Solidarität und Gute Arbeit sind zentrale hand-
lungsleitende Werte, die bei der Gestaltung der Digitalisierung für die Gesell-
schaft insgesamt von entscheidender Bedeutung sind. Zu Guter Arbeit gehört 
wesentlich der Aspekt der Beschäftigungs- und Zukunftssicherheit.

Daher interessieren wir uns stark für die Beschäftigungseffekte des sich ab-
zeichnenden digitalen Automatisierungsschubs. Der renommierte MIT-Öko-
nom Andrew McAfee hat es in einem Interview auf den Punkt gebracht: »Vie-
les deutet darauf hin, dass noch zu unseren Lebzeiten eine Science-Fiction-Welt 
möglich wird, in der die Wirtschaft weitgehend automatisiert ist und eine Heer-
schar von Robotern viele Jobs übernommen hat.« Selbst »strukturelle Massen-
arbeitslosigkeit« will McAfee übergangsweise nicht ausschließen.2 

Mit dieser Einschätzung steht McAfee nicht alleine: Es gibt mittlerweile eine 
Vielzahl ähnlicher Prognosen. So kommt eine Studie der ING-DiBa für den deut-
schen Arbeitsmarkt zu dem Fazit: »Von den 30,9 Millionen berücksichtigten so-
zialversicherungspflichtig und geringfügig Beschäftigten sind 18,3 Millionen 
Arbeitsplätze bzw. 59 % in ihrer jetzigen Form von der fortschreitenden Techno-
logisierung bedroht.« 3 59 % – 18,3 Millionen Arbeitsplätze. Natürlich muss man 
die Methodik derartiger Analysen kritisch hinterfragen. Aber das ändert nichts 
daran, dass solche Trendaussagen ernst genommen werden müssen – und das 
umso mehr, als wir in unseren Branchen, den Branchen, wo wir gewerkschaft-
lich aktiv sind, ja nicht wenige Unternehmen kennen, die in den nächsten Jah-
ren tausende von Stellen abbauen werden und abbauen wollen. 4

Ein historisch völlig neues Phänomen, meine sehr verehrten Damen und Her-
ren, liebe Kolleginnen und Kollegen, ist das nicht. Die Arbeiterbewegung sah 
sich mit vergleichbaren Herausforderungen schon früher konfrontiert. Denken 
wir nur an die erste industrielle Revolution und Begleitumstände, wie den Auf-
stand der schlesischen Weber oder an die vergeblichen Kämpfe der Maschinen-
stürmer in England.

Zwar weisen Forscher darauf hin, dass á la longue im Gefolge tiefgreifender 
technologischer Umbrüche das gesellschaftliche Arbeitsvolumen am Ende bis-
her stets gestiegen sei. Aber auch wenn man sich das zu eigen machen würde: 
kurz- und mittelfristig kann die Arbeitsplatzbilanz durchaus drastisch negativ 
ausfallen – eine Ungleichzeitigkeit, die gesellschaftlich und arbeitsmarktpoli-
tisch eine enorme Herausforderung und eine große Gestaltungsaufgabe dar-
stellt, der wir uns stellen müssen. In der vielzitierten Studie »Das zweite Ma-
schinenzeitalter« heißt es: »Auch die Herausforderungen durch die digitale 
Revolution lassen sich meistern. Doch zunächst müssen wir uns darüber klar 
werden, worin sie eigentlich bestehen. Wir müssen die voraussichtlich negati-
ven Konsequenzen unbedingt beim Namen nennen und einen Dialog darüber 
anstoßen, wie wir sie abfedern können.« 5 

2	� »Eine Welt ohne Plackerei«, SPIEGEL-Gespräch mit Andrew McAfee,  
in: Der SPIEGEL 35/2014 (25. August 2014), S. 69

3	 Die Roboter kommen (April 2015) unter: www.ing-diba.de/ueber-uns/presse/publikationen 
4	� Beispiel Telekom: bis 2018 (vgl. Schröder / Urban (Hg.): Jahrbuch Gute Arbeit 2015, S. 113)
5	� Eric Brynjolfsson/Andrew McAfee: The Second Machine Age. Wie die nächste digitale  

Revolution unser aller Leben verändern wird, Kulmbach 2014, S. 21

http://www.ing-diba.de/ueber-uns/presse/publikationen
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Ich teile diese Einschätzung, auch die Zuversicht, die da mitschwingt. Wir brau-
chen ein positives Bild, wie wir uns eine digital geprägte Welt vorstellen.

Wäre eine solche Vision nur blankes Wunschdenken? Nicht, wenn wir uns 
vor Augen führen, dass die Digitalisierung einen immensen Anstieg der Pro-
duktivität menschlicher Arbeitskraft bewirken kann. Wenn, wie in der zitierten 
ING-DiBa-Studie für Deutschland prognostiziert, 59 % der menschlichen Arbeit 
automatisiert werden kann, und zwar in den nächsten 10 bis 20 Jahren, bedeutet 
das ja nichts anderes, als dass uns die digitale Technik in die Lage versetzt, die 
derzeitige Menge an Gütern und Dienstleistungen mit einem drastisch vermin-
derten Aufwand herzustellen. Dieser Fortschritt der Produktivkräfte macht es 
möglich, die eingesparte Zeit und Menge an Arbeit für andere, gesellschaftlich 
sinnvolle und individuell befriedigende Zwecke zu verwenden, für mehr sozia-
le Innovation, Kreativität, Muße.

Zum Problem wird der digitale Produktivitätsschub allerdings, wenn dessen 
Früchte nur der Profitmaximierung dienen, wenn er für viele Arbeitslosigkeit 
und Entsicherung bedeutet, in eine »Ökonomie der Verachtung, die zu Exklusi-
on und Stagnation führt«, wie die Harvard-Professorin Shoshana Zuboff warnt.6 
Dazu darf es nicht kommen. Der technische Umbruch muss für die Menschen 
zu Verbesserungen, muss zu gesellschaftlichem Fortschritt beitragen – und die 
gute Nachricht ist, dass das digitale »Inventar des Möglichen« dies durchaus 
auch im Angebot hat.

Es wird freilich erheblicher Anstrengungen, zäher Kleinarbeit und großer Durch-
setzungskraft bedürfen, um dieses Potenzial auch tatsächlich zu heben. Ich will 
sechs Grundlinien umreißen, entlang derer wir vorankommen müssen:

I)
Erstens geht es darum, dort Grenzen zu setzen, wo Computer die Menschen zu-
nehmend lückenlos überwachen, kontrollieren und steuern können. Mehr denn 
je bedeutet in diesem Zusammenhang Schutz der Erwerbstätigen auch Schutz 
der Persönlichkeitsrechte. Denn wenn immer präziser und immer umfassen-
der die Leistung, das Verhalten und inzwischen sogar biometrische Daten von 
Menschen in Echtzeit digital erfasst und miteinander verglichen werden kön-
nen, zeichnet sich die Gefahr vollständiger Transparenz ab. Der um sich greifen-
de Trend zum Scoring, zur immer präziseren Zuordnung von Wertbeiträgen auf 
einzelne Arbeitskräfte, die auf der Grundlage von Big Data perfektioniert und 
zur – oft automatisierten – vergleichenden Bewertung von Menschen und zu 
Prognosen ihres künftigen Verhaltens und Leistungsvermögens benutzt wer-
den, fördert die Entsolidarisierung in Arbeitswelt und Gesellschaft. 

Für die Betroffenen, die unter permanenter Beobachtung stehen, entste-
hen neue Belastungsmomente, auf die der ehemalige Cheftechnologe von IBM 
schon vor Jahren in einer Enquete-Kommission des Bundestages aufmerksam 
gemacht hat: »Digitale Arbeit bedeutet einen revolutionär harten Schnitt in der 
Arbeitsorganisation, weil die von Arbeitnehmern geleistete Arbeit nun im Netz  

6	� Shoshana Zuboff: Der menschliche Faktor; in: Frank Schirrmacher (Hrsg.):  
Technologischer Totalitarismus. Eine Debatte, Berlin 2015, S. 264;  
ursprünglich FAZ vom 17. Juli 2014 unter dem Titel »Eine Ökonomie der Verachtung«
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 – der Quantität und Qualität nach – transparent messbar ist. (...) Die großen 
Leistungsunterschiede zwischen Mitarbeitern werden immer transparenter. 
Dadurch entsteht ein bisher unbekannter psychischer Druck auf Führungs-
kräfte und Arbeitnehmer. (...) Man SOLL ja immer ein schlechtes Leistungsge-
wissen haben. Dieser immense psychische Druck steigt durch die Transparenz 
der digitalen Welt immer mehr an.« Soweit dieser Insider von IBM vor der En-
quete-Kommission des Bundestages.

Um die Folgen, meine sehr verehrten Damen und Herren, liebe Kolleginnen 
und Kollegen, einer auf die Spitze getriebenen digitalen Kontrolle und Konkur-
renz einzudämmen, bedarf es entsprechender Regelungen in einem Beschäfti-
gungsdatenschutz, der den neuen technischen Möglichkeiten Rechnung trägt. 
Wobei der Persönlichkeitsschutz natürlich über das Beschäftigungsverhältnis 
deutlich hinausreichen muss. Und auch da sind wir gefordert, rasant voran-
schreitenden Veränderungen Rechnung zu tragen – gerade auch im Hinblick 
auf die neue Qualität der Problemlagen für den Datenschutz.

Mit Big Data erschließt sich ja der wesentliche Teil von Informationen nicht 
aus dem Zweck, für den die Daten gesammelt worden sind. Über diesen Zweck 
kann heute der Einzelne in der Regel VOR der Datenerhebung informiert wer-
den und kann dann der Datenerhebung zustimmen oder sie ablehnen. Das ist 
inzwischen de facto der Eckstein des Datenschutzes weltweit.

Mit Big Data ändert sich das. Weil der Zweck nicht der ist, für den einmal 
gesammelt worden ist, sondern der Zweck in vielfacher Wiederverwendbar-
keit besteht. Wobei die meisten innovativen Wiederverwendbarkeiten und Ver-
knüpfbarkeiten von Daten zum Zeitpunkt der Erhebung überhaupt noch nicht 
angedacht waren.

In Zeiten von Big Data ist das vertraute Mittel der Einverständniserklärung 
oftmals also wieder zu restriktiv, um Daten wiederverwenden zu können, oder 
zu machtlos, um die Privatsphäre des Einzelnen zu schützen. Hinzu kommt 
auch, dass die Anonymisierung von Daten ihr Schutzpotenzial verliert. Wenn 
erst einmal genügend Daten zur Verfügung stehen, ist eine perfekte Anonymi-
sierung auch bei größter Sorgfalt nicht mehr möglich. Big Data fördert die Re-
Identifikationsfähigkeit von Daten, weil immer mehr Daten gesammelt und 
kombiniert werden.

Ich glaube, dass es wirklich zielführend sein kann, darüber nachzudenken, ob 
das nicht einen Paradigmenwechsel notwendig macht. Der Datenschutz erfor-
dert, dass Big Data-Anwender für ihr Vorgehen stärker zur Verantwortung ge-
zogen werden.

Wir brauchen daher einen Datenschutzrahmen, der statt auf die Zustim-
mung der Nutzer zu setzen, die Nutzer der Daten in die Verantwortung nimmt – 
so dass Nutzerdaten verwendende Unternehmen künftig eine förmliche Prüfung 
für jeden neuen Verwendungszweck personenbezogener Daten, gerade auch im 
Hinblick auf die Auswirkungen für die Betroffenen, durchzuführen haben. 

Stichwort Zweckbindung: Für schlampige Datenschutzprüfungen würde der 
Datennutzer dann rechtlich haftbar sein und sich behördlichen Maßnahmen, 
wie Nachbesserung, Bußgeldern und möglicherweise der Strafverfolgung aus-
setzen.
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Die Last der Verantwortung von den Betroffenen auf die Datennutzer zu verla-
gern, ist sinnvoll. Die Datennutzer wissen mehr als jeder andere über die von 
ihnen geplante Verwendung der Daten. Und sie sind es, denen der Großteil der 
Wiederverwendung von Daten zukommt. Dann ist ihnen auch zuzumuten, die 
Verantwortung zu tragen und ihnen die Mühen und Kosten des Prüfverfahrens 
aufzuerlegen.

In Kombination mit maximalen Speicherfristen (Stichwort digitaler Shred-
der), gegebenenfalls differenziert, entsprechend dem inhärenten Risiko der 
Daten und mit einem Einsatz innovativer Technik, bei der Daten absichtlich 
unscharf gemacht werden, um eine Verbindung zu Personen zu erschweren, 
könnte das den Datenschutz unter Big Data-Bedingungen stärken. 

Darüber hinaus sollten Möglichkeiten eröffnet werden, gute Dienstleistun-
gen nutzen zu können, ohne persönliche Daten zur Verfügung zu stellen, etwa 
indem wie im analogen Raum bargeldlose Bezahlung erfolgen kann, ohne dass 
sich die Zahlenden persönlich identifizieren müssen.

Ich glaube, es lohnt, über diese Anregungen, über diese Gedanken näher zu 
diskutieren, gerade weil sich die Bedingungen für den Datenschutz grundle-
gend musterhaft ändern. Soviel vielleicht zunächst zur ersten von sechs anzu-
sprechenden Grundlinien.

II)
Eine zweite Grundlinie betrifft die Verteilung der massiven Produktivitätsge-
winne, das Abschöpfen von Teilen der Digitalisierungsrendite und ihre Um-
lenkung in gesellschaftliche Bedarfsfelder und steigende Masseneinkommen. 
Ein Teil der wachsenden Wertschöpfung kann und muss verwendet werden, 
um damit gesellschaftlich notwendige Dienstleistungen, insbesondere sozia-
le Dienstleistungen auszuweiten und attraktiver zu machen. Bereiche also, die 
absehbar weniger automatisierungsanfällig sind als z. B. der Logistikbereich 
oder der Handel. 

Und unser aktueller Kampf für die Aufwertung der Sozial- und Erziehungs-
berufe hat hier durchaus einen Verknüpfungspunkt zum Thema Digitalisierung. 
Denn im Zusammenhang damit steht die Finanzierung unseres Gemeinwesens 
und seiner sozialen Sicherungssysteme. Ich will hier unsere Kritik an den Ver-
säumnissen neoliberaler Steuerpolitik nicht im Detail ausbreiten. 

Wichtig bleibt das Thema aber allemal, stellen sich doch im Zuge der digi-
talen Umwälzungen neue Fragen – etwa im Hinblick auf die zunehmende Be-
deutung digital gestützter Selbständigkeit von Freelancern und Crowdworkern. 
Hier ist unter anderem zu prüfen, wie sich die Tragfähigkeit unserer sozialen Si-
cherungssysteme durch Abgaben von Arbeit- und Auftraggebern erhöhen lässt.

III)
Wir wissen drittens, dass wir die Förderung neuer Jobs nicht allein dem Selbst-
lauf des Marktes überlassen können – in der Hoffnung, dass der Markt das 
schon von allein bewirken wird, dass rechtzeitig genügend Ersatzarbeitsplätze 
in anderen Beschäftigungsfeldern entstehen werden.

Brynjolfsson und McAfee, die Autoren des Standardwerks vom zweiten Ma-
schinenzeitalter formulieren die vor uns liegende Herausforderung, wie ich fin-
de, sehr klar, wenn sie sagen: »Wenn überkommene Aufgaben wegautomatisiert 
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werden, und damit auch die Nachfrage nach den entsprechenden Kompetenzen, 
muss die Wirtschaft neue Arbeitsplätze und Branchen erfinden.« »Steuergelder, 
Vorschriften, Wettbewerbe oder andere Anreize sollten den technischen Wandel 
auf Maschinen ausrichten, die menschliche Fähigkeiten erweitern, nicht erset-
zen – auf neue Güter und Dienstleistungen.« 7 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, liebe Kolleginnen und Kollegen, 
was nottut, ist in der Tat eine digitale Agenda, die auf neue, nachhaltige Be-
schäftigung zielt, Gute Arbeit fördert, nicht aber Jobvernichtung prämiert. Das 
bedeutet, wir müssen Grenzen ziehen: Nicht alle Verrichtungen, die Roboter 
übernehmen könnten, sollen auch von diesen erledigt werden. Längst nicht alle 
Entscheidungen, die theoretisch an Algorithmen delegierbar sind, dürfen der 
menschlichen Verantwortung entzogen werden. Vor allem Dienstleistungen, 
die Zuwendung und Empathie erfordern, müssen erhalten und ausgebaut wer-
den. Wir wollen nicht wirklich, dass sich in den Kitas nur Roboter um unsere 
Kinder kümmern! Und wir wollen keine vollautomatisierte Pflege – nach dem 
Motto: Pflegebedürftige der Stufe 2 sind in kleineren Einheiten untergebracht. 
Sie werden regelmäßig aus dem Bett genommen und erhalten ein gewisses Maß 
an menschlicher Zuwendung. Hier wurde eine Betreuungsquote von 80 % Ro-
boter/20 % Pflegekraft bestimmt. Ich überlasse es Ihrer Phantasie, sich vorzu-
stellen, was in Pflegestufe 3 und Pflegestufe 1 passiert.

IV)
Ein vierter Punkt: Neue Jobs und die digitale Durchdringung bestehender Tä-
tigkeiten erfordern neue Qualifikationen. Das von Andrea Nahles vorgelegte 
»Grünbuch Arbeiten 4.0« widmet dieser Frage ein eigenes Kapitel. Aber auch 
hier gilt: Dieses Ziel kann nicht ohne eine verbesserte Ausstattung des Bildungs-
sektors erreicht werden. Es bedarf zudem größerer zeitlicher Spielräume für le-
benslange Weiterbildung. Wir regen an, über das Modell einer geförderten Bil-
dungsteilzeit nachzudenken, bei der die Arbeitszeit zu Qualifizierungszwecken 
reduziert und der Lohnausfall partiell ausgeglichen werden kann, so wie dies – 
ich finde durchaus wegweisend – der Gesetzgeber in Österreich aktuell gerade 
auf den Weg gebracht hat: eine geförderte Bildungsteilzeit.

V)
Damit bin ich beim fünften Punkt: Wir werden uns angesichts der digitalen Re-
volution wieder verstärkt mit dem Thema Arbeitszeit befassen müssen. Denn 
noch eine historische Erfahrung bleibt so richtig, dass sie auch der britische 
»Economist« nicht bestreiten will. Dort war zu lesen: Selbst wenn »Ökonomen 
bei der Idee, Arbeit zu verteilen, die Stirn runzeln, so ist dies zumindest tem-
porär doch mit einigem Erfolg praktiziert worden« 8. Das ist »very british« for-
muliert, zurückhaltend, mit Understatement gewissermaßen. Denn tatsächlich 
waren Arbeitszeitverkürzungen häufig ein entscheidendes Instrument, wenn 
es galt, Produktivitätsschübe großen Ausmaßes auch den Beschäftigten zugu-
tekommen zu lassen und Arbeitslosigkeit entgegen zu wirken. 

7	�� Eric Brynjolfsson/Andrew McAfee: The Second Machine Age. Wie die nächste  
digitale Revolution unser aller Leben verändern wird, Kulmbach 2014, S. 257, 295

8	 Easing the transition. Means and ends; in: The Economist, 4. Oktober 2014
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Intelligente Arbeitszeitverkürzungen werden erneut ein wichtiger Ansatz sein, 
um negative Beschäftigungseffekte einzudämmen. Wir brauchen neue Model-
le wie eine »kurze Vollzeit«, die eine bessere Vereinbarkeit von Familie und Be-
ruf ermöglichen und der »Work-Life-Balance«, wie es so schön heißt, dienen 
können.

Meine sehr verehrten Damen und Herren, liebe Kolleginnen und Kollegen, er-
freulicherweise sind die Gewerkschaften nicht die Einzigen, die sich mit den 
Folgen der digitalen Revolution für die arbeitende Bevölkerung befassen. Es er-
mutigt, dass die Bundesregierung begonnen hat, die damit verbundenen Her-
ausforderungen als gesellschaftliche Gestaltungsaufgaben zu begreifen. Das 
von Andrea Nahles verantwortete »Grünbuch Arbeiten 4.0« etwa fächert ein 
breites Spektrum von Themen und Fragen auf. Und auch die EU-Kommission 
erklärt in ihrer Digitalen Agenda die Förderung digitaler Kompetenzen zu ei-
nem unverzichtbaren Bestandteil aller Programme zur Berufsausbildung und 
zur Weiterbildung.

Freilich springt sie an entscheidenden Punkten noch zu kurz. Die EU-Kom-
mission reduziert in ihrer Digitalen Agenda nämlich die Förderung von Beschäf-
tigung auf den Aspekt digitaler Qualifikationen. So wichtig dieser ist, ihn iso-
liert zu betrachten, reicht nicht aus. Eine Auseinandersetzung mit möglichen 
Jobverlusten durch die Digitalisierung fehlt ebenso wie Überlegungen zur Ver-
besserung der Qualität von Beschäftigung. Auch war lange nicht klar, ob bei der 
Europäischen Datenschutzgrundverordnung weitergehendes nationales Daten-
schutzniveau erhalten bleibt und über das Europäische Niveau hinausgehende 
Standards auch künftig möglich sein werden.

Auch wenn wir diesbezüglich mit dem Bundesinnenminister und mit der 
Bundesarbeitsministerin gewissermaßen Verbündete haben, die sich um eine 
Öffnungsklausel für einen besseren nationalen Datenschutz bemühen, gilt es 
für Gefährdungen der Persönlichkeitsrechte auch im nationalen Kontext noch 
stärker zu sensibilisieren. 

Die Bundesdatenschutzbeauftragte Andrea Voßhoff betonte jüngst, dass Arbeit-
gebern nicht erlaubt werden dürfte, die Gesundheit ihrer Mitarbeiter per Fit-
ness-Apps zu überwachen. Sie widersprach damit in gewisser Weise der Bun-
desarbeitsministerin, die bei den »Trackern« kein großes Problem sah. Dabei 
lässt sich mit den Smartphone-Programmen mittlerweile sogar der Schlaf be-
obachten, selbst private Telefongespräche werden auf Emotionen analysiert.
Derlei Apps sind ja in der Tat nicht isoliert zu sehen. Sie füttern das Big-Data-
Universum, dessen Möglichkeiten der totalen Überwachung erschreckend sind. 
Fitness-Tracker sollen Reaktionen des Körpers und der Psyche quantifizieren, 
sind aber bei Weitem nicht die einzigen Augen des Großen Bruders in der digita-
len Welt. Die Folgen könnten sich etwa zeigen, wenn es bei der nächsten Kündi-
gungswelle darum geht, auf wen ein Unternehmen am ehesten verzichten kann.

Zwei Jahre nach den Snowden-Enthüllungen ist es nötiger denn je, uns dem 
technikgetriebenen, quasi schlafwandelnden Einzug in die Überwachungsge-
sellschaft entgegen zu stemmen. Nötig – im Zeichen von Big Data – ist nicht we-
niger als ein neuer Gesellschaftsvertrag für die digitale Welt, der auch die Pri-
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vatsphäre absichert. Wir brauchen gewissermaßen eine erweiterte Erklärung 
der Menschenrechte, eine Deklaration zum Schutz der Freiheits- und Bürger-
rechte im digitalen Zeitalter. Rechte, die dann in technische und organisatori-
sche Anforderungen an IT-Infrastruktur zu übersetzen sind! 

Die Privatsphäre von Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern abzusichern, 
muss dabei integraler Bestandteil sein. Leider war es bisher nicht möglich, in 
der Koalition dafür zu sorgen, dass die Bundesregierung sich daran macht, ein 
eigenständiges Beschäftigtendatenschutzgesetz zu erarbeiten. Ein solches 
muss – das ist in der Tat nötig – gezielte Beobachtung und Überwachung am 
Arbeitsplatz und im privaten Umfeld grundsätzlich untersagen. Der Zugriff auf 
personenbeziehbare Nutzerdaten beim Verwenden moderner Kommunikati-
onsmittel ist zu verbieten, das Fragerecht des Arbeitgebers einzuschränken.

VI)
Und schließlich gehört zu den Gestaltungsaufgaben im Zusammenhang mit der 
digitalen Umwälzung sechstens auch, den Verbraucher- und Datenschutz in das 
Entwickeln von IT-Geräten und Netzinfrastrukturen von vornherein einzubezie-
hen. Notwendig ist eine demokratische Technikfolgenabschätzung, die sich an 
Prinzipien wie Datensparsamkeit und Zweckbindung orientiert.

Da ist es kontraproduktiv – jedenfalls aus meiner Sicht –, wenn die Bundes-
regierung diese elementaren Grundsätze jetzt mit Hinweis auf die überfällige 
EU-Datenschutzreform beiseiteschieben will und mit dem jüngsten Vorstoß zur 
Vorratsdatenspeicherung das Gegenteil verfolgt.

Der Gesetzentwurf wird demnächst in die parlamentarische Beratung ge-
hen. Meine Bitte an Sie, sehr verehrte Damen und Herren Abgeordnete, soweit 
Sie hier unter uns sind: sich dann an das Bundesverfassungsgerichtsurteil von 
2010 zu erinnern. Dort hieß es: Das anlasslose Ausspähen von Kommunikation 
könne ein »diffus bedrohliches Gefühl des Beobachtetseins« hervorrufen und 
in der Folge zu (wörtlich) »Duckmäusertum« führen. Und damit »eine unbe-
fangene Wahrnehmung der Grundrechte in vielen Bereichen beeinträchtigen«. 

Wie verwundbar Persönlichkeitsrechte im Arbeitsleben sind und welches 
Missbrauchspotenzial betriebliche Datenverarbeitung bietet, haben die zahl-
reichen Datenschutzskandale der vergangenen Jahre gezeigt. Die Anzahl inner- 
und außerbetrieblicher IT-Anwendungen steigt ständig. Und in der betriebli-
chen Optimierungslogik droht der arbeitende Mensch zum bloßen disponiblen 
Kostenfaktor zu werden. Datenverarbeitungen, mit denen menschliche Leis-
tungsfähigkeit gemessen wird, bieten zusätzliche Ansatzpunkte dafür. 

Da ist die Mitbestimmung wichtig, um die Persönlichkeitsrechte der Beschäf-
tigten zu stärken. Vor allem dürfen Arbeitgeber Daten aus dem Internet nicht 
ohne Weiteres zusammentragen, um damit Profile zu erstellen und betriebliche 
Entscheidungen zu begründen. Alle sogenannten »freiwilligen« anderslauten-
den Vereinbarungen sind mit größter Vorsicht zu genießen. Die Erfahrung mit 
Benchmarking- und Scoringsystemen zeigt, dass Individuen und Gruppen unter 
Anpassungsdruck geraten, wenn Andere Daten öffentlich zur Verfügung stellen.

Insgesamt gilt es, die Vertraulichkeit und Integrität elektronischer Kommu-
nikation zu fördern und damit einem Auftrag des Bundesverfassungsgerichts 
gerecht zu werden. ver.di will mit eigenen Bildungs- und Veranstaltungsangebo-
ten dazu beitragen, die Sensibilität für den Schutz der Persönlichkeitsrechte zu 
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vergrößern und kollektive Gestaltungsoptionen am Arbeitsplatz zu identifizie-
ren. Ein Expertennetzwerk soll dazu beitragen, auf IT-Anwendungen Einfluss zu 
nehmen und das betriebliche Datenschutzniveau positiv zu beeinflussen. Wei-
tere Anregungen etwa für gemeinwohlorientierte Infrastrukturen, für die Zu-
kunft der Mitbestimmung oder die digitale Souveränität erhoffen wir uns von 
den zahlreichen Vorträgen, Arbeitsgruppen und Podien auf diesem Kongress.

Wir sehen in der Digitalisierung, liebe Kolleginnen und Kollegen, meine sehr 
verehrten Damen und Herren, eine erstrangige politische Gestaltungsaufgabe, 
der wir uns als Gewerkschaft auch mit Partnern aus der Politik stellen wollen. 
Anlässlich unserer Konferenz, und ich kann das wirklich nur sehr begrüßen, 
veröffentlichen das Bundesarbeitsministerium und ver.di heute eine gemein-
same Erklärung mit dem Titel »Nächste Schritte für Gute Arbeit in der digitalen 
Gesellschaft«. Diese fokussiert auf drei Themenfelder in besonderer Weise, um 
eine Humanisierungsoffensive im Prozess der Digitalisierung in Gang zu set-
zen: erstens auf einen modernen und verbindlichen präventiven Arbeits- und 
Gesundheitsschutz, zweitens auf die Bedeutung von Bildungsmaßnahmen so-
wie drittens auf ein Beschäftigtendatenschutzgesetz und Persönlichkeitsrechte. 
Fortschritte auf diesen Feldern wären ein wichtiges Signal, dass die Digitalisie-
rung im Sinne der Menschen, der Erwerbsabhängigen wie der Verbraucherin-
nen und Verbraucher gestaltet werden kann. 

Und daran wollen wir gemeinsam arbeiten, und ich denke, das ist eine wirk-
lich gute Botschaft, die wir hier geben können! Das ist zugleich eine elementare 
Voraussetzung für gesellschaftliche Akzeptanz. Wir wollen die Digitalisierung 
mitgestalten, wollen dazu beitragen, sie nutzbar zu machen für eine innovative, 
wirtschaftlich erfolgreiche, unsere Lebensqualität verbessernde Entwicklung.

»Intelligente Technik – kluge Entscheidung?« – so lautete eine der beim Kir-
chentag diskutierten Fragen. Und: »Warum wir Maschinen bauen, die für uns 
denken?“ wurde gefragt. Mein Antwortvorschlag dazu lautet: Maschinen, die 
für uns denken, dann zu bauen, wenn sie uns dabei helfen, klüger zu entschei-
den und besser zu leben. Ob und wie dies gelingen kann, hängt von der Gestal-
tung der Technik und ihren Einsatzbedingungen ab.

Darüber wollen wir auf dieser Konferenz sprechen und ich freue mich sehr auf 
die Diskussion der nächsten Stunden!

Herzlichen Dank für die Aufmerksamkeit!
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 Nächste Schritte für Gute Arbeit  
 in der digitalen Gesellschaft 
Gemeinsame Erklärung von ver.di und dem Bundesministerium  
für Arbeit und Soziales, Berlin, 10. Juni 2015 

Die Digitalisierung und digitale Vernetzung erfassen die gesamte Gesellschaft 
und verändern sie tiefgreifend. Der Dienstleistungssektor ist bereits seit eini-
gen Jahren digitalisierungsgetriebenen Veränderungen unterworfen, wie etwa 
der Wandel in der Musikbranche, im Bankwesen und im Versandhandel zeigen. 
In anderen Bereichen steht die Digitalisierung vergleichsweise noch am Anfang. 

Die Arbeitswelt wird durch die Digitalisierung schrittweise transformiert. 
Digitale Technik kann dabei helfen, Arbeit und Lebensqualität zu verbessern. 
Sie kann aber auch dafür genutzt werden, um Menschen zunehmend zu über-
wachen, sowie zu mehr prekärer Beschäftigung, wachsender Arbeitsbelastung 
und hohen Beschäftigungsverlusten führen. 

Die zentrale Herausforderung der kommenden Jahre besteht darin, die Risi-
ken des digitalen Umbruchs zu bewältigen und die Chancen auszuschöpfen, da-
mit gute Arbeit und gute Dienstleistungen geschaffen werden. Das Bundesmi-
nisterium für Arbeit und Soziales (BMAS) und ver.di sehen darin eine politische 
Gestaltungsaufgabe. Sie werden gemeinsam den Dialog über die Herausforde-
rungen der digitalen Arbeitswelt fortführen. ver.di wird eine eigene Stellung-
nahme zum vom BMAS herausgegebenen Grünbuch »Arbeiten 4.0« vorlegen 
und zudem in der neuen Plattform »Digitale Arbeitswelt« im Rahmen des IT-
Gipfels aktiv mitwirken. 

In diesem Prozess sind für ver.di und das BMAS die folgenden Themen von 
besonderer Bedeutung: 

Soziale Marktwirtschaft als Maßstab 
Wer die Arbeitswelt der Zukunft gestalten will, muss auch die neuen Wertschöp-
fungssysteme und Geschäftsmodelle gerade im Dienstleistungssektor in den 
Blick nehmen. Wir brauchen den gesellschaftlichen Dialog, wie wir innovati-
ve Dienstleistungen in Deutschland ausbauen können, aber auf Basis von Ge-
schäftsmodellen, die auf Guter Arbeit basieren und zu den Prinzipien der Sozi-
alen Marktwirtschaft passen. 

Partizipation und »digitale  
Souveränität« der Beschäftigten 
Die Partizipation der Beschäftigten bei der Gestaltung und Einführung neuer 
Technologien und digitaler Prozesse muss sichergestellt werden, um ein gutes 
Zusammenspiel von Mensch und Technik zu ermöglichen. Damit können wir 
sowohl die Innovationskraft der Mitarbeiter als auch das Humanisierungspo-
tenzial der neuen Technologien am besten ausschöpfen. 

Unter »digitaler Souveränität« wird aktuell die Idee verstanden, dass 
Deutschland und Europa als Technologie-Standort nicht autark sind, aber auch 
nicht fremdbestimmt werden. Genau dies könnte auch ein Leitbild für die Be-
schäftigten werden: Digitale Souveränität bedeutet für Individuen, dass sie 
selbstbewusst und mit Rechten ausgestattet mitreden und ihre Arbeit mitge-
stalten können. 
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Aufgrund neuer Analysetechniken, der Entbetrieblichung der Datenverarbei-
tung durch Cloud-Services und größer werdenden Datenbeständen, die zuneh-
mend auch persönliche und personifizierbare Daten umfassen, entstehen neue 
Gefährdungen der Persönlichkeitsrechte. Es wird daher ein zeitgemäßer Be-
schäftigtendatenschutz benötigt, der diesen Herausforderungen gerecht wird. 

Sicherung der Beschäftigungsfähigkeit:  
Qualifiziert und gesund 
Eine weitere zentrale Aufgabe ist die Sicherung der Beschäftigungsfähigkeit. 
Die Digitalisierung wird neue Qualifikationen erfordern, den Bedarf an Weiter-
bildung erhöhen und vielfach bisherige Berufsbilder erübrigen, während neue 
entstehen werden. Wir brauchen neue Konzepte, um sicherzustellen, dass die 
Qualifikation der Beschäftigten Schritt hält mit dem technologischen Wandel. 

Beschäftigungsfähigkeit bedeutet auch den Schutz der psychischen und kör-
perlichen Gesundheit. Digitale Arbeit ist häufig mit Erleichterungen und erwei-
terten Freiräumen für Beschäftigte verbunden, aber auch mit Gefährdungen 
und Belastungen, die aufgrund steigender Arbeitsintensität und Verantwor-
tung vor allem im psychischen Bereich zugenommen haben. Erweiterte Frei-
räume und Verantwortung verkehren sich bei unzureichenden Ressourcen und 
Prekarisierung der Arbeits- und Beschäftigungsverhältnisse von Chancen in – 
auch gesundheitliche – Risiken. Das BMAS hat hierzu ein Forschungsprojekt 
zur »Psychischen Gesundheit in der Arbeitswelt« in die Wege geleitet, dessen 
Ergebnisse die Grundlage für weitere Schritte sein werden. Für ver.di bedeutet 
gesundes Arbeiten, dass Regelungen des Arbeitsschutzgesetzes – etwa betrieb-
liche Gefährdungsbeurteilungen – konsequenter angewendet werden, dass das 
Arbeitsschutzgesetz bezüglich des Schutzes der Beschäftigten vor psychischen 
Belastungen weiterentwickelt und das auch branchenspezifische Regelungen 
getroffen werden. ver.di hat dazu Vorschläge für eine Verbesserung der Geset-
zeslage unterbreitet. Dies wird ver.di in den Dialogprozess mit dem BMAS ein-
bringen. 

Neuer Flexibilitätskompromiss 
Digitale Arbeit wird räumlich, zeitlich und organisatorisch entgrenzter sein. Das 
heißt aber nicht, dass keine Grenzen mehr existieren sollen. Flexibilität muss 
auch den Erwerbstätigen und ihren Familien zugutekommen. Die Realisierung 
des im Koalitionsvertrag verabredeten Rechts, nach einer Teilzeitbeschäftigung 
auf die frühere Arbeitszeit zurückzukehren, ist ein wichtiges Element einer zu-
kunftsfähigen Arbeitszeitgestaltung. 

Im Zuge der organisatorischen Entgrenzung kann die Zunahme selbststän-
diger Tätigkeiten eine Folge sein. In einigen Bereichen entspricht diese Entwick-
lung auch dem Wunsch der Erwerbstätigen. Bislang ist der soziale Schutz und 
die soziale Sicherung in besonderer Weise auf abhängig Beschäftigte ausge-
richtet. Für neue, vor allem selbständige Formen der Erwerbsarbeit, brauchen 
wir neue Konzepte der Absicherung. Hieran werden wir gemeinsam arbeiten.
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